





Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (16. Ausschuß) 
zu dem vom Bundesrat eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Städtebauförderungsgesetzes 
— Drucksache 10/1013 — 
A. Problem 
Das seit 1971 geltende Städtebauförderungsgesetz ist mit der 
Verpflichtung zum Einsatz des besonderen bodenrechtlichen 
Instrumentariums und zur Aufstellung von flächendeckenden 
Sanierungsbebauungsplänen noch weitgehend auf groß ange-
legte Flächensanierungen ausgerichtet, obwohl seit Mitte der 
siebziger Jahre die kleinteilige, behutsame Stadterneuerung 
immer mehr an Bedeutung gewonnen hat. Bereits am 31. Mai 
1979 hat der Deutsche Bundestag die Notwendigkeit einer 
gesetzlichen Regelung für eine vereinfachte städtebauliche 
Erneuerung festgestellt. 
B. Lösung 
Der vom Bundesrat eingebrachte Gesetzentwurf, den der Aus-
schuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen bei Stimmenthaltung der 
SPD-Fraktion mit einer Reihe von Änderungen billigt, soll in 
der vom Ausschuß empfohlenen Fassung den Gemeinden die 
Möglichkeit geben, 
— in geeigneten Fällen ein vereinfachtes Verfahren ohne be-
sonderes Bodenrecht zu wählen, 
- die Aufstellung von Bebauungsplänen auf die Fälle zu be-
schränken, wo dies nach den allgemeinen Vorschriften (§ 1 
Abs. 3 BBauG) erforderlich ist, 
— die Genehmigungspflicht für Vorhaben und Rechtsvor-
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— auf die Erhebung von Ausgleichsbeträgen in Fällen gering-
fügiger Bodenwerterhöhung zu verzichten. 
Die im Bundesratsentwurf darüber hinaus ursprünglich vor-
gesehene Ausweitung des Anwendungsbereichs des Städte-
bauförderungsgesetzes auf die Fälle städtebaulicher Mängel 
fand nicht die Zustimmung des Ausschusses. 
C. Alternativen 
Die kommunalen Spitzenverbände treten dafür ein, im Hin-
blick auf die Arbeiten für ein neues Baugesetzbuch auf die 
Novellierung des Städtebauförderungsgesetzes im jetzigen 
Zeitpunkt zu verzichten. 
D. Kosten 
Dem Bund und den Ländern entstehen durch das Gesetz 
keine zusätzlichen Kosten. Die Vereinfachungen des Gesetzes 
werden bei den Ländern und Gemeinden zur Minderung des 
Verwaltungsaufwandes führen. 
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Beschlußempfehlung 
Der Bundestag wolle beschließen, 
den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Städtebauförderungsgesetzes — 
Drucksache 10/1013 — in der aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtli-
chen Fassung anzunehmen. 
Bonn, den 20. September 1984 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Städtebauförderungsgesetzes 
— Drucksache 10/1013 — 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(16. Ausschuß) 
Entwurf 
Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Städtebauförderungsgesetzes 
Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 
Artikel 1 
Änderung des Städtebauförderungsgesetzes 
Das Städtebauförderungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. August 1976 (BGBl. I 
S. 2318, ber. S. 3617), zuletzt geändert durch § 24 
Nr. 77 des Gesetzes vom 17. Dezember 1982 (BGBl. I 
S. 1777), wird wie folgt geändert: 
1. § 1 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 
„(2) Sanierungsmaßnahmen sind Maßnahmen, 
durch die ein Gebiet zur Behebung oder Minde-
rung städtebaulicher Mißstände oder sonstiger 
städtebaulicher Mängel wesentlich verbessert 
oder umgestaltet wird." 
2. § 3 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 
„Die Gemeinde kann ein Gebiet, in dem Sa-
nierungsmaßnahmen weiter vorbereitet, ge-
fördert und durchgeführt werden sollen, 
förmlich als Sanierungsgebiet festlegen 
(förmlich festgelegtes Sanierungsgebiet)." 
b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a ein-
gefügt: 
„(2 a) Sonstige städtebauliche Mängel lie-
gen vor, wenn das Gebiet nach seiner vor-
handenen Bebauung oder nach seiner sonsti-
gen Beschaffenheit den allgemeinen Anfor-
derungen an zeitgemäße Wohn- und Arbeits-
verhältnisse nicht entspricht oder im Gebiet 
städtebauliche Mißstände zu entstehen dro-
hen." 
c) In Absatz 3 werden hinter dem Wort „Miß-
stände" die Worte „oder sonstige städtebauli-
che Mängel" eingefügt. 
Beschlüsse des 16. Ausschusses 
Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Städtebauförderungsgesetzes 
Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 
Artikel 1 
Änderung des Städtebauförderungsgesetzes 
Das Städtebauförderungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. August 1976 (BGBl. I 
S.2318, ber. S.3617), zuletzt geändert durch Arti-
kel 37 des Gesetzes vom 22. Dezember 1983 (BGBl. I 
S. 1532), wird wie folgt geändert: 
Nummer 1 entfällt 
Nummer 2 entfällt 
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3. Nach § 7 wird in den Ersten Abschnitt folgender 
§ 7 a eingefügt: 
„§ 7a 
Vereinfachtes Verfahren 
(1) Ist bei einer Sanierungsmaßnahme, mit der 
die Behebung oder Minderung städtebaulicher 
Mißstände (§ 3 Abs. 2) beabsichtigt wird, die An-
wendung der in Satz 2 genannten Vorschriften 
nicht erforderlich oder wird die Behebung oder 
Minderung sonstiger städtebaulicher Mängel 
(§ 3 Abs. 2 a) beabsichtigt, legt die Gemeinde das 
Sanierungsgebiet durch Beschluß fest. Die §§ 6, 
10, 15 bis 25, 41 Abs. 4 bis 11, §§ 42, .50 und 52 gel-
ten in diesem Falle nicht. § 51 gilt entspre-
chend. 
(2) Der Beschluß nach Absatz 1 bedarf der An-
erkennung durch die höhere Verwaltungsbehör-
de. § 5 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 2 und 4, Abs. 3 
Satz 1 gilt entsprechend." 
4. In § 15 wird nach Absatz 5 folgender Absatz 5a 
eingefügt: 
„(5 a) Die Gemeinde kann für bestimmte Fälle 
der Absätze 1 und 2 die Genehmigung für das 
Sanierungsgebiet oder Teile desselben allge-
mein erteilen." 
5. § 24 wird gestrichen. 
6. In § 41 wird nach Absatz 8 folgender Absatz 8 a 
eingefügt: 
„(8 a) Die Gemeinde kann allgemein auf den 
Ausgleichsbetrag ganz oder teilweise verzichten, 
wenn Grund zu der Annahme besteht, daß eine 
wesentliche Erhöhung der Grundstückswerte 
durch die Sanierung nicht eingetreten ist. Der 
Verzicht kann auch erklärt werden, bevor die 
Sanierung abgeschlossen ist, wenn zu erwarten 
ist, daß auch bis zu deren Abschluß keine we-
sentliche Erhöhung der Grundstückswerte mehr 
Beschlüsse des 16. Ausschusses 
3. § 5 wird wie folgt geändert: 
a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 4 ange-
fügt: 
„In der Satzung ist die Anwendung der §§ 6, 
15 bis 23, 41 Abs. 4 bis 11 und des § 42 auszu-
schließen, wenn sie für die Durchführung 
der Sanierung nicht erforderlich ist (verein-
fachtes Verfahren)." 
b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 5 ange-
fügt: 
„Die Genehmigung ist ferner zu versagen, 
wenn in den Fällen des Absatzes 1 Satz 4 die 
Durchführung eines vereinfachten Verfah-
rens die Sanierung voraussichtlich erschwe-
ren würde." 
c) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 
„Hierbei ist — außer im vereinfachten Ver-
fahren — auf die §§ 15, 17, 18 und 23 hinzu-
weisen." 
d) Dem Absatz 4 wird folgender Satz 3 ange-
fügt: 
„Im vereinfachten Verfahren finden die Sät-
ze 1 und 2 keine Anwendung." 
3a. § 6 Abs. 8 wird aufgehoben. 
3b. § 8 Abs. 1 Satz 3 wird aufgehoben. 
3c. § 10 wird aufgehoben. 
4. In § 15 wird nach Absatz 5 folgender Absatz 5 a 
eingefügt: 
„(5 a) Die Gemeinde kann für bestimmte Fälle 
der Absätze 1 und 2 die Genehmigung für das 
Sanierungsgebiet oder Teile desselben allge-
mein erteilen; sie hat dies ortsüblich bekanntzu-
machen." 
4a. In § 17 Abs. 1 Satz 3 werden die Worte 
a) „den vorhandenen baurechtlichen Festset-
zungen eines Bebauungsplans im Sinne des 
§ 10" durch die Worte „den Zielen und 
Zwecken der Sanierung", 
b) „den mit ausreichender Sicherheit bestimm-
baren künftigen Festsetzungen eines Bebau-
ungsplans im Sinne des § 10" durch die 
Worte „den mit ausreichender Sicherheit be-
stimmbaren Zielen und Zwecken der Sanie-
rung" 
ersetzt. 
Nummer 5 entfällt 
6. In § 41 wird nach Absatz 8 folgender Absatz 8 a 
eingefügt: 
„(8 a) Die Gemeinde kann für das Sanierungs-
gebiet oder für zu bezeichnende Teile des Sanie-
rungsgebiets von der Festsetzung des Aus-
gleichsbetrags absehen, wenn 
1. eine geringfügige Bodenwerterhöhung gut
-
achtlich ermittelt worden ist und 
2. der Verwaltungsaufwand für die Erhebung 
des Ausgleichsbetrags in keinem Verhältnis 
zu den möglichen Einnahmen steht. 
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erfolgt. Der Verzicht bedarf der Zustimmung der 
höheren Verwaltungsbehörde." 
7. § 89 wird gestrichen. 
8. § 92 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 
„(1) In den Ländern Berlin und Hamburg ent-
fallen die in § 5 Abs. 2 Satz 1 und § 51 Abs. 3 
Satz 2 vorgesehenen Genehmigungen, die Aner-
kennung nach § 7 a Abs. 2 sowie die Zustimmung 
nach § 41 Abs. 8 a; das Land Bremen kann be-
stimmen, daß diese Genehmigungen, die Aner-
kennung sowie die Zustimmung entfallen." 
9. Es wird folgender § 95 b eingefügt: 
„§ 95 b 
Überleitungsvorschriften zum Änderungsgesetz 
vom ... 
(1) In Sanierungsgebieten, die vor dem ... (In-
krafttreten dieses Änderungsgesetzes) als Sanie-
rungsgebiet förmlich festgelegt worden sind, 
kann die Gemeinde von der Aufstellung eines 
Bebauungsplanes nach § 10 absehen. § 1 Abs. 3 
des Bundesbaugesetzes bleibt unberührt. 
(2) Ist ein Sanierungsgebiet vor dem ... (In-
krafttreten dieses Änderungsgesetzes) förmlich 
festgelegt worden, so kann die Gemeinde die 
Satzung über die förmliche Festlegung des Sa-
nierungsgebietes auch aufheben, wenn die An-
wendung der in § 7a Abs. 1 Satz 2 genannten be-
sonderen bodenrechtlichen Vorschriften zur 
weiteren Vorbereitung, Förderung und Durch-




Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset-
zes auch im Land Berlin. 
Beschlüsse des 16. Ausschusses 
Die Entscheidung nach Satz 1 kann auch getrof-
fen werden, bevor die Sanierung abgeschlossen 
ist. Die Entscheidung bedarf der Zustimmung 
der höheren Verwaltungsbehörde." 
6a. § 50 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 
„(1) Die Gemeinde kann die Sanierung für ein 
Grundstück als abgeschlossen erklären, wenn 
entsprechend dem Sanierungszweck 
1. das Grundstück bebaut ist oder in sonstiger 
Weise genutzt wird oder 
2. das Gebäude modernisiert oder instand ge-
setzt ist. 
Auf Antrag des Eigentümers hat die Gemeinde 
die Sanierung für das Grundstück als abge-
schlossen zu erklären." 
6b. § 51 Abs. 4 wird aufgehoben. 
6c. § 54 Abs. 1 Satz 3 wird aufgehoben. 
Nummer 7 entfällt 
8. § 92 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 
„(1) In den Ländern Berlin und Hamburg 
entfallen die in § 5 Abs. 2 Satz 1 und § 51 
Abs. 3 Satz 2 vorgesehenen Genehmigungen 
sowie die nach § 41 Abs. 8 a Satz 3 vorgese-
hene Zustimmung; das Land Bremen kann 
bestimmen, daß diese Genehmigungen sowie 
die Zustimmung entfallen." 
b) Absatz 3 wird aufgehoben. 
Nummer 9 entfällt 
Artikel 2 
unverändert 




Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 
Beschlüsse des 16. Ausschusses 
Artikel 3 
Inkrafttreten 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1985 in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Dörflinger und Reschke 
I. 
Der Deutsche Bundestag hat in seiner 59. Sitzung 
am 15. März 1984 den vom Bundesrat eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Städte-
bauförderungsgesetzes — Drucksache 10/1013 — 
ohne Aussprache an den Ausschuß für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau überwiesen. Dieser 
hat den Gesetzentwurf in seiner 17., 18., 19., 21. und 
22. Sitzung am 11. April, 4. und 24. Mai, 27. Juni und 
19. September 1984 beraten. 
In seiner 18. Sitzung am 4. Mai 1984 hat der Aus-
schuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
in nichtöffentlicher Sitzung die Vertreter der 
 kom-
munalen Spitzenverbände sowie fünf Mitglieder 
der Fachkommission „Städtebauförderung" der Ar-
beitsgemeinschaft der für das Bau-, Wohnungs- und 
Siedlungswesen zuständigen Minister und Senato-
ren der Länder angehört. In seiner 21. Sitzung am 
27. Juni 1984 hat der Ausschuß eine öffentliche An-
hörung von Sachverständigen zu dem vorliegenden 
Gesetzentwurf durchgeführt. Dabei kamen fünf-
zehn Verbände, fünf Wissenschaftler und drei kom-
munale Praktiker zu Wort. Die vom Deutschen 
Städtetag und vom Deutschen Städte- und Gemein-
debund vorgetragenen Bedenken gegen eine Novel-
lierung des StBauFG zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
wurden von einer Mehrheit der Sachverständigen 
geteilt. Eine Mehrheit sprach sich auch gegen die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Ausdehnung des 
Anwendungsbereichs auf „städtebauliche Mängel" 
aus. Dagegen fand die Einführung des vereinfach-
ten Verfahrens, der Wegfall des obligatorischen, flä-
chendeckenden Sanierungsbebauungsplans und die 
Einführung einer Bagatellklausel für die Erhebung 
von Ausgleichsbeträgen die Zustimmung der über-
wiegenden Mehrheit der Sachverständigen. Im ein-
zelnen wird auf das Stenographische Protokoll der 
21. Sitzung des Ausschusses für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau sowie auf Ausschuß-
drucksache Nr. 7 vom 29. August 1984 verwiesen. 
II. 
Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau billigt mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen bei Stimmenthaltung der SPD-Fraktion 
die Vorlage des Bundesrates unter Berücksichti-
gung der Stellungnahme der Bundesregierung. 
Die vorliegende Novelle greift den Teil der Ent-
schließung des Deutschen Bundestages vom 31. Mai 
1979 auf, in dem eine „gesetzliche Regelung von 
Förderungsmaßnahmen zwischen Modernisierung 
und Sanierung (vereinfachte städtebauliche Er-
neuerung)" gefordert wird. Die unter III. im einzel
-
nen dargestellten Änderungen des Städtebauförde-
rungsgesetzes werden es den Gemeinden erlauben, 
Stadterneuerungsmaßnahmen ohne Einsatz des be-
sonderen bodenrechtlichen Instrumentariums und 
ohne Aufstellung eines flächendeckenden Bebau-
ungsplans durchzuführen. Damit ist Teil c) der Ent-
schließung vom 31. Mai 1979 Rechnung getragen. 
Die Gemeinden werden dadurch in die Lage ver-
setzt, das Verfahren zu entbürokratisieren und zu 
beschleunigen. Dies wird es den Gemeinden er-
leichtern, notwendige Stadterneuerungsmaßnah-
men ohne übertriebenen Verwaltungsaufwand ein-
zuleiten und abzuschließen. 
Die SPD-Fraktion hat sich im Ausschuß bei der 
Schlußabstimmung über den Gesetzentwurf der 
Stimme enthalten, weil sie die von den kommuna-
len Spitzenverbänden in der öffentlichen Anhörung 
vorgetragenen grundsätzlichen Bedenken gegen 
eine auf das StBauFG beschränkte Änderung des 
Städtebaurechts teilt. Sie könne zwar — mit Aus-
nahme der vollständigen Streichung des § 10 
StBauFG — die im Entwurf vorgesehenen sachli-
chen Änderungen weitgehend mittragen. Diese Än-
derungen haben jedoch nur für eine Übergangszeit 
von wenigen Jahren bis zum Inkrafttreten des vom 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau angekündigten neuen Baugesetzbuchs 
Geltung. Für eine solche kurze Geltungsdauer kann 
der kommunalen Praxis nicht die Mühe zugemutet 
werden, die jede Gesetzesänderung mit sich bringt. 
Durch die vorliegende Novelle besteht nach Ansicht 
der SPD-Fraktion die Gefahr einer zweimaligen 
Umstellung innerhalb eines kurzen Zeitraums. Die 
schlechten Erfahrungen mit den häufigen Novellie-
rungen des Bundesbaugesetzes lassen dringend von 
einer Gesetzesänderung im gegenwärtigen Zeit-
punkt abraten. Es ist zu überlegen, statt der vorlie-
genden Novelle eine Bund/Länder-Vereinbarung 
über die Finanzierung von solchen Stadterneue-
rungsvorhaben abzuschließen, wie sie z. B. bereits 
in Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen in 
reinen Länderprogrammen außerhalb des StBauFG 
gefördert werden. 
Demgegenüber hält es die Ausschußmehrheit für 
geboten, die Novelle mit dem auf den dringlichsten 
Handlungsbedarf beschränkten Umfang zum jetzi-
gen Zeitpunkt zu verabschieden. Die Koalitions-
fraktionen räumen zwar ein, daß Kleinstnovellen 
im allgemeinen mit einer guten Gesetzgebungsar-
beit nicht zu vereinbaren sind und die Ausnahme 
bleiben müssen. Bei dieser Novelle geht es jedoch 
vor allem darum, Impulse zu geben auf einem Sek-
tor, wo staatliche Subventionen in hohem Maße pri-
vate Investitionen anregen und noch auf eine große 
Nachfrage stoßen. Nach Schätzungen besteht bis 
zum Jahre 1990 ein Sanierungsbedarf von 190 Milli- 
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arden Deutsche Mark. In nächster Zeit werden 
etwa 330 Sanierungsverfahren allein im Bundespro-
gramm abgeschlossen und daher eine ähnlich hohe 
Zahl neuer Maßnahmen begonnen. Es ist daher 
schon zum gegenwärtigen Zeitpunkt notwendig, 
den zügigen Abschluß der laufenden Maßnahmen 
zu erleichtern und für die neuen Maßnahmen be-
reits das vereinfachte Verfahren zur Verfügung zu 
stellen. Die vorliegende Novelle wird den Hand-
lungsspielraum der Gemeinden erweitern und die 
Selbstverwaltung stärken. Die Gemeinden werden 
nicht gezwungen, laufende Sanierungsmaßnahmen 
umzustellen oder ein völlig neues Recht anzuwen-
den. Wie sich aus den am 30. August 1984 der Öf-
fentlichkeit vorgestellten Berichten der Arbeits-
gruppen für das neue Baugesetzbuch ergibt, liegt 
die mit der vorliegenden Novelle gefundene Lösung 
ganz auf der Linie, die sich für das neue Baugesetz-
buch bereits abzeichnet. 
Die mit der Novelle vollzogene Trennung von Bo-
den- und Förderungsrecht, also die selbständige An-
wendung des StBauFG als Planungs-, Organisa-
tions- und Förderungsrecht mit der Möglichkeit, 
das Sanierungsverfahren auch ohne Anwendung 
des besonderen Bodenrechts durchzuführen, soll im 
neuen Baugesetzbuch uneingeschränkt erhalten 
bleiben. Die Novelle wird daher die Einführung des 
neuen Baugesetzbuchs nicht nur nicht erschweren, 
sondern erleichtern, weil die notwendigen Umstel-
lungen bereits mit der Novelle für die neue „Maß-
nahmengeneration" mühelos vorgenommen werden 
können. Auch für den Anwendungsbereich ist keine 
Änderung durch das neue Baugesetzbuch zu erwar-
ten. Auch die in der Novelle vorgesehenen boden-
rechtlichen Änderungen, nämlich der Verzicht auf 
den obligatorischen flächendeckenden Sanierungs-
bebauungsplan (siehe unten III. 2.) und die Ermäch-
tigung zur Vereinfachung des sanierungsrechtli-
chen Genehmigungsverfahrens (siehe unten III. 3.) 
sollen nach der Stellungnahme des Bundesmini-
sters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
vom 30. August 1984 in das neue Baugesetzbuch 
übernommen werden. Es wäre daher nicht zu ver-
treten, mit den von der Praxis dringend erwünsch-
ten Änderungen auf das Baugesetzbuch zu warten; 
die von den kommunalen Spitzenverbänden be-
fürchteten Erschwerungen werden nicht eintreten. 
Auf der anderen Seite war es nicht möglich, Teil b) 
der Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
31. Mai 1979 zu berücksichtigen und bereits in die-
ser Novelle eine Lösung für die Gemengelagenpro-
blematik vorzulegen. Die in Gebieten mit engem 
Nebeneinander von gewerblichen Anlagen und 
Wohnnutzungen bestehenden Probleme, „die sich 
auf die notwendigen Modernisierungs- und Erwei-
terungsmaßnahmen an den gewerblichen Anlagen 
nachteilig auswirken", sind zu umfangreich und mit 
dem gesamten Bauplanungsrecht zu sehr verwo-
ben, als daß eine wirkungsvolle gesetzgeberische 
Lösung isoliert vorweggenommen werden könnte. 
Ein solcher Vorgriff würde daher die Arbeiten am 
neuen Baugesetzbuch erheblich stören und die Su-
che nach der bestmöglichen Lösung vorzeitig einen-
gen. Der Ausschuß geht jedoch davon aus, daß diese 
Frage im neuen Baugesetzbuch in angemessener 
Weise berücksichtigt wird. 
Der Ausschuß hat sich auch mit der Frage befaßt, 
ob im Rahmen der vorliegenden Novelle die Bei-
tragsfähigkeit von Wohnwegen wiederhergestellt 
werden kann, um die Gemeinden vor finanziellen 
Einbußen zu bewahren. Der Ausschuß hat von einer 
Regelung abgesehen im Hinblick darauf, daß die 
Auswirkungen des Urteils des Bundesverwaltungs-
gerichts vom 3. Juni 1983 auf die Wechselbeziehun-
gen zwischen dem Erschließungsbeitragsrecht und 
dem Bauplanungsrecht noch nicht abschließend be-
urteilt werden können. Außerdem weisen die Stel-
lungnahmen der Arbeitsgruppen für das neue Bau-
gesetzbuch hier noch nicht in eine einheitliche 
Richtung, so daß ein Vorgriff hier nicht möglich 
erscheint. Die Bundesregierung bleibt jedoch aufge-
fordert, dieses Problem bei der Erarbeitung des 
neuen Baugesetzbuchs einer Lösung zuzuführen. 
III. 
Die Novelle enthält im wesentlichen vier Neurege-
lungen, durch die Stadterneuerungsmaßnahmen er-
leichtert werden sollen. Der Ausschuß hat diese 
Neuregelungen mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen und — mit Ausnahme der Streichung 
des § 10 StBauFG — der SPD-Fraktion gebilligt. 
1. Vereinfachtes Verfahren 
In dem neu eingeführten vereinfachten Verfahren 
kann die Gemeinde das Sanierungsverfahren auch 
ohne Anwendung der besonderen bodenrechtlichen 
Bestimmungen des StBauFG durchführen. Wie be-
reits nach geltendem Recht (§ 3 Abs. 1 Satz 1 
StBauFG) muß die Gemeinde vor förmlicher Festle-
gung des Sanierungsgebietes das Erfordernis der 
Durchführung städtebaulicher Sanierungsmaßnah-
men prüfen, also auch das Erfordernis der Anwen-
dung der besonderen bodenrechtlichen Bestimmun-
gen. Der Gesetzentwurf geht dabei davon aus, daß 
bei Vorliegen städtebaulicher Mißstände im Sinne 
des § 3 Abs. 2 und 3 StBauFG, die durch Sanierungs-
maßnahmen zu beheben sind, die Anwendung des 
besonderen Bodenrechts des Gesetzes gerechtfer-
tigt ist. Der von der Bundesregierung vorgeschla-
gene und vom Ausschuß aufgegriffene neue § 5 
Abs. 2 Satz 5 verdeutlicht diese gesetzgeberische 
Wertung, wonach der Gemeinde die „Beweislast" 
dafür obliegt, wenn sie das besondere Bodenrecht 
nicht anzuwenden beabsichtigt. Durch diese gesetz-
liche Neuregelung sind denkbare prozessuale Risi-
ken weitestgehend ausgeschlossen. 
Durch das Merkmal der „Erforderlichkeit" als An-
wendungsvoraussetzung der besonderen boden-
rechtlichen Bestimmungen des StBauFG wird so-
wohl dem verfassungsrechtlichen Erforderlichkeits-
grundsatz (Artikel 2 Abs. 1 und Artikel 14 Abs. 1 und 
2 GG) als auch dem Gleichbehandlungsgrundsatz 
(Artikel 3 Abs. 1 GG) Rechnung getragen. Ob die 
Anwendung des besonderen Bodenrechts erforder-
lich ist, bestimmt sich nach der vorhandenen städ- 
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tebaulichen Situation und nach den Sanierungszie-
len der Gemeinde. Die Gemeinde kann dabei von 
folgendem ausgehen: Die Anwendung des besonde-
ren Bodenrechts ist in der Regel erforderlich, wenn 
sich aus den Sanierungszielen ergibt, daß die Sanie-
rung eines Gebietes nicht nur durch Baumaßnah-
men (öffentlicher und privater Bereich), sondern 
mindestens auch durch Ordnungsmaßnahmen zu 
erreichen ist, z. B. Maßnahmen der Bodenordnung, 
des Umzugs der Bewohner und Betriebe, der Besei-
tigung baulicher Anlagen, der Erschließung sowie 
solche Maßnahmen, die zur Durchführung der Bau-
maßnahmen notwendige Voraussetzung sind. Ord-
nungsmaßnahmen führen in der Regel zu besonde-
ren sanierungsbedingten Bodenwerterhöhungen. 
Die Gemeinde kann somit auch in den Fällen einer 
zu erwartenden besonderen Bodenwerterhöhung 
von der Erforderlichkeit des besonderen sanie-
rungsrechtlichen Instrumentariums ausgehen. Im 
Gesetzesantrag des Landes Niedersachsen vom 
23. Juni 1983 (BR-Drucksache 291/83) ist daher zu-
treffend die „Erforderlichkeit" dann bejaht worden, 
„wenn erhebliche Ausgleichsbeträge zu erwarten 
und diese zu ,Förderung` bzw. ,Finanzierung` einge-
setzt werden müssen" (S. 29). 
In der Sanierung werden durch eine Reihe von Vor-
schriften, u. a. über die Entschädigung und die Er-
hebung von Ausgleichsbeträgen alle Eigentümer 
nach gleichen Maßstäben und nach einer an der tat-
sächlichen Werterhöhung des Grundstücks orien-
tierten Belastungsgrenze an den Kosten der Sanie-
rungsmaßnahme beteiligt. Im Sanierungsgebiet 
entfallen bundes- und landesrechtliche Beiträge. 
Gegenüber dem Ausgleichsbetrag können Beiträge 
bei geringen Bodenwerterhöhungen in Gebieten 
mit geringer Wirtschaftskraft zu höheren Belastun-
gen der Eigentümer und Mieter führen. Die Sanie-
rung kann aber erschwert werden, wenn ohne An-
wendung des Sanierungsrechts sowohl öffentliche 
als auch private Belange, die bei der Sanierung zu 
berücksichtigen sind, beeinträchtigt werden kön-
nen. In diesen Fällen kann die Anwendung des Bo-
denrechts auch aus Gründen des Schutzes der Sa-
nierungsbetroffenen (vor allem Eigentümer und 
Mieter) und damit im Hinblick aus städtebaulich 
unerwünschten wirtschaftlichen und sozialen Fol-
gen gerechtfertigt sein. 
Im übrigen ist das Nebeneinander von Sanierungs-
maßnahmen mit und ohne Anwendung des beson-
deren Bodenrechts der Praxis bereits vertraut, so-
weit in einzelnen Ländern, Städten und Gemeinden 
bereits Erneuerungsmaßnahmen auch ohne An-
wendung des StBauFG durchgeführt wurden. In 
diesen Fällen ist bereits bisher die Erforderlichkeit 
der Anwendung des (derzeitigen) StBauFG zur Be-
hebung der städtebaulichen Problemlagen ein ge-
eignetes Abgrenzungskriterium. Sich hieraus erge-
bende Schwierigkeiten sind aus der Praxis nicht 
bekanntgeworden. 
2. Streichung des § 10 StBauFG 
Der Gesetzentwurf des Bundesrates sieht in Num
-
mern 3 und 9 (§ 7 a Abs. 1 und § 95b Abs. 1 des Ent
wurfs) vor, daß für das vereinfachte Verfahren so
wie für die bei Inkrafttreten des Änderungsgesetzes 
laufenden Sanierungsmaßnahmen die Verpflich-
tung der Gemeinde zur Aufstellung eines Bebau-
ungsplanes nach § 10 StBauFG entfällt. Die Bundes-
regierung schlägt in ihrer Stellungnahme vor, § 10 
insgesamt aufzuheben. Der Ausschuß folgt — auch 
aufgrund der Ergebnisse der öffentlichen Anhörung 
— mit Mehrheit der Auffassung, daß die in § 10 
StBauFG vorgeschriebene Aufstellung von qualifi-
zierten Bebauungsplänen flächendeckend für alle 
Sanierungsgebiete nicht sachgerecht ist. Vor allem 
bei bestandsorientierten Sanierungsverfahren ist 
die Aufstellung von Bebauungsplänen häufig nicht 
erforderlich. Aber auch bei Flächensanierungen be-
steht das Erfordernis, qualifizierte Bebauungspläne 
aufzustellen, nicht immer für alle Flächen des Sa-
nierungsgebietes. Die Verpflichtung der Gemein-
den, nach Maßgabe des § 1 Abs. 3 des Bundesbauge-
setzes, „Bauleitpläne aufzustellen, sobald und so-
weit es für die städtebauliche Entwicklung und Ord-
nung erforderlich ist", bleibt von der Streichung des 
§ 10 StBauFG unberührt. In Sanierungsgebieten 
kann es daher auch künftig erforderlich sein, Be-
bauungspläne nach Maßgabe des § 1 Abs. 3 des Bun-
desbaugesetzes aufzustellen. Dies kann z. B. der 
Fall sein, wenn in dem Gebiet Art und Maß der 
zulässigen Nutzung geändert oder eine Erschlie-
ßungsanlage hergestellt werden soll. Das gleiche 
gilt, wenn ein städtebaulich notwendiger Ausgleich 
mit umgebender Bebauung — etwa in Gemengela-
ge-Situationen — nur durch Aufstellung eines Be-
bauungsplans erreicht werden kann. 
In diesem Zusammenhang ist auch von Bedeutung, 
daß trotz Aufhebung des § 10 StBauFG die Ver-
pflichtung der Gemeinde zur Abwägung der Be-
lange der von der Sanierungsmaßnahme unmittel-
bar oder mittelbar Betroffenen gesetzlich gewähr-
leistet bleibt. Insbesondere hat die Gemeinde nach 
§ 4 Abs. 4 StBauFG im Rahmen der vorbereitenden 
Untersuchungen den Trägern öffentlicher Belange, 
deren Aufgabenbereich durch die Sanierung be-
rührt werden kann, möglichst frühzeitig Gelegen-
heit zur Stellungnahme zu geben. Nach dem Abwä-
gungsgebot des § 1 Abs. 4 Satz 3 StBauFG sind die 
Belange der Betroffenen, insbesondere der Eigentü-
mer, der Mieter und Pächter, und die der Allge-
meinheit gerecht gegeneinander abzuwägen. Bei 
dieser Abwägung ist auch den Belangen des Gewer-
bes und der Industrie, wie sie in der öffentlichen 
Anhörung des Ausschusses vorgetragen wurden, so-
wohl im Sanierungsgebiet als auch in der Umge-
bung Rechnung zu tragen, zumal Sanierungsmaß-
nahmen auch dazu beitragen sollen, die Wirt-
schaftsstruktur zu verbessern (§ 1 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 2 StBauFG). 
Auch die gesetzliche Verpflichtung zur Erörterung 
der Neugestaltung des Sanierungsgebiets mit den 
Eigentümern und sonstigen Nutzungsberechtigten 
(insbesondere Mietern und Pächtern) bleibt nach 
Aufhebung des § 10 StBauFG gesetzlich gewährlei-
stet: Nach § 4 Abs. 1 Satz 2 StBauFG soll die Ge-
meinde bereits bei den vorbereitenden Untersu-
chungen die Einstellung und Mitwirkungsbereit-
schaft der Eigentümer und anderen Nutzungsbe-
rechtigten zu der beabsichtigten Sanierung ermit- 
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teln und Vorschläge hierzu entgegennehmen. Nach 
§ 9 StBauFG ist mit den Eigentümern und Nut-
zungsberechtigten die beabsichtigte Neugestaltung 
des Sanierungsgebiets möglichst frühzeitig zu erör-
tern. 
Die SPD-Fraktion hat im Ausschuß der Streichung 
von § 10 StBauFG nicht zugestimmt. Sie ist der Auf-
fassung, daß diese Vorschrift im klassischen Sanie-
rungsverfahren ihre Bedeutung behalten soll und 
durch § 1 Abs. 3 BBauG nicht voll ersetzt werden 
kann. Die SPD-Fraktion wendet sich gegen die Ten-
denz, Planungspflichten der Gemeinden abzubauen. 
Bebauungsplanverfahren heißt Abwägungsverfah-
ren zwischen unterschiedlichen Interessen und 
Zielen. Gerade die Probleme des Umweltschutzes 
und die Forderung nach einer verantwortungsvol-
len Verwendung des Bodens ließen es geraten er-
scheinen, die Planungspflicht im Sinne einer vor-
ausschauenden Vermeidung von Schäden eher zu 
verstärken. Die SPD-Fraktion hat vorgeschlagen, 
außerhalb des vereinfachten Verfahrens lediglich 
dann den Verzicht auf einen Sanierungsbebauungs-
plan zuzulassen, wenn die Sanierung im Rahmen 
des § 34 BBauG oder eines bestehenden Bebauungs-
plans möglich ist. 
Hinsichtlich des sachlichen Anliegens sieht die 
Ausschußmehrheit keinen grundsätzlichen Wider-
spruch zur vorgeschlagenen Streichung des § 10 
StBauFG. Sie befürchtet jedoch, daß die vorgeschla-
gene „Verzichtsregelung" zu Rechts- und Verfah-
rensunsicherheiten führt. Im übrigen trägt die von 
der Ausschußmehrheit vorgeschlagene Lösung dem 
Gedanken der kommunalen Selbstverwaltung stär-
ker Rechnung. 
3. Vereinfachung des sanierungsrechtlichen 
Genehmigungsverfahrens 
Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Einfügung ei-
nes neuen Absatzes 5 a in § 15 StBauFG, wonach die 
Gemeinde für bestimmte Fälle genehmigungs-
pflichtiger Vorhaben und Rechtsvorgänge nach § 15 
Abs. 1 und 2 die Genehmigung für das Sanierungs-
gebiet oder Teilgebiete des Sanierungsgebiets allge-
mein erteilen kann, stimmt der Ausschuß einstim-
mig zu. Hierin liegt eine Erleichterung des Verfah-
rens und eine Vermeidung von Verfahrensverzöge-
rungen. Diesen Zielen dient auch die von der Bun-
desregierung vorgeschlagene ortsübliche Bekannt-
machung der Gemeindeentscheidung; sie wird vom 
Ausschuß daher aufgegriffen. 
4. Verzicht auf die Erhebung von 
Ausgleichsbeträgen 
Die Möglichkeiten, unter den engen Voraussetzun-
gen des § 41 Abs. 9 StBauFG im Einzelfall von der 
Erhebung von Ausgleichsbeträgen absehen zu kön-
nen, haben sich in der Praxis als zu eng erwiesen. 
Der Ausschuß ist daher wie der Bundesrat der Auf-
fassung, daß den Gemeinden weitergehendere Mög-
lichkeiten für den Verzicht auf die Erhebung von 
Ausgleichsbeträgen gegeben werden müssen. Hin
-
sichtlich der Ausgestaltung der Bagatellklausel 
schließt er sich dabei dem in der Stellungnahme der 
Bundesregierung enthaltenen Vorschlag an und 
sieht sich darin auch durch das Ergebnis der durch-
geführten Anhörung bestätigt. 
Nach diesem Vorschlag soll Voraussetzung für den 
Verzicht auf die Erhebung von Ausgleichsbeträgen 
sein, daß die sanierungsbedingten Bodenwerterhö-
hungen geringfügig sind und den Verwaltungsauf-
wand für die Erhebung des Ausgleichsbetrages 
nicht rechtfertigen können. Darüber hinaus soll 
eine dahin gehende Entscheidung einer gutachterli-
chen Ermittlung der Bodenwerterhöhung sowie der 
Zustimmung der höheren Verwaltungsbehörde be-
dürfen. Damit soll sichergestellt werden, daß die 
Bagatellklausel nicht in einem Maße zur Anwen-
dung kommen kann, das mit dem Gleichbehand-
lungsgrundsatz unvereinbar wäre. Unter diesen en-
gen Anwendungsvoraussetzungen muß die Ge-
meinde wiederum aus Gründen der Gleichbehand-
lung auch gebietsweise auf die Erhebung von Aus-
gleichsbeträgen verzichten können. 
Der Ausschuß sieht in dem Vorschlag, der im übri-
gen bereits 1980 Gegenstand eines Planspiels war 
und für sinnvoll und praktikabel angesehen wurde, 
einen wichtigen Beitrag, den Vollzug der boden-
rechtlichen Bestimmungen insgesamt zu erleich-
tern. 
IV. 
Der Ausschuß hat mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen und der SPD-Fraktion die Ausweitung 
des Anwendungsbereichs auf „städtebauliche Män-
gel" sowie die Überleitungsvorschriften abgelehnt. 
1. Anwendungsbereich 
Der Ausschuß hat das Erfordernis, den Anwen-
dungsbereich für städtebauliche Sanierungsmaß-
nahmen auf die Behebung oder Minderung städte-
baulicher Mängel zu öffnen, eingehend geprüft. Er 
sieht bei Würdigung des sachlichen Anliegens des 
Bundesrates letztlich kein zwingendes Bedürfnis 
für eine Änderung des geltenden Rechts. Die bishe-
rigen Anwendungserfahrungen mit dem StBauFG 
haben gezeigt, daß Sanierungsmaßnahmen geeig-
net sind, unterschiedliche städtebauliche Problem-
lagen zu lösen. Wie die in der Vergangenheit vieler-
orts zu beobachtende Umorientierung von Flä-
chensanierungen zu Sanierungsmaßnahmen der er-
haltenden Erneuerung zeigen, ist der Mißstands
begriff des geltenden Rechts hinreichend offen ge-
genüber sich verändernden städtebaulichen Aufga-
benstellungen und gemeindlichen Sanierungskon-
zeptionen. Zu diesem Ergebnis kommen auch die 
vom Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau eingesetzten Arbeitsgruppen zum 
„Baugesetzbuch" (veröffentlicht in der Schriften-
reihe des BMBau „Städtebauliche Forschung", 
Nummer 03.108, S. 103): Danach sei „in der Behe-
bung städtebaulicher Mißstände im Sinne des § 3 
Abs. 2 und 3 StBauFG eine für den Regelfall ausrei- 
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chende Beschreibung des Anwendungsbereichs" für 
die Förderung städtebaulicher Erneuerungsmaß-
nahmen zu sehen. „Übereinstimmend bestand die 
Auffassung, daß innerhalb des geltenden § 3 Abs. 2 
StBauFG folgende Sanierungsaufgaben erfaßt 
sind: 
a) Umnutzung von Flächen aus Gründen einer 
städtebaulichen Umstrukturierung (z. B. Aufbe-
reitung brachliegender Gewerbeflächen). 
b) Bauliche Verdichtung in bisher aufgelockert be-
bauten Siedlungsgebieten zum Zwecke der Bau-
landversorgung. 
c) Umwidmung bisher baulich genutzter Flächen 
wegen zurückgehenden Siedlungsflächenbe-
darfs. 
d) Verträgliche Gestaltung unterschiedlicher Nut-
zungen in Mischgebieten." 
Der Ausschuß weist in diesem Zusammenhang be-
sonders auf die bedeutsamen Sanierungsaufgaben 
bei Maßnahmen des Bodenschutzes, vor allem bei 
der Wiederaufbereitung alter Industrie- und Gewer-
begebiete („Altlasten"), aber auch auf die Aufgaben 
der Lärmsanierung hin. 
Auch die vom Bundesrat vorgeschlagene Ergän-
zung von § 1 Abs. 2 und § 3 Abs. 1 StBauFG, wonach 
städtebauliche Sanierungsmaßnahmen neben der 
Behebung auch der „Minderung" städtebaulicher 
Mißstände dienen, ist nach Auffassung des Aus-
schusses nicht erforderlich. In der Begründung des 
Gesetzesantrags des Bundesrates wird zutreffend 
festgestellt, „daß Sanierungsmaßnahmen nicht im-
mer auf eine — totale — Behebung von Miß-
ständen ... gerichtet sein müssen" (BT-Drucksache 
10/1013, S. 11). Dies entspricht bereits dem gelten-
den Recht, wonach Ziele und Eingriffsintensität bei 
der Sanierung vornehmlich in der von der Ge-
meinde nach § 8 Abs. 1 StBauFG erstellten Sanie-
rungskonzeption zu bestimmen sind. 
Was die Maßnahmen zur Verhinderung städtebauli-
cher Mißstände betrifft („Prävention"), erübrigt sich 
aufgrund der neuesten Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts eine gesetzliche Änderung 
oder Klarstellung (Urteil vom 6. Juli 1984 — 
BVerwG 4 C 14.81). Danach ist es für den Tatbe-
stand der Funktionsschwächensanierung gerade 
kennzeichnend, daß der städtebauliche Mißstand 
mit der zukünftigen Struktur und Funktion des Sa-
nierungsgebiets im gemeindlichen Bereich begrün-
det wird. Zur zukünftigen Funktion gehört sowohl 
das, was nach dem Sanierungskonzept erhalten als 
auch das, was durch einen Funktionswandel er-
reicht werden soll (BVerwG a. a. O.). 
2. Überleitungsregelung 
Die vom Bundesrat in Nummer 9 (§ 95 Abs. 2) vorge-
schlagene Ermächtigung zur Aufhebung einer Sa-
nierungssatzung mit dem Ziele, die Sanierung im 
vereinfachten Verfahren fortzuführen, wird vom 
Ausschuß nicht aufgegriffen. Die Bundesregierung 
hat in ihrer Stellungnahme zu Nummer 3 zwar eine 
vereinfachte Überleitungsregelung (§ 5 Abs. 4 a) vor-
geschlagen. Sie hat jedoch in der Begründung 
selbst auf zahlreiche rechtliche und praktische 
Schwierigkeiten bei der Überführung laufender Sa-
nierungsverfahren in das vereinfachte Verfahren 
hingewiesen (BT-Drucksache 10/1013, S. 14). Die öf-
fentliche Anhörung, insbesondere die Stellungnah-
men der Kommunalen Spitzenverbände, hat die Be-
denken gegenüber der Praktikabilität einer ent-
sprechenden Regelung verstärkt. Die vorgeschla-
gene Regelung wirft vor allem Probleme hinsicht-
lich der Gleichbehandlung der Eigentümer im Sa-
nierungsgebiet auf. Vor allem könnte solch eine Re-
gelung die Durchführung laufender Sanierungs-
maßnahmen beeinträchtigen, z. B. wegen eines 
hierdurch möglicherweise ausgelösten faktischen 
Handlungszwangs der Gemeinde zur Umstellung 
laufender Verfahren. Im übrigen dürften die Fälle, 
in denen die Voraussetzungen für die Überführung 
laufender Maßnahmen in das vereinfachte Verfah-
ren in Betracht kommen, nur sehr selten sein. Inso-
weit reichen die nach geltendem Recht bestehen-
den Möglichkeiten aus, insbesondere die Teilaufhe-
bung der Sanierungssatzung für diejenigen Teile 
des Sanierungsgebiets, in denen die Sanierung 
durchgeführt ist oder die sonstige Änderung der 
Sanierungssatzung. 
Eine besondere Überleitungsbestimmung der No-
velle ist im übrigen nach Auffassung des Ausschus-
ses nicht erforderlich. 
Die sonstigen in der Novelle vorgesehenen Verfah-
renserleichterungen kommen mit Inkrafttreten der 
Novelle auch bei den laufenden Sanierungsverfah-
ren zur Wirkung. Insbesondere entfällt die Ver-
pflichtung zur Aufstellung von (flächendeckenden) 
Sanierungsbebauungsplänen nach § 10 StBauFG. 
Die Befugnis der Gemeinde, eine vorbereitete Bau-
leitplanung zum Abschluß zu bringen oder im Rah-
men des § 1 Abs. 3 BBauG einen Bebauungsplan für 
das gesamte Sanierungsgebiet aufzustellen, bleiben 
von dieser Änderung gleichfalls unberührt. Ent-
sprechendes gilt für die Folgeänderungen, die sich 
aus der Streichung des § 10 StBauFG ergeben. Mit 
Inkrafttreten der Novelle finden auch die neuen Be-
stimmungen des § 15 Abs. 5 a und § 41 Abs. 8 a des 
Entwurfs für laufende Maßnahmen Anwendung. 
Was die Anwendung des neuen vereinfachten Ver-
fahrens betrifft, gilt folgendes: Das neue „verein-
fachte Verfahren" berührt die laufenden Verfahren 
nicht. Mit Inkrafttreten der Novelle können die Ge-
meinden Sanierungsgebiete im vereinfachten Ver-
fahren förmlich festlegen. Die Gemeinden können 
das vereinfachte Verfahren demgemäß auch in Ge-
bieten anwenden, in denen bei Inkrafttreten des 
Gesetzes vorbereitende Untersuchungen (§ 4 
StBauFG) begonnen oder bereits durchgeführt wur-
den, wenn nach den Ergebnissen der vorbereiten-
den Untersuchungen die Voraussetzung für die An-
wendung des vereinfachten Verfahrens vorliegen. 
Die vorbereitenden Untersuchungen haben insbe-
sondere auch zur Aufgabe, das Sanierungserforder-
nis nach dem StBauFG festzustellen. Hierbei ermit-
telt die Gemeinde auch das Erfordernis der Anwen-
dung der besonderen bodenrechtlichen Bestimmun- 
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gen. Ist die Sanierungssatzung gemäß § 5 Abs. 3 
Satz 3 StBauFG bei Inkrafttreten des Gesetzes 
noch nicht rechtsverbindlich, kann die Gemeinde 
das Sanierungsgebiet auch im vereinfachten Ver-
fahren förmlich festlegen. 
Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 Nr. 1 und 2 
Der Ausschuß hat diese Bestimmungen aus den un-
ter IV, 1 dargelegten Gründen nicht aufgenommen. 
Zu Artikel 1 Nr. 3 
Der Ausschuß folgt dem Vorschlag der Bundesre-
gierung, das vereinfachte Verfahren nicht — wie 
vom Bundesrat vorgesehen — in einer gesonderten 
Bestimmung, sondern in § 5 zu regeln. Allerdings 
soll — abweichend von der Stellungnahme der Bun-
desregierung — der Begriff des „vereinfachten Ver-
fahrens" ausdrücklich eingeführt werden. Damit 
wird die Verständlichkeit und Handhabung des Ge-
setzes erleichtert. 
Im Ausschuß wurde der Vorschlag erwogen, § 15 
StBauFG auch im vereinfachten Verfahren (ganz 
oder teilweise) zur Anwendung zu bringen. Bei 
Würdigung des sachlichen Anliegens sieht der Aus-
schuß hierin jedoch die Gefahr der Komplizierung 
des Rechts. Einerseits würde dies zu einer weiteren 
Auffächerung der Verfahrenswege führen, da zwi-
schen vereinfachtem Verfahren mit und ohne Ge-
nehmigungspflicht zu unterscheiden wäre. Anderer-
seits würde sich der Vollzug des vereinfachten Ver-
fahrens auch dadurch verkomplizieren, daß ein Sa-
nierungsvermerk im Grundbuch eingetragen wer-
den müßte. 
Im übrigen wird auf die Ausführungen unter 
III. 1. verwiesen. 
Zu Artikel 1 Nr. 3 a 
Folgeänderung zur Streichung von §§ 10 und 51 
Abs. 4 StBauFG. 
Zu Artikel 1 Nr. 3 b 
Folgeänderung zur Streichung von § 10 StBauFG. 
§ 8 Abs. 1 Satz 3 wurde durch die sogenannte „Be-
schleunigungsnovelle" (1979) in das StBauFG einge-
fügt. Tragende Überlegung für die damalige Ände-
rung war die Behebung von Zweifelsfragen, die in 
der Praxis zum Teil darüber bestanden, ob Durch-
führungsmaßnahmen der Sanierung bereits vor 
Rechtsverbindlichkeit des Sanierungsbebauungs-
plans zulässig sind. Die Änderung wurde daher als 
„Klarstellung" der Rechtslage bezeichnet. Sofern 
die Gemeinde künftig nach Maßgabe des § 1 Abs. 3 
BBauG für das Sanierungsgebiet Bebauungspläne 
aufstellt, verbleibt es daher bei der bisherigen 
Rechtslage, wonach Durchführungsmaßnahmen 
unbeschadet der Sanierungsbebauungsplanung zu-
lässig sind. 
Zu Artikel 1 Nr. 3c 
Auf die Ausführungen unter III. 2. wird verwiesen. 
Zu Artikel 1 Nr. 4 
Auf die Ausführungen unter III. 3. wird verwiesen. 
Zu Artikel 1 Nr. 4a 
Folgeänderung zur Streichung von § 10 StBauFG. 
Zu Artikel 1 Nr. 5 
Der vorgeschlagenen Streichung von § 24 stimmt 
der Ausschuß nicht zu. Auch in der öffentlichen An-
hörung wurde dieser Vorschlag unterschiedlich be-
urteilt. Der Ausschuß teilt die Bedenken, daß durch 
diese Streichung dem Baugesetzbuch vorgegriffen 
und in bestehende Vereinbarungen und laufende 
Verhandlungen eingegriffen würde. 
Zu Artikel 1 Nr. 6 
Der Ausschuß gibt einstimmig bei einer Enthaltung 
der von der Bundesregierung vorgeschlagenen Fas-
sung aus folgenden Gründen den Vorzug: Sie bringt 
das gesetzgeberische Anliegen eindeutig zum Aus-
druck, insbesondere im Hinblick auf die verfas-
sungsrechtlich gebotene Gleichbehandlung der Ei-
gentümer im Sanierungsgebiet. Danach soll nur aus 
Gründen der Verwaltungspraktikabilität in Fällen 
geringfügiger Bodenwerterhöhung auf die Erhe-
bung des Ausgleichsbetrags für das Sanierungsge-
biet oder für Teile des Sanierungsgebiets verzichtet 
werden können. Zu den in Absatz 8 a erwähnten 
Teilen des Sanierungsgebiets können auch einzelne 
Flächen und Grundstücke gehören. 
Zu Artikel 1 Nr. 6a 
Folgeänderung zur Streichung von § 10 StBauFG. 
Zu Artikel 1 Nr. 6b 
Folgeänderung zur Streichung von § 6 Abs. 8 und 
§ 10 StBauFG. 
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Zu Artikel 1 Nr. 6c 
Folgeänderung zur Streichung von § 8 Abs. 1 Satz 3 
und § 10 StBauFG. 
Zu Artikel 1 Nr. 7 
Diese Bestimmung ist gegenstandslos, da § 89 
StBauFG bereits durch Artikel 37 des Gesetzes vom 
22. Dezember 1983 (BGBl. I S. 1532) aufgehoben 
worden ist. 
Zu Artikel 1 Nr. 8 
Buchstabe a ist eine Folgeänderung zur Einfügung 
des neuen Absatzes 8 a in § 41 StBauFG. 
Buchstabe b ist eine Folgeänderung zur Streichung 
von § 6 Abs. 8, § 10 und § 51 Abs. 4 StBauFG. 
Zu Artikel 1 Nr. 9 
§ 95 Abs. 1 erübrigt sich wegen der vorgesehenen 
Streichung von § 10 StBauFG. 
§ 95 Abs. 2 entfällt aus den unter IV, 2 dargelegten 
Gründen. 
Zu Artikel 2 
Die Berlin-Klausel wird unverändert übernommen. 
Zu Artikel 3 
Das Inkrafttreten zum 1. Januar 1985 erlaubt es den 
Gemeinden, ihre Sanierungsvorhaben frühzeitig 
auf die mit dem Gesetz gegebenen neuen Möglich-
keiten einzustellen. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Baugesetzbuchs an EU-Richtlinien
(Europarechtsanpassungsgesetz Bau – EAG Bau)
✠✡ ☛☞✌✍✎✏✑ ✒✓✔ ✕✖✏✎
Das Europarechtsanpassungsgesetz Bau dient der Anpassung des nationalen
Rechts des Städtebaus und der Raumordnung an die zwingenden Vorgaben der
Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne
und Programme, ABl. EG Nr. L 197 S. 30, sog. Plan-UP-Richtlinie, und der
Richtlinie 2003/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
26. Mai 2003 über die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung
bestimmter umweltbezogener Pläne und Programme und zur Änderung der
Richtlinien 85/337/EWG und 96/61/EG des Rates in Bezug auf die Öffentlich-
keitsbeteiligung und den Zugang zu Gerichten (ABl. EG Nr. L 156 S. 17), sog.
Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie.
Die Integration der umweltbezogenen Anforderungen des Gemeinschaftsrechts
soll im Bereich der Bauleitplanung mit dem Ziel verbunden werden, die pla-
nungsrechtlichen Verfahrenschritte auf hohem Umweltschutzniveau zu verein-
heitlichen und zu stärken, um eine dem Leitbild der nachhaltigen Stadtentwick-
lung entsprechende zügige und sichere Planung zu ermöglichen. Zugleich
sollen Vereinfachungen des Planungsrechts vorgenommen werden, so durch die
Umgestaltung der Vorschriften über die Teilung von Grundstücken und die Ein-
führung eines vereinfachten Umlegungsverfahrens. Damit den komplexen An-
forderungen an die räumliche Planung auch künftig Rechnung getragen werden
kann, sollen für besondere städtebauliche Situationen zusätzliche Steuerungs-
möglichkeiten eingeführt werden. Darüber hinaus sollen den Gemeinden die
rechtlichen Grundlagen für die Durchführung von Stadtumbaumaßnahmen und






Durch das Europarechtsanpassungsgesetz Bau wird das nationale Recht an die
zwingenden Vorgaben der Plan-UP-Richtlinie und der Öffentlichkeitsbeteili-
gungsrichtlinie angepasst. Außerdem werden Rechtsgrundlagen für den Stadt-
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1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand
Bund, Ländern und Gemeinden entstehen durch das Europarechtsanpassungs-
gesetz Bau keine zusätzlichen Kosten.
2. Vollzugsaufwand
Durch das Europarechtsanpassungsgesetz Bau werden in erster Linie die Län-
der und Kommunen betroffen, da sie für den Vollzug des Baurechts zuständig
sind. Die neuen Vorschriften zur Umweltprüfung werden vor allem auf Seiten
der Kommunen, die als Träger der Planungshoheit im Rahmen der Bauleitpla-
nung die Umweltprüfung durchführen, zum Teil erhöhten Vollzugsaufwand
und damit zusätzliche Kosten bei der Aufstellung von Bauleitplänen in nicht
quantifizierbarer Höhe zur Folge haben. Dem Bund entstehen hierbei keine
Kosten. Bei einer Gesamtbetrachtung aller bei der Aufstellung, Änderung oder
Ergänzung eines Bebauungsplans anfallenden Kosten dürften die bei den Ge-
meinden voraussichtlich entstehenden zusätzlichen Kosten auf Grund der
Durchführung der Umweltprüfung jedoch nicht wesentlich sein. Zudem lassen
die auf eine verbesserte Übersichtlichkeit und auf strukturelle Vereinfachungen
gerichteten Neuregelungen des Bauleitplanverfahrens eine erleichterte Voll-
zugspraxis erwarten, durch die Kosteneinsparungen erreicht werden können.
Die Regelungen zum Stadtumbau und zur „Sozialen Stadt“ fügen sich nahtlos
in die bestehende Verwaltungspraxis ein und lassen daher keinen zusätzlichen
Vollzugsaufwand erwarten. In anderen Bereichen, in denen Vereinfachungen
vorgesehen sind (z. B. im Umlegungsrecht), sind Kosteneinsparungen zu er-
warten.
Durch die Umsetzung der Plan-UP-Richtlinie im Recht der Raumordnung fal-
len in den Ländern auf Grund des zum Teil erhöhten Vollzugsaufwands Kosten
an, die von diesen jedoch nicht als wesentlich eingeschätzt werden und die zu-
dem auf Grund der Vorgaben der Plan-UP-Richtlinie unvermeidbar sind. Dem
Bund entstehen dadurch keine Kosten.
Durch die Aufstellung von Zielen und Grundsätzen der Raumordnung in der
deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone entsteht dem Bund ein geringfügi-
ger Personal- und Kostenbedarf, der jedoch im Ergebnis einer volkswirtschaft-
lichen Gesamtbetrachtung als nicht wesentlich einzustufen ist.
E✵ ❋●✸✿❇✷❃✻ ❍●✿❇✻✸
Die aus der Durchführung der Umweltprüfung resultierenden Kosten können
zu einer geringfügigen Mehrbelastung der Wirtschaft bei vorhabenbezogenen
Bebauungsplänen führen. Die vorgeschlagene Rückbauverpflichtung für be-
stimmte Vorhaben im Außenbereich, die einer Umweltverträglichkeitsprüfung
unterzogen worden sind, kann zu Mehrkosten der Wirtschaft führen. Erhebliche
Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das
Verbraucherpreisniveau, sind aber auf Grund der bei einer Gesamtbetrachtung
geringen Kostensteigerungen für die Wirtschaft nicht zu erwarten.
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Anlage 1
Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Baugesetzbuchs an EU-Richtlinien
(Europarechtsanpassungsgesetz Bau – EAG Bau)❣❤
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§ 1 Aufgabe, Begriff und Grundsätze der Bauleitpla-
nung
§ 1a Ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz
§ 2 Aufstellung der Bauleitpläne
§ 2a Begründung zum Bauleitplanentwurf, Umweltbe-
richt
§ 3 Beteiligung der Öffentlichkeit
§ 4 Beteiligung der Behörden
§ 4a Gemeinsame Vorschriften zur Beteiligung




§ 5 Inhalt des Flächennutzungsplans
§ 6 Genehmigung des Flächennutzungsplans
§ 7 Anpassung an den Flächennutzungsplan
Dritter Abschnitt
Verbindlicher Bauleitplan (Bebauungsplan)
§ 8 Zweck des Bebauungsplans
§ 9 Inhalt des Bebauungsplans
§ 9a Verordnungsermächtigung
§ 10 Beschluss, Genehmigung und Inkrafttreten des
Bebauungsplans
Vierter Abschnitt
Zusammenarbeit mit Privaten; vereinfachtes Verfahren
§ 11 Städtebaulicher Vertrag
§ 12 Vorhaben- und Erschließungsplan








Veränderungssperre und Zurückstellung von
Baugesuchen
§ 14 Veränderungssperre
§ 15 Zurückstellung von Baugesuchen
§ 16 Beschluss über die Veränderungssperre
§ 17 Geltungsdauer der Veränderungssperre
§ 18 Entschädigung bei Veränderungssperre
Zweiter Abschnitt
Teilung von Grundstücken; Gebiete mit
Fremdenverkehrsfunktionen
§ 19 Teilung von Grundstücken
§ 20 (weggefallen)
§ 21 (weggefallen)




Gesetzliche Vorkaufsrechte der Gemeinde
§ 24 Allgemeines Vorkaufsrecht
§ 25 Besonderes Vorkaufsrecht
§ 26 Ausschluss des Vorkaufsrechts
§ 27 Abwendung des Vorkaufsrechts
§ 27a Ausübung des Vorkaufsrechts zugunsten Dritter
§ 28 Verfahren und Entschädigung
➨➩
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❐➚➼❒❮❰➭➲➹➘➯➻ ÏÐ➼➴Ð➾➯➻➵➲ ➚➻➺ ➺➯➲ ➶Ð➵➯➲ Ñ❒➾ ➷ÒÓ Ô➚➻➭ ➷➬➬➮ über die
Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme
(ABl. EG Nr. L 197 S. 30).
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§✖✗ Zulässigkeit von Vorhaben im Geltungsbereich
eines Bebauungsplans
§ 31 Ausnahmen und Befreiungen
§ 32 Nutzungsbeschränkungen auf künftigen Gemein-
bedarfs-, Verkehrs-, Versorgungs- und Grünflä-
chen
§ 33 Zulässigkeit von Vorhaben während der Planauf-
stellung
§ 34 Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteile
§ 35 Bauen im Außenbereich
§ 36 Beteiligung der Gemeinde und der höheren Ver-
waltungsbehörde
§ 37 Bauliche Maßnahmen des Bundes und der Länder
§ 38 Bauliche Maßnahmen von überörtlicher Bedeu-





§ 40 Entschädigung in Geld oder durch Übernahme
§ 41 Entschädigung bei Begründung von Geh-, Fahr-
und Leitungsrechten und bei Bindungen für Be-
pflanzungen
§ 42 Entschädigung bei Änderung oder Aufhebung
einer zulässigen Nutzung
§ 43 Entschädigung und Verfahren







§ 45 Zweck und Anwendungsbereich




§ 50 Bekanntmachung des Umlegungsbeschlusses
§ 51 Verfügungs- und Veränderungssperre
§ 52 Umlegungsgebiet
§ 53 Bestandskarte und Bestandsverzeichnis
§ 54 Benachrichtigungen und Umlegungsvermerk
§ 55 Umlegungsmasse und Verteilungsmasse
§ 56 Verteilungsmaßstab
§ 57 Verteilung nach Werten
§ 58 Verteilung nach Flächen
§ 59 Zuteilung und Abfindung
§ 60 Abfindung und Ausgleich für bauliche Anlagen,
Anpflanzungen und sonstige Einrichtungen
§ 61 Aufhebung, Änderung und Begründung von Rech-
ten
§ 62 Gemeinschaftliches Eigentum; besondere recht-
liche Verhältnisse
§ 63 Übergang von Rechtsverhältnissen auf die Abfin-
dung
§ 64 Geldleistungen
§ 65 Hinterlegung und Verteilungsverfahren
§ 66 Aufstellung und Inhalt des Umlegungsplans
§ 67 Umlegungskarte
§ 68a Umlegungsverzeichnis
§ 69 Bekanntmachung des Umlegungsplans, Einsicht-
nahme
§ 70 Zustellung des Umlegungsplans
§ 71 Inkrafttreten des Umlegungsplans
§ 72 Wirkungen der Bekanntmachung
§ 73 Änderung des Umlegungsplans
§ 74 Berichtigung der öffentlichen Bücher
§ 75 Einsichtnahme in den Umlegungsplan
§ 76 Vorwegnahme der Entscheidung
§ 77 Vorzeitige Besitzeinweisung
§ 78 Verfahrens- und Sachkosten
§ 79 Abgaben- und Auslagenbefreiung
Zweiter Abschnitt
Vereinfachte Umlegung
§ 80 Zweck, Anwendungsbereich, Zuständigkeiten
§ 81 Geldleistungen
§ 82 Beschluss über die vereinfachte Umlegung
§ 83 Bekanntmachung und Rechtswirkungen der ver-
einfachten Umlegung






§ 86 Gegenstand der Enteignung
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§✰✱ ✲✳✴✵✶✷✷✸✹✺✶✻✼✸✻ für die Zulässigkeit der Enteig-
nung
§ 88 Enteignung aus zwingenden städtebaulichen
Gründen
§ 89 Veräußerungspflicht
§ 90 Enteignung von Grundstücken zur Entschädigung
in Land
§ 91 Ersatz für entzogene Rechte





§ 94 Entschädigungsberechtigter und Entschädigungs-
verpflichteter
§ 95 Entschädigung für den Rechtsverlust
§ 96 Entschädigung für andere Vermögensnachteile
§ 97 Behandlung der Rechte der Nebenberechtigten
§ 98 Schuldübergang
§ 99 Entschädigung in Geld
§ 100 Entschädigung in Land
§ 101 Entschädigung durch Gewährung anderer Rechte
§ 102 Rückenteignung






§ 107 Vorbereitung der mündlichen Verhandlung
§ 108 Einleitung des Enteignungsverfahrens und Anbe-





§ 112 Entscheidung der Enteignungsbehörde
§ 113 Enteignungsbeschluss
§ 114 Lauf der Verwendungsfrist
§ 115 Verfahren bei der Entschädigung durch Gewäh-
rung anderer Rechte
§ 116 Vorzeitige Besitzeinweisung
§ 117 Ausführung des Enteignungsbeschlusses
§ 118 Hinterlegung
§ 119 Verteilungsverfahren
§ 120 Aufhebung des Enteignungsbeschlusses
§ 121 Kosten







§ 125 Bindung an den Bebauungsplan
§ 126 Pflichten des Eigentümers
Zweiter Abschnitt
Erschließungsbeitrag
§ 127 Erhebung des Erschließungsbeitrags
§ 128 Umfang des Erschließungsaufwands
§ 129 Beitragsfähiger Erschließungsaufwand
§ 130 Art der Ermittlung des beitragsfähigen Erschlie-
ßungsaufwands
§ 131 Maßstäbe für die Verteilung des Erschließungs-
aufwands
§ 132 Regelung durch Satzung
§ 133 Gegenstand und Entstehung der Beitragspflicht
§ 134 Beitragspflichtiger
§ 135 Fälligkeit und Zahlung des Beitrags
S❄✽❊❁✽❂ ❃✽❄❅
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§ 135a Pflichten des Vorhabenträgers; Durchführung
durch die Gemeinde; Kostenerstattung













§ 136 Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen
§ 137 Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen
§ 138 Auskunftspflicht





§ 141 Vorbereitende Untersuchungen
§ 142 Sanierungssatzung
§ 143 Bekanntmachung der Sanierungssatzung, Sanie-
rungsvermerk
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§ 149 Kosten- und Finanzierungsübersicht
§ 150 Ersatz für Änderungen von Einrichtungen, die
der öffentlichen Versorgung dienen




§ 153 Bemessung von Ausgleichs- und Entschädi-
gungsleistungen, Kaufpreise, Umlegung
§ 154 Ausgleichsbetrag des Eigentümers
§ 155 Anrechnung auf den Ausgleichsbetrag, Absehen
§ 156 Überleitungsvorschriften zur förmlichen Festle-
gung
§ 156a Kosten und Finanzierung der Sanierungsmaß-
nahme
Vierter Abschnitt
Sanierungsträger und andere Beauftragte
§ 157 Erfüllung von Aufgaben für die Gemeinde
§ 158 Bestätigung als Sanierungsträger
§ 159 Erfüllung der Aufgaben als Sanierungsträger
§ 160 Treuhandvermögen
§ 161 Sicherung des Treuhandvermögens
Fünfter Abschnitt
Abschluss der Sanierung
§ 162 Aufhebung der Sanierungssatzung
§ 163 Fortfall von Rechtswirkungen für einzelne
Grundstücke
§ 164 Anspruch auf Rückübertragung
Sechster Abschnitt
Städtebauförderung




§ 165 Städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen
§ 166 Zuständigkeit und Aufgaben
§ 167 Erfüllung von Aufgaben für die Gemeinde; Ent-
wicklungsträger
§ 168 Übernahmeverlangen
§ 169 Besondere Vorschriften für den städtebaulichen
Entwicklungsbereich
§ 170 Sonderregelung für Anpassungsgebiete







§ 171b Stadtumbaugebiet, Stadtentwicklungskonzept
§ 171c Stadtumbauvertrag
§ 171d Sicherung von Durchführungsmaßnahmen
➆⑧⑦⑩⑨⑦⑩ ❶⑦⑧❷
So➇⑧❻❷⑦ ➈⑨❻❹⑨
















§ 172 Erhaltung baulicher Anlagen und der Eigenart
von Gebieten (Erhaltungssatzung)






§ 177 Modernisierungs- und Instandsetzungsgebot
§ 178 Pflanzgebot









§ 182 Aufhebung von Miet- oder Pachtverhältnissen
§ 183 Aufhebung von Miet- oder Pachtverhältnissen
über unbebaute Grundstücke
§ 184 Aufhebung anderer Vertragsverhältnisse
§ 185 Entschädigung bei Aufhebung von Miet- oder
Pachtverhältnissen
§ 186 Verlängerung von Miet- oder Pachtverhältnissen
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Maßnahme











§ 197 Befugnisse des Gutachterausschusses
















§ 200 Grundstücke; Rechte an Grundstücken; Bauland-
kataster
§ 200a Ersatzmaßnahmen
§ 201 Begriff der Landwirtschaft
§ 202 Schutz des Mutterbodens
Zweiter Abschnitt
Zuständigkeiten
§ 203 Abweichende Zuständigkeitsregelung
§ 204 Gemeinsamer Flächennutzungsplan, Bauleitpla-
nung bei Bildung von Planungsverbänden und
bei Gebiets- oder Bestandsänderung
§ 205 Planungsverbände
§ 206 Örtliche und sachliche Zuständigkeit
Dritter Abschnitt
Verwaltungsverfahren
§ 207 Von Amts wegen bestellter Vertreter
§ 208 Anordnungen zur Erforschung des Sachverhalts
§ 209 Vorarbeiten auf Grundstücken
§ 210 Wiedereinsetzung
§ 211 Belehrung über Rechtsbehelfe
§ 212 Vorverfahren




§ 214 Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften
über die Aufstellung des Flächennutzungsplans
und der Satzungen; ergänzendes Verfahren
§ 215 Frist für die Geltendmachung der Verletzung von
Verfahrens- und Formvorschriften
§ 215a (weggefallen)
















§ 217 Antrag auf gerichtliche Entscheidung
§ 218 Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
§ 219 Örtliche Zuständigkeit der Landgerichte
§ 220 Zusammensetzung der Kammern für Bauland-
sachen
§ 221 Allgemeine Verfahrensvorschriften
§ 222 Beteiligte
§ 223 Anfechtung von Ermessensentscheidungen
§ 224 Anfechtung einer vorzeitigen Besitzeinweisung
§ 225 Vorzeitige Ausführungsanordnung
§ 226 Urteil
§ 227 Säumnis eines Beteiligten
§ 228 Kosten des Verfahrens
§ 229 Berufung, Beschwerde
§ 230 Revision
§ 231 Einigung

















§ 233 Allgemeine Überleitungsvorschriften
§ 234 Überleitungsvorschriften für das Vorkaufsrecht
§ 235 Überleitungsvorschriften für städtebauliche Sa-
nierungs- und Entwicklungsmaßnahmen
§ 236 Überleitungsvorschriften für das Baugebot und
die Erhaltung baulicher Anlagen
ö÷øùúûüùýþ ß ✁✂✂✄☎ – 10 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode
§✆✝✞ ✟✠✡☛☛✡☞✌✍✍✡✎✏




§✆✧✆ ✒✓✡✔✍✡✕✖✗✎☛✘✙✚✔✘✛✜✔✕☞✖✡✎ ☞✢✔ ✥✕✡ ✣✔✘✛✜✍✕✡✪✗✎☛
§✆✧✝ ✒✓✡✔✍✡✕✖✗✎☛✘✙✚✔✘✛✜✔✕☞✖✡✎ für das Maßnahmenge-
setz zum Baugesetzbuch und das Bundesnatur-
schutzgesetz
§ 244 Überleitungsvorschriften für das Europa-
rechtsanpassungsgesetz Bau
§ 245 Überleitungsvorschrift für den Stadtumbau






§ 246 Sonderregelungen für einzelne Länder
§ 246a (weggefallen)
§ 247 Sonderregelungen für Berlin als Hauptstadt der
Bundesrepublik Deutschland
Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a“.
2. § 1 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
„Auf die Aufstellung von Bauleitplänen und städte-
baulichen Satzungen besteht kein Anspruch; ein An-
spruch kann auch nicht durch Vertrag begründet wer-
den.“
b) Die Absätze 5 und 6 werden wie folgt gefasst:
„(5) Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städ-
tebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirtschaft-
lichen und umweltschützenden Anforderungen auch
in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen
miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl
der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Boden-
nutzung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen,
eine menschenwürdige Umwelt zu sichern und die
natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu
entwickeln sowie die städtebauliche Gestalt und das
Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten
und zu entwickeln.
(6) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind ins-
besondere zu berücksichtigen:
1. die allgemeinen Anforderungen an gesunde
Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit
der Wohn- und Arbeitsbevölkerung,
2. die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Schaf-
fung und Erhaltung sozial stabiler Bewohner-
strukturen, die Eigentumsbildung weiter Kreise
der Bevölkerung und die Anforderungen Kosten
sparenden Bauens sowie die Bevölkerungsent-
wicklung,
3. die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Be-
völkerung, insbesondere die Bedürfnisse der Fa-
milien, der jungen, alten und behinderten Men-
schen, unterschiedliche Auswirkungen auf Frauen
und Männer sowie die Belange des Bildungswe-
sens und von Sport, Freizeit und Erholung,
4. die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, An-
passung und der Umbau vorhandener Ortsteile,
5. die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes
und der Denkmalpflege, die erhaltenswerten Orts-
teile, Straßen und Plätze von geschichtlicher,
künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung
und die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbil-
des,
6. die von den Kirchen und Religionsgesellschaften
des öffentlichen Rechts festgestellten Erforder-
nisse für Gottesdienst und Seelsorge,
7. die Belange des Umweltschutzes, einschließlich
des Naturschutzes und der Landschaftspflege, ins-
besondere
a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden,
Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge
zwischen ihnen sowie die Landschaft und die
biologische Vielfalt,
b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der
Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung
und der Europäischen Vogelschutzgebiete im
Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes,
c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Men-
schen und seine Gesundheit sowie die Bevöl-
kerung insgesamt,
d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kultur-
güter und sonstige Sachgüter,
e) die Vermeidung von Emissionen sowie der
sachgerechte Umgang mit Abfällen und Ab-
wässern,
f) die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die
sparsame und effiziente Nutzung von Energie,
g) die Darstellungen von Landschaftsplänen so-
wie von sonstigen Plänen, insbesondere des
Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts,
h) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität
in Gebieten, in denen die durch Rechtsverord-
nung zur Erfüllung von bindenden Beschlüs-
sen der Europäischen Gemeinschaften festge-
legten Immissionsgrenzwerte nicht überschrit-
ten werden,
i) die Wechselwirkungen zwischen den einzel-
nen Belangen des Umweltschutzes nach den
Buchstaben a, c und d,
8. die Belange
a) der Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen
Struktur im Interesse einer verbrauchernahen
Versorgung der Bevölkerung,
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10. die Belange der Verteidigung und des Zivilschut-
zes sowie der zivilen Anschlussnutzung von Mi-
litärliegenschaften,
11. die Ergebnisse einer von der Gemeinde be-
schlossenen sonstigen städtebaulichen Planung.“
c) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7.
d) Nach dem neuen Absatz 7 wird folgender Absatz 8
angefügt:
„(8) Die Vorschriften dieses Gesetzbuchs über die
Aufstellung von Bauleitplänen gelten auch für ihre
Änderung, Ergänzung und Aufhebung.“
3. § 1a wird wie folgt gefasst:
„§ 1a
Ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz
(1) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die
nachfolgenden Vorschriften zum Umweltschutz anzu-
wenden.
(2) Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend
umgegangen werden; dabei sind zur Verringerung der
zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche
Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Ge-
meinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von
Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur
Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelun-
gen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Landwirt-
schaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flä-
chen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt
werden. Die Grundsätze nach den Sätzen 1 und 2 sind
nach § 1 Abs. 7 in der Abwägung zu berücksichtigen.
(3) Die Vermeidung und der Ausgleich voraussicht-
lich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbil-
des sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Na-
turhaushalts in seinen in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a
bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach dem
Bundesnaturschutzgesetz) sind in der Abwägung nach
§ 1 Abs. 7 zu berücksichtigen. Der Ausgleich erfolgt
durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen nach
den §§ 5 und 9 als Flächen oder Maßnahmen zum Aus-
gleich. Soweit dies mit einer nachhaltigen städtebauli-
chen Entwicklung und den Zielen der Raumordnung so-
wie des Naturschutzes und der Landschaftspflege ver-
einbar ist, können die Darstellungen und Festsetzungen
auch an anderer Stelle als am Ort des Eingriffs erfolgen.
Anstelle von Darstellungen und Festsetzungen können
auch vertragliche Vereinbarungen nach § 11 oder sons-
tige geeignete Maßnahmen zum Ausgleich auf von der
Gemeinde bereit gestellten Flächen getroffen werden.
Ein Ausgleich ist nicht erforderlich, soweit die Eingriffe
bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind
oder zulässig waren.
(4) Soweit ein Gebiet im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 7
Buchstabe b in seinen für die Erhaltungsziele oder den
Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen erheblich be-
einträchtigt werden kann, sind die Vorschriften des Bun-
desnaturschutzgesetzes über die Zulässigkeit und Durch-
führung von derartigen Eingriffen einschließlich der
Einholung der Stellungnahme der Kommission anzu-
wenden.“
4. § 2 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift werden das Komma und das Wort
„Verordnungsermächtigung“ gestrichen.
b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Dabei können sich Gemeinden auch auf die ihnen
durch Ziele der Raumordnung zugewiesenen Funkti-
onen sowie auf Auswirkungen auf ihre zentralen Ver-
sorgungsbereiche berufen.“
c) Die Absätze 3 und 4 werden wie folgt gefasst:
„(3) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die
Belange, die für die Abwägung von Bedeutung sind
(Abwägungsmaterial), zu ermitteln und zu bewerten.
(4) Für die Belange des Umweltschutzes nach § 1
Abs. 6 Nr. 7 und § 1a wird eine Umweltprüfung
durchgeführt, in der die voraussichtlichen erheb-
lichen Umweltauswirkungen ermittelt, beschrieben
und bewertet werden; die Anlage zu diesem Gesetz-
buch ist anzuwenden. Das Ergebnis der Umweltprü-
fung ist in der Abwägung zu berücksichtigen. Die
Gemeinde legt dazu für jeden Bauleitplan fest, in
welchem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermitt-
lung der Belange für die sachgerechte Abwägung er-
forderlich ist. Wird eine Umweltprüfung für das
Plangebiet oder für Teile davon in einem Raumord-
nungs-, Flächennutzungs- oder Bebauungsplanver-
fahren durchgeführt, soll die Umweltprüfung in ei-
nem zeitlich nachfolgenden Bauleitplanverfahren auf
zusätzliche oder andere erhebliche Umweltauswir-
kungen beschränkt werden. Liegen Landschafts-
pläne oder sonstige Pläne nach § 1 Abs. 6 Nr. 7
Buchstabe g vor, sind deren Bestandsaufnahmen und
Bewertungen in der Umweltprüfung heranzuziehen.“
d) Absatz 5 wird § 9a und erhält folgende Überschrift:
„§ 9a
Verordnungsermächtigung“.
5. Die §§ 2a bis 4a werden wie folgt gefasst:
„§ 2a
Begründung zum Bauleitplanentwurf, Umweltbericht
Die Gemeinde hat im Aufstellungsverfahren dem Ent-
wurf des Bauleitplans eine Begründung beizufügen. In
ihr sind entsprechend dem Stand des Verfahrens
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(1) Die Öffentlichkeit ist möglichst frühzeitig über die
allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, sich we-
sentlich unterscheidende Lösungen, die für die Neuge-
staltung oder Entwicklung eines Gebiets in Betracht
kommen, und die voraussichtlichen Auswirkungen der
Planung öffentlich zu unterrichten; ihr ist Gelegenheit
zur Äußerung und Erörterung, auch im Hinblick auf den
erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Um-
weltprüfung nach § 2 Abs. 4, zu geben. Von der Unter-
richtung und Erörterung kann abgesehen werden, wenn
1. ein Bebauungsplan aufgestellt oder aufgehoben wird
und sich dies auf das Plangebiet und die Nachbarge-
biete nicht oder nur unwesentlich auswirkt oder
2. die Unterrichtung und Erörterung bereits zuvor auf
anderer Grundlage erfolgt sind.
An die Unterrichtung und Erörterung schließt sich das
Verfahren nach Absatz 2 auch an, wenn die Erörterung
zu einer Änderung der Planung führt.
(2) Die Entwürfe der Bauleitpläne sind mit der Be-
gründung und den nach Einschätzung der Gemeinde we-
sentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stel-
lungnahmen für die Dauer eines Monats öffentlich aus-
zulegen. Ort und Dauer der Auslegung sowie Angaben
dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen
verfügbar sind, sind mindestens eine Woche vorher orts-
üblich bekannt zu machen; dabei ist darauf hinzuweisen,
dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist abge-
geben werden können und dass nicht fristgerecht abge-
gebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über
den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können. Die
nach § 4 Abs. 2 Beteiligten sollen von der Auslegung
benachrichtigt werden. Die fristgemäß abgegebenen
Stellungnahmen sind zu prüfen; das Ergebnis ist mitzu-
teilen. Haben mehr als fünfzig Personen Stellungnahmen
mit im Wesentlichen gleichem Inhalt abgegeben, kann
die Mitteilung dadurch ersetzt werden, dass diesen Per-
sonen die Einsicht in das Ergebnis ermöglicht wird; die
Stelle, bei der das Ergebnis der Prüfung während der
Dienststunden eingesehen werden kann, ist ortsüblich
bekannt zu machen. Bei der Vorlage der Bauleitpläne
nach § 6 oder § 10 Abs. 2 sind die nicht berücksichtigten




(1) Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung be-
rührt werden kann, sind entsprechend § 3 Abs. 1 Satz 1
Halbsatz 1 zu unterrichten und zur Äußerung auch im
Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillie-
rungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 aufzufor-
dern. Hieran schließt sich das Verfahren nach Absatz 2
auch an, wenn die Erörterung zu einer Änderung der Pla-
nung führt.
(2) Die Gemeinde holt die Stellungnahmen der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren
Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden
kann, zum Planentwurf und der Begründung ein. Sie ha-
ben ihre Stellungnahmen innerhalb eines Monats abzu-
geben; die Gemeinde soll diese Frist bei Vorliegen eines
wichtigen Grundes angemessen verlängern. In den Stel-
lungnahmen sollen sich die Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange auf ihren Aufgabenbereich be-
schränken; sie haben auch Aufschluss über von ihnen
beabsichtigte oder bereits eingeleitete Planungen und
sonstige Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwicklung
zu geben, die für die städtebauliche Entwicklung und
Ordnung des Gebietes bedeutsam sein können. Verfügen
sie über Informationen, die für die Ermittlung und Be-
wertung des Abwägungsmaterials zweckdienlich sind,
haben sie diese Informationen der Gemeinde zur Verfü-
gung zu stellen.
(3) Nach Abschluss des Verfahrens zur Aufstellung
des Bauleitplans unterrichten die Behörden die Ge-
meinde, sofern nach den ihnen vorliegenden Erkenntnis-
sen die Durchführung des Bauleitplans erhebliche Aus-
wirkungen auf die Umwelt hat.
§ 4a
Gemeinsame Vorschriften zur Beteiligung
(1) Die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Be-
hördenbeteiligung dienen insbesondere der vollständi-
gen Ermittlung und zutreffenden Bewertung der von der
Planung berührten Belange.
(2) Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlich-
keits- und Behördenbeteiligung nicht rechtzeitig abgege-
ben worden sind, können bei der Beschlussfassung über
den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Ge-
meinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen
müssen und wenn darauf in der Bekanntmachung nach
§ 3 Abs. 2 Satz 2 zur Öffentlichkeitsbeteiligung hinge-
wiesen worden ist.
(3) Die Unterrichtung nach § 3 Abs. 1 kann gleichzei-
tig mit der Unterrichtung nach § 4 Abs. 1, die Auslegung
nach § 3 Abs. 2 kann gleichzeitig mit der Einholung der
Stellungnahmen nach § 4 Abs. 2 durchgeführt werden.
Wird der Entwurf des Bauleitplans nach dem Verfahren
nach § 3 Abs. 2 oder § 4 Abs. 2 geändert oder ergänzt,
ist er erneut auszulegen und sind die Stellungnahmen er-
neut einzuholen. Dabei kann bestimmt werden, dass
Stellungnahmen nur zu den geänderten oder ergänzten
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Werden durch die Änderung oder Ergänzung des Ent-
wurfs des Bauleitplans die Grundzüge der Planung nicht
berührt, kann die Einholung der Stellungnahmen auf die
von der Änderung oder Ergänzung berührte Öffentlich-
keit sowie die berührten Behörden und Träger öffentli-
cher Belange beschränkt werden.
(4) Bei der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung
können ergänzend elektronische Informationstechnolo-
gien genutzt werden. Soweit die Gemeinde den Entwurf
des Bauleitplans und die Begründung in das Internet ein-
stellt, können die Stellungnahmen der Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange durch Mitteilung
von Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung nach § 3
Abs. 2 und der Internetadresse eingeholt werden; die
Mitteilung kann im Wege der elektronischen Kommuni-
kation erfolgen, soweit der Empfänger hierfür einen Zu-
gang eröffnet hat.
(5) Bei Bauleitplänen, die erhebliche Auswirkungen
auf Nachbarstaaten haben können, sind die Gemeinden
und Behörden des Nachbarstaates nach den Grundsätzen
der Gegenseitigkeit und Gleichwertigkeit zu unterrich-
ten. Abweichend von Satz 1 ist bei Bauleitplänen, die er-
hebliche Umweltauswirkungen auf einen anderen Staat
haben können, dieser nach den Vorschriften des Geset-
zes über die Umweltverträglichkeitsprüfung zu beteili-
gen; für die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Be-
hörden des anderen Staates, einschließlich der Rechts-
folgen nicht rechtzeitig abgegebener Stellungnahmen,
sind abweichend von den Vorschriften des Gesetzes über
die Umweltverträglichkeitsprüfung die Vorschriften die-
ses Gesetzbuchs entsprechend anzuwenden.“
6. Nach § 4b wird folgender § 4c eingefügt:
„§ 4c
Überwachung
Die Gemeinden überwachen die erheblichen Umwelt-
auswirkungen, die auf Grund der Durchführung der Bau-
leitpläne eintreten, um insbesondere unvorhergesehene
nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in
der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu
ergreifen. Sie nutzen dabei die im Umweltbericht nach
Absatz 2 Nr. 5 der Anlage zu diesem Gesetzbuch ange-
gebenen Überwachungsmaßnahmen und die Informatio-
nen der Behörden nach § 4 Abs. 3.“
7. § 5 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 2 Halbsatz 2 werden die Wörter „im Er-
läuterungsbericht“ durch die Wörter „in der Be-
gründung“ ersetzt.
bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Der Flächennutzungsplan soll spätestens
15 Jahre nach seiner erstmaligen oder erneuten
Aufstellung überprüft und, soweit nach § 1
Abs. 3 Satz 1 erforderlich, geändert, ergänzt
oder neu aufgestellt werden.“
b) In Absatz 2 wird nach Nummer 10 der Punkt durch
ein Semikolon ersetzt und folgende Nummern 11
und 12 werden angefügt:
„11. die Flächen, die für Vorhaben der in § 35
Abs. 1 Nr. 2 bis 6 bezeichneten Art vorrangig
vorgesehen (Vorrangflächen) oder allgemein
geeignet (Eignungsflächen) sind, die an ande-
rer Stelle im Plangebiet in der Regel ausge-
schlossen werden sollen;
12. die Flächen, in denen wegen Häufung von Vor-
haben der in § 35 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 bezeichne-
ten Art die städtebauliche Entwicklung in der
Gemeinde oder die Funktion des Außenbe-
reichs erheblich beeinträchtigt ist und die von
weiteren Vorhaben freigehalten werden sollen
(Belastungsflächen).“
c) In Absatz 5 werden die Wörter „ein Erläuterungs-
bericht“ durch die Wörter „eine Begründung mit
den Angaben nach § 2a“ ersetzt.
8. In § 6 Abs. 5 Satz 3 werden die Wörter „den Erläute-
rungsbericht“ durch die Wörter „die Begründung“ er-
setzt.
9. In § 7 Satz 1 wird die Angabe „oder § 13“ gestrichen.
10. § 9 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) Nummer 23 wird wie folgt gefasst:
„23. Gebiete, in denen
a) zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes bestimmte
Luft verunreinigende Stoffe nicht oder
nur beschränkt verwendet werden dür-
fen,
b) bei der Errichtung von Gebäuden be-
stimmte bauliche Maßnahmen für den
Einsatz erneuerbarer Energien wie ins-
besondere Solarenergie getroffen wer-
den müssen;“.
bb) In Nummer 24 werden nach den Wörtern
„schädlichen Umwelteinwirkungen“ die Wör-
ter „und sonstigen Gefahren“ eingefügt.
b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Bei Festsetzungen nach Absatz 1 kann in be-
sonderen Fällen auch festgesetzt werden, dass
bestimmte Nutzungen nur
1. für einen bestimmten Zeitraum zulässig,
2. bei Fortbestand der Nutzung zulässig oder
3. bis zum Eintritt bestimmter Umstände zulässig
oder unzulässig
sind. Die Folgenutzung soll festgesetzt werden.“
c) Dem Absatz 3 Satz 1 wird folgender Satz vorange-
stellt:
„Bei Festsetzungen nach Absatz 1 kann auch die
Höhenlage festgesetzt werden.“
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stücksnutzung“ ein Komma und die Wörter „auch
hinsichtlich einer Befristung oder einer Bedingung“
eingefügt.
b) Nach Nummer 3 wird der Punkt durch ein Semiko-
lon ersetzt und folgende Nummer 4 angefügt:
„4. entsprechend den mit den städtebaulichen Pla-
nungen und Maßnahmen verfolgten Zielen und
Zwecken die Nutzung von Netzen und Anlagen
der Kraft-Wärme-Kopplung für die Wärme-
und Elektrizitätsversorgung.“
13. § 12 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Die Begründung des Planentwurfs hat die
nach § 2a erforderlichen Angaben zu enthal-
ten.“
bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Für die grenzüberschreitende Beteiligung ist
eine Übersetzung der Angaben vorzulegen, so-
weit dies nach den Vorschriften des Gesetzes
über die Umweltverträglichkeitsprüfung not-
wendig ist.“
b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Auf Antrag des Vorhabenträgers, oder sofern die
Gemeinde es nach Einleitung des Bebauungsplan-
verfahrens für erforderlich hält, informiert die Ge-
meinde diesen über den voraussichtlich erforder-
lichen Untersuchungsrahmen der Umweltprüfung
nach § 2 Abs. 4 unter Beteiligung der Behörden
nach § 4 Abs. 1.“
c) In Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 1 wird die Angabe „§ 2
Abs. 5“ durch die Angabe „§ 9a“ ersetzt.
14. § 13 wird wie folgt gefasst:
„§ 13
Vereinfachtes Verfahren
(1) Werden durch die Änderung oder Ergänzung ei-
nes Bauleitplans die Grundzüge der Planung oder wird
durch die Aufstellung eines Bebauungsplans in einem
Gebiet nach § 34 die Eigenart der näheren Umgebung
nicht berührt, kann die Gemeinde das vereinfachte Ver-
fahren anwenden, wenn
1. die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht un-
terliegen, nicht vorbereitet oder begründet wird und
2. keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der
in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutz-
güter bestehen.
(2) Im vereinfachten Verfahren kann
1. von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung
nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 abgesehen werden,
2. der betroffenen Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stel-
lungnahme innerhalb angemessener Frist gegeben
oder wahlweise die Auslegung nach § 3 Abs. 2
durchgeführt werden.
(3) Im vereinfachten Verfahren wird von der Um-
weltprüfung nach § 2 Abs. 4, von dem Umweltbericht
nach § 2a und von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2,
welche Arten umweltbezogener Informationen verfüg-
bar sind, abgesehen; § 4c ist nicht anzuwenden. Bei der
Beteiligung nach Absatz 2 Nr. 2 ist darauf hinzuwei-
sen, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird.“
15. § 14 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Verän-
derungssperre baurechtlich genehmigt worden sind,
Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des
Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat und mit deren
Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungs-
sperre hätte begonnen werden dürfen, sowie Unterhal-
tungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausge-
übten Nutzung werden von der Veränderungssperre
nicht berührt.“
16. Dem § 15 werden folgende Absätze 3 und 4 angefügt:
„(3) Auf Antrag der Gemeinde hat die Baugenehmi-
gungsbehörde die Entscheidung über die Zulässigkeit
von Vorhaben nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 bis längs-
tens ein Jahr auszusetzen, wenn die Gemeinde be-
schlossen hat, einen Flächennutzungsplan aufzustellen,
zu ändern oder zu ergänzen, und beabsichtigt zu prü-
fen, ob Darstellungen zu solchen Vorhaben im Sinne
des § 35 Abs. 3 Satz 3 in Betracht kommen.
(4) Absatz 3 gilt für die Entscheidung über die Zu-
lässigkeit von Vorhaben nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 nur,
wenn der Antrag auf Genehmigung im Zeitraum vom
… (einsetzen: Datum des Tages nach der Verkündung)
bis zum … (einsetzen: Datum des um ein Jahr nach
dem zuvor genannten Datum liegenden Tages) gestellt
wird.“
17. Die Überschrift des Zweiten Abschnitts im Zweiten
Teil des Ersten Kapitels wird wie folgt gefasst:
„Zweiter Abschnitt
Teilung von Grundstücken; Gebiete mit Fremden-
verkehrsfunktionen“.
18. § 19 wird wie folgt gefasst:
„§ 19
Teilung von Grundstücken
(1) Die Teilung eines Grundstücks ist die dem
Grundbuchamt gegenüber abgegebene oder sonstwie
erkennbar gemachte Erklärung des Eigentümers, dass
ein Grundstücksteil grundbuchmäßig abgeschrieben
und als selbständiges Grundstück oder als ein Grund-
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nissen vor der Grundstücksteilung.“
19. § 20 wird aufgehoben.
20. § 22 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt:
„Die Gemeinde teilt dem Grundbuchamt den Be-
schluss über die Satzung, das Datum ihres Inkraft-
tretens sowie die genaue Bezeichnung der betroffe-
nen Grundstücke vor ihrer Bekanntmachung recht-
zeitig mit. Von der genauen Bezeichnung der be-
troffenen Grundstücke kann abgesehen werden,
wenn die gesamte Gemarkung betroffen ist und die
Gemeinde dies dem Grundbuchamt mitteilt.“
b) Absatz 3 wird aufgehoben.
c) Absatz 4 Satz 2 Halbsatz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn sie erfor-
derlich ist, damit Ansprüche Dritter erfüllt werden
können, zu deren Sicherung vor dem Wirksamwer-
den des Genehmigungsvorbehalts eine Vormerkung
im Grundbuch eingetragen oder der Antrag auf Ein-
tragung einer Vormerkung beim Grundbuchamt
eingegangen ist;“.
d) Absatz 5 Satz 2 wird durch folgende Sätze ersetzt:
„Über die Genehmigung ist innerhalb eines Monats
nach Eingang des Antrags bei der Baugenehmi-
gungsbehörde zu entscheiden. Kann die Prüfung
des Antrags in dieser Zeit nicht abgeschlossen wer-
den, ist die Frist vor ihrem Ablauf in einem dem
Antragsteller mitzuteilenden Zwischenbescheid um
den Zeitraum zu verlängern, der notwendig ist, um
die Prüfung abschließen zu können; höchstens je-
doch um drei Monate. Die Genehmigung gilt als er-
teilt, wenn sie nicht innerhalb der Frist versagt
wird. Darüber hat die Baugenehmigungsbehörde
auf Antrag eines Beteiligten ein Zeugnis auszustel-
len.“
e) Absatz 6 wird wie folgt gefasst:
„(6) Bei einem Grundstück, das im Geltungsbe-
reich einer Satzung nach Absatz 1 liegt, darf das
Grundbuchamt die von Absatz 1 erfassten Eintra-
gungen in das Grundbuch nur vornehmen, wenn der
Genehmigungsbescheid oder ein Zeugnis gemäß
Absatz 5 Satz 5 vorgelegt wird oder wenn die Frei-
stellungserklärung der Gemeinde gemäß Absatz 8
beim Grundbuchamt eingegangen ist. Ist dennoch
eine Eintragung in das Grundbuch vorgenommen
worden, kann die Baugenehmigungsbehörde, falls
die Genehmigung erforderlich war, das Grundbuch-
amt um die Eintragung eines Widerspruchs ersu-
chen; § 53 Abs. 1 der Grundbuchordnung bleibt un-
berührt. Der Widerspruch ist zu löschen, wenn die
Baugenehmigungsbehörde darum ersucht oder die
Genehmigung erteilt ist.“
f) Dem Absatz 8 werden folgende Sätze angefügt:
„Die Gemeinde teilt dem Grundbuchamt die Aufhe-
bung des Genehmigungsvorbehalts sowie die ge-
naue Bezeichnung der hiervon betroffenen Grund-
stücke unverzüglich mit. Von der genauen Bezeich-
nung kann abgesehen werden, wenn die gesamte
Gemarkung betroffen ist und die Gemeinde dies
dem Grundbuchamt mitteilt. Der Genehmigungs-
vorbehalt erlischt, wenn die Mitteilung über seine
Aufhebung beim Grundbuchamt eingegangen ist.“
g) In Absatz 9 werden die Wörter „den betroffenen
Bürgern und berührten Trägern öffentlicher Be-
lange“ durch die Wörter „der betroffenen Öffent-
lichkeit und den berührten Behörden und sonstigen
Trägern öffentlicher Belange“ ersetzt.
21. § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 wird wie folgt gefasst:
„4. im Geltungsbereich einer Satzung zur Sicherung
von Durchführungsmaßnahmen des Stadtumbaus
und einer Erhaltungssatzung,“.
22. § 29 Abs. 3 wird aufgehoben.
23. § 33 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:
„1. die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung
nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2 und § 4a Abs. 3
bis 5 durchgeführt worden ist,“.
b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) In Fällen des § 4a Abs. 3 Satz 2 kann vor der
erneuten Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung
ein Vorhaben zugelassen werden, wenn sich die
vorgenommene Änderung oder Ergänzung des Be-
bauungsplanentwurfs nicht auf das Vorhaben aus-
wirkt und die in Absatz 1 Nr. 2 bis 4 bezeichneten
Voraussetzungen erfüllt sind.“
c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt:
„(3) Wird ein Verfahren nach § 13 durchgeführt,
kann ein Vorhaben vor Durchführung der Öffent-
lichkeits- und Behördenbeteiligung zugelassen wer-
den, wenn die in Absatz 1 Nr. 2 bis 4 bezeichneten
Voraussetzungen erfüllt sind. Der betroffenen Öf-
fentlichkeit und den berührten Behörden und sons-
tigen Trägern öffentlicher Belange ist vor Erteilung
der Genehmigung Gelegenheit zur Stellungnahme
innerhalb angemessener Frist zu geben, soweit sie
nicht bereits zuvor Gelegenheit hatten.“
24. § 34 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 2 Abs. 5“ durch die
Angabe „§ 9a“ ersetzt.
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❱❱❲ ⑤❨❫❴ ⑧ ❛❜❝❞ ❛❜✐ ❡❢❣❤❫ ❤✐❡❨❪❪❫♠
♥❭t❡ die
⑤❨❫❴t❥❤✐❥ ❥❨❩❬ ⑤❨❫❴ q ❳❝① ❵
und❦
sind§q ❭❱❪① 6 ❳❝① ⑨⑦ die§§q❨ und❵ ❭❱❪① ③⑦
die§§❵❨ und③ ❭❱❪① ❦⑦ die§§③❩ und⑥ ❭❱❪① q❨
und⑩ sowiedie❭❥❣❨❤✐ zudiesm✈✐❪✐❫❴❱t❩❬
✐❥❫❪❶❝✐❩❬✐❥❞ ❨❥❴t❛✐❥❞✐❥①②
❞❲ ④❥ ❭❱❪❨❫❴ ⑧ ⑤❨❫❴ q
wirddie❭❥❤❨❱✐ „§q❦ ❳❝① ❵ und
❦② ❞t❝❩❬
die❭❥❤❨❱✐ „§q❦ ❭❱❪① ❵ ❳❝① ❵ sowie§③
❭❱❪① q t❥❞ ❵② ✐❝❪✐❫❴❫①
❵⑧①
§❦⑧ ❛❜❝❞ ❛❜✐ ❡❢❣❤❫ ❤✐s❥❞✐❝❫♠
❨❲ ❭❱❪❨❫❴ q ❛❜❝❞ ❛❜✐ ❡❢❣❤❫ ❤✐s❥❞✐❝❫♠
❨❨❲ ❳t
✇✇








✐❝ q dient, unter folgend
♣❢❝❨t❪❪✐❫❴t❥❤✐❥♠
❨❲ ❞❨❪ ♣❢❝❬❨❱✐❥ stehtimräumlich-funk-
tionalen Zusammenhang mit der Hof-
stelle eines landwirtschaftlichen Be-
triebs,
b) die Biomasse stammt überwiegend aus
diesem landwirtschaftlichen Betrieb
oder überwiegend aus diesem und aus
nahe liegenden land- oder forstwirt-
schaftlichen Betrieben und
c) es wird nur eine Anlage je Hofstelle
betrieben
oder“.
bb) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 5 und
nach der neuen Nummer 5 wird der Punkt
durch ein Komma ersetzt.
cc) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 7 und
nach dem Wort „dient“ wird das Wort „oder“
durch einen Punkt ersetzt.
b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden in Nummer 6 nach dem Wort
„gefährdet“ das Wort „oder“ durch ein Komma
ersetzt, in Nummer 7 der Punkt durch das Wort
„oder“ ersetzt und folgende Nummer 8 ange-
fügt:
„8. die Funktionsfähigkeit von Telekommuni-
kations- und Radaranlagen stört.“
bb) In Satz 2 werden die Wörter „nach den Absät-
zen 1 und 2“ und „in Plänen im Sinne der §§ 8
oder 9 des Raumordnungsgesetzes“ gestrichen.
cc) Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Öffentliche Belange stehen einem Vorhaben
nach Absatz 1 Nr. 2 bis 6 in der Regel auch
entgegen, soweit hierfür im Flächennutzungs-
plan eine Vorrang- oder Eignungsfläche an an-
derer Stelle dargestellt, in sonstiger Weise
durch Darstellung eine Ausweisung an anderer
Stelle erfolgt oder eine Belastungsfläche an der
betreffenden Stelle dargestellt ist oder entspre-
chende Festlegungen als Ziele der Raumord-
nung erfolgt sind.“
c) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
„Für Vorhaben, die nach Absatz 1 Nr. 2 bis 6
oder Absatz 2 genehmigt werden sollen und ei-
ner Umweltverträglichkeitsprüfung nach Bun-
des- oder Landesrecht unterzogen worden sind,
ist als weitere Zulässigkeitsvoraussetzung eine
Verpflichtung zu übernehmen, das Vorhaben
nach dauerhafter Aufgabe der zulässigen Nut-
zung zurückzubauen und Bodenversiegelungen
zu beseitigen.“
bb) Im neuen Satz 3 werden nach dem Wort „Ver-
pflichtung“ die Wörter „nach Satz 2 sowie“
eingefügt.
d) Absatz 6 wird aufgehoben.
26. § 45 wird wie folgt gefasst:
„§ 45
Zweck und Anwendungsbereich
Zur Erschließung oder Neugestaltung von Gebieten
können bebaute und unbebaute Grundstücke durch
Umlegung in der Weise neu geordnet werden, dass
nach Lage, Form und Größe für die bauliche oder sons-
tige Nutzung zweckmäßig gestaltete Grundstücke ent-
stehen. Die Umlegung kann
1. im Geltungsbereich eines Bebauungsplans im Sinne
des § 30 oder
2. innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Orts-
teils im Sinne des § 34, wenn sich aus der Eigenart
der näheren Umgebung oder einem einfachen Be-
bauungsplan im Sinne des § 30 Abs. 3 hinreichende
Kriterien für die Neuordnung der Grundstücke er-
geben,
durchgeführt werden.“
27. § 46 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Die Umlegung ist von der Gemeinde (Umle-
gungsstelle) in eigener Verantwortung anzuordnen
und durchzuführen, wenn und sobald sie zur Ver-
wirklichung eines Bebauungsplans oder aus Grün-
den einer geordneten städtebaulichen Entwicklung
zur Verwirklichung der innerhalb eines im Zusam-
menhang bebauten Ortsteils zulässigen Nutzung er-
forderlich ist.“
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die Anordnung der Umlegung zu entscheiden.“
28. § 47 wird wie folgt gefasst:
„§ 47
Umlegungsbeschluss
(1) Die Umlegung wird nach Anhörung der Eigen-
tümer durch einen Beschluss der Umlegungsstelle ein-
geleitet. Im Umlegungsbeschluss ist das Umlegungs-
gebiet (§ 52) zu bezeichnen. Die im Umlegungsgebiet
gelegenen Grundstücke sind einzeln aufzuführen.
(2) Soll die Umlegung für den Geltungsbereich eines
Bebauungsplans eingeleitet werden, kann das Umle-
gungsverfahren auch eingeleitet werden, wenn der Be-
bauungsplan noch nicht aufgestellt ist. In diesem Fall
muss der Bebauungsplan vor dem Beschluss über die
Aufstellung des Umlegungsplans (§ 66 Abs. 1) in
Kraft getreten sein.“
29. § 50 Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben.
30. § 51 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Ver-
änderungssperre baurechtlich genehmigt worden
sind, Vorhaben, von denen die Gemeinde nach
Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt
hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttre-
ten der Veränderungssperre hätte begonnen werden
dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fort-
führung einer bisher ausgeübten Nutzung werden
von der Veränderungssperre nicht berührt.“
b) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„§ 22 Abs. 5 Satz 2 bis 5 ist entsprechend anzuwen-
den.“
31. § 52 Abs. 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Unwesentliche Änderungen des Umlegungsge-
biets können bis zum Beschluss über die Aufstellung
des Umlegungsplans (§ 66 Abs. 1) von der Umle-
gungsstelle nach vorheriger Anhörung der Eigentümer
der betroffenen Grundstücke auch ohne ortsübliche
Bekanntmachung vorgenommen werden. Die Ände-
rung wird mit ihrer Bekanntgabe an die Eigentümer der
betroffenen Grundstücke wirksam.“
32. § 53 Abs. 2 Satz 3 wird aufgehoben.
33. Dem § 54 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
„§ 22 Abs. 6 ist entsprechend anzuwenden.“
34. In § 55 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „die nach dem
Bebauungsplan innerhalb des Umlegungsgebiets fest-
gesetzt sind“ durch die Wörter „die nach dem Bebau-
ungsplan festgesetzt sind oder aus Gründen der geord-
neten städtebaulichen Entwicklung zur Verwirklichung
der nach § 34 zulässigen Nutzung erforderlich sind“
ersetzt.
35. Dem § 58 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
„Soweit der Umlegungsvorteil den Flächenbeitrag
nach Satz 1 übersteigt, ist der Vorteil in Geld auszu-
gleichen.“
36. § 59 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Soweit es unter Berücksichtigung der öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften nicht möglich ist,
die nach den §§ 57 und 58 errechneten Anteile
tatsächlich zuzuteilen, findet ein Ausgleich in
Geld statt.“
bb) In Satz 3 wird das Wort „bebauungsplanmä-
ßige“ durch die Wörter „bauplanungsrechtlich
zulässige“ ersetzt.
b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Beantragt ein Eigentümer, der im Umle-
gungsgebiet eigen genutzten Wohn- oder Ge-
schäftsraum aufgeben muss und im Umlegungsver-
fahren kein Grundstück erhält, dass für ihn als Ab-
findung im Umlegungsverfahren eines der in Ab-
satz 4 Nr. 2 und 3 bezeichneten Rechte vorgesehen
wird, so soll dem entsprochen werden, sofern dies
in der Umlegung möglich ist.“
c) Absatz 5 Satz 1 Halbsatz 1 wird wie folgt gefasst:
„Sofern die Umlegung im Geltungsbereich eines
Bebauungsplans durchgeführt wird, können Eigen-
tümer in Geld oder mit außerhalb des Umlegungs-
gebiets gelegenen Grundstücken abgefunden wer-
den, wenn sie im Gebiet keine bebauungsfähigen
Grundstücke erhalten können oder wenn dies sonst
zur Erreichung der Ziele und Zwecke des Bebau-
ungsplans erforderlich ist;“.
d) Absatz 8 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Sofern die Umlegung im Geltungsbereich eines
Bebauungsplans durchgeführt wird, sind im Umle-
gungsplan die Gebäude oder sonstigen baulichen
Anlagen zu bezeichnen, die dem Bebauungsplan
widersprechen und der Verwirklichung der im Um-
legungsplan in Aussicht genommenen Neugestal-
tung (§ 66 Abs. 2) entgegenstehen.“
37. § 61 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Sofern die Umlegung im Geltungsbereich eines Be-
bauungsplans durchgeführt wird, können zur zweck-
mäßigen und wirtschaftlichen Ausnutzung der Grund-
stücke Flächen für hintere Zuwege, gemeinschaftliche
Hofräume, Kinderspielplätze, Freizeiteinrichtungen,
Stellplätze, Garagen, Flächen zum Ausgleich im Sinne
des § 1a Abs. 3 oder andere Gemeinschaftsanlagen in
Übereinstimmung mit den Zielen des Bebauungsplans
festgelegt und ihre Rechtsverhältnisse geregelt wer-
den.“
38. In § 73 werden die Wörter „auch nach Eintritt der Un-
anfechtbarkeit“ durch die Wörter „auch nach der Be-
kanntmachung nach § 71“ ersetzt.
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führen, wenn die in § 46 Abs. 1 bezeichneten Vo-
raussetzungen vorliegen und wenn mit der Umle-
gung lediglich
1. unmittelbar aneinander grenzende oder in enger
Nachbarschaft liegende Grundstücke oder Teile
von Grundstücken untereinander getauscht oder
2. Grundstücke, insbesondere Splittergrundstücke
oder Teile von Grundstücken, einseitig zugeteilt
werden. Die auszutauschenden oder einseitig zuzu-
teilenden Grundstücke oder Grundstücksteile dür-
fen nicht selbständig bebaubar sein. Eine einseitige
Zuteilung muss im öffentlichen Interesse geboten
sein.“
c) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 2 und 3
eingefügt:
„(2) Auf die vereinfachte Umlegung sind die
Vorschriften des Ersten Abschnitts nur anzuwen-
den, soweit die Vorschriften dieses Abschnitts dies
bestimmen. Einer Anordnung der vereinfachten
Umlegung durch die Gemeinde bedarf es nicht.
(3) Die vereinfachte Umlegung ist so durchzu-
führen, dass jedem Eigentümer nach dem Verhält-
nis des Wertes seines früheren Grundstücks zum
Wert der übrigen Grundstücke möglichst ein
Grundstück in gleicher oder gleichwertiger Lage
zugeteilt wird. Eine durch die vereinfachte Umle-
gung für den Grundstückseigentümer bewirkte
Wertminderung darf nur unerheblich sein. Mit Zu-
stimmung der Eigentümer können von den Sätzen 1
und 2 abweichende Regelungen getroffen werden.“
d) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4 und wie folgt
geändert:
In Satz 1 wird das Wort „Grenzregelung“ durch die
Wörter „vereinfachten Umlegung“ ersetzt.
e) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5 und wie folgt
geändert:
In den Sätzen 1 und 2 werden jeweils die Wörter
„Grenzregelungen“ durch die Wörter „vereinfachte
Umlegungsverfahren“ ersetzt.
42. § 81 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Vorteile, die durch die vereinfachte Umlegung be-
wirkt werden, sind von den Eigentümern in Geld
auszugleichen.“
b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Grenzregelung“
durch die Wörter „vereinfachte Umlegung“ ersetzt.
43. § 82 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift wird das Wort „Grenzregelung“
durch die Wörter „vereinfachte Umlegung“ ersetzt.
b) In Absatz 1 Satz 2 wird der Punkt am Satzende
durch ein Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz
angefügt:
„mit den Eigentümern ist der Beschluss zu erör-
tern.“
c) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Dabei ist darauf hinzuweisen, dass der Beschluss
bei der Gemeinde eingesehen werden kann.“
44. § 83 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift wird das Wort „Grenzregelung“
durch die Wörter „vereinfachten Umlegung“ er-
setzt.
b) In Absatz 1 Satz 1 und in Absatz 2 Satz 1 wird je-
weils das Wort „Grenzregelung“ durch die Wörter
„vereinfachte Umlegung“ ersetzt.
c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Sofern Grundstücksteile oder Grundstücke
einem Grundstück zugeteilt werden, werden
sie Bestandteil dieses Grundstücks.“
bb) In Satz 4 wird die Angabe „§ 80 Abs. 2“ durch
die Angabe „§ 80 Abs. 4“ ersetzt.
45. § 84 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Grenzregelung“
durch die Wörter „vereinfachte Umlegung“ ersetzt.
b) In Absatz 2 wird das Wort „Grenzregelung“ durch
die Wörter „vereinfachten Umlegung“ ersetzt.
46. In § 85 Abs. 1 Nr. 5 wird das Wort „oder“ gestrichen
und in Nummer 6 der Punkt durch das Wort „oder“ er-
setzt und folgende Nummer 7 angefügt:
„7. im Geltungsbereich einer Satzung zur Sicherung
von Durchführungsmaßnahmen des Stadtumbaus
eine bauliche Anlage aus den in § 171d Abs. 3 be-
zeichneten Gründen zu erhalten oder zu beseiti-
gen.“
47. In § 102 Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „§ 203 Abs. 2
des Bürgerlichen Gesetzbuchs“ durch die Angabe
„§ 206 des Bürgerlichen Gesetzbuchs“ ersetzt.
48. In § 125 Abs. 2 wird die Angabe „§ 1 Abs. 4 bis 6“
durch die Angabe „§ 1 Abs. 4 bis 7“ ersetzt.
49. § 139 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„§ 4 Abs. 2 und § 4a Abs. 1 bis 4 sind bei der Vorberei-
tung und Durchführung der Sanierung auf Behörden
Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 19 – ß ✁✂✄☎✆✂✝✞ ✟✠✡☛☛☞✌
✍✎✏ ✑✒✎✑✓✔✕✖ ✗✘✙✕✖✘ öf✚✖✎✓✛✔✜✢✖✘ ✣✖✛✤✎✕✖ singemäß
anzuwenden.“
50. § 144 Abs. 4 Nr. 3 wird wie folgt gefasst:
„3. Vorhaben nach Absatz 1 Nr. 1, die vor der förmli-
chen Festlegung des Sanierungsgebiets baurecht-
lich genehmigt worden sind, Vorhaben nach Ab-
satz 1 Nr. 1, von denen die Gemeinde nach Maß-
gabe des Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat
und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten
der Veränderungssperre hätte begonnen werden
dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fort-
führung einer bisher ausgeübten Nutzung;“.
51. § 145 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 19 Abs. 3
Satz 3 bis 5“ durch die Angabe „§ 22 Abs. 5 Satz 3
und 4“ ersetzt.
b) Absatz 6 wird wie folgt gefasst:
„(6) Auf die Genehmigung nach § 144 Abs. 2
und 3 ist § 22 Abs. 5 Satz 5 und Abs. 6 entspre-
chend anzuwenden.“
52. Dem § 153 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
„Dies gilt nicht, wenn in den Fällen des § 154 Abs. 3
Satz 2 oder 3 die Verpflichtung zur Entrichtung des
Ausgleichsbetrags erloschen ist.“
53. § 159 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Der Vertrag bedarf nicht der Form des § 311b Abs. 1
des Bürgerlichen Gesetzbuchs.“





(1) Stadtumbaumaßnahmen in Stadt- und Ortsteilen,
deren einheitliche und zügige Durchführung im öffent-
lichen Interesse liegen, können auch anstelle von oder
ergänzend zu sonstigen Maßnahmen nach diesem Ge-
setzbuch nach den Vorschriften dieses Teils durchge-
führt werden.
(2) Stadtumbaumaßnahmen sind Maßnahmen, durch
die in von erheblichen städtebaulichen Funktionsver-
lusten betroffenen Gebieten Anpassungen zur Herstel-
lung nachhaltiger städtebaulicher Strukturen vorge-
nommen werden. Erhebliche städtebauliche Funktions-
verluste liegen insbesondere vor, wenn ein dauerhaftes
Überangebot an baulichen Anlagen für bestimmte Nut-
zungen, namentlich für Wohnzwecke, besteht oder zu
erwarten ist.
(3) Stadtumbaumaßnahmen dienen dem Wohl der
Allgemeinheit. Sie sollen insbesondere dazu beitragen,
dass
1. nicht mehr bedarfsgerechte bauliche Anlagen einer
neuen Nutzung zugeführt werden,
2. einer anderen Nutzung nicht zuführbare bauliche
Anlagen zurückgebaut werden,
3. freigelegte Flächen einer nachhaltigen städtebauli-
chen Entwicklung oder einer hiermit verträglichen
Zwischennutzung zugeführt werden,
4. die Siedlungsstruktur den Erfordernissen der Ent-
wicklung von Bevölkerung und Wirtschaft ange-
passt wird,
5. die Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie die Um-
welt verbessert werden,
6. innerstädtische Altbaubestände erhalten werden.
§ 171b
Stadtumbaugebiet, Stadtentwicklungskonzept
(1) Die Gemeinde legt das Gebiet, in dem Stadtum-
baumaßnahmen durchgeführt werden sollen, durch Be-
schluss als Stadtumbaugebiet fest. Es ist in seinem
räumlichen Umfang so festzulegen, dass sich die Maß-
nahmen zweckmäßig durchführen lassen.
(2) Grundlage für den Beschluss nach Absatz 1 ist
ein von der Gemeinde aufzustellendes Stadtentwick-
lungskonzept, in dem die Ziele und Maßnahmen
(§ 171a Abs. 3) im Stadtumbaugebiet schriftlich darzu-
stellen sind. Die §§ 137 und 139 sind auf das Stadtent-
wicklungskonzept entsprechend anzuwenden. Die öf-
fentlichen und privaten Belange sind gegeneinander
und untereinander gerecht abzuwägen.




Die Gemeinde soll zur Umsetzung ihres Stadtent-
wicklungskonzeptes die Möglichkeit nutzen, Stadtum-
baumaßnahmen auf der Grundlage von städtebaulichen
Verträgen im Sinne des § 11 insbesondere mit den be-
teiligten Eigentümern durchzuführen. Gegenstände der
Verträge können insbesondere auch sein
1. die Durchführung des Rückbaus baulicher Anlagen
innerhalb einer bestimmten Frist und die Kostentra-
gung für den Rückbau;
2. der Verzicht auf die Ausübung von Ansprüchen
nach den §§ 39 bis 44;




(1) Die Gemeinde kann durch Satzung ein Gebiet
bezeichnen, das ein festgelegtes Stadtumbaugebiet
(§ 171b Abs. 1) oder Teile davon umfasst und in dem
zur Sicherung und sozialverträglichen Durchführung
von Stadtumbaumaßnahmen die in § 14 Abs.1 bezeich-
neten Vorhaben und sonstigen Maßnahmen der Geneh-
migung bedürfen.
(2) Ist der Beschluss über die Aufstellung einer Sat-
zung nach Absatz 1 gefasst und ortsüblich bekannt ge-
macht, ist § 15 Abs. 1 auf die Durchführung der Vorha-
ben und Maßnahmen im Sinne von Absatz 1 entspre-
chend anzuwenden.
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❉✺ undzügige Durchführung im öffentlichen Interesse
liegen, können auch anstelle oder ergänzend zu sonsti-
gen Maßnahmen nach diesem Gesetzbuch nach den
Vorschriften dieses Teils durchgeführt werden.
(2) Städtebauliche Maßnahmen zur Behebung sozia-
ler Missstände sind investive und sonstige Maßnahmen
in auf Grund sozialer Missstände benachteiligten Orts-
teilen oder anderen Teilen des Gemeindegebiets, in de-
nen ein besonderer Entwicklungsbedarf besteht. Sozi-
ale Missstände liegen insbesondere vor, wenn ein Ge-
biet auf Grund der Zusammensetzung und wirtschaft-
lichen Situation der darin lebenden und arbeitenden
Menschen erheblich benachteiligt ist. Ein besonderer
Entwicklungsbedarf liegt insbesondere vor, wenn es
sich um benachteiligte innerstädtische oder innenstadt-
nah gelegene Gebiete oder verdichtete Wohn- und
Mischgebiete handelt, in denen es einer auf einander
abgestimmten Bündelung von Maßnahmen einschließ-
lich ihrer Förderung bedarf.
(3) Die Gemeinde legt das Gebiet, in dem die Maß-
nahmen durchgeführt werden sollen, durch Beschluss
fest. Es ist in seinem räumlichen Umfang so festzule-
gen, dass sich die Maßnahmen zweckmäßig durchfüh-
ren lassen.
(4) Grundlage für den Beschluss nach Absatz 3 ist
ein von der Gemeinde im Benehmen mit den Beteilig-
ten aufzustellendes Entwicklungskonzept, in dem die
Ziele und Maßnahmen schriftlich darzustellen sind.
Das Entwicklungskonzept soll insbesondere Maßnah-
men enthalten, die der Verbesserung der Wohn- und
Arbeitsverhältnisse sowie der Schaffung und Erhaltung
sozial stabiler Bewohnerstrukturen dienen.
(5) Bei der Erstellung des Entwicklungskonzepts
und bei seiner Umsetzung sollen die Beteiligten in ge-
eigneter Form beteiligt und zur Mitwirkung angeregt
werden. Die Gemeinde soll die Beteiligten im Rahmen
des Möglichen fortlaufend beraten und unterstützen.
Dazu kann im Zusammenwirken von Gemeinde und
Beteiligten eine Koordinierungsstelle eingerichtet wer-
den. Soweit erforderlich, soll die Gemeinde zur Ver-
wirklichung und zur Förderung der mit dem Entwick-
lungskonzept verfolgten Ziele sowie zur Übernahme
von Kosten mit den Eigentümern und sonstigen Maß-
nahmenträgern städtebauliche Verträge schließen.
(6) Die §§ 164a und 164b sind im Gebiet nach Ab-
satz 3 entsprechend anzuwenden. Dabei ist § 164a
Abs. 1 Satz 2 über den Einsatz von Finanzierungs- und
Fördermitteln auf Grund anderer gesetzlicher Grund-
lage insbesondere auch auf sonstige Maßnahmen im
Sinne des Absatzes 2 Satz 1 anzuwenden.“
55. Der bisherige Dritte bis Sechste Teil des Zweiten Kapi-
tels wird der Fünfte bis Achte Teil.
56. § 172 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 4 werden die Wörter „Sondereigentum
(Wohnungseigentum und Teileigentum gemäß
§ 1 des Wohnungseigentumsgesetzes)“ durch
die Wörter „Wohnungseigentum oder Teil-
eigentum (§ 1 des Wohnungseigentumsgeset-
zes)“ ersetzt.
bb) Satz 6 wird wie folgt gefasst:
„Auf die Genehmigung nach Satz 4 sind § 22
Abs. 5 Satz 5 und Abs. 6 entsprechend anzu-
wenden.“
b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 2 wird das Wort „Sondereigentum“
durch die Wörter „Wohnungseigentum oder
Teileigentum“ ersetzt.
bb) In Satz 3 Nr. 2 bis 5 wird jeweils das Wort
„Sondereigentum“ durch die Wörter „Woh-
nungseigentum oder Teileigentum“ ersetzt.
cc) In Satz 3 Nr. 6 und Satz 4 wird jeweils das
Wort „Sondereigentum“ durch das Wort „Woh-
nungseigentum“ ersetzt.
dd) In Satz 5 werden die Wörter „Grundbuch für
das Sondereigentum“ durch das Wort „Woh-
nungsgrundbuch“ ersetzt.
57. § 173 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Ist ein bauaufsichtliches Verfahren erforderlich, wird
die Genehmigung durch die Baugenehmigungsbehörde
im Einvernehmen mit der Gemeinde erteilt; in dem
bauaufsichtlichen Verfahren wird über die in § 172
Abs. 3 bis 5 bezeichneten Belange entschieden.“
58. In § 180 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Sanie-
rungsmaßnahmen“ das Wort „oder“ durch ein Komma
ersetzt und nach dem Wort „Entwicklungsmaßnah-
men“ die Wörter „oder Stadtumbaumaßnahmen“ ein-
gefügt.
59. In § 194 wird nach den Wörtern „Der Verkehrswert“
das Wort „(Marktwert)“ eingefügt.
60. In § 195 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Grenzregelungs-
beschluss“ durch die Wörter „Beschluss über eine ver-
einfachte Umlegung“ ersetzt.
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durch die Wörter „einschließlich Tierhaltung, soweit
das Futter überwiegend auf den zum landwirtschaftli-
chen Betrieb gehörenden, landwirtschaftlich genutzten
Flächen erzeugt werden kann“ ersetzt.
63. In § 205 Abs. 7 Satz 1 werden die Wörter „Erläute-
rungsbericht oder“ gestrichen.
64. § 212a wird wie folgt gefasst:
„§ 212a
Entfall der aufschiebenden Wirkung
Widerspruch und Anfechtungsklage gegen
1. die bauaufsichtliche Zulassung eines Vorhabens,
2. den Umlegungsbeschluss nach § 47 Abs. 1,
3. die Bekanntmachung der Unanfechtbarkeit des
Umlegungsplans nach § 71 Abs. 1,
4. die Geltendmachung des Kostenerstattungsbetrags
nach § 135a Abs. 3 sowie
5. die Geltendmachung des Ausgleichsbetrags nach
§ 154 Abs. 1
haben keine aufschiebende Wirkung.“
65. In § 213 Abs. 1 Nr. 4 werden nach der Angabe „(§ 172
Abs. 1 Satz 1)“ die Wörter „oder einer Satzung über
die Durchführung von Stadtumbaumaßnahmen
(§ 171d Abs. 1)“ eingefügt.
66. Die §§ 214 und 215 werden wie folgt gefasst:
„§ 214
Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften über
die Aufstellung des Flächennutzungsplans und der
Satzungen; ergänzendes Verfahren
(1) Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften dieses Gesetzbuchs ist für die Rechtswirk-
samkeit des Flächennutzungsplans und der Satzungen
nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn
1. im Sinne des § 2 Abs. 3 die von der Planung be-
rührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren
oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen
Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn nach den
Umständen des Einzelfalls offensichtlich ist, dass
der Fehler das Ergebnis des Verfahrens nicht beein-
flusst hat;
2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Be-
hördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2,
§§ 4a und 13 Abs. 2 Nr. 2, § 22 Abs. 9 Satz 2 sowie
§ 34 Abs. 5 Satz 1 verletzt worden sind; dabei ist
unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschrif-
ten einzelne Personen, Behörden oder sonstige Trä-
ger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden
sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheb-
lich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt
worden sind, oder einzelne Angaben dazu, welche
Arten umweltbezogener Informationen verfügbar
sind, gefehlt haben, oder bei Anwendung des § 13
Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer
Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen
wurde, oder bei Anwendung des § 4a Abs. 3 Satz 5
oder des § 13 die Voraussetzungen für die Durch-
führung der Beteiligung nach diesen Vorschriften
verkannt worden sind;
3. die Vorschriften über die Begründung des Flächen-
nutzungsplans und der Satzungen sowie ihrer Ent-
würfe nach § 2a Satz 2 Nr. 1 und 2 sowie Nr. 3 hin-
sichtlich der Erklärung zum Umweltbericht, wie die
Umweltbelange berücksichtigt werden, § 3 Abs. 2,
§ 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8
und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist un-
beachtlich, wenn die Begründung des Flächennut-
zungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf un-
vollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine
Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Um-
weltbericht und die Erklärung nach § 5 Abs. 5 und
§ 9 Abs. 8 in Verbindung mit § 2a Satz 2 Nr. 3 nur
unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu in un-
wesentlichen Punkten unvollständig ist;
4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennut-
zungsplan oder die Satzung nicht gefasst, eine Ge-
nehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekannt-
machung des Flächennutzungsplans oder der Sat-
zung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden
ist.
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begrün-
dung in wesentlichen Punkten unvollständig ist, hat die
Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn
ein berechtigtes Interesse dargelegt wird.
(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist
auch unbeachtlich, wenn
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selb-
ständigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 Satz 2) oder
an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden
Gründe für die Aufstellung eines vorzeitigen Be-
bauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind;
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des
Bebauungsplans aus dem Flächennutzungsplan ver-
letzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem
Flächennutzungsplan ergebende geordnete städte-
bauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist;
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan
entwickelt worden ist, dessen Unwirksamkeit sich
wegen Verletzung von Verfahrensvorschriften ein-
schließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Be-
bauungsplans herausstellt;
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen
worden ist, ohne dass die geordnete städtebauliche
Entwicklung beeinträchtigt worden ist.
(3) Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage
im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Flächen-
nutzungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel,
die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1
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➙➢➤➭➛➬➥➡➜ über die Aufstellung des Flächennutzungs-
plans und der Satzungen im Sinne des § 214 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 bis 3 wird unbeachtlich, wenn sie nicht
innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flä-
chennutzungsplans oder der Satzung schriftlich gegen-
über der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden
ist.
(2) Bei Inkraftsetzung des Flächennutzungsplans
oder der Satzung ist auf die Voraussetzungen für die
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften so-
wie auf die Rechtsfolgen hinzuweisen.“
67. § 215a wird aufgehoben.
68. § 233 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
a) Nach dem Wort „Satzungen“ wird das Wort „ent-
sprechend“ eingefügt.
b) Folgender Satz wird angefügt:
„Unbeschadet des Satzes 1 sind auf der Grundlage
bisheriger Fassungen dieses Gesetzes unbeachtliche
oder durch Fristablauf unbeachtlich gewordene
Fehler bei der Aufstellung von Flächennutzungs-
plänen und Satzungen auch weiterhin für die
Rechtswirksamkeit dieser Flächennutzungspläne
und Satzungen unbeachtlich; für vor dem Inkraft-
treten einer Gesetzesänderung bekannt gemachte
Flächennutzungspläne und Satzungen sind die vor
dem Inkrafttreten der Gesetzesänderung geltenden
Vorschriften über die Geltendmachung der Verlet-
zung von Verfahrens- und Formvorschriften sowie
von Mängeln der Abwägung einschließlich ihrer
Fristen weiterhin anzuwenden.“
69. Dem § 238 wird folgender Satz angefügt:
„Wird durch die Änderung des § 34 durch das Europa-
rechtsanpassungsgesetz Bau vom … (einsetzen: Aus-
fertigungsdatum) die bis dahin zulässige Nutzung eines
Grundstücks aufgehoben oder wesentlich geändert, ist
Satz 1 entsprechend anzuwenden.“
70. § 239 wird aufgehoben.
71. Nach § 243 werden folgende §§ 244 und 245 einge-
fügt:
„§ 244
Überleitungsvorschriften für das Europarechtsanpas-
sungsgesetz Bau
(1) Abweichend von § 233 Abs. 1 werden Verfahren
für Bauleitpläne und Satzungen nach § 34 Abs. 4
Satz 1, die nach dem 20. Juli 2004 förmlich eingeleitet
worden sind oder die nach dem 20. Juli 2006 abge-
schlossen werden, nach den Vorschriften dieses Geset-
zes zu Ende geführt.
(2) Abweichend von Absatz 1 finden auf Bebau-
ungsplanverfahren, die in der Zeit vom 14. März 1999
bis zum 20. Juli 2004 förmlich eingeleitet worden sind
und die vor dem 20. Juli 2006 abgeschlossen werden,
die Vorschriften des Baugesetzbuchs in der vor dem …
(einsetzen: Datum des Tages nach der Verkündung)
geltenden Fassung weiterhin Anwendung. Ist mit ge-
setzlich vorgeschriebenen einzelnen Verfahrensschrit-
ten noch nicht begonnen worden, können diese auch
nach den Vorschriften dieses Gesetzes durchgeführt
werden.
(3) § 4 Abs. 3 und § 4c gelten nur für Bauleitpläne
und Satzungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1, die nach Ab-
satz 1 oder 2 nach den Vorschriften dieses Gesetzes zu
Ende geführt werden.
(4) Die Gemeinden können Satzungen, die auf der
Grundlage des § 19 in der vor dem … (einsetzen: Da-
tum des Tages nach der Verkündung) geltenden Fas-
sung erlassen worden sind, durch Satzung aufheben.
Die Gemeinde hat diese Satzung ortsüblich bekannt zu
machen; sie kann die Bekanntmachung auch in ent-
sprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 Satz 2 bis 5
vornehmen. Unbeschadet der Sätze 1 und 2 sind Sat-
zungen auf der Grundlage des § 19 in der vor dem …
(einsetzen: Datum des Tages nach der Verkündung)
geltenden Fassung nicht mehr anzuwenden. Die Ge-
meinde hat auf die Nichtanwendbarkeit dieser Satzun-
gen bis zum 31. Dezember 2004 durch ortsübliche Be-
kanntmachung hinzuweisen. Die Gemeinde hat das
Grundbuchamt um Löschung eines von ihr nach § 20
Abs. 3 in der vor dem … (einsetzen: Datum des Tages
nach der Verkündung) geltenden Fassung veranlassten
Widerspruchs zu ersuchen.
(5) Für eine auf der Grundlage des § 22 in der vor
dem … (einsetzen: Datum des Tages nach der Verkün-
dung) geltenden Fassung wirksam erlassene Satzung
bleibt § 22 in der vor dem … (einsetzen: Datum des
Tages nach der Verkündung) geltenden Fassung bis
zum 30. Juni 2005 weiterhin anwendbar. Auf die Sat-
zung ist § 22 in der geltenden Fassung anzuwenden,
wenn beim Grundbuchamt vor Ablauf des 30. Juni
2005 eine den Anforderungen des § 22 Abs. 2 Satz 3
und 4 entsprechende Mitteilung der Gemeinde einge-
gangen ist. Ist die Mitteilung hinsichtlich der Satzung
nicht fristgerecht erfolgt, ist die Satzung auf die von ihr
erfassten Vorgänge nicht mehr anzuwenden. Eine Aus-
setzung der Zeugniserteilung nach § 22 Abs. 6 Satz 3
in der vor dem … (einsetzen: Datum des Tages nach
der Verkündung) geltenden Fassung ist längstens bis
zum 30. Juni 2005 wirksam. Die Baugenehmigungsbe-
hörde hat das Grundbuchamt um Löschung eines von
ihr nach § 20 Abs. 3 in der vor dem … (einsetzen: Da-
tum des Tages nach der Verkündung) geltenden Fas-
sung oder auf Grundlage von Satz 1 oder 4 in Verbin-
dung mit § 20 Abs. 3 in der vor dem… (einsetzen: Da-
tum des Tages nach der Verkündung) geltenden Fas-
sung veranlassten Widerspruchs im Grundbuch zu
ersuchen, wenn die Satzung nicht mehr anwendbar ist
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geltenden Fassung, die vor dem … (einsetzen: Datum
des Tages nach der Verkündung) förmlich eingeleitet
worden sind, können bis zum 20. Juli 2006 nach den
bisher geltenden Vorschriften abgeschlossen werden.
§ 245
Überleitungsvorschrift für den Stadtumbau
Ein von einer Gemeinde bis zum … (einsetzen: Da-
tum des Tages nach der Verkündung) im Hinblick auf
die Verwaltungsvereinbarungen über die Gewährung
von Finanzhilfen des Bundes an die Länder nach Arti-
kel 104a Abs. 4 des Grundgesetzes zur Förderung städ-
tebaulicher Maßnahmen beschlossenes Gebiet für
Stadtumbaumaßnahmen sowie ein hierfür aufgestelltes
Stadtentwicklungskonzept der Gemeinde gilt als Stadt-
umbaugebiet und Stadtentwicklungskonzept im Sinne
des § 171b.“
72. Die §§ 245b und 245c werden aufgehoben.
73. § 246 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird die Angabe „§ 35 Abs. 6 Satz 6,“
gestrichen.
b) In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe „§ 19 Abs. 1
Satz 2 und 3,“ gestrichen.
74. Nach § 247 wird folgende Anlage angefügt:
„Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a
(1) Die Ermittlung und Bewertung der voraussichtli-
chen erheblichen Umweltauswirkungen der Planungen
besteht aus
1. einer Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte
des derzeitigen Umweltzustands,
2. einer Prognose über die Entwicklung des Umwelt-
zustands bei Durchführung der Planung und bei
Nichtdurchführung der Planung,
3. einer Prüfung der Maßnahmen zur Vermeidung,
Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen
Auswirkungen und
4. einer Prüfung anderweitiger Planungsmöglich-
keiten, wobei die Ziele und der räumliche Gel-
tungsbereich des Bauleitplans zu berücksichtigen
sind.
Die Ermittlung bezieht sich auf das, was nach gegen-
wärtigem Wissensstand und zeitgemäßen Prüfmetho-
den sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bau-
leitplans angemessenerweise verlangt werden kann.
(2) Der Umweltprüfung sind weiter zugrunde zu
legen:
1. eine Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigs-
ten Ziele des Bauleitplans, einschließlich der Be-
schreibung der Festsetzungen des Plans mit Anga-
ben über Standorte, Art und Umfang sowie Bedarf
an Grund und Boden der geplanten Vorhaben,
2. die Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussicht-
lich erheblich beeinflusst werden,
3. die in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen
festgelegten Ziele des Umweltschutzes, die für den
Bauleitplan von Bedeutung sind, und die Art, wie
diese Ziele bei der Aufstellung berücksichtigt wur-
den,
4. eine Beschreibung, wie die Umweltprüfung vorge-
nommen wurde (Methodik), etwa im Hinblick auf
die wichtigsten Merkmale der verwendeten techni-
schen Verfahren, einschließlich etwaiger Schwie-
rigkeiten bei der Zusammenstellung der erforderli-
chen Informationen,
5. die geplanten Maßnahmen zur Überwachung der
erheblichen Auswirkungen der Durchführung des
Bauleitplans auf die Umwelt und
6. eine allgemein verständliche Zusammenfassung der
erforderlichen Angaben nach dieser Anlage.“
Artikel 2
Änderung des ß ✁✂✄☎✆✝✁✝✞✟✞✠✟✠✡☛✠✟
Das Raumordnungsgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 18. August 1997 (BGBl. I S. 2081), zuletzt
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15. Dezember
1997 (BGBl. I S. 2902), wird wie folgt geändert:
1. In der Inhaltsübersicht wird nach § 18 folgende Angabe
eingefügt:
„§ 18a Raumordnung in der deutschen ausschließlichen
Wirtschaftszone“.
2. Dem § 1 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
„In der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone kön-
nen einzelne Funktionen im Rahmen der Vorgaben des
Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen vom
10. Dezember 1982 (BGBl. 1994 II S. 1798) durch die
Raumordnung entwickelt, geordnet und gesichert wer-
den.“
3. § 2 Abs. 2 Nr. 8 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Natur und Landschaft einschließlich Gewässer, Wald
und Meeresgebiete sind dauerhaft zu schützen, zu pfle-
gen, zu entwickeln und, soweit erforderlich, möglich
und angemessen, wiederherzustellen.“
4. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 werden die Wörter „oder
dem Personenbeförderungsgesetz“ gestrichen. Vor
den Wörtern „dem Atomgesetz“ wird das Komma
durch das Wort „oder“ ersetzt.
b) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
„Hinsichtlich der in Satz 1 genannten raumbedeut-
samen Planungen und Maßnahmen des Bundes, der
öffentlichen Stellen sowie der Personen des Privat-
rechts bleiben deren Rechte zur Feststellung des Be-
darfs, der Dringlichkeit, der Zeitplanung sowie der
konkreten Ausgestaltung von Standorten oder Tras-
senführungen unberührt.“
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weltprüfung im Sinne der Richtlinie 2001/42/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni
2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen be-
stimmter Pläne und Programme (ABl. EG Nr. L 197
S. 30) durchgeführt wird. In dem dabei gemäß den
Kriterien des Anhangs I der Richtlinie 2001/42/EG
zu erstellenden Umweltbericht sind die voraussicht-
lichen erheblichen Auswirkungen, die die Durchfüh-
rung des Raumordnungsplans auf die Umwelt hat,
sowie anderweitige Planungsmöglichkeiten unter Be-
rücksichtigung der wesentlichen Zwecke des Raum-
ordnungsplans zu ermitteln, zu beschreiben und zu
bewerten. Der Umweltbericht kann als unselbstän-
diger Teil in die Begründung des Raumordnungs-
plans nach Absatz 8 aufgenommen werden. Die
öffentlichen Stellen, deren Aufgabenbereich von den
Umweltauswirkungen berührt werden kann, sind bei
der Festlegung des Umfangs und Detaillierungsgrads
des Umweltberichts zu beteiligen. Es kann vorgese-
hen werden, dass geringfügige Änderungen von
Raumordnungsplänen nur dann einer Umweltprüfung
bedürfen, wenn gemäß Artikel 3 der Richtlinie 2001/
42/EG nach den Kriterien ihres Anhangs II festge-
stellt wurde, dass sie voraussichtlich erhebliche Um-
weltauswirkungen haben. Diese Feststellung ist unter
Beteiligung der öffentlichen Stellen, deren Aufga-
benbereich von den Umweltauswirkungen berührt
werden kann, zu treffen. Sofern festgestellt wurde,
dass keine erheblichen Umweltauswirkungen zu er-
warten sind, sind die zu diesem Ergebnis führenden
Erwägungen in den Entwurf der Begründung der
Planänderung aufzunehmen. Es kann vorgesehen
werden, dass bei Regionalplänen die Umweltprüfung
auf zusätzliche oder andere erhebliche Umweltaus-
wirkungen zu beschränken ist, wenn der Raumord-
nungsplan für das Landesgebiet, aus dem die Regio-
nalpläne entwickelt werden, bereits eine Umweltprü-
fung im Sinne der Richtlinie 2001/42/EG enthält.
Ebenso kann vorgesehen werden, dass die Umwelt-
prüfung sowie andere, auf Grund von Rechtsvor-
schriften der Europäischen Gemeinschaften erforder-
liche Verfahren zur Prüfung von Umweltauswirkun-
gen gemeinsam durchgeführt werden.“
b) Absatz 6 wird wie folgt gefasst:
„(6) Es ist vorzusehen, dass den öffentlichen Stel-
len und der Öffentlichkeit frühzeitig und effektiv Ge-
legenheit zur Stellungnahme zum Entwurf des Raum-
ordnungsplans und seiner Begründung sowie zum
Umweltbericht zu geben ist. Wird die Durchführung
eines Plans voraussichtlich erhebliche Auswirkungen
auf die Umwelt eines anderen Staates haben, so ist
dessen Beteiligung entsprechend den Grundsätzen
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung durchzuführen.“
c) In Absatz 7 wird nach Satz 1 der folgende Satz einge-
fügt:
„Der Umweltbericht nach Absatz 5 sowie die Stel-
lungnahmen nach Absatz 6 sind in der Abwägung zu
berücksichtigen.“
d) Dem Absatz 8 werden folgende Sätze angefügt:
„Die Begründung hat hinsichtlich der Umweltprüfung
Angaben darüber zu enthalten, wie Umwelterwägun-
gen, der Umweltbericht sowie die abgegebenen Stel-
lungnahmen im Plan berücksichtigt wurden und wel-
che Gründe nach Abwägung mit den geprüften ander-
weitigen Planungsmöglichkeiten für die Festlegungen
des Plans entscheidungserheblich waren. Ferner sind
die vorgesehenen Maßnahmen zur Überwachung der
erheblichen Auswirkungen der Durchführung des
Plans auf die Umwelt zu benennen.“
e) Nach Absatz 8 werden folgende Absätze 9 und 10
angefügt:
„(9) Es ist vorzusehen, dass der Raumordnungs-
plan mit seiner die Umweltprüfung betreffenden Be-
gründung den nach Absatz 6 Beteiligten bekannt zu
machen ist.
(10) Es ist vorzusehen, dass die erheblichen Aus-
wirkungen der Durchführung der Raumordnungs-
pläne auf die Umwelt zu überwachen sind.“
6. In § 10 Abs. 2 Nr. 1 werden vor dem Komma die Wörter
„außer bei Unvollständigkeit der die Umweltprüfung be-
treffenden Begründung nach § 7 Abs. 8 Satz 2 und 3, so-
fern hier abwägungserhebliche Angaben fehlen“ einge-
fügt.
7. Nach § 18 wird folgender § 18a eingefügt:
„§ 18a
Raumordnung in der deutschen ausschließlichen
Wirtschaftszone
(1) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und
Wohnungswesen stellt in der deutschen ausschließlichen
Wirtschaftszone Ziele und Grundsätze der Raumord-
nung im Sinne des § 3 Nr. 2 und 3 hinsichtlich der wirt-
schaftlichen und wissenschaftlichen Nutzung, hinsicht-
lich der Gewährleistung der Sicherheit und Leichtigkeit
der Seeschifffahrt sowie zum Schutz der Meeresumwelt
auf. Die Vorschriften des § 7 Abs. 1 und 4 bis 10 gelten
entsprechend. Die Aufstellung der Ziele und Grundsätze
der Raumordnung erfolgt unter Beteiligung der fachlich
betroffenen Bundesministerien durch Rechtsverordnung,
die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf.
(2) Das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung
führt mit Zustimmung des Bundesministeriums für Ver-
kehr, Bau- und Wohnungswesen die vorbereitenden Ver-
fahrensschritte zur Aufstellung der Ziele und Grundsätze
der Raumordnung einschließlich der Festlegungen nach
§ 7 Abs. 4, insbesondere die Umweltprüfung und die Öf-
fentlichkeitsbeteiligung, durch. Das Bundesministerium
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen beteiligt die
fachlich betroffenen Bundesministerien und stellt das
Benehmen mit den angrenzenden Ländern her.
(3) Werden nach Absatz 1 Satz 1 als Ziele der Raum-
ordnung Vorranggebiete für Windkraftanlagen festge-
legt, haben diese im Verfahren zur Genehmigung einer
Anlage nach der Seeanlagenverordnung im Hinblick auf
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verträglichkeitsprüfung von Vorhaben gemäß § 2a der
Seeanlagenverordnung bleiben unberührt. Bis zum 31.
Dezember 2005 festgelegte besondere Eignungsgebiete
nach § 3a Abs. 1 der Seeanlagenverordnung sind als
Ziele der Raumordnung nach Absatz 1 Satz 1 zu über-
nehmen und als Vorranggebiete nach § 7 Abs. 4 Nr. 1
festzulegen.“
8. Dem § 22 werden folgende Sätze angefügt:
„Hinsichtlich § 7 Abs. 5 bis 10 ist die Verpflichtung der
Länder bis zum 31. Dezember 2006 zu erfüllen. Bis zu
einer Umsetzung der Richtlinie 2001/42/EG durch die
Länder sind § 7 Abs. 5 bis 10 und § 10 Abs. 2 Nr. 1 un-
mittelbar anzuwenden.“
9. § 23 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird das Wort „bisherigen“ durch die
Wörter „vor dem 18. August 1997 geltenden“ ersetzt.
b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt:
„(3) § 7 Abs. 5 bis 10 und § 10 Abs. 2 Nr. 1 finden
Anwendung auf Raumordnungspläne, deren Aufstel-
lung nach dem 20. Juli 2004 förmlich eingeleitet
wird. Auf Raumordnungspläne, deren Aufstellung
bis zum 20. Juli 2004 förmlich eingeleitet und nach
dem 20. Juli 2006 abgeschlossen wird, finden § 7
Abs. 5 bis 9 und § 10 Abs. 2 Nr. 1 Anwendung, es sei
denn, die Länder entscheiden im Einzelfall, dass dies
nicht durchführbar ist, und unterrichten die Öffent-
lichkeit über ihre Entscheidung. Auf Raumordnungs-
pläne, deren Aufstellung bis zum 20. Juli 2004 einge-
leitet und bis zum 20. Juli 2006 abgeschlossen wird,
finden die §§ 7 und 10 in der vor dem … (einsetzen:
Datum des Tages nach der Verkündung) geltenden
Fassung Anwendung.“
Artikel 3
Änderung des Gesetzes über die ❵❛❜❝❞❡❢
vertr❣❤❞✐❥❦❧❝✐❡♠♥♦♣qrs❤
Das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in
der Fassung der Bekanntmachung vom 5. September 2001
(BGBl. I S. 2350), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 18. Juni 2002 (BGBl. I S. 1921), wird wie folgt
geändert:




(1) Bei der Aufstellung und Änderung von Raumord-
nungsplänen ist eine Prüfung der voraussichtlich erheb-
lichen Umweltauswirkungen im Sinne der Richtlinie
2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswir-
kungen bestimmter Pläne und Programme (ABl. EG
Nr. L 197 S. 30) durchzuführen (Umweltprüfung). Die
Vorschriften dieses Gesetzes finden Anwendung, soweit
die Raumordnungsgesetze des Bundes und der Länder
die Verpflichtung zur Durchführung und das Verfahren
der Umweltprüfung nicht näher bestimmen oder in ihren
Anforderungen den Vorschriften dieses Gesetzes nicht
entsprechen. Vorschriften zur Umweltprüfung in den
Raumordnungsgesetzen des Bundes und der Länder mit
weitergehenden Anforderungen bleiben unberührt.
(2) Im Raumordnungsverfahren sollen die raumbe-
deutsamen Umweltauswirkungen eines Vorhabens ent-
sprechend dem Planungsstand des Vorhabens ermittelt,
beschrieben und bewertet werden.
(3) Werden eine Umweltprüfung in einem Verfahren
nach Absatz 1 und eine Umweltverträglichkeitsprüfung
in einem nachfolgenden Zulassungsverfahren für ein
Vorhaben durchgeführt, kann die Umweltverträglich-
keitsprüfung im nachfolgenden Zulassungsverfahren auf
zusätzliche oder andere erhebliche Umweltauswirkun-
gen des Vorhabens beschränkt werden.
(4) Im nachfolgenden Zulassungsverfahren für ein
Vorhaben hat die zuständige Behörde die im Verfahren
nach Absatz 2 ermittelten, beschriebenen und bewerte-
ten Umweltauswirkungen des Vorhabens nach Maßgabe
des § 12 bei der Entscheidung über die Zulässigkeit des
Vorhabens zu berücksichtigen.
(5) lm nachfolgenden Zulassungsverfahren für ein
Vorhaben soll hinsichtlich der im Verfahren nach Ab-
satz 2 ermittelten und beschriebenen Umweltauswirkun-
gen von den Anforderungen der §§ 5 bis 8 und 11 inso-
weit abgesehen werden, als diese Verfahrensschritte be-
reits im Verfahren nach Absatz 2 erfolgt sind. Die Anhö-
rung der Öffentlichkeit nach § 9 Abs. 1 und § 9a sowie
die Bewertung der Umweltauswirkungen nach § 12 sol-
len auf zusätzliche oder andere erhebliche Umweltaus-
wirkungen beschränkt werden, sofern die Öffentlichkeit
im Verfahren nach Absatz 2 entsprechend den Bestim-
mungen des § 9 Abs. 3 einbezogen wurde.
§ 17
Aufstellung von Bauleitplänen
(1) Werden Bebauungspläne im Sinne des § 2 Abs. 3
Nr. 3, insbesondere bei Vorhaben nach den Nummern
18.1 bis 18.8 der Anlage 1, aufgestellt, geändert oder
ergänzt, wird die Umweltverträglichkeitsprüfung ein-
schließlich der Vorprüfung des Einzelfalls nach § 2
Abs. 1 Satz 1 bis 3 sowie den §§ 3 bis 3f im Aufstel-
lungsverfahren als Umweltprüfung nach den Vorschrif-
ten des Baugesetzbuchs durchgeführt. Abweichend von
Satz 1 entfällt eine nach diesem Gesetz vorgeschriebene
Vorprüfung des Einzelfalls, wenn für den aufzustellen-
den Bebauungsplan eine Umweltprüfung nach den Vor-
schriften des Baugesetzbuchs, die zugleich den Anforde-
rungen einer Umweltverträglichkeitsprüfung entspricht,
durchgeführt wird.
(2) Besteht für die Aufstellung, Änderung oder Er-
gänzung eines Bauleitplans nach diesem Gesetz eine
Verpflichtung zur Durchführung einer Strategischen
Umweltprüfung, wird hierfür eine Umweltprüfung ein-
schließlich der Überwachung nach den Vorschriften des
Baugesetzbuchs durchgeführt.
(3) Wird die Umweltverträglichkeitsprüfung in einem
Aufstellungsverfahren für einen Bebauungsplan und in
einem nachfolgenden Zulassungsverfahren durchge-
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❽➉❹❺➇➍➊❻ ➅➂❺➀➂➍➔→
➣➔ ↔➁➂ ↕➍❿➎➈➂ ➙ ➅➁❺➀ ➅➁➂ ❷❾❿➈❻ ➈➂➇➍➀➂❺❻➛
➎➜ ➝➍ ➀➂❺ ➞➒➂❺❽➉❹❺➁❷❻
zu➟➌➄➄➂❺ ➙➠ werdndie➡➢❺❻➂❺
➤➥➎➌➋❿➎➍➌➍➈❽❺➂➉❹❻❿➁➉❹➂ ➓❾❺❹➎➒➂➍→ ➀➌❺➉❹ ➀➎❽ ➡ort
➤➥➎➌➆❾❺❹➎➒➂➍→ ➂❺❽➂❻➑❻➔
➒➜ ➝➍
den➟➌➄➄➂❺➍ ➙➠➔➙ ➒➁❽ ➙➠➔➠ werdnjewils➍➎➉❹




§➲➳ ↕➒❽➔ ➵ der➓➂❺➅➎❿❻➌➍➈❽➈➂❺➁➉❹❻❽❾❺➀➍➌➍➈ inder➸➎❽➏
sungder
➥➂➊➎➍➍❻➄➎➉❹➌➍➈
vom➙➺➔ ➻➇❺➑ ➙➺➺➙ ➼➥➽➥❿➔ ➝
➾➔
6➠➚➜❼ zuletztgeändert durch Artikel 1 und 6 des Gesetzes
vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3987), wird wie folgt
geändert:
1. In Satz 2 wird das Wort „nichtig“ durch das Wort „un-
wirksam“ ersetzt.
2. Satz 4 wird aufgehoben.
Artikel 5
Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes
In § 21 Abs. 2 Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. März 2002
(BGBl. I S. 1193) wird nach dem Wort „anzuwenden“ das
Semikolon durch einen Punkt ersetzt und der nachfolgende
Halbsatz gestrichen.
Artikel 6
Bekanntmachung des Baugesetzbuchs und des
➪➶➭➹➧➨➩➫➭➫➯➘➯➴➘➴➷➬➴➘
Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen kann den Wortlaut des Baugesetzbuchs und des
Raumordnungsgesetzes in der vom Inkrafttreten dieses Ge-








Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in
Kraft.
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Begründung
A. Allgemeines
ÚÛ ÜÝÞßàÞáâãäå ãäæ çÞàÞäáßÝèéÞê Úäéëßá
ìíî ïðñòó ôðõ õö÷øùúñòðû üùíû÷ûý îþùù íû ßùðøðûóð ôðî ð÷ 
õþ✁öúîñòðû ïðñòóîî✂îóðøî úø ✄ðõðúñò ôðî ☎ø✆ðùóõðñòóî íû 
ýðýùúñòðû ÷ûô ôí✝ðú îóõ÷✞ó÷õðùù ✟ðõðúû✠íñòó ✆ðõôðû✡ ☛ûùíîî
✠☞õ ôúð ßúûùðúó÷ûý ôðî ✌ðîðó✍ýð✝÷ûýî✟ðõ✠íòõðûî úîó ôúð ✎ðõ 
✁✠ùúñòó÷ûý✏ ôúð ïúñòóùúûúð ✑✒✒✓✔✕✑✔ß✌ ôðî ß÷õþ✁öúîñòðû
üíõùíøðûóî ÷ûô ôðî ïíóðî ✟þø ✑✖✡ ✗÷ûú ✑✒✒✓
über die Prü-
fung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Pro-
gramme, ABl. EG Nr. L 197 S. 30 (Plan-UP-Richtlinie), in
das deutsche Recht des Städtebaus und der Raumordnung
umzusetzen. Die Integration der umweltbezogenen Anfor-
derungen des Gemeinschaftsrechts soll im Bereich der Bau-
leitplanung mit dem Ziel verbunden werden, die planungs-
rechtlichen Verfahrenschritte auf hohem Umweltschutz-
niveau zu vereinheitlichen und zu stärken, um eine dem
Leitbild der nachhaltigen Stadtentwicklung entsprechende
zügige und sichere Planung zu ermöglichen. Zugleich sollen
Vereinfachungen des Planungsrechts vorgenommen werden,
insbesondere durch die Umgestaltung der Vorschriften über
die Teilung von Grundstücken und die Einführung eines
vereinfachten Umlegungsverfahrens. Um den komplexen
Anforderungen an die räumliche Planung auch künftig
Rechnung tragen zu können, werden für besondere städte-
bauliche Situationen weitere Steuerungsmöglichkeiten ein-
geführt. Der gleichen Zielsetzung dienen auch die vorge-
schlagenen Regelungen zum Stadtumbau und zur Sozialen
Stadt.
Parallel zu diesem Gesetzgebungsverfahren, welches das
Recht der räumlichen Planung in den zentralen Bereichen
Raumordnung und städtebauliche Planung zum Gegenstand
hat, ist die Umsetzung der Plan-UP-Richtlinie in das deut-
sche Recht in einem anderen, vor allem Fachplanungsberei-
che erfassenden und von diesem Gesetzentwurf getrennt
durchführbaren Gesetzgebungsvorhaben vorgesehen.
✘✙ ✚o✛✜✢✣✤✥ ✦✤✛ ✧★✢✥✩✪✧✩✫✬✭✮✯★✬✥✬✤
Die Plan-UP-Richtlinie zielt darauf ab, zur Förderung einer
nachhaltigen Entwicklung ein hohes Umweltschutzniveau
sicherzustellen, indem für bestimmte Pläne und Programme,
die voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen ha-
ben, eine Umweltprüfung durchgeführt wird. Die Richtlinie
betrifft das Verfahren der Aufstellung von Plänen und Pro-
grammen und soll dazu beitragen, dass Umwelterwägungen
bei der Ausarbeitung und Annahme von Plänen und Pro-
grammen einbezogen werden. Ziel ist eine Umweltprüfung
mit umfassender Öffentlichkeitsbeteiligung schon auf der
räumlichen Planungsebene und nicht erst bei der Projekt-
Zulassung, bei der das Instrument der Umweltverträglich-
keitsprüfung für bestimmte Vorhaben bereits besteht (Richt-
linie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über die
Umweltprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten
Projekten, ABl. EG Nr. L 175 S. 40, geändert durch die
Richtlinie 97/11/EG vom 3. März 1997, ABl. EG Nr. L 73
S. 5, Projekt-UVP-Richtlinie).
Nachfolgend werden die wesentlichen Regelungen der
Plan-UP-Richtlinie im Einzelnen vorgestellt:
Nach Artikel 3 der Plan-UP-Richtlinie unterliegen der Ver-
pflichtung zur Durchführung einer Umweltprüfung grund-
sätzlich Pläne und Programme insbesondere im Bereich der
Bodennutzung und der Raumordnung, die einen Rahmen
für die künftige Genehmigung von Projekten setzen, welche
in den Anhängen I und II der Projekt-UVP-Richtlinie aufge-
führt sind, sowie Pläne und Programme, die gemäß der
Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Er-
haltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildleben-
den Tiere und Pflanzen, ABl. EG Nr. L 206 S. 7, zuletzt ge-
ändert durch die Richtlinie 97/62/EG vom 27. Oktober
1997, ABl. EG Nr. L 305 S. 42 (Fauna-Flora-Habitat-Richt-
linie), zu prüfen sind. Wenn die Pläne und Programme die
Nutzung kleiner Gebiete auf lokaler Ebene betreffen oder
nur geringfügige Änderungen vorsehen, sollen sie nur dann
geprüft werden, wenn die Mitgliedstaaten bestimmen, dass
sie voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen haben.
Zur Vermeidung von Mehrfachprüfungen ist nach Artikel 4
der Plan-UP-Richtlinie eine Abschichtung der Umweltprü-
fungen in der Planhierarchie vorzusehen. Es besteht ferner
die Möglichkeit eines gemeinsamen Prüfverfahrens für die
Umweltprüfung nach der Plan-UP-Richtlinie und für wei-
tere umweltrelevante Prüfungen nach den Rechtsvorschrif-
ten der Europäischen Gemeinschaften (Artikel 11 der Plan-
UP-Richtlinie).
Im Rahmen der Umweltprüfung ist nach Artikel 5 der Plan-
UP-Richtlinie ein Umweltbericht zu erstellen, in dem die
Umweltauswirkungen anhand der einschlägigen Angaben
des Anhangs I der Plan-UP-Richtlinie einschließlich der
vernünftigen Alternativen ermittelt, beschrieben und bewer-
tet werden. Die Öffentlichkeit und die in ihrem umweltbe-
zogenen Aufgabenbereich betroffenen Behörden sind – ge-
gebenenfalls grenzüberschreitend – nach Artikel 6 der Plan-
UP-Richtlinie zu beteiligen. Nach Artikel 8 der Plan-UP-
Richtlinie sollen der Umweltbericht und das Ergebnis der
Beteiligung bei der Ausarbeitung des Plans oder Programms
und vor dessen Annahme berücksichtigt werden. Nach der
Annahme ist der Plan oder das Programm mit der die Um-
weltprüfung betreffenden Begründung nach Artikel 9 der
Plan-UP-Richtlinie bekannt zu geben. Die erheblichen Aus-
wirkungen der Durchführung der Pläne und Programme
sind nachArtikel 10 der Plan-UP-Richtlinie zu überwachen.








Die mit dem Bau- und Raumordnungsgesetz 1998 in der
Fassung der Bekanntmachung vom 27. August 1997,
BGBl. I S. 2141, BGBl. 1998 I S. 137, eingeleitete pro-
grammatische Öffnung des Rechts der Bauleitplanung für
die umweltrechtlichen Vorgaben des Gemeinschaftsrechts
soll nach dem Zwischenschritt des Gesetzes zur Umsetzung
der UVP-Änderungsrichtlinie, der IVU-Richtlinie und wei-
terer EG-Richtlinien zum Umweltschutz vom 27. Juli 2001,
BGBl. I S. 1950 (im Folgenden als Artikelgesetz bezeich-
net), mit dem vorliegenden Gesetzentwurf fortgesetzt wer-
den. Dabei soll – in Abkehr von dem Ansatz einer am Wort-
laut der Richtlinie haftenden Übernahme der gemeinschafts-
rechtlichen Einzelvorgaben – eine europarechtskonforme
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über die Teilung von Grundstücken und die Abschaffung
der Außenbereichssatzung erreicht werden (siehe II 3).
Außerdem sollen Regelungen zum Stadtumbau und zur
Sozialen Stadt ins Baugesetzbuch aufgenommen werden
(siehe II 4). Schließlich sollen weitere aktuelle städtebau-
liche Fragen aufgegriffen und einer gesetzlichen Regelung
zugeführt werden (siehe II 5).
Der vorliegende Gesetzentwurf stützt sich auch auf Vor-
schläge aus dem Bericht der Unabhängigen Expertenkom-
mission zur Novellierung des Baugesetzbuchs unter dem
Vorsitz von Herrn Dr. Gaentzsch, Vorsitzender Richter am
Bundesverwaltungsgericht a. D., und – zum bodenordneri-
schen Teil – auf den Bericht eines Sachverständigen-
gremiums zur „Fortentwicklung des Rechts der Bodenord-
nung nach dem Baugesetzbuch“ (jeweils vom August 2002,
erhältlich beim Fraunhofer-Informationszentrum für Raum
und Bau (IRB), Nobelstr. 12, 70569 Stuttgart).
✉✈ ✇①②①③④⑤①✉⑥⑦⑤②⑧⑨⑩❶①③①⑦④①⑦
Für die Novellierung des Baugesetzbuchs in Artikel 1 ist
der Bund im Rahmen seiner konkurrierenden Gesetzge-
bungskompetenz für das Bodenrecht (Artikel 74 Abs. 1
Nr. 18 Grundgesetz) zuständig. Dem Bund steht hierbei ge-
mäß Artikel 72 Abs. 2 Grundgesetz das Gesetzgebungsrecht
zu. Denn die vorgeschlagenen Änderungen dienen der Wah-
rung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaat-
lichen Interesse und machen damit eine bundeseinheitliche
Regelung erforderlich.
Auch diese Novelle soll es dabei belassen, dass die Boden-
nutzung im gesamten Bundesgebiet einheitlich im Bau-
gesetzbuch geregelt wird, und es sollen daher auch die Vor-
gaben der Plan-UP-Richtlinie bundeseinheitlich für die
räumliche Planung in das deutsche Recht umgesetzt wer-
den. Die vorgesehenen Regelungen beinhalten verfahrens-
und auch materiell-rechtliche Anforderungen an die räumli-
che Planung und setzen damit wichtige Rahmenbedingun-
gen für wirtschaftliche und infrastrukturelle Aktivitäten. In-
vestoren und Bauherren benötigen für ihre wirtschaftliche
Betätigung bundesweit gleiche bauplanungsrechtliche Vo-
raussetzungen und Bedingungen; ein Verzicht auf eine ein-
heitliche Regelung würde zu erheblichen Wettbewerbsver-
zerrungen führen. So würden die überregional tätigen Inves-
toren bei der Errichtung von baulichen Anlagen durch
unterschiedliche regionale Vorschriften erheblich beein-
trächtigt.
Im Hinblick auf die Umsetzung der Plan-UP-Richtlinie ist
eine bundesgesetzliche Regelung auch zur Herstellung
gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet erfor-
derlich, da die von der räumlichen Planung ausgehenden
medienübergreifenden Umweltauswirkungen auch die
Grenzen eines Bundeslandes oder – wie die Regelung des
Artikels 7 der Plan-UP-Richtlinie zeigt – die Grenzen eines
EG-Mitgliedstaates überschreiten können.
Ein Verzicht auf eine bundeseinheitliche Regelung würde
zudem zu einer Zersplitterung rechtlicher Regelungszusam-
menhänge führen, die es den Bürgern erschweren würde,
sich in zumutbarer Weise an dem zu beachtenden Baupla-
nungsrecht zu orientieren. Ein effektives Gebrauchmachen
von den Beteiligungsrechten der Öffentlichkeit würde unzu-
mutbar behindert.
Schließlich entwickeln die vorgesehenen Änderungen das
bestehende bundesrechtliche Bauplanungsrecht durch euro-
parechtliche Anpassungen und Vereinfachungen fort, wel-
che die Grundstrukturen des geltenden Bundesrechts unbe-
rührt lassen und daher ebenfalls nur bundeseinheitlich erfol-
gen können.
Durch die Umsetzung der Plan-UP-Richtlinie werden
grundsätzlich keine neuen Verfahren geschaffen; ihre Vor-
gaben werden vielmehr in das bereits bestehende Verfahren
integriert oder knüpfen an eine bereits bestehende Verwal-
tungspraxis an. Die europarechtlich vorgegebene Einfüh-
rung von Überwachungsvorschriften ist dabei auf Grund des
Sachzusammenhangs mit dem Aufstellungsverfahren eben-
falls im Rahmen der bestehenden bundesrechtlichen Verfah-
rensvorschriften erforderlich.
Die sonstigen Änderungen des Städtebaurechts beinhalten
ebenfalls keine grundsätzliche Umgestaltung, sondern
lediglich eine Vereinfachung, Flexibilisierung oder Ver-
feinerung des bestehenden bundesrechtlichen Instrumentari-
ums.
Es liegt damit im gesamtstaatlichen Interesse, dass die Re-
gelungen des Baugesetzbuchs gleiche rechtliche Rahmenbe-
dingungen im Bundesgebiet schaffen und nicht zur Disposi-
tion eines Landes gestellt werden.
Bei den in den Artikeln 3 bis 5 vorgeschlagenen Rechts-
änderungen handelt es sich um Folgeänderungen zu
Artikel 1; die Ausführungen zur gebotenen Wahrung der



















Die Plan-UP-Richtlinie verlangt in Artikel 3 Abs. 2 eine
Umweltprüfung bei allen Plänen und Programmen, die in
dem Bereich Raumordnung ausgearbeitet werden und
rahmensetzend für UVP-pflichtige Projekte sind oder die
eine Verträglichkeitsprüfung nach der Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie notwendig machen. Dies macht eine Änderung
des Raumordnungsgesetzes erforderlich.
Ziele der Plan-UP-Richtlinie auf dem Gebiet der Raumord-
nung sind im Wesentlichen:
– europaweit einheitliche Standards hinsichtlich Verfahren
und Inhalt einer integrierten Umweltprüfung
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plänen durch Abschichtung der Umweltprüfungen in der
Planhierarchie und durch Zusammenführung von neben-
einander stehenden eigenständigen Umweltprüfungen in
eine einzige umfassende Umweltprüfung.
Die Änderung des Raumordnungsgesetzes erfolgt innerhalb
der Grenzen der Rahmengesetzgebungskompetenz des Bun-
des nach Artikel 75 Abs. 1 Nr. 4 Grundgesetz. Nach
Artikel 75, 72 Abs. 2 Grundgesetz hat der Bund ein Rah-
mengesetzgebungsrecht, sofern die Herstellung gleichwerti-
ger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung
der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen
Interesse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich
macht. Dies ist der Fall, wenn zu befürchten ist, dass die
Länder die überregionalen, den Gesamtraum der Bundesre-
publik Deutschland betreffenden Nutz- und Schutzinteres-
sen in der zu regelnden Angelegenheit nicht selbst koordi-
nieren können.
Den Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland – und
nicht nur Teilräume – zu entwickeln, zu ordnen und zu
sichern, ist Ziel der Raumordnung, vgl. § 1 Abs. 1 Raum-
ordnungsgesetz. Die Plan-UP-Richtlinie fordert bundesweit
hinsichtlich der Umweltprüfung bei der Aufstellung von
Raumordnungsplänen ein Verfahren, das zwar in der Aus-
gestaltung seiner Details auf Länderebene in gewissen
Grenzen unterschiedlich gehandhabt werden kann, ohne die
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse im Bundesgebiet
zu gefährden. Jedoch sind auf Grund der in weiten Berei-
chen auslegungsfähigen Formulierungen der Richtlinie
grundsätzliche – bundeseinheitliche – Weichenstellungen
hinsichtlich bestimmter Regelungen nötig, um eine zu stark
differierende Umsetzung auf Länderebene zu vermeiden.
Betroffen sind folgende Regelungsbereiche: Ausnahme-
möglichkeit vom Erfordernis der Umweltprüfung, Integra-
tions- und Abschichtungsmöglichkeiten im Rahmen der
Umweltprüfung, Bekanntgabe der die Umweltprüfung be-
treffenden Begründung und insbesondere Öffentlichkeitsbe-
teiligung. Die entsprechenden bundeseinheitlichen grund-
sätzlichen Regelungen sind zudem erforderlich, um Hinder-
nisse für den wirtschaftlichen Verkehr auf Grund unter-
schiedlicher Regelungen in den Ländern zu vermeiden. So
könnten, wenn die Umweltauswirkungen der Durchführung
von Raumordnungsplänen nicht in dem Maße geprüft, be-
wertet und in der Abwägung berücksichtigt würden, wie
dies die bundesrechtlichen Regelungen fordern, emissions-
intensive Planungen leichter in einem Plan festgelegt wer-
den: Auf Grund von eventuell geringeren Anforderungen
einiger Landesgesetze würden sich von Land zu Land
vermeintliche Standortvorteile für die entsprechenden wirt-
schaftlichen Nutzungen ergeben und damit eine Gefährdung
der Wirtschaftseinheit.
Darüber hinaus soll das Raumordnungsgesetz, insbesondere
aus Gründen des Konzepts der Bundesregierung zur Umset-
zung der Nachhaltigkeitsstrategie (Bericht der Bundesregie-
rung über die Perspektiven für Deutschland – Nationale
Strategie für eine nachhaltige Entwicklung, Bundestags-
drucksache 14/8953), um Regelungen ergänzt werden, die
sich auf die deutsche ausschließliche Wirtschaftszone bezie-
hen und es ermöglichen, für einzelne raumordnerische
Funktionen in dieser Zone Ziele und Grundsätze der Raum-
ordnung aufzustellen.
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Die Umsetzung der Plan-UP-Richtlinie in nationales Recht
soll zum Anlass genommen werden, der gemeindlichen
Bauleitplanung ein einheitliches und übersichtliches Verfah-
ren zur Verfügung zu stellen, mit dem den komplexen An-
forderungen an die räumliche Planung effizient Rechnung
getragen werden kann und das seiner besonderen Bedeutung
für die nachhaltige Entwicklung in Deutschland gerecht
wird.
Dabei kann an die bestehenden Regelungen zur Behandlung
der Umweltbelange in der Bauleitplanung weitgehend ange-
knüpft und dadurch verdeutlicht werden, dass sich auf
Grund der Umweltprüfung für die Planungspraxis grund-
sätzlich keine neuen materiellen Anforderungen ergeben.
Die Verfahrensvorschriften sollen im Wesentlichen die Ar-
beitsschritte wiedergeben, die bei der Zusammenstellung
des umweltrelevanten Abwägungsmaterials für eine sachge-
rechte Abwägung ohnehin erforderlich sind. Als Ausgangs-
punkt sollen die durch das Artikelgesetz vom 27. Juli 2001
(vgl. oben, I Nummer 2 Buchstabe a) eingeführten Regelun-
gen zur Projekt-UVP dienen, insbesondere für die Einord-
nung des Umweltberichtes als Teil der Begründung des Be-
bauungsplans. Der planerische Stellenwert der Umweltas-
pekte für eine nachhaltige Planung soll beibehalten werden.
Zugleich soll das geltende Recht fortentwickelt werden, um
das Aufstellungsverfahren im Hinblick auf die Umweltbe-
lange zu vereinheitlichen, weiter zu systematisieren und da-
mit den Verwaltungsvollzug zu erleichtern.
Hierzu ist – in Übereinstimmung mit den Vorschlägen der
Unabhängigen Expertenkommission zur Novellierung des
Baugesetzbuchs (vgl. Bericht, Rn. 013 ff.) – beabsichtigt,
die Umweltprüfung vollständig in das Bauleitplanverfahren
zu integrieren. Durch die Ausweitung auf grundsätzlich alle
Flächennutzungspläne und Bebauungspläne soll sie zu ei-
nem selbstverständlichen Bestandteil des Planungsprozes-
ses ausgestaltet werden. Die Umsetzung der Plan-UP-Richt-
linie soll damit auf europarechtssichere und handhabbare
Weise erfolgen. Zugleich wird es dadurch möglich, die Um-
weltprüfung als ein formales Trägerverfahren auszugestal-
ten, mit dem auch die bauplanungsrechtlich relevanten um-
weltbezogenen Maßgaben und Verfahren wie z. B. die na-
turschutzrechtliche Eingriffsregelung und die Verträglich-
keitsprüfung nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (siehe
im Übrigen unten, II Nummer 1 Buchstabe c und d) in einen
einheitlichen Prüfablauf überführt werden, soweit dies im
Bauleitplanverfahren selbst möglich und notwendig ist.
Im Einzelnen soll dies durch folgende Regelungen erreicht
werden:
– Anknüpfend an die bisherige Regelungssystematik sol-
len die vorgeschlagenen §§ 1 und 1a Baugesetzbuch die
materiell-rechtlichen Anforderungen insbesondere an
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Belange geschaffen werden, in dem das gesamte um-
weltbezogene Abwägungsmaterial des bisherigen § 1a
Baugesetzbuch mit dem Katalog auch des bisherigen § 1
Abs. 5 Satz 2 Baugesetzbuch zusammengeführt wird.
Die auch von der Unabhängigen Expertenkommission
zur Novellierung des Baugesetzbuchs empfohlene Rege-
lung (vgl. Bericht, Rn. 082) soll dazu beitragen, die Pla-
nungsentscheidung im Hinblick auf ökonomische, sozi-
ale, ökologische und andere städtebauliche Belange aus-
gewogen vorzubereiten und zu verbessern.
– Im Hinblick auf die Umweltbelange soll die Umweltprü-
fung nach dem vorgeschlagenen § 2 Abs. 4 Baugesetz-
buch der Vorbereitung der Beschlussfassung über den
Bauleitplan dienen. Sie sieht das Verfahren in den Ar-
beitsschritten der Ermittlung und Bewertung sowie der
Beschreibung vor und enthält damit eine der Praxis ent-
sprechende Vorgehensweise für eine systematische und
rechtssichere Aufbereitung des Abwägungsmaterials.
– Die methodischen Anforderungen an die Ermittlung und
Bewertung der Belange im Rahmen der Umweltprüfung
sollen konzeptionell vergleichbar der Plan-UP-Richtlinie
in einer Anlage zum Baugesetzbuch geregelt werden.
Danach wird mit dem Verfahren der Bestandsaufnahme,
Prognose, Prüfung von Vermeidungs- und Ausgleich-
maßnahmen und Prüfung der anderweitigen Planungs-
möglichkeiten sowie mit den Regelungen zu Prüfungs-
umfang und Prüfungstiefe ein Prüfschema für die Zu-
sammenstellung des umweltbezogenen Abwägungsma-
terials vorgegeben.
– Die Umweltprüfung erfasst als Trägerverfahren auch die
Ermittlung und Bewertung der Grundlagen etwa für die
umweltschützenden Vorgaben der naturschutzrechtli-
chen Eingriffsregelung oder der Verträglichkeitsprüfung
nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie. Die sich aus
nationalem und europäischem Recht ergebenden beson-
deren materiellen Rechtsfolgen dieser Umweltvorgaben
werden zur Wahrung des hohen Umweltschutzniveaus
für die Bauleitplanung in dem vorgeschlagenen § 1a
Baugesetzbuch geregelt.
– Weitere Verfahrensvereinfachungen sollen durch Ab-
schichtungsmöglichkeiten erreicht werden, indem die
Ergebnisse einer bereits auf einer anderen Planungsstufe
durchgeführten Umweltprüfung berücksichtigt und da-
mit Doppelprüfungen vermieden werden können.
– Die Bedeutung der Umweltbelange wird betont, indem
nach dem beabsichtigten § 2a Baugesetzbuch in einem
gesonderten Teil der Begründung ein Umweltbericht
aufzunehmen ist, der die Ergebnisse der Umweltprüfung
enthält. Zugleich wird hierdurch verdeutlicht, dass es
sich bei der Berücksichtigung von Umweltbelangen um
einen Bestandteil jeder städtebaulichen Planung zusam-
men mit der Berücksichtigung der anderen städtebauli-
chen Belange handelt.
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Ergänzend zu der Ausgestaltung der Umweltprüfung als
Regelverfahren soll ein von den Voraussetzungen her eng
begrenztes, vereinfachtes Verfahren nach § 13 Baugesetz-
buch zur sachgerechten Behandlung von solchen Bauleit-
plänen fortentwickelt werden, bei denen von vornherein
keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind
(wie z. B. bei bestandssichernden Bebauungsplänen). In sol-
chen Fällen wird von den in der Sache auch nicht erforder-
lichen umweltbezogenen Verfahrensanforderungen abge-
sehen. Die integrierte Umweltprüfung findet keine Anwen-
dung, wenn sie nicht zur Verbesserung der bauleitplaneri-
schen Abwägung beitragen kann. Diese auf begrenzte
Sachverhalte beschränkte Regelung stellt europarechtskon-
form eine abstrakt-generelle Artfestlegung nach Artikel 3
Abs. 5 der Plan-UP-Richtlinie dar (vgl. Pietzcker, Gut-
achten zum Umsetzungsbedarf der Plan-UP-Richtlinie der
EG im Baugesetzbuch, 30. April 2002, S. 66 f., erhältlich
beim Fraunhofer-Informationszentrum für Raum und Bau
(IRB), Nobelstr. 12, 70569 Stuttgart) und entspricht den
Empfehlungen der Unabhängigen Expertenkommission zur
Novellierung des Baugesetzbuchs (vgl. Bericht, Rn. 057).
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Die bereits mit dem Artikelgesetz vom 27. Juli 2001 (siehe
oben, I Nummer 2 Buchstabe a) erweiterte Einführung der
Umweltverträglichkeitsprüfung für bestimmte bauplanungs-
rechtliche Vorhaben auf der Ebene der Bebauungsplanung
wird fortgeführt, indem die Anforderungen von Projekt-
UVP-Richtlinie und Plan-UP-Richtlinie im Baugesetzbuch
in dem Verfahren der Umweltprüfung zusammengefasst
werden. Auch wenn die Anforderungen der beiden Richt-
linien an die Bauleitplanung nicht vollständig deckungs-
gleich sind, entsteht hierdurch grundsätzlich kein zusätz-
licher Verfahrensaufwand (vgl. Bericht der Unabhängigen
Expertenkommission zur Novellierung des Baugesetzbuchs,
Rn. 014).
Aus Anlass der Einführung der Plan-UP-Richtlinie in das
deutsche Recht soll die hierarchische Abstufung der Formen
von Umweltprüfungen auf Planungs- und Projektzulas-
sungs-Ebene übernommen und weiter ausgeformt werden,
indem unter anderem die Regelung des bisherigen § 17
Satz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung aufgehoben wird. Auch hierdurch werden – europa-
rechtlich ohnehin insbesondere bereits für andere Fallgestal-
tungen geboten – landesrechtliche Regelungen erforderlich,
die sicherstellen, dass für die meisten in Anlage 1 Nr. 18
zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung ge-
nannten Vorhaben auch im nachfolgenden Zulassungsver-
fahren eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchge-
führt wird. Zur Vermeidung von Doppelprüfungen soll die
sog. Abschichtungsregelung des geltenden § 17 Satz 3 des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung übernom-
men (§ 17 Abs. 3 neu) und für das Bauleitplanverfahren zu-
dem in § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch geregelt werden. Danach
soll die Prüfung der Umweltauswirkungen auf zusätzliche
oder andere erhebliche Auswirkungen begrenzt werden,
wenn aus einem vorgelagerten Verfahren bereits ein Um-
weltbericht vorliegt. Dies soll für alle Ebenen von Plänen
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bauungsplänen vorgenommen werden, andererseits können
Bebauungspläne eine abschichtende Wirkung unter ande-
rem für die (Bau-)Genehmigung im konkreten Zulassungs-
verfahren haben.
Für den Bereich des Baugesetzbuchs werden damit die Vor-
gaben der Projekt-UVP-Richtlinie und der Plan-UP-Richt-
linie umgesetzt. Unberührt davon bleibt die Umsetzung der
gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben für den an die Bauleit-
planung anknüpfenden Bereich der Einzelgenehmigung. Da
die Länder das bauaufsichtliche Zulassungsverfahren re-
geln, ist diese Frage Gegenstand der Landesgesetzgebung.
Dabei ist zu beachten, dass für die Anwendung des Baupla-
nungsrechts die Ergebnisse einer Umweltverträglichkeits-
prüfung im Baugenehmigungsverfahren nach Maßgabe der
§§ 29 bis 35 Baugesetzbuch berücksichtigt werden und dass
für die Fälle, in denen eine Umweltprüfung in einem Bau-
leitplanverfahren und eine Umweltverträglichkeitsprüfung
in einem nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren durch-
geführt wird, die Umweltverträglichkeitsprüfung im Bauge-
nehmigungsverfahren auf zusätzliche oder andere erheb-
liche Umweltauswirkungen beschränkt werden soll.
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Die Bodenschutzklausel des bisherigen § 1a Abs. 1 Bauge-
setzbuch soll um eine konkretisierende Regelung ergänzt
werden, die das Anliegen der Verringerung der zusätzlichen
Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Zwecke durch
eine Maßnahmen der Innenentwicklung nutzende städtebau-
liche Entwicklung aufgreift. Die Bauleitplanung kann auf
diese Weise für das in der Nationalen Nachhaltigkeitsstrate-
gie (Bericht der Bundesregierung über die Perspektiven für
Deutschland – Nationale Strategie für eine nachhaltige Ent-
wicklung, Bundestagsdrucksache 14/8953) festgelegte über-
geordnete Ziel der Reduzierung der Flächeninanspruch-
nahme einen Beitrag leisten.
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Durch die Einführung einer frühzeitigen Behördenbeteili-
gung im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und De-
taillierungsgrad der Zusammenstellung des Abwägungsma-
terials in dem vorgeschlagenen § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch
soll das durch die Plan-UP-Richtlinie vorgegebene sog.
Scoping (Artikel 5 Abs. 4 der Plan-UP-Richtlinie) in das
System der Bauleitplanung eingepasst werden. Es bildet
eine strukturelle Entsprechung zu dem in der Praxis bewähr-
ten Verfahrensschritt der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteili-
gung nach § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch, der ebenfalls im Hin-
blick auf die Erörterung des erforderlichen Umfangs und
Detaillierungsgrades der Umweltprüfung ergänzt wird.
Das Scoping soll dazu dienen, durch frühzeitige Einbezie-
hung externen Sachverstandes in den Planungsprozess so-
wohl Ermittlungsfehler als auch unnötigen Aufwand bei der
Zusammenstellung des Abwägungsmaterials zu vermeiden.
Zugleich soll dies zur Straffung des Verfahrens beitragen,
da hierdurch die Wahrscheinlichkeit verringert wird, dass
auf Grund der im Rahmen der späteren, formalen Beteili-
gung eingehenden Stellungnahmen der Planentwurf nach-
träglich ergänzt und erneut ausgelegt werden muss. Diese
umweltbezogenen Verfahrensvorgaben des Gemeinschafts-
rechts entsprechen auch im Hinblick auf die Behördenbetei-
ligung bereits jetzt in Teilen gängiger Planungspraxis.
Durch die Änderung des Begriffs der „Bürgerbeteiligung“
in den der „Öffentlichkeitsbeteiligung“ sowie der „Beteili-
gung der Träger öffentlicher Belange“ in eine „Behördenbe-
teiligung“ soll das Baugesetzbuch an die Terminologie des
Europa- und Völkerrechts angeglichen werden. Eine Ände-
rung im Umfang der bestehenden Beteiligungsregelungen
ist damit nicht verbunden, da insbesondere die förmliche
Beteiligung der Behörden nach dem vorgeschlagenen § 4
Abs. 2 Baugesetzbuch ausdrücklich auch „sonstige Träger
öffentlicher Belange“ einbezieht.
Weitere Erleichterungen und erhöhte Transparenz des Betei-
ligungsverfahrens sollen durch die Anregung zur verstärk-
ten Nutzung von elektronischen Medien erreicht werden so-
wie durch kleinere Änderungen bei der öffentlichen Be-
kanntgabe und den bei der Offenlegung zur Verfügung
gestellten Unterlagen (vgl. Bericht der Unabhängigen Ex-
pertenkommission zur Novellierung des Baugesetzbuchs,
Rn. 019 ff.).
⑤❣ E❦♥⑤⑨t❤♠♥♦ ❥❦♥❥r ⑩q♥❦❧q❤❦♥♦
Mit der Einführung des durch Artikel 10 der Plan-UP-
Richtlinie vorgegebenen Instruments des sog. Monitoring
werden die Gemeinden – entsprechend einem Vorschlag der
Unabhängigen Expertenkommission zur Novellierung des
Baugesetzbuchs (vgl. Bericht, Rn. 083 ff.) – verpflichtet,
die erheblichen Auswirkungen der Durchführung der Bau-
leitpläne auf die Umwelt zu überwachen. Der europarecht-
lich eröffnete Gestaltungsspielraum soll den Gemeinden als
Trägern der Planungshoheit erhalten bleiben, damit diese
über Zeitpunkt, Inhalt und Verfahren des Monitoring ent-
sprechend den Bedürfnissen der jeweiligen Planungskon-
zepte entscheiden und das Monitoring somit als Instrument
zur Verbesserung der Planungspraxis und auch zur Erfolgs-
bilanzierung insgesamt nutzen können. Das im Einzelfall
geeignete Konzept zur Planüberwachung soll von der Ge-
meinde im Umweltbericht beschrieben werden, um es so
der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Zur Entlastung
der Gemeinden und zur Vermeidung von Doppelarbeit sol-
len die beteiligten Behörden gesetzlich verpflichtet werden,
die Kommunen über bei ihnen im Rahmen ihrer gesetzli-















Ausgehend davon, dass das bestehende deutsche Rechtssys-
tem für den Bereich der Bauleitplanung mit dem Konzept
der gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben strukturell harmoni-
siert werden soll, soll auch die europarechtlich vorgegebene
Stärkung des Verfahrensrechts mit entsprechenden Regelun-
gen zur Bestandssicherheit der städtebaulichen Pläne und
Satzungen verbunden werden. Dies entspricht auch den
Empfehlungen der Unabhängigen Expertenkommission
zur Novellierung des Baugesetzbuchs (vgl. Bericht,
Rn. 122 ff.).
Hierzu dienen im Einzelnen folgende Regelungen:
– Die Regelungen des bisherigen § 214 Abs. 3 Baugesetz-
buch sollen im neuen § 214 Abs. 1 an die Betonung des
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und➜➍➠➍➎➝➍➒➓ dervonder➲➙➐➒➣➒↕ ➤➍➎➦➑➎➝➍➒ ➜➍➙➐➒↕➍
➐➒↕➍➳➒➦➞➏➝ ➠➔➎→➵
–➸➍➢➍➒➝➓➞➎➍➟➑➍➒→ solder➺➔➒➒ undZ➠➍➟➳ vonÖf➏➍➒➝➭
➙➔➟➑➳➍➔➝➓➭
und➜➍➑➻➎→➍➒➤➍➝➍➔➙➔↕➣➒↕➡ nämlich die Ge-
währleistung einer materiell richtigen Entscheidung
durch sorgfältige Ermittlung und Bewertung der von der
Planung berührten Belange im Verfahren der Öffentlich-
keits- und Behördenbeteiligung, stärker berücksichtigt
werden. In der Rechtsprechung ist bereits anerkannt,
dass die Einhaltung bestimmter Verfahren indizielle Be-
deutung für die mit der Verfahrensanforderung zu ge-
währleistende materielle Rechtmäßigkeit der Entschei-
dung haben kann (so auch Bericht der Unabhängigen
Expertenkommission zur Novellierung des Baugesetz-
buchs, Rn. 136 ff.).
– Die bisher nur für Behörden normierte Pflicht, Stellung-
nahmen rechtzeitig im Verfahren vorzubringen, soll auch
für die Öffentlichkeit erstmals im Baugesetzbuch ver-
ankert werden. Nach der vorgesehenen Präklusionsrege-
lung sollen nicht fristgerecht vorgebrachte Stellung-
nahmen nur berücksichtigt werden müssen, soweit die
Gemeinde sie kannte oder hätte kennen müssen. Hierauf
sollen die Bürger bei der öffentlichen Bekanntmachung
hingewiesen werden.
– Es soll eine einheitliche Frist von einem Jahr für die Gel-
tendmachung von Verfahrens- und Formfehlern gegen-























Einer Vorschrift über die behördliche Genehmigungspflicht
für die Teilung von Grundstücken (§§ 19 und 20 Baugesetz-
buch) bedarf es nicht mehr. Damit wird inhaltlich einem Vo-
tum der Unabhängigen Expertenkommission zur Novellie-
rung des Baugesetzbuchs gefolgt. Zur Begründung führt die
Kommission an, dass die Teilungsgenehmigung auch in der
durch das Bau- und Raumordnungsgesetz 1998 einge-
schränkten Form nach wie vor hohen Verwaltungsaufwand
bei Gemeinden und Grundbuchämtern verursacht und zu
zeitlichen Verzögerungen und Rechtsunsicherheiten bei
den am Grundstücksverkehr Beteiligten führt. Ein entspre-
chender Nutzen stehe dem nicht gegenüber (vgl. Bericht,
Rn. 171). Durch die vorgeschlagene Regelung in § 19
Baugesetzbuch soll aber sichergestellt werden, dass auch
ohne Genehmigung durchgeführte Grundstücksteilungen
mit den Festsetzungen des Bebauungsplans vereinbar sein
müssen und dass Fälle einer missbräuchlichen Teilung, in
denen bauplanungsrechtswidrige Zustände entstehen, ver-
mieden werden.
ÕÑ Str➹➷✃❐➪➬❒ ❮➹➚ Ø➪Ù➹➬Õ➹➚➹➷✃❐❰❰➱➾Ú➪➬❒
Die rechtlichen Vorgaben an eine Außenbereichssatzung
wären gegenüber Bebauungsplänen bei einer Verpflichtung
zur Durchführung einer Umweltprüfung nunmehr angenä-
hert. Durch die auch von der Unabhängigen Expertenkom-
mission zur Novellierung des Baugesetzbuchs (vgl. Bericht,
Rn. 067) befürwortete Streichung der Außenbereichssat-
zung kann zugleich erreicht werden, dass die Leitfunktion
der Bauleitplanung gegenüber der Zulässigkeit von Vorha-
ben im Außenbereich verstärkt zum Ausdruck gebracht
wird.
Û➽ S➾➱❮➾➪ÓÕ➱➪ ➪➬❮ ÜÝÚ➷➱➘➹ Ü➾➱❮➾
➱Ñ S➾➱❮➾➪ÓÕ➱➪
Mit der Einfügung von Regelungen zum Stadtumbau in
einem eigenen Dritten Teil des Zweiten Kapitels soll der be-
sonderen und in Zukunft zunehmenden Bedeutung von
Stadtumbaumaßnahmen in Reaktion auf die Strukturverän-
derungen vor allem in Demografie und Wirtschaft und den
damit einhergehenden Auswirkungen auf die städtebauliche
Entwicklung Rechnung getragen werden. Hierzu steht den
Gemeinden zwar neben den allgemeinen Instrumenten des
Städtebaurechts, wie Bauleitplanung und ihre Sicherung,
insbesondere im Besonderen Städtebaurecht, vor allem mit
den städtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungsmaßnah-
men, ein umfangreiches Instrumentarium zur Verfügung.
Oftmals bedarf es des Einsatzes dieser Instrumente jedoch
nicht bzw. nicht in vollem Umfang. Die vorgeschlagenen
Vorschriften bezwecken deshalb, den Gemeinden die recht-
lichen Grundlagen für die Durchführung solcher Stadtum-
baumaßnahmen auch in solchen Gebieten zu geben, in de-
nen es des Einsatzes der bisherigen städtebaurechtlichen
Instrumente nicht oder nicht flächendeckend bedarf und der
Stadtumbau besonders auch auf Grund konsensualer Rege-
lungen – vor allem mit den betroffenen Eigentümern –
durchgeführt werden kann. Demgemäß schaffen die vorge-
schlagenen Vorschriften vor allem einen rechtlichen Rah-
men für die durchzuführenden Stadtumbaumaßnahmen ein-
schließlich der dafür erforderlichen Gebietsfestlegung, für
die Städtebauförderung sowie für die Regelungsgegen-
stände städtebaulicher Verträge. Die Möglichkeit, durch
städtebauliche Satzung ergänzend die Durchführung von
Stadtumbaumaßnahmen vor gegenläufigen Entwicklungen
zu sichern, ist dabei auf das unbedingt Erforderliche be-
grenzt.
ÕÑ SoÚ➷➱➘➹ Ü➾➱❮➾
Das im Jahr 1999 eingeleitete Bund-Länder-Programm „So-
ziale Stadt“ soll Städten, Orts- und Stadtteilen helfen, in
denen sich soziale, wirtschaftliche und städtebauliche
Probleme verschärfen. Diese Stadtteile sind durch hohe
Arbeitslosigkeit, wirtschaftliche Probleme des mittelständi-
schen Gewerbes, Defizite bei der Integration ausländischer
Mitbürger, Vernachlässigung von Gebäuden und der öffent-
lichen Räume, Vandalismus und ähnlichen Erscheinungen
belastet. Um die Programmziele wirkungsvoll zu unterstüt-
zen, wird ihre Aufnahme in das Baugesetzbuch vorgeschla-
gen. Ziel ist dabei insbesondere die Verankerung geeigneter
Beteiligungs- und vor allem Mitwirkungsmöglichkeiten und
eine bessere Bündelung des Mitteleinsatzes.
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für künftige Siedlungsentwicklungen freizuhal-
ten, gestärkt werden.
Für die Flächennutzungsplanung sollen hierzu zwei neue
Darstellungsmöglichkeiten ausdrücklich vorgesehen wer-
den: die Eignungsfläche und die Belastungsfläche.
Weist die Gemeinde in einem Flächennutzungsplan eine
Eignungsfläche für „Intensivtierhaltung“ aus, ist darin die
Aussage enthalten, dass diese Fläche grundsätzlich für ein
solches Vorhaben geeignet ist. Zugleich soll diese Darstel-
lung im Außenbereich in der Regel den Ausschluss von
Vorhaben der Intensivtierhaltung außerhalb der Eignungs-
fläche zur Folge haben.
Stellt die Gemeinde im Flächennutzungsplan eine Belas-
tungsfläche „Intensivtierhaltung“ dar, soll dies nach dem
vorgeschlagenen § 35 Abs. 3 Satz 3 Baugesetzbuch einem
entsprechenden Vorhaben auf dieser Fläche als öffentlicher
Belang in der Regel entgegenstehen. Gleiche Rechtswirkun-
gen wie durch die Darstellungen im Flächennutzungsplan
sollen auch erzielt werden können, wenn entsprechende
Festlegungen als Ziele der Raumordnung erfolgt sind.
Die vorgeschlagenen Regelungen sind von der Unabhängi-
gen Expertenkommission zur Novellierung des Baugesetz-











Zur Förderung des Strukturwandels in der Landwirtschaft
soll die Herstellung und Nutzung von aus Biomasse erzeug-
tem Gas im Zusammenhang mit landwirtschaftlichen Be-
trieben durch die Aufnahme eines entsprechenden Privile-







Die Steuerungsmöglichkeiten der Gemeinden für privile-
gierte Vorhaben im Außenbereich (§ 35 Abs. 1 Baugesetz-
buch) sollen zusätzlich durch eine Regelung in § 15 Bauge-
setzbuch ergänzt werden, die den Gemeinden die Möglich-
keit einräumt, Baugesuche bezüglich Vorhaben nach dem
vorgeschlagenen § 35 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 Baugesetzbuch für
eine Frist von bis zu einem Jahr zurückzustellen, wenn im
Zusammenhang mit der Aufstellung, Änderung oder Ergän-
zung eines Flächennutzungsplans entsprechende Darstellun-
gen geprüft werden. Hierdurch soll die Wirksamkeit des
Steuerungsinstruments gegen eventuelle gegenläufige fakti-
sche Entwicklungen in dem betreffenden Gebiet während
der Planungsphase abgesichert werden. Eine solche Siche-
rung entspricht dem tragenden Grundsatz des Baurechts,
nach dem während eines Planungsverfahrens dieses vor ge-
genläufigen baulichen Entwicklungen geschützt wird (vgl.
insbesondere §§ 14, 15 Baugesetzbuch). Diese Ergänzung,
die der seinerzeit in § 245b Baugesetzbuch für Planungen
im Zusammenhang mit der Privilegierung von Windener-
gieanlagen getroffenen Regelung entspricht, greift eine
Empfehlung der Unabhängigen Expertenkommission zur
Novellierung des Baugesetzbuchs auf (vgl. Bericht,
Rn. 244). Für Windkraftanlagen ist eine spezielle Überlei-
tungsvorschrift in § 15 Abs. 4 vorgesehen.
ú  ✿✾üöûõ÷✁ôß❀❁øòüýñ÷ïó
Der Schutz des Außenbereichs soll gestärkt werden, indem
nach dem vorgeschlagenen § 35 Abs. 5 Baugesetzbuch als
weitere Zulässigkeitsvoraussetzung für bestimmte Vorhaben
im Außenbereich (nach dem vorgeschlagenen § 35 Abs. 1
Nr. 2 bis 6 und Abs. 2 Baugesetzbuch), die einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung unterzogen worden sind, eine Ver-
pflichtung zu übernehmen sein soll, das Vorhaben nach dau-
erhafter Aufgabe der zulässigen Nutzung zu beseitigen und
den Boden zu entsiegeln. Hierdurch soll die bisherige
Rechtslage fortentwickelt und insbesondere einer Beein-
trächtigung der Landschaft durch aufgegebene Anlagen






§ 34 Baugesetzbuch knüpft die Zulässigkeit von Vorhaben
innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile im We-
sentlichen daran, dass sich das Vorhaben in die Eigenart der
näheren Umgebung einfügen muss. Diese Regelung hat
sich, insbesondere was größere Vorhaben wie großflächige
Einzelhandelsbetriebe angeht, insofern in der Praxis als un-
zureichend erwiesen, als die Berücksichtigung der über die
nähere Umgebung hinausgehenden sog. Fernwirkungen von
Vorhaben keine Zulässigkeitsvoraussetzung ist. Die Berück-
sichtung der städtebaulichen Auswirkungen, die über die
maßgebliche Umgebung hinausgehen und sich auch in
Nachbargemeinden zeigen können, soll deshalb in § 34
Abs. 3 Baugesetzbuch aufgenommen werden. Dies betrifft
Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche in der Ge-
meinde und anderen Gemeinden.
Zudem ist ergänzend vorgesehen, in der Bauleitplanung die
gemeindenachbarliche Abstimmungsverpflichtung dahin zu
ergänzen, dass sich Gemeinden auch auf die ihnen durch
Ziele der Raumordnung zugewiesenen Funktionen sowie
auf Auswirkungen auf ihre zentralen Versorgungsbereiche
berufen können. Dies soll auch die Klagebefugnis der Nach-
bargemeinden stärken.
Diese Regelungen greifen insgesamt die Empfehlungen der
Unabhängigen Expertenkommission zur Novellierung des
Baugesetzbuchs auf (vgl. Bericht, Rn. 220 ff.).
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❤❧✉✈ §⑥ ⑦❧②♣❥t❥♠①⑧②✉✈ sol für besondere städtebauliche
Situationen die Möglichkeit zur Festsetzung befristeter oder
auflösend bedingter Nutzungen eingeführt werden. Hiermit
soll einem Bedürfnis in der Planungspraxis Rechnung getra-
gen werden, in Anbetracht der zunehmenden Dynamik im
Wirtschaftsleben und den damit verbundenen kürzeren Nut-
zungszyklen von Vorhaben die zeitliche Nutzungsfolge be-
rücksichtigen zu können. Diese – an eine Empfehlung der
Unabhängigen Expertenkommission zur Novellierung des
Baugesetzbuchs anknüpfende (vgl. Bericht, Rn. 197 ff.) –
Fortentwicklung des städtebaulichen Instrumentariums soll
dazu beitragen, besonderen städtebaulichen Situationen und
Erfordernissen besser Rechnung tragen zu können.
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Die Planungsleitlinien des bisherigen § 1 Abs. 5 Satz 1 Bau-
gesetzbuch sowie der Belangekatalog des vorgeschlagenen
§ 1 Abs. 6 Baugesetzbuch sollen um eine Regelung ergänzt
werden, die den gestalterischen Auftrag der Bauleitplanung
für den Innen- und Außenbereich hervorhebt und dadurch
die Bedeutung der allgemeinen Baukultur für eine nachhal-
tige Entwicklung verdeutlicht. Dem liegt die Erwägung zu
Grunde, dass die Qualität der gebauten Umwelt als Spiegel-
bild der Gesellschaft in direktem Zusammenhang mit der
Lebens- und Stadtqualität, aber auch mit Wirtschaftlichkeit
und Standortqualitäten steht.
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Die Bodenordnung hat für die Baulandbereitstellung hohe
Bedeutung. Das bestehende Instrumentarium, vor allem das
Umlegungsrecht (§§ 45 ff. Baugesetzbuch), hat sich nach
Einschätzung der Praxis grundsätzlich bewährt. Allerdings
besteht ein Bedarf an Vereinfachung, der vor allem von Sei-
ten der Kommunalen Spitzenverbände artikuliert worden
ist, für solche Fälle, in denen nicht im stärkeren Maße in
vorhandene Strukturen und Bestände eingegriffen werden
soll. In diesen Fällen könnte die Neuordnung in einem we-
niger aufwändigen Verfahren als dem umfassenden, „klassi-
schen“ Umlegungsverfahren erfolgen. Die hierzu – wie
auch zu weiteren Vorschlägen im Bereich des Bodenord-
nungsrechts – vorgelegten Vorschläge folgen im Wesentli-
chen dem Bericht des Sachverständigengremiums zur Fort-
entwicklung des Rechts der Bodenordnung nach dem Bau-
gesetzbuch.
Dem genannten Anliegen soll durch die Fortentwicklung
der Grenzregelung zu einer vereinfachten Umlegung nach-
gekommen werden. Die Grenzregelung weist zwar bereits
gegenüber der Umlegung ein stark vereinfachtes Verfahren
auf, hat nach geltendem Recht indes zugleich einen zu en-
gen Anwendungsbereich, um in dem erforderlichen Umfang
zu einer Beschleunigung und Erleichterung der Grund-
stücksneuordnung beizutragen.
Der Gesetzentwurf sieht daher im Wesentlichen vor, Zweck
und Reichweite der vereinfachten Umlegung, wie im nor-
malen Umlegungsverfahren, zu Gunsten der Ermöglichung
einer wirtschaftlichen und zweckmäßigen Bebauung durch
Neuordnung der Grundstücksgrenzen auszugestalten und
hierzu nicht nur einen Tausch von Grundstücksteilen bzw.
Grundstücken unter unmittelbar aneinander grenzenden
Grundstücken (wie im geltenden Grenzregelungsrecht),
sondern auch unter Einbeziehung weiterer Grundstücke zu
ermöglichen, die in enger Nachbarschaft liegen. Diese Ver-
fahrenserleichterung bei der Bodenordnung mit dem Ziel
einer wirtschaftlichen Ausnutzung von Grundstücken soll
insbesondere auch einer Reduzierung der Flächeninan-
spruchnahme zugute kommen.
Da die Grenzregelung in ihrer bisherigen gesetzlichen Aus-
gestaltung von der vorgeschlagenen vereinfachten Umle-
gung mit umfasst ist, kann künftig auf eigenständige Vor-
schriften zur Grenzregelung verzichtet werden.
❽❽❽❾ ❿➀➁➂➃➄➅➆➇ ➅➆➈ ➉➊➋➆➂➌➍➎➊
Zur Bestimmung des Umsetzungsbedarfs der Plan-UP-
Richtlinie für das Recht der Bauleitplanung wurde ein Gut-
achten in Auftrag gegeben (Prof. Dr. Jost Pietzcker, Univer-
sität Bonn, Gutachten zum Umsetzungsbedarf der Plan-UP-
Richtlinie der EG im Baugesetzbuch, 30. April 2002, siehe
oben, II Nummer 1 Buchstabe b). Zur Einschätzung des
durch die Durchführung einer Umweltprüfung bedingten
Verwaltungsaufwandes ist ferner eine Rechtstatsachenfor-
schung durchgeführt worden (ARGE „UVP in der Praxis
der Bauleitplanung“, Rechtstatsachenuntersuchung zu den
Erfahrungen mit der Durchführung der UVP in der Praxis
der Bauleitplanung, Endbericht, Mai 2003, erhältlich beim
Fraunhofer-Informationszentrum für Raum und Bau (IRB),
Nobelstr. 12, 70569 Stuttgart).
Außerdem wurde eine Unabhängige Expertenkommission
zur Novellierung des Baugesetzbuchs einberufen (siehe
oben, I Nummer 2 Buchstabe a). Deren Ergebnisse sind in
den Novellierungsvorschlag eingegangen. Des Weiteren
wurde ein Sachverständigengremium zur Fortentwicklung
des Rechts der Bodenordnung nach dem Baugesetzbuch
eingesetzt; ein Großteil der Vorschläge in Bezug auf das
Recht der Bodenordnung beruht auf dem von diesem Gre-
mium vorgelegten Bericht.
Wertvolle Hinweise haben auch die beiden Forschungsver-
anstaltungen mit Planern, Juristen und Ministeriumsvertre-
tern der EU-Staaten sowie Vertretern der europäischen
Kommission zur Umsetzung der Projekt-UVP- bzw. Plan-
UP-Richtlinie in das jeweilige nationale Recht geliefert, die
vom Deutschen Institut für Urbanistik dokumentiert wurden
(Endbericht des Forschungsauftrags „Städtebaurecht unter
EU-Einfluss – Erfahrungsaustausch zur nationalen Umset-
zung in den Mitgliedstaaten (Teil I)“, Berlin, November
2001; Endbericht des Forschungsauftrags „Städtebaurecht
unter EU-Einfluss – Erfahrungsaustausch zur nationalen
Umsetzung der UVP-Richtlinien in den Mitgliedstaaten
(Teil II)“, Berlin, November 2002).
Darüber hinaus wird durch das Deutsche Institut für Urba-
nistik ein Planspiel mit mehreren Städten, Gemeinden und
Kreisen vorbereitet, in welchem ausgewählte Vorschriften
des Entwurfs auf ihre Praxistauglichkeit überprüft werden
sollen. Die Ergebnisse des Planspiels sollen dem Deutschen
Bundestag rechtzeitig zu Beginn der parlamentarischen Be-
ratungen des Entwurfs vorliegen.
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Personen werden von den Regelungsvorschlägen lediglich
mittelbar betroffen. Adressaten sind die Länder und Ge-
meinden. Das planungsrechtliche Instrumentarium, das
durch das Recht der räumlichen Planung für die Vorberei-
tung und Gewährleistung einer nachhaltigen Bodennutzung
den Ländern und Gemeinden zur Verfügung gestellt wird,
ist geschlechtsneutral. Die Einführung einer Umweltprü-
fung in das Planungsverfahren sowie strukturelle Verein-
fachungen und weitere Steuerungsmöglichkeiten der ge-
meindlichen Bauleitplanung wirken sich auf beide Ge-
schlechter gleichermaßen aus. Die Relevanzprüfung in Be-
zug auf Gleichstellungsfragen fällt damit negativ aus.
Unabhängig von dem Hauptanlass für die Novellierung des
Baugesetzbuchs zur Umsetzung der Plan-UP-Richtlinie soll
zur Verdeutlichung der Berücksichtigung der Belange der
Bevölkerung unter dem Gesichtspunkt des Gender Main-
streaming eine Regelung aufgenommen werden, die bereits
im Wortlaut unterschiedliche Auswirkungen auf Frauen und
Männer in Bezug nimmt.
V. Alternativen
Der Gesetzentwurf dient der Umsetzung zwingender Vor-
gaben der Plan-UP-Richtlinie und der Richtlinie 2003/35/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
26. Mai 2003 über die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der
Ausarbeitung bestimmter umweltbezogener Pläne und Pro-
gramme und zur Änderung der Richtlinien 85/337/EWG
und 96/61/EG des Rates in Bezug auf die Öffentlichkeitsbe-
teiligung und den Zugang zu Gerichten (ABl. EG Nr. L 156
S. 17), sog. Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie, in das
deutsche Recht des Städtebaus und der Raumordnung. Eine
Nichtumsetzung dieser Vorgaben könnte Vertragsverlet-
zungsverfahren gemäß den Artikeln 226 bis 228 des EG-
Vertrages zur Folge haben.
Andere Umsetzungsmöglichkeiten als die hier gewählte
Umsetzung der Richtlinien im Recht der räumlichen Pla-
nung stehen angesichts der detaillierten gemeinschaftsrecht-
lichen Vorgaben nicht zur Verfügung. Die Vorgaben der
Plan-UP-Richtlinie stellen spezifische Anforderungen an
das Recht des Städtebaus und der Raumordnung und ein
Großteil der räumlichen Pläne fällt in den Anwendungsbe-
reich der Richtlinie. Die Integration der umweltbezogenen
Anforderungen des Gemeinschaftsrechts in das deutsche
Recht soll für den Bereich der Bauleitplanung zudem mit
dem Ziel verbunden werden, die planungsrechtlichen Ver-
fahrensschritte auf hohem Umweltschutzniveau zu verein-
heitlichen und zu stärken und dadurch eine zügige und
sichere Planung zu gewährleisten.
Als Alternative zu der hier gewählten Form der Umsetzung
der Plan-UP-Richtlinie im Rahmen der Bauleitplanung wäre
grundsätzlich eine streng am Wortlaut der Richtlinie haf-
tende Übernahme der gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben in
das deutsche Recht denkbar. In Abkehr von diesem auf die
Übernahme des Wortlauts des Gemeinschaftsrechts be-
schränkten Ansatz wird mit dem Gesetzentwurf eine
europarechtskonforme Umsetzung der Richtlinie gewählt,
die das Recht der Bauleitplanung mit den europäischen Vor-
gaben strukturell harmonisiert, womit zugleich eine Verein-
heitlichung und Vereinfachung des Planungsrechts unter
Vermeidung von Sonderverfahren und Parallelprüfungen er-
zielt wird.
Eine Erledigung der Aufgaben allein durch Private oder in
Kooperation mit Privaten kommt nicht in Betracht, da nach
der Plan-UP-Richtlinie vor allem Behörden verpflichtet sind
(vgl. Artikel 3 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 2 Buch-
stabe a der Plan-UP-Richtlinie). Die Vorgaben der Plan-UP-
Richtlinie können auf Grund ihrer zwingenden und detail-
lierten Natur auch nicht durch rechtliche Selbstverpflichtun-
gen ersetzt werden. Rechtliche Selbstverpflichtungen wären
auch deshalb ungeeignet, weil sich die Verpflichtungen
nach der Plan-UP-Richtlinie, wie bereits erwähnt, vor allem
an Behörden wenden.
Andere Lösungsmöglichkeiten stehen auch für die weiteren
vorgeschlagenen Vereinfachungen des Planungsrechts, ins-
besondere die Umgestaltung der Vorschriften über die Tei-
lung von Grundstücken und die Einführung eines verein-
fachten Umlegungsverfahrens, nicht zur Verfügung. Die
hierzu vorgeschlagenen Änderungen richten sich ebenfalls
in erster Linie an Behörden.
V➟Ð GesetzesÑÒÓÔÕÖ
Durch die Umsetzung der Plan-UP-Richtlinie im Recht der
Bauleitplanung wird der Anwendungsbereich der Umwelt-
prüfung ausgeweitet. Darüber hinaus enthalten die Neurege-
lungen in verfahrensrechtlicher Hinsicht zum Teil zusätzli-
che Anforderungen an die Durchführung der Umweltprü-
fung.
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Durch die vorgeschlagenen Neuregelungen insbesondere
zur Umsetzung der Plan-UP-Richtlinie werden in erster
Linie die Länder und Kommunen betroffen, da sie für den
Vollzug des Baurechts zuständig sind. Dem Bund entstehen
dadurch keine Kosten.
Die neuen Vorschriften werden gegenüber dem bisherigen
Recht auf Seiten der Kommunen, die als Träger der Pla-
nungshoheit im Rahmen der Bauleitplanung die Umwelt-
prüfung durchführen, zum Teil erhöhten Vollzugsaufwand
und damit zusätzliche Kosten bei der Aufstellung von Bau-
leitplänen in nicht quantifizierbarer Höhe zur Folge haben.
Dies gilt namentlich für die gemeinschaftsrechtlich vorge-
gebenen zusätzlichen Verfahrensanforderungen bei der Öf-
fentlichkeits- und Behördenbeteiligung und das ebenfalls
gemeinschaftsrechtlich vorgegebene Monitoring. Die Erfah-
rungen mit der Durchführung der Umweltverträglichkeits-
prüfung seit 2001 haben allerdings gezeigt, dass es sich
hierbei nicht um etwas grundsätzlich Neues handelt, das
weit über die bisherige Praxis hinausgeht und etwa umfang-
reiche zusätzliche Arbeiten und in der Regel auch kosten-
trächtigen Prüfungsaufwand erfordert. Bei einer Umwelt-
prüfung handelt es sich dem Grunde nach um eine formali-
sierte und systematische Zusammenfassung dessen, was bei
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zung eines Bebauungsplans anfallenden Kosten dürften die
bei den Gemeinden voraussichtlich entstehenden zusätz-
lichen Kosten auf Grund der Durchführung der Umweltprü-
fung jedoch nicht wesentlich sein. Zudem lassen die auf
eine verbesserte Übersichtlichkeit und auf strukturelle Ver-
einfachungen gerichteten Neuregelungen des Bauleitplan-
verfahrens eine erleichterte Vollzugspraxis erwarten, durch
die Kosteneinsparungen erreicht werden können. Die Rege-
lungen zum Stadtumbau und zur „Sozialen Stadt“ fügen
sich nahtlos in die bestehende Verwaltungspraxis ein und
lassen daher keinen zusätzlichen Vollzugsaufwand erwar-
ten. In anderen Bereichen, in denen Vereinfachungen vorge-
sehen sind (z. B. im Umlegungsrecht), sind Kosteneinspa-
rungen zu erwarten. Im Ergebnis dürften die Neuregelungen
für die öffentlichen Haushalte keine ins Gewicht fallenden
zusätzlichen Haushaltsbelastungen zur Folge haben.
Die auf Grund der Neuregelung der Umweltprüfung im
Bauleitplanverfahren entstehenden Kosten beruhen auf Vor-
gaben der Plan-UP-Richtlinie und können daher nicht ver-
mieden werden.
Durch die Umsetzung der Plan-UP-Richtlinie im Recht der
Raumordnung ergeben sich zusätzliche Anforderungen an
die Durchführung der Umweltprüfung und damit an die
Planaufstellung. Dies hat in den Ländern zum Teil einen er-
höhten Vollzugsaufwand bzw. zusätzliche Kosten zur Folge,
die von den Ländern jedoch nicht als wesentlich einge-
schätzt werden und die zudem auf Grund der Vorgaben der
Plan-UP-Richtlinie unvermeidbar sind. Dem Bund entste-
hen dadurch keine Kosten.
Die Aufstellung von Zielen und Grundsätzen der Raumord-
nung in der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone
(AWZ) hat Ausgaben im Bereich des Bundeshaushalts zur
Folge, welche aus der fachlichen und örtlichen Auswahl der
Ziele sowie aus dem Verwaltungsverfahren der Aufstellung
dieser Ziele resultieren.
Die Aufstellung von Zielen und Grundsätzen wird nur ein-
mal, und deren Fortschreibung wird nur in größeren zeitli-
chen Abständen – voraussichtlich etwa alle zehn Jahre – er-
folgen. Die Ausgaben sind daher, herunter gebrochen auf
jedes einzelne Haushaltsjahr, nicht wesentlich. Für die Auf-
stellung von Zielen und Grundsätzen werden voraus-
sichtlich im Bundesministerium für Verkehr, Bau- und
Wohnungswesen ein Referent sowie im Bundesamt für Bau-
wesen und Raumordnung ein Referent und ein Sachbearbei-
ter sowie ca. 400 000 Euro bis 450 000 Euro für Unter-
suchungen, Sachverständigen- und Rechtsgutachten sowie
sonstige begleitende Arbeiten notwendig. Für die Fort-
schreibung wird jährlich durchschnittlich weniger als die
Hälfte dieses Personal- und Kostenbedarfs notwendig.
Auswirkungen auf die Haushalte der Länder und Kommu-
nen entstehen nicht.
Die Neuregelungen sind notwendig, um den Wirtschafts-
raum AWZ nachhaltig optimiert nutzen zu können und da-
mit wirtschaftliche Nachteile zu vermeiden. Daher sind im
Ergebnis einer volkswirtschaftlichen Gesamtbetrachtung
die zusätzlichen Belastungen für die öffentlichen Haushalte
als nicht wesentlich einzustufen.
✯✰ ✱✲✳✴✵✶ ✷✸✹ ✺✻✵ ✼✻✹✴✳✽✾✿✷✴
Die aus der Durchführung der Umweltprüfung resultieren-
den Kosten können, soweit es sich um vorhabenbezogene
Bebauungspläne handelt, nach § 12 Baugesetzbuch vom
Vorhabenträger zu tragen sein. Sie belasten insoweit die
Wirtschaft. Die vorgeschlagene Rückbauverpflichtung für
bestimmte Vorhaben im Außenbereich, die einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung unterzogen worden sind, kann zu
Mehrkosten der Wirtschaft führen. Sie sind vor dem Hinter-
grund gerechtfertigt, dass mit dauerhafter Aufgabe der Nut-
zung solcher Vorhaben die Privilegierung entfällt und der
Schutz des Außenbereichs wieder in den Vordergrund tritt.
Die Kostenbelastung erfolgt nach dem Verursacherprinzip.
Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau,
insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind wegen
der nicht abschätzbaren Auswirkungen im Einzelfall nicht
quantifizierbar. Erhebliche Auswirkungen dürften aber auf
Grund der bei einer Gesamtbetrachtung geringen Kosten-
steigerungen für die Wirtschaft nicht zu erwarten sein.
V❀❀❁ Be❂❃❄❅❆❇❈❉
Eine Befristung des Gesetzes ist nicht möglich, da die Plan-
UP-Richtlinie, die durch den Gesetzentwurf umgesetzt wer-
den soll, keine Befristung vorsieht. Für die zudem vorge-
schlagenen Vereinfachungen und Fortentwicklungen des
Planungsrechts ist eine Befristung ebenfalls ungeeignet; die
vorgeschlagenen Änderungen sollen sicherstellen, dass Län-
der und Kommunen auch künftig den komplexen Anforde-
rungen an die räumliche Planung Rechnung tragen können.
B. ❊❇ ❋●❈ ●❄❈❍●■❈●❈ ❏❑❃❅▲▼❃❄❂❆●❈
❊❇ ◆❃❆❄❖●■ 1 (Änderung des Baugesetzbuchs)
P◗ ❘◗❙❙✵✹ ❚ (Inhaltsübersicht)
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung der In-
haltsübersicht an die vorgeschlagenen Änderungen.
P◗ ❘◗❙❙✵✹ ✯ (§ 1)
Auf den allgemeinen Teil der Begründung (A II Nummer 1
Buchstabe a) wird Bezug genommen.
Zu Buchstabe a (Absatz 3 Satz 2 neu)
Der bisherige § 2 Abs. 3 soll ohne materielle Änderungen in
§ 1 Abs. 3 übernommen werden, um die Voraussetzungen
für das bauleitplanerische Tätigwerden der Gemeinden ein-
heitlich zu regeln. Dies trägt zugleich dazu bei, die vor-
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und ①❥ die♦❥♥❡✉♣❡✐✐❡❦ ②❡❞❡✐s❦❞❡❦✇ die§§③ ④♣❢ ⑤④ die
⑥❡❢❡❦♥✐♣❣❤❡❦ ⑦❡✉⑧❥❤✉❡❦❢t⑨✉❞❥④❡❦ für die Aufstellung der
Bauleitpläne beinhalten sollen.
Zu Buchstabe b (Absätze 5 und 6)
In Absatz 5 soll die Bedeutung der bisher in Absatz 5 Satz 1
geregelten allgemeinen Aufgaben und Ziele der Bauleitpla-
nung hervorgehoben werden, indem sie in einen eigenen
Absatz gefasst werden. Dabei soll in dem neuen Satz 1 das
Prinzip der Nachhaltigkeit betont werden, indem die Aus-
gleichsfunktion der Bauleitplanung für die sozialen, wirt-
schaftlichen und umweltschützenden Anforderungen an die
Bodennutzung auch in Verantwortung gegenüber künftigen
Generationen hervorgehoben wird.
Der zweite Teil des bisherigen Satzes 1 („und dazu bei-
tragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern und die
natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwi-
ckeln“) soll im neuen Satz 2 übernommen werden. Dabei
soll Satz 2 um Anforderungen zur allgemeinen Baukultur
ergänzt werden. Der vom Bundesministerium für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen dem Deutschen Bundestag im
April 2002 hierzu vorgelegte Statusbericht (Bundestags-
drucksache 14/8966) fordert eine wahrnehmbare baukultu-
relle Integrations- und Kulturleistung der Gesellschaft als
Beitrag für attraktive Städte, für eine stabile Wirtschaftsent-
wicklung und für mehr Qualität im Erscheinungsbild der ge-
bauten Umwelt. Baukultur wird dabei ausdrücklich nicht
nur als ästhetische Angelegenheit bezeichnet, sondern als
ein Ausbalancieren vieler Qualitätsaspekte, gekennzeichnet
unter anderem durch einen über technische und ökonomi-
sche Belange hinausreichenden Qualitätswillen sowie durch
die Bereitschaft zu verstärkter interdisziplinärer Zusammen-
arbeit und Beteiligung Betroffener. Hohe Gestaltqualität soll
dabei mit Kostenbewusstsein, Verfahrenseffizienz und Nut-
zerorientierung verbunden werden. Als ein Grundsatz eines
modernen Planungsinstrumentariums soll die vorgeschla-
gene Regelung dieses Anliegen fördern.
Der bislang in § 1 Abs. 5 Satz 2 enthaltene Katalog der in
der Abwägung zu berücksichtigenden Belange soll in den
vorgeschlagenen Absatz 6 übernommen und die sog. Um-
widmungssperrklausel in dem bisherigen § 1 Abs. 5 Satz 3
zusammen mit der sog. Bodenschutzklausel des bisherigen
§ 1a Abs. 1 in dem neuen § 1a Abs. 2 geregelt werden (vgl.
Artikel 1 Nr. 3).
In Absatz 6 soll der beispielhafte Katalog der im Rahmen
der Abwägung zu berücksichtigenden Belange des bisheri-
gen § 1 Abs. 5 Satz 2 übernommen und teilweise fortent-
wickelt werden. Insbesondere soll er zu einem einheitlichen
Katalog der wesentlichen, unter Nachhaltigkeitsaspekten zu
berücksichtigenden sozialen, wirtschaftlichen und umwelt-
schützenden Belange ausgestaltet werden, indem die um-
weltbezogenen Belange des bisherigen § 1a in den Katalog
integriert werden. Diese auch von der Unabhängigen Exper-
tenkommission zur Novellierung des Baugesetzbuchs emp-
fohlene Regelung (vgl. Bericht, Rn. 082) soll dazu beitra-
gen, eine ausgewogene Abwägungsentscheidung vorzube-
reiten und die Bauleitplanung in ihrer städtebaulichen Steu-
erungs- und Integrationsfunktion wie auch in ihrer
umweltschützenden Kompetenz zu stärken. Die in § 1a bis-
lang gesondert geregelten Umweltbelange werden den sons-
tigen städtebaulichen Belangen damit auch formal gleichge-
stellt; es wird verdeutlicht, dass alle Belange vom Ausgang
her mit grundsätzlich der gleichen Gewichtung in die
Abwägung einzustellen sind und sich eine unterschiedliche
Bewertung erst aus den konkreten Besonderheiten der
jeweiligen Planungssituation ergeben kann.
Gegenüber der bisherigen Regelung ergeben sich folgende
Änderungen:
Nummer 1 bleibt unverändert.
In Nummer 2 soll die bisher genannte Vermeidung einseiti-
ger Bevölkerungsstrukturen durch den Belang der Schaf-
fung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen er-
setzt werden. Die bisherige Fassung ist zwar in entsprechen-
den Fällen ein zutreffender städtebaulicher Belang; indes
kann in bestimmten städtebaulichen Situationen auch eine
einheitliche Sozialstruktur der Gewährleistung ausgewoge-
ner und konfliktarmer Wohnverhältnisse dienen. Diese An-
liegen werden daher vollständiger erfasst, wenn auf die
Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstruktu-
ren abgestellt wird (vgl. auch § 6 Satz 2 Nr. 3 Wohnraum-
förderungsgesetz).
Des Weiteren soll durch die neue Formulierung des Belangs
des Kosten sparenden Bauens herausgestellt werden, dass
dieser nicht nur – wie bisher – im Hinblick auf die Eigen-
tumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung zu berücksich-
tigen ist, sondern auch in anderen Zusammenhängen von
Bedeutung sein kann. Zudem wird durch den Verzicht auf
die bisherige Bezeichnung „Förderung“ klargestellt, dass es
sich dabei nicht um eine Bereitstellung von Finanzmitteln,
sondern um planerische Maßnahmen handelt, die auf der
Ebene des Bebauungsplans zugunsten des kostengünstigen
Bauens getroffen werden.
In Nummer 3 sollen im Anschluss an die Bedürfnisse der
Bevölkerung auch „unterschiedliche Auswirkungen auf
Frauen und Männer“ als bei der Bauleitplanung zu berück-
sichtigender Belang aufgenommen werden. Dadurch wird
dem Anliegen des Gender Mainstreaming Nachdruck ver-
liehen, durch die Berücksichtigung unterschiedlicher Aus-
wirkungen auf Frauen und Männer auch bei der Bauleit-
planung auf das Ziel der tatsächlichen Gleichstellung von
Frauen und Männern hinzuwirken (vgl. Artikel 3 Abs. 2
Satz 2 Grundgesetz). Im Übrigen bleibt Nummer 3 unverän-
dert.
In Nummer 4 soll durch eine Ergänzung die Bedeutung der
Bauleitplanung für die innerörtliche Entwicklung in ihren
einzelnen Aspekten gegenüber der bisherigen Nummer 4
betont werden. Damit wird dem städtebaulichen Anliegen
der Bestandsentwicklung im Verhältnis zur Neuausweisung
von Gebieten Rechnung getragen, das unter umweltschüt-
zenden Gesichtspunkten auch in dem vorgeschlagenen § 1a
Abs. 2 zum Ausdruck kommt (vgl. Artikel 1 Nr. 3).
Durch die Aufnahme auch der Anpassung und des Umbaus
vorhandener Ortsteile soll die Bedeutung des Stadtumbaus
einschließlich der Rückbau-Vorhaben auch in der Bauleit-
planung hervorgehoben werden (zum Besonderen Städte-
baurecht siehe auch §§ 171a ff. neu). Leerstandproblematik
und Erfordernisse des Stadtumbaus bestehen nicht nur in
den neuen Bundesländern; sie stellen die kommunale Städ-
tebaupolitik im gesamten Bundesgebiet vor die Herausfor-
derung, abgestimmte Handlungskonzepte zu entwickeln,
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tebaulichen Gestaltung der Umgebung verdeutlicht. Den be-
reits bisher aufgeführten Belangen der Erhaltung und des
Schutzes von Denkmälern und Ensembles wird der Belang
der Baukultur vorangestellt, dessen Bedeutung bereits in
dem vorgeschlagenen § 1 Abs. 5 Satz 2 betont wird (siehe
oben).
Nummer 6 bleibt unverändert.
Nummer 7 enthält nunmehr einen ausführlichen Katalog der
wesentlichen in der Bauleitplanung zu berücksichtigenden
Umweltbelange. Die besondere Bedeutung der Belange des
Naturschutzes und der Landschaftspflege wird durch die ex-
plizite Benennung bereits im Eingangsteil der Nummer 7
herausgehoben. Die herausgehobene Stellung der Belange
des Naturschutzes und der Landschaftspflege in diesem Zu-
sammenhang knüpft damit an die bisherige Regelung in § 1
Abs. 5 Nr. 7 an.
Eine Abgrenzung von den übrigen städtebaulichen Belan-
gen ist damit nicht verbunden, da einzelne Belange – ent-
sprechend dem (fach-)übergreifenden Ansatz einer nachhal-
tigen Entwicklung – in mehrerlei Hinsicht Wirkung
entfalten können. Die insbesondere aus Gründen der Umset-
zung der Plan-UP-Richtlinie aufgenommenen Umwelt-
belange „Mensch“, „Kulturgüter“, „Sachgüter“ etc. ent-
halten auch soziale und wirtschaftliche Aspekte, so wie an-
dererseits auch sonstige städtebauliche Belange, z. B. die
Verkehrsvermeidung, unter Umweltgesichtspunkten von
Bedeutung sind.
Die vorgeschlagene Regelung dient insgesamt auch der
Umsetzung der Plan-UP-Richtlinie, indem in Nummer 7 die
Belange aufgeführt werden, die Gegenstand der Umwelt-
prüfung sein sollen. Dazu werden die Vorgaben des bisheri-
gen § 1 Abs. 5 Satz 2 Nr. 7 mit dem entsprechenden Re-
gelungsgehalt der bisherigen §§ 1a und 2a sowie mit den
Vorgaben des Anhangs I der Plan-UP-Richtlinie und des
Anhangs IV der Projekt-UVP-Richtlinie zusammengeführt.
Dies soll zu einer verbesserten Übersichtlichkeit und der da-
mit verbundenen Vereinfachung des Verwaltungsvollzugs
führen.
Die Vorgaben der Projekt-UVP-Richtlinie sollen dabei in
das Regelverfahren der Umweltprüfung integriert werden,
so dass eine eigenständige Regelung zur Umweltverträg-
lichkeitsprüfung für bestimmte Bebbauungspläne wie im
bisherigen § 1a Abs. 2 Nr. 3 nicht mehr erforderlich ist (vgl.
Artikel 1 Nr. 3). Die Grenzen zwischen Plan-UP- und Pro-
jekt-UVP-Richtlinie sind bereits nach bisherigem Recht –
insbesondere im Hinblick auf Städtebauprojekte und Indus-
triezonen nach den Nummern 18.5 und 18.7 der Anlage 1
zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung – flie-
ßend; sie sollen für die Bauleitplanung durch die vorge-
schlagene Regelung aufgehoben werden (vgl. insgesamt
Bericht der Unabhängigen Expertenkommission zur Novel-
lierung des Baugesetzbuchs, Rn. 014 ff.).
Inhaltlich neu im Vergleich zu der bisher geregelten Um-
weltverträglichkeitsprüfung nach der Projekt-UVP-Richtli-
nie ist, dass die Prüfung nicht auf nachteilige Umweltaus-
wirkungen beschränkt ist; hierdurch können sich im Hin-
blick auf die Abwägungsentscheidung Synergieeffekte erge-
ben.
In Buchstabe a sollen die Vorgaben aus Anhang I Buch-
stabe f der Plan-UP-Richtlinie und aus Artikel 3 sowie
Anhang IV Nr. 3 der Projekt-UVP-Richtlinie umgesetzt
werden, die jeweils teilweise bereits in den bisherigen § 1
Abs. 5 Satz 2 Nr. 7 und § 1a Abs. 2 Nr. 3 enthalten waren.
Neu hinzugefügt wird auf Grund des Anhangs I Buchstabe f
der Plan-UP-Richtlinie der Belang der „biologischen Viel-
falt“. Eine Definition des Begriffs der biologischen Vielfalt
findet sich in Artikel 2 Abs. 2 der Biodiversitätskonvention
(Gesetz zu dem Übereinkommen vom 5. Juni 1992 über die
biologische Vielfalt vom 30. August 1993, BGBl. 1993 II
S. 1741).
Die Ermittlung und Bewertung der Belange nach
Buchstabe a erfüllt zugleich die Funktion der Prüfung des
Vorliegens eines Eingriffs nach dem Bundesnaturschutz-
gesetz:
Nach § 18 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz sind Eingriffe in
Natur und Landschaft Veränderungen der Gestalt oder Nut-
zung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der be-
lebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwas-
serspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des
Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beein-
trächtigen können.
Nach der Legaldefinition in § 10 Abs. 1 Nr. 1 Bundesnatur-
schutzgesetz umfasst der Begriff des „Naturhaushalts“ die
Bestandteile Boden, Wasser, Luft, Klima, Tiere und Pflan-
zen sowie das Wirkungsgefüge zwischen ihnen. Dem ent-
spricht die Aufzählung des Buchstaben a; nur der Begriff
der „biologischen Vielfalt“ bildet gegenüber der Definition
des Bundesnaturschutzgesetzes einen europarechtlich vor-
gegebenen Zusatz.
Ergibt die Ermittlung und Bewertung der in Buchstabe a ge-
nannten Belange einen zu erwartenden Eingriff im Sinne
des § 18 Bundesnaturschutzgesetz, folgt die Regelung zur
Vermeidung und zum Ausgleich für die Bauleitplanung aus
§ 1a Abs. 3 (vgl. Artikel 1 Nr. 3).
In Buchstabe b wird der Gegenstand der Verträglichkeits-
prüfung nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie in der
Bauleitplanung genannt (vgl. auch §§ 34 ff. Bundesnatur-
schutzgesetz), der bislang in § 1a Abs. 2 Nr. 4 Halbsatz 1
geregelt ist. Die weiteren bislang in § 1a Abs. 2 Nr. 4 Halb-
satz 2 enthaltenen – hier zwingenden – Rechtsfolgen der
Prüfung erfahren entsprechend der Regelungssystematik für
die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung eine gesonderte
Regelung in dem vorgeschlagenen § 1a Abs. 4.
Die Ermittlung der Auswirkungen auf die gemeinschafts-
rechtlich besonders geschützten Gebiete wird damit bereits
im Zusammenhang mit dem ersten Arbeitsschritt der Zu-
sammenstellung der abwägungserheblichen Belange in das
Verfahren integriert.
Buchstabe b dient zugleich der Umsetzung des Anhangs I
Buchstabe d der Plan-UP-Richtlinie.
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❒Ô❮➱ÑfderÖÙÓ✃Ù❮güter erfasst. Dies entspricht der Umset-
zung des entsprechenden Wortlauts des Artikels 3 sowie des
Anhangs IV Nr. 3 der Projekt-UVP-Richtlinie in dem bishe-
rigen § 1a Abs. 2 Nr. 3. Die Vorgaben der Plan-UP-Richt-
linie „architektonisch wertvolle Bauten“ und „archäologi-
sche Schätze“ werden zugleich auch durch den Denkmal-
schutz und die Denkmalpflege in Nummer 5 angesprochen,
die von den Ländern in den einzelnen Landesgesetzen gere-
gelt werden. Buchstabe d erfasst zudem auch die nach
Anhang I Buchstabe f der Plan-UP-Richtlinie sowie nach
Artikel 3 sowie Anhang IV Nr. 3 der Projekt-UVP-Richt-
linie zu berücksichtigenden „sonstigen Sachwerte“ unter
dem Begriff der Sachgüter. Dabei handelt es sich um einen
Auffangtatbestand. Entsprechend dem Sinn und Zweck der
Richtlinien bezieht sich Buchstabe d nur auf umweltbezo-
gene Auswirkungen auf Kultur- und Sachgüter.
Die Belange des Buchstaben e entstammen Artikel 3 sowie
Anhang IV Nr. 1 der Projekt-UVP-Richtlinie und sind bis-
lang in § 2a Abs. 2 Nr. 2 umgesetzt. Umweltauswirkungen
im Hinblick auf Emissionen, Abfälle und Abwässer besit-
zen typischerweise Bedeutung für das einzelfallbezogene
Zulassungsverfahren. Sie sind daher, wie schon durch das
Artikelgesetz vom 27. Juli 2001 (vgl. oben, A I Nummer 2
Buchstabe a) im bisherigen § 2a Abs. 2 aufgenommen, im
Bauleitplanverfahren im Rahmen der integrierten Umwelt-
prüfung nur insoweit zu prüfen, als dies im Einzelfall erfor-
derlich und möglich ist. Dies ergibt sich – nunmehr für alle
Umweltbelange – aus Absatz 1 Satz 2 der Anlage zum Bau-
gesetzbuch.
In Buchstabe f wird der bislang bereits in § 1 Abs. 5 Satz 2
Nr. 7 enthaltene Belang der Nutzung erneuerbarer Energien
genannt. Die praktische Bedeutung dieses Belangs soll
durch eine entsprechende Erweiterung des Festsetzungs-
katalogs in § 9 Abs. 1 Nr. 23 Buchstabe b unterstützt wer-
den (vgl. Artikel 1 Nr. 10 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa).
Ergänzend soll im Hinblick auf die Nachhaltigkeitsstrategie
der Bundesregierung (Bericht der Bundesregierung über die
Perspektiven für Deutschland – Nationale Strategie für eine
nachhaltige Entwicklung, Bundestagsdrucksache 14/8953
S. 41, 67 ff.) der Belang der sparsamen und effizienten Nut-
zung von Energie aufgenommen werden.
Buchstabe g entspricht im Wesentlichen dem bisherigen
§ 1a Abs. 2 Nr. 1. Zu den Landschaftsplänen zählen auch
Grünordnungspläne, sofern sie nach dem Landesrecht vor-
gesehen sind. Die Darstellungen von Landschaftsplänen
können insbesondere bei der Darstellung und Festsetzung
von Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich im Sinne der
Eingriffsregelung von Bedeutung sein.
Buchstabe h übernimmt die Anforderungen des § 50 Satz 2
in Verbindung mit § 48a Abs. 1 Bundes-Immissionsschutz-
gesetz als Abwägungsbelang für die Bauleitplanung. Die
Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität ist danach in Ge-
bieten zu berücksichtigen, in denen Immissionsgrenzwerte
durch Rechtsverordnungen nach § 48a Abs. 1 Bundes-Im-
missionsschutzgesetz zur Erfüllung von bindenden Be-
schlüssen der Europäischen Gemeinschaften gelten.
In Buchstabe i sollen die auf Grund des Anhangs I
Buchstabe f der Plan-UP-Richtlinie bei der Ermittlung der
Umweltbelange zu berücksichtigenden Wechselwirkungen
aufgegriffen werden. Dies soll auf die europarechtlich vor-
gegebenen Belange in den Buchstaben a, c und d beschränkt
bleiben. Für die im Rahmen der naturschutzrechtlichen Ein-
griffsregelung zu ermittelnden Belange nach Buchstabe a ist
die Berücksichtigung des Wirkungsgefüges bereits unmit-
telbar in Buchstabe a vorgesehen. Die Prüfung der Wechsel-
wirkungen bezieht sich daher vorrangig auf das übergrei-
fende Verhältnis zwischen Naturhaushalt, Menschen sowie
Sach- und Kulturgütern.
In Nummer 8 sollen die einzelnen Belange aus Gründen der
verbesserten Übersichtlichkeit entsprechend der Fassung
der Umweltbelange in Nummer 7 in Buchstaben gegliedert
werden. Hierdurch wird auch verdeutlicht, dass den sozia-
len, umweltbezogenen und wirtschaftlichen Belangen unter
Nachhaltigkeitsaspekten in der Abwägung grundsätzlich
dasselbe Gewicht zukommt. Dabei sind folgende Änderun-
gen vorgesehen:
Die Buchstaben a, b und c sind inhaltlich gegenüber der bis-
herigen Nummer 8 unverändert; mit Buchstabe c wird le-
diglich aus systematischen Gründen die Reihenfolge des
bisherigen Katalogs der Nummer 8 verändert.
In Buchstabe d wird der bisherige Begriff des Fernmelde-
wesens durch den des Telekommunikationswesens ersetzt
und damit an den allgemeinen Sprachgebrauch sowie an die
Rechtssprache (vgl. Telekommunikationsgesetz) angepasst.
Die Buchstaben e und f enthalten keine inhaltlichen Ände-
rungen.
Nummer 9 verdeutlicht die Verkehrsbelange im Sinne der
Vorgaben der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung
(Bericht der Bundesregierung über die Perspektiven für
Deutschland, a. a. O., S. 77 ff.), die eine Stärkung des An-
teils der umweltfreundlichen Verkehrsträger wie Schienen-
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gerunvon✱erkhr✛✯✗✏ für die Ebene der Bauleitplanung
hervorgehoben werden. Nachhaltige Verkehrsentwicklung
erfordert auch verkehrsarme Siedlungsstrukturen, zu denen
unter anderem Verdichtung und Nutzungsmischung bei der
Zuordnung der Grundstücksnutzungen beitragen können.
Durch entsprechende Berücksichtigung in den Bauleitplä-
nen kann damit eine kommunale Verkehrspolitik unterstützt
werden, die zu geringen Lärm- und Schadstoffbelastungen
im städtischen Raum führt.
Mit Nummer 10 (bisher Nummer 9) soll der Belang der zi-
vilen Anschlussnutzung militärischer Liegenschaften hinzu-
gefügt werden. Damit soll berücksichtigt werden, dass die
Kommunen als Planungsträger einen Anteil an der gesell-
schaftspolitischen Aufgabe der Konversion ehemaliger mi-
litärischer Infrastrukturanlagen und Einrichtungen haben.
Die Ermöglichung einer zivilen Anschlussnutzung dieser
Liegenschaften vorrangig vor der Inanspruchnahme von
Freiflächen entspricht auch dem Ziel einer flächensparen-
den Siedlungsentwicklung, dem durch dieses Gesetz in Ein-
klang mit der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung
(Bericht der Bundesregierung über die Perspektiven für
Deutschland, a. a. O., S. 42, 121 ff.) insbesondere in dem
vorgeschlagenen § 1a Abs. 2 (vgl. Artikel 1 Nr. 3) Rech-
nung getragen werden soll. Wie alle anderen Belange des
Katalogs nach dem vorgeschlagenen § 1 Abs. 6 bildet auch
dieser Belang einen Anhaltspunkt, an dem sich die Gemein-
den im Rahmen ihrer Planungsbefugnis und -pflicht nach
dem vorgeschlagenen § 1 Abs. 3 Satz 1 orientieren können.
Nummer 11 entspricht der bisherigen Nummer 10.
Zu Buchstabe c (Absatz 7 neu)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung, mit
der das Abwägungsgebot des bisherigen § 1 Abs. 6 nun-
mehr in Absatz 7 geregelt wird.
Zu Buchstabe d (Absatz 8 neu)
Der bisherige § 2 Abs. 4 soll aus systematischen Gründen
ohne inhaltliche Änderung im Rahmen der Grundsätze der
Bauleitplanung in § 1 geregelt werden.
✹✺ ✻✺✼✼✽✾ ✿ (§ 1a)
Auf den Allgemeinen Teil der Begründung (A II Nummer 1
Buchstabe a und d) wird Bezug genommen.
Der vorgeschlagene § 1a enthält ergänzende Vorschriften
zum Umweltschutz, ähnlich dem geltenden Recht, und zwar
als Vorgaben für den Bodenschutz, die naturschutzrecht-
liche Eingriffsregelung und die Verträglichkeitsprüfung
nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie. Neu gegenüber
der bisherigen Rechtslage ist insbesondere seine regelungs-
systematische Einordnung in den Zusammenhang der Um-
weltprüfung (siehe hierzu im Einzelnen Artikel 1 Nr. 4
Buchstabe c). In Verbindung mit der Aufzählung der um-
weltschützenden Belange in dem vorgeschlagenen § 1
Abs. 6 Nr. 7 und deren Ermittlung und Bewertung nach dem
vorgeschlagenen § 2 Abs. 4 Satz 1 wird deutlich, dass es
sich bei dem neuen § 1a nicht um eine isolierte Regelung
umweltbezogener Sonderverfahren als Zusatzanforderung
an die Bauleitplanung handelt, sondern um einen Bestand-
teil eines an Nachhaltigkeitsgesichtspunkten ausgerichteten
Aufstellungsverfahrens. Während das Abwägungsmaterial
im Hinblick auf die Umweltbelange im Rahmen der Um-
weltprüfung zusammengestellt wird, enthält der vorgeschla-
gene § 1a sich aus nationalem und europäischem Recht er-
gebende besondere Anforderungen für den Natur- und Bo-
denschutz. Dabei wird, soweit geboten, der Zusammenhang
mit dem Abwägungsgebot des vorgeschlagenen § 1 Abs. 7
festgelegt. Andere, in § 1a nicht enthaltene materielle An-
forderungen des Umweltschutzes an die Bauleitplanung,
wie z. B. nach dem Immissionsschutzrecht, bleiben unbe-
rührt.
Absatz 1 bildet die Überleitung zwischen § 1 und den er-
gänzenden Vorschriften des § 1a.
Absatz 2 soll die sog. Bodenschutzklausel des bisherigen
§ 1a Abs. 1 mit der sog. Umwidmungssperrklausel des bis-
herigen § 1 Abs. 5 Satz 3 zusammenführen und zu einer ein-
heitlichen Vorschrift zur Reduzierung von Flächeninan-
spruchnahme ausgestalten. Die neu in Satz 1 vorgesehene
Konkretisierung der schon im geltenden Recht enthaltenen
Bodenschutzklausel und die damit vorgesehene beispiel-
hafte Nennung von Instrumenten, die im Rahmen der Bau-
leitplanung entsprechend den jeweiligen örtlichen Gegeben-
heiten und Erfordernissen genutzt werden können, soll der
Bedeutung Rechnung tragen, die dem Anliegen einer mög-
lichst schonenden und sparsamen Inanspruchnahme von
Grund und Boden im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie
der Bundesregierung zukommt (Bericht der Bundesregie-
rung über die Perspektiven für Deutschland, a. a. O., S. 42,
121 ff.). Auch auf EU-Ebene wird die Bedeutung des kom-
munalen Bodenschutzes zunehmend betont (vgl. Mitteilung
der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament,
den Wirtschafts- und Sozialausschuss sowie an den Aus-
schuss der Regionen – Hin zu einer spezifischen Boden-
schutzstrategie – vom 16. April 2002, KOM (2002) 179
endgültig).
Die Vorschrift ist auf die Verringerung der zusätzlichen Flä-
cheninanspruchnahme gerichtet und stellt zur Erreichung
dieses Ziels die Möglichkeiten der städtebaulichen Entwick-
lung der Gemeinden durch Maßnahmen der Innenentwick-
lung heraus. Die Bodenschutzklausel des Satzes 1 und die
Umwidmungssperrklausel des Satzes 2 sind wie bisher in
der Abwägung zu berücksichtigen (Satz 3). Die Umwid-
mungssperrklausel zugunsten der für Wohnzwecke genutz-
ten Flächen hat namentlich in den Städten und Regionen mit
weiterhin spürbarer Nachfrage nach Wohnraum Bedeutung.
In der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung werden
darüber hinaus Maßnahmen wie flächensparendes Bauen,
kompakte Stadt, Bündelung von Infrastruktur, Flächenre-
cycling und verstärkte Nutzungsmischung genannt, um die
spezifische Flächeninanspruchnahme vom Wirtschafts-
wachstum zu entkoppeln und die Flächenversiegelung mehr
und mehr zurückzuführen (Bericht der Bundesregierung
über die Perspektiven für Deutschland, a. a. O., S.120). Zu-
gleich wird jedoch darauf hingewiesen, dass im Rahmen des
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pelten Ausgleichs, trägt dazu bei, die ökologische Kompo-
nente der Nachhaltigkeit mit der ökonomischen und sozia-
len Dimension in Einklang zu bringen (a. a. O., S. 120),
ebenso wie die Städtebauförderung die Innenentwicklung
und die Wiedernutzbarmachung von aufgegebenen Flächen
zum Schwerpunkt hat (§ 164b).
Vor diesem Hintergrund dient der vorgeschlagene § 1a
Abs. 2 einer Verdeutlichung der planerischen Möglichkeiten
der Gemeinden für das städtebauliche Gesamtkonzept der
Gemeinden auf dem komplexen Handlungsfeld des Um-
gangs mit der begrenzten Ressource Boden. Es wird zusam-
menfassend auf das Anliegen einer nachhaltigen Siedlungs-
entwicklung hingewiesen, die zur Verfügung stehenden In-
strumente mit Rücksicht auf die tatsächlichen innerörtlichen
Entwicklungsmöglichkeiten und in Abgleich mit den ver-
schiedenen Belangen, einschließlich anderer Umweltbe-
lange, zu nutzen (vgl. Bericht der Bundesregierung über die
Perspektiven für Deutschland, a. a. O., S. 119).
Absatz 3 übernimmt – inhaltlich unverändert – den sog.
Baurechtskompromiss des Bundesnaturschutzgesetzes, wie
er seit dem Bau- und Raumordnungsgesetz 1998 unverän-
dert Bestand hat, in diesen Teil der Umweltprüfung. Das
Bundesnaturschutzgesetz enthält die Legaldefinition des
Eingriffs und gibt die daran anknüpfende Entscheidungsab-
folge der Eingriffsregelung – Vermeidung, Ausgleich und
Ersatz – vor. Für die Frage, ob ein Eingriff vorliegt, ist nach
§ 1a Abs. 3 Satz 1 das Bundesnaturschutzgesetz als Fachge-
setz maßgeblich. Für die daran anschließende Behandlung
von Vermeidung und Ausgleich des Eingriffs sind gemäß
§ 21 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz die Vorschriften des
Baugesetzbuchs maßgeblich.
§ 21 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz und § 1a Abs. 3 trans-
formieren – wie bisher – diese für Vorhabengenehmigungs-
verfahren gedachte Struktur des Bundesnaturschutzgesetzes
in die Bauleitplanung: Durch das Bau- und Raumordnungs-
gesetz 1998 ist bereits ein umfassender Begriff des Aus-
gleichs geschaffen worden, der auch Ersatzmaßnahmen ein-
schließt (vgl. hierzu § 200a). Auf die Unterscheidung von
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen kommt es für Zwecke
der Bauleitplanung nicht an. Die in § 19 Abs. 3 Bundes-
naturschutzgesetz angelegte Stufenfolge von Eingriffsrege-
lung und naturschutzrechtlicher Abwägung entfällt. Viel-
mehr wird die Eingriffsregelung umfassend unter die An-
wendung des § 1 Abs. 7 gestellt.
Absatz 4 verweist auf die zwingenden Vorgaben der Ver-
träglichkeitsprüfung nach der Fauna-Flora-Habitat-Richt-
linie, wie sie im Bundesnaturschutzgesetz umgesetzt sind.
Materielle Änderungen gegenüber dem bisherigen § 1a
Abs. 2 Nr. 4 sollen mit der Veränderung des Wortlauts nicht
vorgenommen werden. Nach der Novellierung des Bundes-
naturschutzgesetzes vom 25. März 2002 sind nunmehr ge-
mäß § 35 Satz 2 Bundesnaturschutzgesetz die einschlägigen
Vorschriften des § 34 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 bis 5 Bun-
desnaturschutzgesetz entsprechend anzuwenden. Hierzu ge-
hören auch die Regelungen nach § 34 Abs. 5 Bundesnatur-
schutzgesetz über die notwendigen Maßnahmen zur Siche-
rung des Zusammenhangs des Europäischen ökologischen
Netzes „Natura 2000“ (Kohärenzausgleich).
Einer dem bisherigen § 1a Abs. 2 Nr. 3 entsprechenden Re-
gelung bedarf es nicht, da die Umweltprüfung nach dem
vorgeschlagenen § 2 Abs. 4 in Verbindung mit dem vorge-
schlagenen § 1 Abs. 6 Nr. 7 als Trägerverfahren auch die
Vorgaben der Projekt-UVP-Richtlinie erfasst.
qr srtt✉✈ ✇ (§ 2)
Auf den Allgemeinen Teil der Begründung (A II Nummer 1
Buchstabe a und c, Nummer 5 Buchstabe e) wird Bezug ge-
nommen.
Zu Buchstabe a (Überschrift)
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung der Über-
schrift in Folge der vorgeschlagenen Regelung der Verord-
nungsermächtigung in § 9a (vgl. unten, zu Buchstabe d).
Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 2 neu)
Das gemeindenachbarliche Abstimmungsgebot soll um eine
Bestimmung ergänzt werden, wonach die der Gemeinde
durch die Raumordnung zugewiesenen Funktionen von ihr
auch gerichtlich geltend gemacht werden können.
Nach § 2 Abs. 2 des geltenden Rechts sind die Bauleitpläne
benachbarter Gemeinden aufeinander abzustimmen. Die
Regelung ist Ausdruck des Gebots der gegenseitigen Rück-
sichtnahme. Sie verpflichtet zur Beteiligung der Nachbarge-
meinde und Berücksichtigung ihrer Belange bei der planeri-
schen Entscheidung. Eine übergangene Nachbargemeinde
kann sich gerichtlich mit einem Normenkontrollantrag weh-
ren. Dieses interkommunale Abstimmungsgebot bezieht
sich aber – weil Bestandteil der kommunalen Planungsho-
heit – auf städtebauliche Belange. Es soll durch den vorge-
sehenen neuen Satz 2 auf raumordnerische Belange erwei-
tert werden. Die Regelung geht zurück auf Überlegungen
der Unabhängigen Expertenkommission zur Novellierung
des Baugesetzbuchs (vgl. Bericht, Rn. 220). Dieser neuen
Regelung liegen folgende Überlegungen zugrunde:
Soweit Ziele der Raumordnung einer Gemeinde eine be-
stimmte, den Standortwettbewerb mit anderen Gemeinden
begünstigende Funktion zuweisen, soll diese Funktion der
gemeindlichen Planungshoheit zugerechnet werden und da-
mit verteidigungsfähig sein. Die Ziele der Raumordnung
haben belastende und begünstigende Wirkungen, zum einen
für die einzelne Gemeinde, zum anderen aber auch im Ver-
hältnis der Gemeinden untereinander. Dies legt es nahe, ne-
ben den verpflichtenden § 1 Abs. 4, nach dem die Bauleit-
pläne den Zielen der Raumordnung anzupassen sind, auch
eine berechtigende Vorschrift zu stellen. Aus der Bindung
der Bauleitplanung an ein zentralörtliches Ziel der Raum-
ordnung folgt auf diese Weise auch, dass die Gemeinde be-
rechtigt ist, ihre so ausgerichtete Planung gegen eine die
zentralörtliche Funktion störende raumordnungswidrige
Planung einer anderen Gemeinde zu verteidigen.
Neben den Zielen der Raumordnung werden in der vorge-
schlagenen Regelung die Auswirkungen auf die zentralen
Versorgungsbereiche – auch in ihren unterschiedlichen Stu-
fen – der Gemeinden genannt, um so dieses bereits in § 11
Abs. 3 Baunutzungsverordnung maßgebliche Kriterium
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derungfür die Aufstellung der Bauleitpläne. Hierzu soll
in Absatz 3 als Verfahrensgrundnorm die Ermittlung und
Bewertung des Abwägungsmaterials geregelt werden. In-
haltlich entspricht die Vorschrift der bisherigen sich aus
dem Abwägungsgebot ergebenden Rechtslage, nach der die
Berücksichtigung aller bedeutsamen Belange in der Abwä-
gung zunächst deren ordnungsgemäße Ermittlung und zu-
treffende Bewertung voraussetzt. Elemente der Ermittlung
und Bewertung des Abwägungsmaterials sind die Erstellung
der Begründung zum Bauleitplanentwurf nach dem vorge-
schlagenen § 2a (vgl. Artikel 1 Nr. 5) und die Durchführung
der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach den §§ 3
bis 4a (vgl. Artikel 1 Nr. 5). Hieran schließt sich die Be-
rücksichtigung der ermittelten, bewerteten und beschriebe-
nen Belange in der Beschlussfassung über den Bauleitplan
an.
Diese gesetzlichen Vorgaben für den zeitlichen Ablauf des
Aufstellungsverfahrens entsprechen auch dem Verfah-
rensansatz der Plan-UP- und Projekt-UVP-Richtlinie, die
mit dem Ziel einer inhaltlich sachgerechten Berücksichti-
gung – hier der Umweltauswirkungen – auf deren Ermitt-
lung, Beschreibung und Bewertung abstellen. Der Hinweis
auf die Bedeutung für die Abwägungsentscheidung soll
klarstellen, dass sich aus der Verpflichtung zur „Ermittlung“
der Belange in Absatz 3 keine Änderung zum geltenden
Recht ergibt, es sich also insbesondere nicht um ein über
das bisherige Recht hinausgehendes „Suchverfahren“ han-
delt.
In Absatz 4 wird die allgemeine Regelung des Absatzes 3
aufgegriffen und für die Umweltbelange entsprechend den
Anforderungen der Plan-UP- und Projekt-UVP-Richtlinie in
Form einer Umweltprüfung konkretisiert. Dies verdeutlicht,
dass es sich bei der Umweltprüfung nicht um ein selbständi-
ges Zusatzverfahren, sondern um einen integrierten
Bestandteil des Aufstellungsverfahrens eines Bauleitplans
handelt.
Satz 1 enthält die Definition der Umweltprüfung. Alle Be-
lange des Umweltschutzes werden ermittelt, beschrieben
und bewertet. Die ergänzenden Vorschriften zum Umwelt-
schutz nach § 1a sind einzubeziehen. Die Einzelheiten erge-
ben sich aus der Anlage zum Baugesetzbuch. Regelungs-
technisch entspricht der Verweis auf eine Anlage der Syste-
matik der Plan-UP-Richtlinie und dient zudem einer verbes-
serten Übersichtlichkeit.
Satz 2 enthält die in Artikel 8 der Plan-UP-Richtlinie gefor-
derte Bestimmung, wonach der Umweltbericht bei der Aus-
arbeitung und vor der Annahme des Plans zu berücksichti-
gen ist.
Satz 3 enthält die Regelung zur Festlegung von Umfang und
Detaillierungsgrad der Untersuchung (sog. Scoping) durch
die Gemeinde. Die Vorschrift betont die Rolle der Ge-
meinde schon bei der Vorbereitung eines effizienten Auf-
stellungsverfahrens. Es handelt sich hingegen nicht um
einen selbständigen Verfahrensschritt mit gesonderter Be-
schlussfassung und eigenständiger Anfechtbarkeit. Die nach
Artikel 5 Abs. 4 der Plan-UP-Richtlinie erforderliche Be-
hördenbeteiligung beim sog. Scoping wird durch die neue
Fassung des § 4 Abs. 1 sichergestellt (vgl. Artikel 1 Nr. 5).
Satz 4 eröffnet die Möglichkeit der Abschichtung bei der
Umweltprüfung zur Vermeidung von Doppelprüfungen, in-
dem ein nachfolgendes Verfahren auf andere oder zusätz-
liche Umweltauswirkungen beschränkt werden kann. Eine
Umweltprüfung auf der Ebene der Raumordnungsplanung
kann abschichtende Wirkung für die Flächennutzungspla-
nung haben; die integrierte Umweltprüfung auf der Ebene
der Flächennutzungsplanung kann wiederum zur Abschich-
tung auf der Ebene der Bebauungsplanung genutzt werden.
Die Abschichtung kann auch Auswirkung bei der Aufstel-
lung von höherstufigen Planungen haben, indem die Ergeb-
nisse einer vorgenommenen Umweltprüfung auf der sich
anschließenden Stufe berücksichtigt werden. So können für
die Neuaufstellung eines Flächennutzungsplans insbeson-
dere aktuelle Umweltprüfungen aus Bebauungsplänen für
das entsprechende Gebiet der Planung genutzt werden.
Die Abschichtungswirkung kann jedoch bei erheblichem
Zeitablauf zwischen den unterschiedlichen Verfahren nach-
lassen. Von ihr kann insbesondere dann kein Gebrauch mehr
gemacht werden, wenn sich die für die Umweltprüfung
maßgeblichen Verhältnisse geändert haben. Zur Sicherstel-
lung der Abschichtungswirkung soll unter anderem die vor-
geschlagene Regelung des § 5 Abs. 1 Satz 3 (vgl. Artikel 1
Nr. 7 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb) beitragen, nach
dem Flächennutzungspläne spätestens 15 Jahre nach ihrer
Aufstellung überprüft werden sollen.
Eine weitere Abschichtungsregelung – auch etwa im Hin-
blick auf ein nachfolgendes Genehmigungsverfahren – ent-
hält der vorgeschlagene § 17 Abs. 3 des Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung (vgl. Artikel 3 Nr. 1).
Satz 5 regelt die Rolle der Landschaftsplanung bei der Um-
weltprüfung. Hierbei können die Inhalte dieser und anderer
umweltbezogener Planungen im Rahmen der Ermittlung
und Bewertung herangezogen werden. Im Interesse der Ver-
waltungseffizienz soll damit eine Möglichkeit zur Begren-
zung kostenträchtiger Parallelplanungen eröffnet und der in
Artikel 5 Abs. 3 der Plan-UP-Richtlinie angeregten Vermei-
dung von Doppelprüfungen entsprochen werden.
Zu Buchstabe d (§ 9a neu)
Die Verordnungsermächtigung des bisherigen § 2 Abs. 5
soll aus systematischen Gründen im Zusammenhang mit
den Festsetzungsmöglichkeiten des Bebauungsplans in
einem neuen § 9a geregelt werden.
➝➞ ➟➞➠➠➡➢ ➤ (§§ 2a bis 4a)
Zu § 2a
Auf den Allgemeinen Teil der Begründung (A II Nummer 1
Buchstabe a) wird Bezug genommen.
Durch die Neuregelung sollen die Vorschriften zum Erläute-
rungsbericht von Flächennutzungsplänen und zur Begrün-
dung von Bebauungsplänen, einschließlich des Umweltbe-
richts, in einer eigenständigen Vorschrift einheitlich unter
dem Begriff der „Begründung“ gefasst werden. Die Vor-
schriften zur Begründung des beschlossenen Bauleitplans in
§ 5 Abs. 5 und § 9 Abs. 8 bleiben im Wesentlichen unbe-
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eignständigen Abschnitt beschrieben wird. Dies betrifft die
Belange nach dem vorgeschlagenen § 1 Abs. 6 Nr. 7 ein-
schließlich der in dem neuen § 1a vorgesehenen besonderen
Rechtsfolgen; weitere Einzelheiten zum Inhalt des Umwelt-
berichts ergeben sich aus der vorgeschlagenen Anlage zum
Baugesetzbuch.
§ 2a verdeutlicht gemeinsam mit den vorgeschlagenen Re-
gelungen in § 5 Abs. 5 (vgl. Artikel 1 Nr. 7 Buchstabe c)
und § 9 Abs. 8 (vgl. Artikel 1 Nr. 10 Buchstabe d), dass der
Umweltbericht bereits als Teil der Begründung des Bauleit-
planentwurfs vorliegen soll und bis zum Beschluss über den
Bauleitplan fortzuschreiben ist.
Satz 2 Nr. 3 enthält schließlich die Verpflichtung, in die Be-
gründung eine Erklärung zum Umweltbericht aufzunehmen,
wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlich-
keits- und Behördenbeteiligungen in dem Bauleitplan be-
rücksichtigt werden, weiter aus welchen Gründen der be-
schlossene Plan nach Abwägung mit den nach Lage der
Dinge in Betracht kommenden anderen Planungsmöglich-
keiten gewählt worden ist. Die Verpflichtung zur Erstellung
der Erklärung soll im Hinblick auf die europarechtlichen
Anforderungen an die Umweltprüfung nach Artikel 9
Abs. 1 Buchstabe b der Plan-UP-Richtlinie bereits im Ent-
wurfsstadium der Bauleitplanung gelten; lediglich die For-
mulierung des Richtlinientextes, die von „geprüften ver-
nünftigen Alternativen“ spricht, wurde der nationalen
Rechtssprache angepasst. Nach dem Konzept der Richtlinie
ist der entscheidende Zeitpunkt für das Vorliegen der Erklä-
rung der Zeitpunkt nach Beschluss des Bauleitplans. Für das
nationale System soll hingegen vorgesehen werden, die Er-
klärung bereits dem ersten Entwurf des Plans als Teil der
Begründung beizufügen und sie wie den Umweltbericht im
Laufe des Verfahrens fortzuschreiben. Insofern greift je-
doch die Heilungsklausel des § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3
Halbsatz 3 (vgl. Artikel 1 Nr. 66).
Auf Grund der Ausgestaltung des Umweltberichts als Teil
der Begründung und der damit einhergehenden Fortschrei-
bung des Umweltberichts im Verlauf des Aufstellungsver-
fahrens ergibt sich die Einbeziehung der Umwelterwägun-
gen und der Stellungnahmen an sich bereits unmittelbar aus
dem Umweltbericht. Die Erstellung der Erklärung ist damit
redaktioneller Natur. Europarechtlich erforderlich ist jedoch
eine vom Umweltbericht getrennte Darstellungsweise (vgl.
Pietzcker, Gutachten zum Umsetzungsbedarf der Plan-UP-
Richtlinie der EG im Baugesetzbuch, 30. April 2002, S. 74,
siehe oben, A II Nummer 1 Buchstabe b).
Zu § 3
Auf den Allgemeinen Teil der Begründung (A II Nummer 1
Buchstabe e) wird Bezug genommen.
Der Begriff der Bürgerbeteiligung soll – ohne inhaltliche
Änderung – durch den der Öffentlichkeitsbeteiligung ersetzt
werden. Dies dient der Angleichung der Begriffe des Bau-
gesetzbuchs an die völkerrechtliche und europarechtliche
Terminologie, insbesondere des Übereinkommens über den
Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an
Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gericht in Um-
weltangelegenheiten vom 25. Juni 1998, in Kraft getreten
am 30. Oktober 2001 (Aarhus-Konvention) sowie der Plan-
UP- und Projekt-UVP-Richtlinie.
Mit der vorgeschlagenen Änderung wird zugleich die bishe-
rige Rechtslage klargestellt, für die auch bereits nach dem
bisherigen Bezug auf „Bürger“ fest stand, dass die Beteili-
gungsmöglichkeiten nach § 3 nicht nur Gemeindeeinwoh-
nern offen stehen. Einer näheren gesetzlichen Bestimmung
des Begriffs der Öffentlichkeit, wie in Artikel 6 Abs. 4 der
Plan-UP-Richtlinie vorgesehen, bedarf es nicht, da es sich
im Rahmen des Baugesetzbuchs seit jeher um eine umfas-
sende Beteiligung handelt, die alle Teile der Bevölkerung
einschließt.
Des Weiteren soll die bisherige Formulierung, nach der
„Anregungen“ von der Öffentlichkeit „vorgebracht“ werden
können, ersetzt werden durch das „Abgeben“ von „Stel-
lungnahmen“. Diese Formulierung vermeidet ungewollte
Einengungen und entspricht der der Behördenbeteiligung in
§ 4, insbesondere im Hinblick auf die sachgerechte Ermitt-
lung und Bewertung des Abwägungsmaterials. Daraus erge-
ben sich Folgeänderungen in anderen Vorschriften.
In Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 soll der Verfahrensschritt der
frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung um einen Hinweis
auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der
Umweltprüfung ergänzt werden. Damit wird das europa-
rechtlich auf Grund der Plan-UP-Richtlinie für die Behör-
denbeteiligung vorgegebene sog. Scoping (vgl. unten, zu
§ 4) ausdrücklich auch auf die Öffentlichkeitsbeteiligung
bezogen. Dies ist insbesondere im Hinblick auf eine zeit-
gleich durchgeführte Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-
gung sinnvoll.
Nach Absatz 2 Satz 1 sollen in die öffentliche Auslegung
neben dem Bauleitplanentwurf nunmehr auch die wichtigs-
ten umweltbezogenen Stellungnahmen, die der Gemeinde
vorliegen, aufgenommen werden. Hierdurch werden die In-
formationsmöglichkeiten der Bürger und die Transparenz
der Planung verbessert.
Zugleich sollen mit der Regelung die Vorgaben des
Artikels 6 Abs. 6 Buchstabe f der Aarhus-Konvention auf-
gegriffen und die entsprechende Bestimmung der auf EU-
Ebene erlassenen Richtlinie 2003/35/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003 über die Betei-
ligung der Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung bestimmter
umweltbezogener Pläne und Programme und zur Änderung
der Richtlinien 85/337/EWG und 96/61/EG des Rates in Be-
zug auf die Öffentlichkeitsbeteiligung und den Zugang zu
Gerichten (ABl. EG Nr. L 156 S. 17), sog. Öffentlichkeits-
beteiligungsrichtlinie, umgesetzt werden.
Artikel 6 der Aarhus-Konvention bezieht sich in seiner Ziel-
richtung auf die Öffentlichkeitsbeteiligung an projektbezo-
genen Tätigkeiten, weshalb die auf EU-Ebene vorgenom-
mene Umsetzung auch durch eine Änderung der Projekt-
UVP-Richtlinie erfolgt ist. Die nationale Umsetzung im
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einmspäteren Zeitpunkt eingehen, wird dadurch Genüge
getan, dass nach dem neuen § 4a Abs. 3 Satz 2 eine erneute
Auslegung durchzuführen ist, wenn sich daraus wesentliche
Änderungen der Planung oder des Umweltberichts ergeben
sollten.
Die Verpflichtung bezieht sich schließlich europarechtskon-
form lediglich auf die „wesentlichen“ Stellungnahmen.
Hierzu werden in der Regel Stellungnahmen der betroffenen
Behörden zählen können; zusätzlich werden im Einzelfall
gegebenenfalls auch Stellungnahmen anerkannter Natur-
schutzverbände auszulegen sein. Die Bestimmung dessen,
was „wesentlich" ist, obliegt jedoch den Gemeinden, was
durch den Zusatz „nach Einschätzung der Gemeinde“ ver-
deutlicht wird. Dieser Beurteilungsspielraum ist von Bedeu-
tung für die gerichtliche Überprüfung von Bauleitplänen.
Aus dem Vorwurf, die Gemeinde hätte eine bestimmte we-
sentliche Stellungnahme nicht ausgelegt, soll sich ein Ver-
fahrensfehler nur begründen lassen, wenn die Gemeinde
offensichtlich rechtsmissbräuchlich handelte.
Eine vollständige Auslegung aller Unterlagen kann je nach
Einschätzung der Gemeinde den Verwaltungsaufwand ver-
mindern, da die Auswahlentscheidung entfällt. Sie ist je-
doch nicht erforderlich, da sich die Öffentlichkeitsbeteili-
gungsrichtlinie lediglich auf die „wichtigsten“ Berichte und
Empfehlungen bezieht.
In Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 1 soll die Vorgabe des Arti-
kels 6 Abs. 2 der Aarhus-Konvention sowie des Artikels 3
Nr. 4 der Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie umgesetzt
werden, nach der die öffentliche Auslegungsbekannt-
machung auch Angaben darüber enthalten muss, „welche
relevanten Informationen über die Umwelt verfügbar sind“.
Eine ausnahmslose Auflistung aller eingegangen Stellung-
nahmen in der öffentlichen Bekanntmachung ist – auch
nach Ansicht der Unabhängigen Expertenkommission zur
Novellierung des Baugesetzbuchs (vgl. Bericht, Rn. 050) –
nicht erforderlich. Es genügt, die vorhandenen Unterlagen
nach Themenblöcken zusammenzufassen und diese bekannt
zu machen. Eine entsprechende Behandlung auch der Infor-
mationen mit wirtschaftlichem oder sozialem Bezug ist den
Gemeinden unbenommen.
Nach Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 soll die Bekanntmachung
auch einen Hinweis auf die mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf erweiterte – nunmehr in § 4a Abs. 2 vorgesehene –
Regelung über die Nichtberücksichtigung verspätet vorge-
brachter Belange (Präklusion) enthalten, um die Öffentlich-
keit aufzufordern, rechtzeitig und wirksam von ihren Betei-
ligungsrechten Gebrauch zu machen.
Die durch Artikel 3 Abs. 7 der Plan-UP-Richtlinie sowie
durch Artikel 2 Abs. 3 der Projekt-UVP-Richtlinie vorgege-
bene Verpflichtung zur Angabe, ob eine Umweltprüfung
durchgeführt oder nicht durchgeführt werden soll, erübrigt
sich auf Grund der gesetzlichen Ausgestaltung der integrier-
ten Umweltprüfung als Regelverfahren für alle Bauleit-
pläne. Der bisherige § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 kann
daher entfallen. Ausnahmen gelten insofern für das verein-
fachte Verfahren nach § 13 (vgl. hierzu Artikel 1 Nr. 14).
In Absatz 2 Satz 3 soll der Verweis auf die grenzüberschrei-
tende Beteiligung nach dem bisherigen § 4a Abs. 2 nicht
mehr aufgenommen werden. Dies ist eine redaktionelle Fol-
geänderung auf Grund der Rückführung der Vorschriften
zur grenzüberschreitenden Beteiligung in den Regelungszu-
sammenhang des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (vgl. zu § 4a Abs. 5).
Absatz 2 Satz 4 entspricht dem geltenden Recht. In Satz 5
wird eine redaktionelle Änderung zur Straffung des Wort-
lauts vorgenommen.
Der bisherige Absatz 3 soll aufgehoben werden, da die Re-
gelung der erneuten Beteiligung nunmehr einheitlich für die
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in dem vorgese-
henen § 4a erfolgen soll.
Zu § 4
Auf den Allgemeinen Teil der Begründung (A II Nummer 1
Buchstabe e) wird Bezug genommen.
In dem vorgesehenen § 4 soll das Verfahren der Behörden-
beteiligung infolge der Vorgaben der Plan-UP-Richtlinie
neu gefasst werden.
Begrifflich soll insgesamt statt an die Beteiligung der „Trä-
ger öffentlicher Belange“ an eine „Behördenbeteiligung“
angeknüpft werden. Dies dient, wie bereits bei der Erset-
zung des Begriffs der Bürgerbeteiligung durch den der
Öffentlichkeitsbeteiligung in § 3, der Angleichung an die
völker- und europarechtliche Terminologie. Eine materielle
Änderung der bestehenden Beteiligungsrechte nach dem
bisherigen § 4 Abs. 1 und 2 ist damit nicht verbunden, da
durch einen ausdrücklichen Zusatz klargestellt wird, dass
auch „sonstige Träger öffentlicher Belange“ weiterhin in die
Behördenbeteiligung einzubeziehen sind. Insofern bildet
der Begriff der Behördenbeteiligung den Oberbegriff, der
im Gesetz entsprechend der geltenden Rechtslage um sons-
tige Träger öffentlicher Belange ergänzt wird. Eine inhaltli-
che Unterscheidung wird lediglich im Hinblick auf die In-
formationsverpflichtung in § 4 Abs. 3 vorgenommen; diese
soll sich lediglich auf die Behörden im engeren Sinne bezie-
hen.
Absatz 1 soll den Verfahrensschritt einer frühzeitigen Be-
hördenbeteiligung gesetzlich einführen. Das nach Artikel 5
Abs. 4 der Plan-UP-Richtlinie erforderliche sog. Scoping
(vgl. hierzu Pietzcker, Gutachten zum Umsetzungsbedarf
der Plan-UP-Richtlinie der EG im Baugesetzbuch, 30. April
2002, S. 68 ff., siehe oben, A II Nummer 1 Buchstabe b)
entspricht einer Vorgehensweise in der Planungspraxis.
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◗❋❁❯❇❅✻❀ ❘ und❱❲ ✶✻✽ genüber dem bisherigen Absatz 2
Satz 3 ist außerdem, dass den Gemeinden nach Satz 4 alle
für die erheblichen Auswirkungen der Bauleitplanung erfor-
derlichen Informationen zur Verfügung gestellt werden
sollen.
Absatz 3 soll eine Informationsverpflichtung der beteiligten
Behörden gegenüber den Gemeinden nach Abschluss der
Planung regeln und damit die wesentliche Voraussetzung
dafür bilden, dass die Gemeinden ihrer Verpflichtung zur
Überwachung im Sinne der Plan-UP-Richtlinie nachkom-
men können (vgl. Artikel 1 Nr. 6). Die Fachbehörden sollen
so nach Inkrafttreten der Bauleitpläne weiterhin gegenüber
den Gemeinden eine „Bringschuld“ haben und diese über
bei ihnen im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgabenerfüllung
anfallende Erkenntnisse hinsichtlich erheblicher Umwelt-
auswirkungen unterrichten. Die Gemeinden sollen durch die
vorgeschlagene Regelung von aufwändigen Nachforschun-
gen und Erhebungen über den Umweltzustand entlastet wer-
den. Zu dem Zeitpunkt nach Abschluss der Planung sind vor
allem die unvorhergesehenen Umweltauswirkungen für die
weitere Beurteilung der Planung durch die Gemeinden er-
heblich; eine Information über Umweltauswirkungen, die
bereits Grundlage der Abwägungsentscheidung waren, ist
nicht erforderlich, da diese bei der Aufstellung des Plans be-
rücksichtigt wurden. Dies ergibt sich auch aus dem Zusam-
menhang der vorgesehenen Regelung mit der Überwa-
chungsverpflichtung nach § 4c, die ausdrücklich auf unvor-
hergesehene Umweltauswirkungen abstellt.
Durch die vorgeschlagene Regelung wird von der nach
Artikel 10 Abs. 2 der Plan-UP-Richtlinie eröffneten Mög-
lichkeit zur Vermeidung von Doppelarbeit Gebrauch ge-
macht.
Der bisherige Absatz 3 soll unter anderem deshalb entfallen,
weil die Regelung über die Nichtberücksichtigung verspätet
vorgebrachter Belange (Präklusion) einheitlich für die Öf-
fentlichkeit wie auch für die Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange in dem neuen § 4a geregelt werden
soll.
Zu § 4a
Auf den Allgemeinen Teil der Begründung (A II Num-
mer 2) wird Bezug genommen.
Die Neuregelung des § 4a soll Vorschriften, die für Öffent-
lichkeits- und Behördenbeteiligung gleichermaßen gelten,
zusammenfassend regeln. Die bislang in § 4a enthaltene Re-
gelung der grenzüberschreitenden Beteiligung soll künftig
durch Verweis auf die Vorschriften des Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung in Absatz 5 geregelt wer-
den.
Absatz 1 enthält einen programmatischen Hinweis, wonach
die Verfahrensvorschriften über die Öffentlichkeits- und Be-
hördenbeteiligung insbesondere der vollständigen Ermitt-
lung und zutreffenden Bewertung der von der Planung be-
rührten Belange dienen. Hierdurch soll die Bedeutung der
Einhaltung der Verfahrensvorschriften bei der Aufstellung
von Bauleitplänen für deren Bestandssicherheit betont wer-
den. Auch die Rechtsprechung geht davon aus, dass die Ein-
haltung bestimmter Verfahrensvorschriften indizielle Be-
deutung für die Wahrung der mit der Verfahrensanforderung
zu gewährleistenden materiellen Rechtmäßigkeit der Ent-
scheidung haben kann (vgl. Bericht der Unabhängigen Ex-
pertenkommission zur Novellierung des Baugesetzbuchs,
Rn. 136). Der Vorschlag soll zugleich auch den in der Plan-
UP-Richtlinie zum Ausdruck kommenden europarecht-
lichen Ansatz für die Bauleitplanung nutzbar machen, wo-
nach die angestrebte inhaltliche Qualität von Entscheidun-
gen – insbesondere im Hinblick auf ein hohes Umwelt-
schutzniveau – durch die Ausgestaltung des Verfahrens mit
umfangreicher Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung zu
gewährleisten ist.
Absatz 2 soll eine verfahrensrechtliche Nichtberücksichti-
gung für Anregungen und Stellungnahmen der Öffentlich-
keit – wie bisher schon für Behörden geregelt – einführen
und damit die Bestandssicherheit von Bauleitplänen erhö-
hen. Im Hinblick auf die in Absatz 1 betonte hohe Bedeu-
tung der Mitwirkung der Öffentlichkeit und der Behörden
für eine sachgerechte Abwägungsentscheidung sollen diese
angehalten werden, alle Hinweise, Anregungen und Ein-
wendungen, die für die Entscheidung über den Plan oder die
Satzung von Bedeutung sein können, rechtzeitig im Bauleit-
planverfahren vorzutragen. Erfüllen sie diese Mitwirkungs-
pflicht nicht, müssen sie damit rechnen, dass die jeweiligen
Tatsachen und Belange bei der Entscheidung nicht berück-
sichtigt werden, ohne dass dies die Rechtmäßigkeit der Pla-
nung in Frage stellt. Voraussetzung für eine Präklusion von
Stellungnahmen der Öffentlichkeit ist jedoch, dass die Ge-
meinde gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 in der Auslegungsbekannt-
machung auf die Ausschlusswirkung hingewiesen hat.
Absatz 3 Satz 1 bestimmt, dass die Verfahrensschritte der
frühzeitigen Öffentlichkeits- und der frühzeitigen Behör-
denbeteiligung auch zeitgleich durchgeführt werden kön-
nen. Die Sätze 2 bis 5 fassen das Verfahren der erneuten
Auslegung nach den bisherigen § 3 Abs. 3 und § 4 Abs. 4
zusammen.
In Absatz 4 wird den Gemeinden die Nutzung elektroni-
scher Medien eröffnet. Mit dieser fakultativen Bestimmung
wird auch die völker- und europarechtliche Tendenz einer
Betonung der Nutzung neuer Medien aufgegriffen, die ins-
besondere aus Artikel 5 Abs. 3 der Aarhus-Konvention und
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sieht♣⑥⑩q✉ ❶q♣✉⑤❶✉❷✈ einzusätzliche Möglichkeit zur
Beteiligung der Öffentlichkeit auch durch das Internet vor,
die von den formalen Beteiligungserfordernissen des § 3
nicht befreit. Demgegenüber sieht Satz 2 im Hinblick auf
die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange nunmehr ausdrücklich die Möglichkeit einer
Erleichterung des Verfahrens in der Praxis vor. Danach kann
eine Gemeinde, die ihren Bauleitplan in das Internet einge-
stellt hat, ihre zu beteiligenden Ansprechpartner per E-Mail
oder in anderer Form von Ort und Dauer der Auslegung des
Bauleitplans unterrichten, soweit der Empfänger über einen
entsprechenden Zugang verfügt; anstelle der Übersendung
des Plan-Dokuments kann auf das Internet – unter Angabe
der Adresse – verwiesen werden.
Absatz 5 Satz 1 entspricht dem bisherigen § 4a Abs. 1.
Abweichend von Satz 1 soll nach Satz 2 Halbsatz 1 die
Regelung zum grenzüberschreitenden Verfahren bei Bau-
leitplänen, die erhebliche Umweltauswirkungen auf einen
anderen Staat haben können, hinsichtlich dessen Erforder-
lichkeit („Ob“) sowie hinsichtlich der Konsultationen zwi-
schen den Staaten nunmehr einheitlich im Gesetz über die
Umweltverträglichkeitsprüfung erfolgen. Lediglich das Be-
teiligungsverfahren („Wie“) soll sich nach Halbsatz 2 nach
den Vorschriften des Baugesetzbuchs richten.
Die Einführung des § 4a in der bisherigen Fassung war bei
der Umsetzung der Projekt-UVP-Richtlinie erforderlich, da
die Einführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung für
Pläne insoweit eine Besonderheit für das Bauplanungsrecht
darstellte. Die Entscheidung über die Erforderlichkeit der
grenzüberschreitenden Beteiligung soll nunmehr anhand der
Vorschriften des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung getroffen werden; die Regelungen über das Beteili-
gungsverfahren nach dem Baugesetzbuch gehen den Vor-
schriften des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung insoweit vor, als sie – z. B. im Hinblick auf Fristen
oder Präklusion – abweichende Bestimmungen enthalten.
➋➌ ➍➌➎➎➏➐ ➑ (§ 4c)
Auf den Allgemeinen Teil der Begründung (A II Nummer 1
Buchstabe f) wird Bezug genommen.
Die vorgesehene Regelung dient im Zusammenspiel mit den
vorgeschlagenen § 2a und Absatz 2 Nr. 5 der Anlage zum
Baugesetzbuch sowie § 4 Abs. 3 der Umsetzung von
Artikel 10 der Plan-UP-Richtlinie zur Überwachung der
Durchführung von Plänen und Programmen (sog. Monito-
ring) im Baugesetzbuch. Sie soll eine möglichst vollzugs-
freundliche Handhabung dieses im Bereich der Umweltprü-
fung neuen Instruments gewährleisten, indem die Gemein-
den insbesondere auf bereits bestehende Informationssys-
teme zurückgreifen können (vgl. den vorgeschlagenen § 4
Abs. 3).
Durch diese Neuregelung sollen die Gemeinden verpflichtet
werden, die erheblichen Auswirkungen der Durchführung
der Bauleitpläne sowie der Satzungen nach § 34 Abs. 4
Satz 1 Nr. 2 und 3 (in Verbindung mit dem vorgeschlagenen
§ 34 Abs. 4 Satz 5) auf die Umwelt – insbesondere im Hin-
blick auf die Ermittlung erheblicher nachteiliger Umwelt-
auswirkungen – zu überwachen. Erhebliche Umweltauswir-
kungen sind insbesondere Auswirkungen auf die in dem
vorgeschlagenen § 1 Abs. 6 Nr. 7 genannten Belange.
Es ist vorgesehen, dass die Gemeinden als Träger der Bau-
leitplanverfahren und der kommunalen Planungshoheit für
das Monitoring zuständig sind.
Die enge Orientierung am Wortlaut des Richtlinientextes
dient dazu, den Gemeinden den von der Richtlinie eröffne-
ten weiten Gestaltungsspielraum bei der Umsetzung zu er-
halten.
Eine – europarechtlich nicht gebotene – Einengung des ge-
meindlichen Handlungsspielraums würde demgegenüber
weder der großen Spannbreite der gemeindlichen Bauleit-
pläne (vom das gesamte Gemeindegebiet umfassenden Flä-
chennutzungsplan über Bebauungspläne als „Angebots-
pläne“ bis hin zu einem vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan) noch den darin getroffenen unterschiedlichen Darstel-
lungen und Festsetzungen (von der Wohnbebauung bis hin
zur Industrienutzung) gerecht.
Die Ausgestaltung des Monitoring nach Zeitpunkt, Inhalt
und Verfahren soll dabei den Gemeinden entsprechend den
Bedürfnissen und Erfordernissen des jeweiligen Umweltbe-
richts und des jeweiligen gemeindlichen Planungskonzepts
im Einzelfall überlassen bleiben. So können die Gemeinden
unter anderem selbst entscheiden, zu welchem Zeitpunkt
das Monitoring stattfinden soll, ob sie die Überwachung an-
hand eines Indikatorensystems durchführen oder die Über-
wachung der einzelnen Pläne in ein kommunales Um-
weltinformationssystem integrieren. Es soll den Gemeinden
auch unbenommen bleiben, die Überwachung mehrerer
räumlich zusammenhängender Bebauungspläne zusammen-
zufassen, um so Erkenntnisse auch über das Zusammenspiel
der einzelnen Pläne zu erhalten oder im Sinne der Nachhal-
tigkeitsuntersuchung auch andere Auswirkungen der Pla-
nung in die Überwachung einzubeziehen. Schließlich ent-
scheiden die Gemeinden auch selbst, ob das Ergebnis des
Monitoring veröffentlicht werden soll. Eine rechtliche Ver-
pflichtung besteht hierzu nicht. Indes kann das Monitoring
auf diese Weise zu einer Erfolgsbilanzierung und zur Ver-
besserung der Planungspraxis genutzt werden.
Das in dem jeweiligen Einzelfall von der Gemeinde als ge-
eignet befundene Monitoring-Konzept soll im Umweltbe-
richt beschrieben werden, um es so der Öffentlichkeit und
den beteiligten Behörden zugänglich zu machen (vgl.
Artikel 1 Nr. 74).
Beim Monitoring von Flächennutzungsplänen ist zu berück-
sichtigen, dass in der Regel erst der aus dem Flächennut-
zungsplan entwickelte Bebauungsplan rechtsverbindliche
Festsetzungen für die städtebauliche Ordnung enthält. Ein-
zelne Ausnahmen können sich vornehmlich bei bestimmten
Darstellungen zur Steuerung von Vorhaben im Außenbe-
reich wie z. B. für Anlagen der Windenergie ergeben, da
sich diese unmittelbar auf die Zulässigkeit von Vorhaben
auswirken können.
Die mit dem Gesetzentwurf vorgeschlagene Regelung zur
regelmäßigen Überprüfung des Flächennutzungsplans als
dem „strategischen“ Bauleitplan kann – wenngleich umfas-
send auf alle städtebaulichen Belange ausgelegt – von den
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nach § 1 Abs. 3 in Verbindung mit dem bisherigen § 2
Abs. 4 (vorgeschlagener § 1 Abs. 8) den Bauleitplan er-
gänzt, ändert oder aufhebt. Schließlich sind auch andere
Maßnahmen der Gemeinde oder Dritter als geeignete Abhil-
femaßnahmen denkbar, insbesondere auch Maßnahmen an-
derer Fachbehörden. Da es sich bei der Plan-UP-Richtlinie
um Verfahrensrecht handelt, verändern sich die materiellen
Maßstäbe eines Planungserfordernisses nicht.
Die Unabhängige Expertenkommission zur Novellierung
des Baugesetzbuchs, deren Empfehlung zur Umsetzung des
Monitoring mit der beabsichtigten Regelung aufgegriffen
wird, hat zusätzlich auf Folgendes hingewiesen: „Das In-
strument des Monitoring bezweckt nach Auffassung der
Kommission keine generelle „Vollzugskontrolle“ oder
„Nachsteuerung“ gültiger Pläne. Das Monitoring kann sich
zwar am Umweltbericht und den darin getroffenen tatsächli-
chen Feststellungen und Prognosen orientieren, einer Neu-
ermittlung der im Umweltbericht beschriebenen Auswir-
kungen bedarf es dagegen nicht. Dies käme der Durchfüh-
rung einer von der Richtlinie nicht geforderten erneuten
Umweltprüfung gleich. Auch eine Kontrolle der in einem
Bebauungsplan vorgesehenen naturschutzrechtlichen Aus-
gleichsmaßnahmen ist im Rahmen des Monitoring zwar
möglich, von der Richtlinie aber nicht gefordert; insoweit
handelt es sich bei dem materiellen Gehalt der naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung um eine nationale Regelung,
die europarechtlich nur indirekt eine Entsprechung in den
Angaben im Umweltbericht nach Anhang I Buchstabe g der
Plan-UP-Richtlinie findet“ (vgl. Bericht, Rn. 093).
Zur Entlastung der Gemeinden und zur Vermeidung von
Doppelarbeit sollen die beteiligten Behörden in dem eben-
falls neu vorgeschlagenen § 4 Abs. 3 gesetzlich verpflichtet
werden, die Kommunen auf solche unvorhergesehenen
Auswirkungen auf die Umwelt hinzuweisen, von denen sie
auf Grund ihrer spezifischen Erfassungsmechanismen (vgl.
die Regelungen im Bundes-Immissionsschutzgesetz, Was-
serhaushaltsgesetz, Bundesnaturschutzgesetz usw.) Kennt-
nis erlangen (vgl. Artikel 1 Nr. 5). Die bei der Bauleitpla-
nung von den Gemeinden zu beteiligenden Behörden sollen
so nach Inkrafttreten der Bauleitpläne gegenüber den Ge-
meinden die „Bringschuld“ haben, sie über die bei ihnen im
Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgabenerfüllung anfallenden
Erkenntnisse, insbesondere hinsichtlich unvorhergesehener
Umweltauswirkungen, zu unterrichten. Der Verweis auf den
vorgeschlagenen § 4 Abs. 3 soll zugleich verdeutlichen,
dass zur Erfüllung der Überwachungsverpflichtung in der
Regel keine aufwändigen eigenen Ermittlungen von Um-
weltdaten zur Einschätzung von Umweltveränderungen
durch die Gemeinden erforderlich sind.
ÛÜ ÝÜÞÞßà á (§ 5)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)
Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 2 Halbsatz 2)
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung auf Grund
der geänderten Bezeichnung der Begründung für Flächen-
nutzungspläne (vgl. Artikel 1 Nr. 5).
Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 3 neu)
Auf den Allgemeinen Teil der Begründung (A II Nummer 1
Buchstabe f) wird Bezug genommen.
Mit der Ergänzung soll eine regelmäßige Überprüfung von
Flächennutzungsplänen eingeführt werden. Diese sollen
zwar wie bisher unbefristet gelten, aber spätestens alle 15
Jahre nach ihrer Aufstellung überprüft und wenn notwendig
an neue städtebauliche Entwicklungen angepasst werden.
Durch die neue Regelung, die sich auch in entsprechenden
Klauseln in Raumordnungsgesetzen der Länder findet, soll
die Bedeutung einer zeitgemäßen städtebaulichen Gesamt-
planung hervorgehoben und dadurch das Instrument der
Flächennutzungsplanung insgesamt in seiner Funktion ge-
stärkt werden.
Es wird damit einem Vorschlag der Unabhängigen Exper-
tenkommission zur Novellierung des Baugesetzbuchs ge-
folgt. Die Kommission führt aus, es solle angeregt werden,
dass die Gemeinden sich regelmäßig darüber Rechenschaft
ablegen, was aus der bisherigen Flächennutzungsplanung
für das Gemeindegebiet geworden ist, insbesondere welche
Planungen zwischenzeitlich realisiert worden sind und wie
diese sich auf die städtebauliche Gesamtordnung ausgewirkt
haben. Es sei zu fragen, welche Rahmenbedingungen sich
geändert haben und vor welchen neuen Herausforderungen
die städtebauliche Entwicklung und damit auch die städte-
bauliche Gesamtplanung auf der Ebene der Flächennut-
zungsplanung steht (vgl. Bericht, Rn. 203 bis 206).
Die neue Regelung ist auch im Hinblick auf die für Flächen-
nutzungspläne eingeführte Umweltprüfung von Bedeutung.
Zum einen ermöglicht sie es, bei Vorliegen einer hinrei-
chend zeitgemäßen Flächennutzungsplanung die Abschich-
tungsregelung bei der Umweltprüfung nach dem vorge-
schlagenen § 2 Abs. 4 Satz 4 weitgehend zu nutzen (vgl.
Artikel 1 Nr. 4) und so die Umweltprüfung auf der Ebene
der Bebauungsplanung auf andere oder zusätzliche Auswir-
kungen zu beschränken. Hierdurch kann unnötiger Verfah-
rensaufwand vermieden werden.
Zum anderen kann eine regelmäßige Überprüfung des Stan-
des der Umsetzung des ursprünglichen Planungskonzepts
zur Durchführung des nach dem vorgeschlagenen § 4c er-
forderlichen Monitoring beitragen (vgl. Artikel 1 Nr. 6). Sie
erleichtert die Überwachung der erheblichen nachteiligen
Umweltauswirkungen auf der Ebene der Flächennutzungs-
planung und bietet zugleich einen Anknüpfungspunkt für
die planerische Berücksichtigung der Ergebnisse des Moni-
toring. Durch die vorgeschlagene Regelung wird zudem im
Hinblick auf die Nachhaltigkeit einer städtebaulichen Ge-
samtplanung klargestellt, dass die Bilanzierung der städte-
baulichen Auswirkungen des Planungskonzepts sich nicht
auf die durch die Plan-UP-Richtlinie hervorgehobenen Um-
weltauswirkungen beschränken muss.
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Änderugund✓ögänzungen von Plänen sollen somit im
Interesse der Verwaltungseffizienz keiner eigenständigen
Überprüfung nach Ablauf von 15 Jahren unterliegen, son-
dern in die regelmäßige Überprüfung nach Neuaufstellung
des Plans einbezogen werden.
Zu Buchstabe b (Absatz 2)
Auf den Allgemeinen Teil der Begründung (A II Nummer 5
Buchstabe a) wird Bezug genommen.
Die Änderungen erfolgen im sachlichen Zusammenhang
mit der Änderung von § 35 Abs. 3 Satz 3 (Artikel 1 Nr. 25
Buchstabe b Doppelbuchstabe cc) zur Verbesserung der
räumlichen Steuerungsmöglichkeiten von Anlagen im Au-
ßenbereich, namentlich zur Steuerung von Anlagen der In-
tensivtierhaltung. Vorgesehen sind Ergänzungen der Dar-
stellungsmöglichkeiten in Flächennutzungsplänen. Mit
Rücksicht auf den nicht abschließenden Katalog der Dar-
stellungsmöglichkeiten dienen sie der rechtssicheren Hand-
habung in der Praxis (so vor allem Nummer 11). Sie greifen
im Zusammenhang mit der Lösung städtebaulicher Pro-
bleme von gewerblichen Intensivtierhaltungsbetrieben im
Außenbereich Anliegen der Praxis auf: Auf der Ebene des
Flächennutzungsplans sollen durch Steuerungsmöglichkei-
ten insbesondere zusätzliche Belastungen des Außenbe-
reichs vor allem auf Grund einer Häufung der Betriebe
durch darauf bezogene, gezielte Darstellungen (so insbeson-
dere Nummer 12) vermieden werden können.
In Nummer 11 wird die Darstellungsmöglichkeit der Vor-
rangfläche herausgestellt, die an die Planungspraxis der Ge-
meinden anknüpft.
Der – nicht abschließende – Katalog der Darstellungsmög-
lichkeiten im Flächennutzungsplan wird außerdem um die –
auch im Raumordnungsrecht (vgl. § 7 Abs. 4 Raumord-
nungsgesetz) bekannte – Eignungsfläche erweitert. Beide
vorgesehenen neuen Darstellungsmöglichkeiten sind insbe-
sondere auf die Rechtsfolgen des § 35 Abs. 3 Satz 3 bezo-
gen. Sie haben namentlich Bedeutung für die gewerbliche
Tierhaltung und auch für Windenergieanlagen.
Die vorgesehene neue Darstellungsmöglichkeit nach
Nummer 12 soll die Darstellung von Belastungsflächen er-
möglichen, deren Inhalt ebenfalls auf die Rechtsfolgen des
§ 35 Abs. 3 Satz 3 bezogen ist. Diese Darstellung hat insbe-
sondere für Intensivtierhaltungsbetriebe Bedeutung. Neben
den allgemein zu beachtenden Voraussetzungen für die
Darstellungen im Flächennutzungsplan verlangt die
Nummer 12 als Voraussetzung, dass durch die Häufung der
Außenbereichsvorhaben die städtebauliche Entwicklung in
der Gemeinde (z. B. im Hinblick auf die Entwicklungsmög-
lichkeiten der Gemeinde) oder die Funktion des Außenbe-
reichs als grundsätzlich von der Bebauung frei zu haltendes
Gebiet erheblich beeinträchtigt ist. Unberührt von dieser
Darstellungsmöglichkeit bleibt die Möglichkeit der Ge-
meinde, für diese Betriebe die planungsrechtlichen Grund-
lagen in Sondergebieten zu schaffen und dabei die Anforde-
rungen an eine geordnete städtebauliche Entwicklung ge-
zielt zu berücksichtigen.
Zu Buchstabe c (Absatz 5)
Der „Erläuterungsbericht“ zum Flächennutzungsplan soll
durch die Bezeichnung „Begründung“ ersetzt werden (vgl.
Artikel 1 Nr. 5). Die Verweisung bedeutet, dass in die Be-
gründung des beschlossenen Flächennutzungsplans die Dar-
legungen aufzunehmen sind, die bereits dem Entwurf nach
§ 2a beizufügen und auf den Zeitpunkt der Beschlussfas-
sung fortzuschreiben sind. Damit wird zugleich den europa-
rechtlichen Anforderungen an die Umweltprüfung nach
Artikel 9 Abs. 1 Buchstabe b der Plan-UP-Richtlinie ent-
sprochen.
✔✕ ✖✕✗✗✘✙ 8 (§ 6)
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung auf Grund
der Änderung der Bezeichnung „Erläuterungsbericht“ in
„Begründung“ (vgl. Artikel 1 Nr. 5).
✔✕ ✖✕✗✗✘✙ ✚ (§ 7)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung auf
Grund der Neufassung des vereinfachten Verfahrens in § 13
(vgl. Artikel 1 Nr. 14).
✔✕ ✖✕✗✗✘✙ ✛✜ (§ 9)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)
Zu Doppelbuchstabe aa (Nummer 23)
Der in Nummer 23 vorgesehene neue Buchstabe a ent-
spricht der bisherigen Nummer 23.
Der vorgesehene neue Buchstabe b soll es ermöglichen, im
Bebauungsplan auch die bei der Errichtung von Gebäuden
zu treffenden baulichen Maßnahmen für den Einsatz erneu-
erbarer Energien wie insbesondere Solarenergien festsetzen
zu können. Diese neue Festsetzungsmöglichkeit setzt – wie
die Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 im Allgemeinen auch
(vgl. die Eingangsworte des § 9 Abs. 1) – städtebauliche
Gründe voraus. Sie kann im Zusammenhang mit der Fest-
setzung nach Nummer 23 Buchstabe a, aber auch aus ande-
ren städtebaulichen Gründen in Betracht kommen, um unter
Berücksichtigung der jeweiligen städtebaulichen Situatio-
nen und der im Bebauungsplan vorgesehenen baulichen
Nutzungen bauliche Maßnahmen für den Einsatz erneuer-
barer Energien vorzusehen.
Zu Doppelbuchstabe bb (Nummer 24)
Die vorgesehene Ergänzung der Nummer 24 um „sonstige
Gefahren“ soll die Störanfälligkeit von Anlagen berücksich-
tigen, z. B. im Hinblick auf Explosionsgefahren von indus-
triellen Anlagen. Insofern besteht auch ein Zusammenhang
mit der Richtlinie 96/82/EG des Rates vom 9. Dezember
1996 zur Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen
mit gefährlichen Stoffen (ABl. EG Nr. L 10 S. 13). Diese
Ergänzung hat insbesondere für die erste Variante der
Nummer 24 Bedeutung.
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lemi✳❃❆✴◗ ✸✲❀ dieZulässigkeit von Nutzungen (§ 30) un-
mittelbar gelten und diese Geltung in zeitlicher Hinsicht en-
det, wenn der Bebauungsplan entsprechend geändert oder
der Bebauungsplan aufgehoben wird. Nach bisherigem
Recht kann daher im Bebauungsplan eine Befristung oder
Bedingung seiner Festsetzungen nicht vorgesehen werden.
Insofern fehlt es an der Möglichkeit, den unterschiedlichen
städtebaulichen Situationen und Erfordernissen, auch der
Investoren, flexibel Rechnung zu tragen.
Beispielsweise ist es nicht möglich, im Bebauungsplan sog.
Zwischennutzungen vorzusehen. Es fehlt auch an der Mög-
lichkeit, die für die Verwirklichung einer im Bebauungsplan
vorgesehenen Nutzung notwendigen, zeitlich abzustimmen-
den vorhergehenden Maßnahmen, z. B. des Immissions-
schutzes wie Errichtung von Lärmschutzwällen und -wän-
den, festzusetzen. Schließlich kann nicht schon bei der Auf-
stellung von Bebauungsplänen berücksichtigt werden, dass
wegen der zunehmenden Dynamik im Wirtschaftsleben und
der damit verbundenen kürzeren Nutzungszyklen bei be-
stimmten Nutzungsarten Anschlussnutzungen oder deren
Ermöglichung durch nachfolgende Festsetzungen notwen-
dig sind, um nachteilige städtebauliche Entwicklungen nach
Aufgabe der Nutzung zu vermeiden.
In Absatz 2 soll deshalb die Möglichkeit eröffnet werden,
im Bebauungsplan festsetzen zu können, dass bestimmte
Nutzungen nur für eine bestimmte Zeit zulässig sind, nur
bei Fortbestand der Nutzung zulässig sind oder bis zum Ein-
tritt bestimmter Umstände zulässig oder unzulässig sind
(Satz 1). Die Bezeichnung „bestimmte“ (Nutzungen, Zeit-
räume und Umstände) bedeutet, dass diese im Bebauungs-
plan festzuhalten sind. Die Festsetzungen sollen mit der
Festsetzung der Folgenutzung verbunden werden (Satz 2),
damit der Bebauungsplan auch die planungsrechtlichen
Grundlagen für die weitere städtebauliche Entwicklung er-
hält.
Solche Festsetzungen sollen – wie in den Eingangsworten
bestimmt werden soll – „in besonderen Fällen“, also in ent-
sprechenden besonderen städtebaulichen Situationen, in de-
nen solche Festsetzungen erforderlich sind, möglich sein.
Dementsprechend bedarf es hierfür entsprechender städte-
baulicher Begründungen, um den hiervon berührten unter-
schiedlichen Gesichtspunkten Rechnung zu tragen.
Als Beispiele können genannt werden:
Befristete oder bedingte Festsetzungen können bei der Pla-
nung bestimmter Nutzungsarten mit erfahrungsgemäß kur-
zen Nutzungszyklen erforderlich sein, wenn absehbar ist,
dass die Nutzung nach einer bestimmten Dauer aufgegeben
wird, wie z. B. bei bestimmten Zweckbauten mit befristet
konzipierten Nutzungszeiten, und die Notwendigkeit er-
kennbar ist, eine Anschlussnutzung – auch mit Rücksicht
auf die städtebauliche Bedeutung des Standortes – vorzu-
sehen.
Ein Bedürfnis nach zeitlicher Begrenzung der Festsetzung
kann in Situationen gegeben sein, in denen von vornherein
und erklärtermaßen eine Nutzung vom Investor nur für be-
stimmte Zeit vorgesehen ist. Hier kann der Zeitpunkt der
Nutzungsbeendigung von Anfang an feststehen oder ein
Ende der Nutzung vorhersehbar sein, so dass es sich anbie-
tet, im Bebauungsplan die Anschlussnutzung durch Festset-
zungen vorzusehen, indem die planungsrechtlichen Grund-
lagen für die Erstnutzung befristet und zugleich die Folge-
nutzung festgesetzt werden.
Einen weiteren Fall stellt die Konstellation dar, in der eine
bestimmte Nutzung zunächst verwirklicht sein muss, bevor
weitere Nutzungen folgen können, um z. B. die von der
Bauleitplanung zu lösenden Konflikte des Immissionsschut-
zes sachgerecht zu lösen. Beispiel hierfür ist, wenn nach der
Planungskonzeption die Errichtung von insoweit schutzbe-
dürftigen wohngenutzten baulichen Anlagen erst zulässig
sein soll, wenn die Errichtung von im Bebauungsplan fest-
gesetzten schallschützenden Maßnahmen gesichert ist.
Die Regelung beruht insgesamt auf einer Empfehlung der
Unabhängigen Expertenkommission zur Novellierung des
Baugesetzbuchs (vgl. Bericht, Rn. 183 ff.).
Der bisherige Absatz 2 wird in Absatz 3 Satz 1 übernom-
men (vgl. unten, zu Buchstabe c).
Zu Buchstabe c (Absatz 3)
Der neue Satz 1 soll die bisherige Festsetzungsmöglichkeit
über die Höhenlage von baulichen Anlagen aus Absatz 2
übernehmen.
Zu Buchstabe d (Absatz 8)
Die Bezugnahme auf § 2a bedeutet, dass in die Begründung
zum Bebauungsplan die Darlegungen aufzunehmen sind,
die bereits dem Entwurf nach § 2a beizufügen und auf den
Zeitpunkt der Beschlussfassung fortzuschreiben sind. Damit
wird zugleich den europarechtlichen Anforderungen an die
Umweltprüfung nach Artikel 9 Abs. 1 Buchstabe b der
Plan-UP-Richtlinie entsprochen.
❳❨ ❩❨❬❬❭❪ ❫❫ (§ 10)
Es handelt sich um eine Folgeänderung auf Grund des Ver-
weises für die grenzüberschreitende Beteiligung auf das
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in dem vor-
geschlagenen § 4a Abs. 5 Satz 2 (vgl. Artikel 1 Nr. 5).
❳❨ ❩❨❬❬❭❪ ❫
❴ (§ 11 Abs. 1 Satz 2)
Zu Buchstabe a (Nummer 2)
Mit der vorgesehenen Ergänzung des Absatzes 1 Satz 2
Nr. 2 sollen die vorgesehenen Festsetzungsmöglichkeiten
des § 9 Abs. 2 neu (siehe zu Artikel 1 Nr. 10 Buchstabe b)
auch als mögliche Gegenstände des städtebaulichen Ver-
trages übertragen werden.
Nach bisheriger Rechtslage war es bereits möglich, in
einem städtebaulichen Vertrag die Aufrechterhaltung einer
bestimmten Nutzung der jeweiligen baulichen Anlage zu
vereinbaren und für den Fall der Nichterfüllung das Recht
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§➈ ❾①⑤➂ ➉ ①♣⑤⑦♣⑨♣✉ ➅♣♦❹⑧⑨ künf-
tig auch die erforderlichen bauplanungsrechtlichen Voraus-
setzungen, um entsprechende Vertragsgestaltungen durch
die Festsetzungen des Bebauungsplans abzusichern.
Dies wird durch die vorgesehene Änderung des § 11 Abs. 1
Satz 2 Nr. 2 flankiert, indem ausdrücklich geregelt wird,
dass Gegenstand eines städtebaulichen Vertrags auch Rege-
lungen über befristete und bedingte Grundstücksnutzungen
sein können.
Die vorgesehene Änderung in § 11 wirkt sich auch auf den
Durchführungsvertrag zum Vorhaben- und Erschließungs-
plan nach § 12 aus, da § 11 im Verhältnis hierzu die Gene-
ralnorm darstellt. Die vorgeschlagene Änderung des § 9
Abs. 2 hat bei Vorhaben- und Erschließungsplänen lediglich
klarstellenden Charakter, weil die Gemeinde bei der Be-
stimmung der Zulässigkeit von Vorhaben im Bereich des
Vorhaben- und Erschließungsplans nicht an die Festset-
zungsmöglichkeiten des § 9 gebunden ist.
Zu Buchstabe b (Nummer 4 neu)
Die Ergänzung soll herausstellen, dass in städtebaulichen
Verträgen auch Vereinbarungen über die Nutzung von Net-
zen und Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung für die
Wärme- und Elektrizitätsversorgung getroffen werden kön-
nen. Dies schließt Vereinbarungen auch über die sog. Kälte-
versorgung von Gebäuden ein. Entsprechend den anderen
möglichen Gegenständen städtebaulicher Verträge ist auch
bei solchen Vereinbarungen ein städtebaulicher Zusammen-
hang erforderlich, d. h. es kommt darauf an, dass solche
Vereinbarungen den mit städtebaulichen Planungen, z. B.
Baugebietsausweisungen in Bebauungsplänen, und städte-
baulichen Maßnahmen, z. B. städtebaulichen Sanierungs-
und Entwicklungsmaßnahmen, verfolgten Zielen und Zwe-
cken entsprechen. Unberührt von solchen Vereinbarungen
bleiben die nach dem Kommunalrecht gegebenenfalls mög-
lichen Regelungen über den Anschluss- und Benutzungs-
zwang auch an Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung.
➊➋ ➌➋➍➍➎➏ ➐➑ (§ 12)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)
Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen an die neuen
Vorschriften in den §§ 2a und 4a (vgl. Artikel 1 Nr. 5).
Zu Buchstabe b (Absatz 2)
Bei der vorgeschlagenen Regelung handelt es sich um eine
Verdeutlichung der geltenden Rechtslage. Bereits nach dem
bisherigen § 12 Abs. 2 Satz 2 hatte die Gemeinde den Vor-
habenträger auf seinen Antrag hin über die für den Umwelt-
bericht erforderlichen Angaben zu informieren und dabei
die betroffenen Träger öffentlicher Belange zu beteiligen.
Diese Maßnahme zur Vorbereitung eines ordnungsgemäßen
Vorhaben- und Erschließungsplans soll künftig auch auf Ini-
tiative der Gemeinde hin durchgeführt werden können.
Zu Buchstabe c (Absatz 3)
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an die ge-
änderte systematische Stellung der Verordnungsermächti-
gung nunmehr in § 9a (vgl. Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe d).
➊➋ ➌➋➍➍➎➏ ➐➒
(§ 13)
Auf den Allgemeinen Teil der Begründung (A II Nummer 1
Buchstabe b) wird Bezug genommen.
Ergänzend zu der Ausgestaltung der Umweltprüfung als Re-
gelverfahren für die Aufstellung, Änderung und Ergänzung
von Bauleitplänen soll das vereinfachte Verfahren im Rah-
men einer abstrakt-generellen Artfestlegung zu einer Aus-
nahmevorschrift für solche Fälle fortentwickelt werden, die
offensichtlich keine Umweltauswirkungen haben (insbeson-
dere bestandssichernde Bauleitpläne).
Hiermit soll der Tatsache Rechnung getragen werden, dass
die Umweltprüfung als Regelverfahren für eine begrenzte
Zahl von bestimmten Bauleitplanverfahren nicht erforder-
lich ist, deren Voraussetzungen in § 13 zu bestimmen sind.
Die Regelung bildet eine normative Ausnahmeregelung
nach Artikel 3 Abs. 5 Satz 1 der Plan-UP-Richtlinie. Ent-
sprechend der Vorgabe des Artikels 3 Abs. 5 Satz 2 der
Plan-UP-Richtlinie sind die einschlägigen Kriterien des
Anhangs II der Plan-UP-Richtlinie bei der Ausgestaltung
der gesetzlichen Voraussetzungen für das vereinfachte Ver-
fahren berücksichtigt worden. Es ist sichergestellt, dass
Bauleitpläne nach § 13 keine erheblichen Umweltauswir-
kungen haben können, insbesondere nicht im Hinblick auf
Art und Größe der in ihrem Rahmen zulässigen Projekte,
auf die Bedeutung der Pläne für die Einbeziehung von Um-
welterwägungen, die relevanten Umweltprobleme etc.
Die Regelung geht zurück auf eine Empfehlung der Unab-
hängigen Expertenkommission zur Novellierung des Bau-
gesetzbuchs (vgl. Bericht, Rn. 057 ff.; ebenso Pietzcker,
Gutachten zum Umsetzungsbedarf der Plan-UP-Richtlinie
der EG im Baugesetzbuch, 30. April 2002, S. 66 f., siehe
oben, A II Nummer 1 Buchstabe b).
Der erste Anwendungsfall in Absatz 1 betrifft geringfügige
Änderungen von Bauleitplänen im Sinne von Artikel 3
Abs. 3, 2. Alternative der Plan-UP-Richtlinie. Das Tatbe-
standsmerkmal „Grundzüge der Planung nicht berührt“
stellt einen typischen Anwendungsbereich der von der
Richtlinie vorgesehenen Ausnahmemöglichkeit dar (vgl.
Hendler, Gutachten zur Umsetzung der EG-Richtlinie für
die UVP bei Plänen und Programmen: Bestimmung der von
der Richtlinie erfassten Pläne und Programme des deut-
schen Rechts, März 2002, S. 54). Der Begriff der Grund-
züge der Planung ist in der Rechtsprechung fest umrissen
und betrifft „Minimal-Fälle“, wie z. B. die Änderung eines
reinen Wohngebiets nach § 3 Baunutzungsverordnung in ein
allgemeines Wohngebiet nach § 4 Baunutzungsverordnung
für den Bereich von vier Parzellen (BVerwG, Beschluss
vom 15. März 2000, Az. 4 B 18/00) oder wie die Verschie-
bung einer Bebauungsplangrenze um fünf Meter (OVG
NRW, Urteil vom 2. März 1998, Az. 7a D 125/96.NE).
Der zweite Anwendungsfall des Absatzes 1 erfasst Bebau-
ungspläne in Gebieten nach § 34, die die Eigenart der nähe-
ren Umgebung unberührt lassen. Dies entspricht der Aus-
nahmemöglichkeit für Pläne zur Nutzung kleiner Gebiete
auf lokaler Ebene im Sinne von Artikel 3 Abs. 3, 1. Alterna-
tive der Plan-UP-Richtlinie.
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überwiegend der Bestandssicherung (z. B. Sicherung einer
bestehenden Kleingartensiedlung durch Bebauungsplan, da-
mit auf dem Gelände nach § 34 nicht andere Nutzungen ver-
wirklicht werden) oder haben einschränkende bzw. ord-
nende Funktion (z. B. Ausschluss von großflächigem Ein-
zelhandel in einem Gewerbegebiet mit Bebauungsplan auf
der Grundlage der Baunutzungsverordnung von vor 1977
durch nachträgliche Änderung des Plans – vgl. Bericht der
Unabhängigen Expertenkommission zur Novellierung des
Baugesetzbuchs, Rn. 210). Es handelt sich insoweit dem
Grunde nach nicht um ein Instrument zur Schaffung von
neuen Baurechten.
Eine flächenmäßige Begrenzung auf kleine Bauleitpläne
wird auch dadurch sichergestellt, dass gemäß dem vorge-
schlagenen Absatz 1 Nr. 1 das vereinfachte Verfahren nur
anzuwenden ist, wenn eine Zulässigkeit von Vorhaben, die
einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen,
nicht vorbereitet oder begründet wird.
Zudem ist das Tatbestandsmerkmal der „Eigenart der nähe-
ren Umgebung“ in der Rechtsprechung zu einem Begriff
verfestigt, der lediglich den Bereich erfasst, auf den sich die
geplante Bebauung auswirken kann und der den boden-
rechtlichen Charakter des Baugrundstücks prägt (BVerwG,
Urteil vom 26. Mai 1978, Az. IV C 9/77). Darunter fallen
kleinräumige Strukturen wie der Straßenzug, in dem sich
das fragliche Grundstück befindet, und die gegenüber-
liegende Straßenfront (VGH Mannheim, Urteil vom
28. August 1990, Az. 8 S 2800/89), jedoch keineswegs not-
wendig alle Grundstücke in der Umgebung, die zu dersel-
ben Baugebietskategorie gehören (BVerwG, Urteil vom
20. August 1998, Az. 4 B 79/98); im Fall eines SB-Marktes
wurde bereits das Verkehrsaufkommen der nächsten
Straßenkreuzung nicht unter die Eigenart der näheren Um-
gebung gefasst (OVG NRW, Urteil vom 15. Januar 1992,
Az. 7 A 81/89).
Von den Möglichkeiten, im vereinfachten Verfahren zu pla-
nen, kann nur Gebrauch gemacht werden, wenn zusätzlich
die unter Absatz 1 Nr. 1 und 2 genannten Voraussetzungen
vorliegen. Sie sollen sicherstellen, dass in keinem Fall Pla-
nungen im vereinfachten Verfahren durchgeführt werden,
die europarechtlich bedeutsame erhebliche Umweltauswir-
kungen auslösen können.
Die erste Voraussetzung (Nummer 1) stellt sicher, dass
keine Projekte mit erheblichen Umweltauswirkungen ge-
mäß der Projekt-UVP-Richtlinie in Form der nationalen
Umsetzung durch das Artikelgesetz vom 27. Juli 2001 (vgl.
oben, A I Nummer 2 Buchstabe a) durch die Planung zuläs-
sig werden oder ein Rahmen dafür geschaffen wird. Der Be-
griff des Projektes ist dabei im Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung bereits durch Art und Umfang defi-
niert. Von besonderer Bedeutung ist dies auch im Hinblick
auf die Schwellenwerte der Anlage 1 Nr. 18 zum Gesetz
über die Umweltverträglichkeitsprüfung.
Die zweite Voraussetzung (Nummer 2) gewährleistet die
Wahrung der Anforderungen der Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie und der Vogelschutzrichtlinie.
Die Vorgabe des Artikels 3 Abs. 6 der Plan-UP-Richtlinie
hinsichtlich der Behördenbeteiligung bei der Festlegung der
Arten von Plänen und Programmen, die keiner Umweltprü-
fung bedürfen, wird durch die Beteiligung im Gesetzge-
bungsverfahren zum Europarechtsanpassungsgesetz Bau er-
füllt (vgl. Pietzcker, Gutachten zum Umsetzungsbedarf der
Plan-UP-Richtlinie der EG im Baugesetzbuch, 30. April
2002, S. 30, siehe oben, A II Nummer 1 Buchstabe b).
Die Absätze 2 und 3 enthalten als Rechtsfolge des Vorlie-
gens der Voraussetzungen nach Absatz 1 die den Gemein-
den eröffneten Verfahrensvereinfachungen.
Absatz 2 eröffnet die in dem bisherigen § 13 Nr. 1 und 2
enthaltenen Möglichkeiten zur Vereinfachung der Öffent-
lichkeits- und Behördenbeteiligung, redaktionell angepasst
an die Vorschläge zur Neufassung der §§ 3 und 4 (vgl.
Artikel 1 Nr. 5).
Auf die bislang in § 13 Nr. 3 vorgesehene Wahlmöglichkeit
für die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange kann
verzichtet werden, da die Beteiligung in der 1. Alternative
des bisherigen § 13 Nr. 3 sich auf die berührten Träger be-
zog und sich somit im Ergebnis zu der Beteiligung der be-
rührten Träger öffentlicher Belange nach der 2. Alternative
des bisherigen § 13 Nr. 3 in Verbindung mit § 4 keine
Unterschiede ergeben haben.
Da ein vereinfachtes Verfahren nur durchgeführt werden
soll, wenn bei Verwirklichung der Planung keine erheb-
lichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind, ist nach
Absatz 3 Satz 1 in diesen Fällen keine Umweltprüfung und
kein Monitoring durchzuführen. Diese Rechtsfolge besteht
unabhängig von den Regelungen des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung, da es sich hierzu bei § 13 um
eine Spezialregelung handelt.
Absatz 3 Satz 2 soll – redaktionell angepasst – die bisher
allgemein in § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 vorgeschriebene
Hinweispflicht enthalten, wenn die Gemeinde von einer
Umweltprüfung absieht. Eine entsprechende Hinweispflicht
im Wege der öffentlichen Bekanntmachung besteht auf
Grund des Artikels 6 Abs. 2 Buchstabe e der Aarhus-Kon-
vention sowie auf Grund des Artikels 3 Nr. 4 der zur Umset-
zung der Aarhus-Konvention erarbeiteten Öffentlichkeits-
beteiligungsrichtlinie (vgl. oben, zu Artikel 1 Nr. 5 zu § 3
Abs. 2 Satz 1). Diese sehen vor, dass die Öffentlichkeit über
die Tatsache zu informieren ist, dass das Vorhaben Gegen-
stand einer Umweltverträglichkeitsprüfung ist. Da nach
dem vorgeschlagenen Umsetzungskonzept der Plan-UP-
Richtlinie künftig in allen Bauleitplanverfahren eine Um-
weltprüfung als gesetzlicher Regelfall durchgeführt werden
soll, ist eine ausdrückliche Information der Öffentlichkeit
somit lediglich erforderlich, wenn im Ausnahmefall des
Verfahrens nach § 13 ausnahmsweise von einer Umweltprü-
fung abgesehen wird.
➾➚ ➪➚➶➶➹➘ ➴➷ (§ 14)
Der vorgeschlagene § 14 Abs. 3 soll kraft Bundesrecht Ver-
trauensschutz vor nachträglichen Veränderungssperren ver-
mitteln, auch wenn die Genehmigungsfreistellung, das
Kenntnisgabeverfahren und vergleichbare Institute des bau-
ordnungsrechtlichen Verfahrensrechts nach Landesrecht
(vgl. § 62 Musterbauordnung 2002) nicht in eine behörd-
liche Entscheidung münden. Voraussetzung für den Schutz
ist die materielle Rechtmäßigkeit des Vorhabens, die ord-
nungsgemäße Beteiligung der Gemeinde und – als Grund-
➬➮➱✃❐❒❮✃❰Ï ÐÑÒÓÓÔÕ – 52 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode
Ö×ØÙ ÚÛÜ ÝÞÙ ßÞÖÝàáØ âãäàåæçÛÜÝÞØÙá èÙÜåÜ×àÙáâ –Ý×â èÙÜé
âãäçÙÞØÙá ÝÙÜ êÙëÙÞáÝÙ ÞááÙÜä×Öì ÝÙÜ Ö×áÝÙâÜÙãäåÖÞãäÙá
í×ÜåÙÚÜÞâå ìæçî ÞäÜÙ ïðâÞåÞñÙ òàâåÞëëàáØ æà ÝÙë ß×àñðÜé
ä×ìÙáî óÙÜ ßÙâå×áÝââãäàåæ âðÖÖ àá×ìäôáØÞØ Ý×ñðá ØÙçôäÜå
çÙÜÝÙáõ ðì Ý×â ß×àñðÜä×ìÙá ìÙÜÙÞåâ ìÙØðááÙá çðÜÝÙá Þâåî
öÞå ÝÙÜ ñðÜØÙâÙäÙáÙá ÷ÙØÙÖàáØ æà èðÜä×ìÙáõ ñðá ÝÙáÙá ÝÞÙ
êÙëÙÞáÝÙ á×ãä ö×øØ×ìÙ ÝÙâ ß×àðÜÝáàáØâÜÙãäåâ ùÙááåáÞâ
ÙÜÖ×áØå ä×å àáÝ ëÞå ÝÙÜÙá úàâÚÛäÜàáØ ñðÜ ÝÙë ûáüÜ×ÚååÜÙåÙá
ÝÙÜ èÙÜôáÝÙÜàáØââïÙÜÜÙ äôååÙ ìÙØðááÙá çÙÜÝÙá ÝÛÜÚÙáõ
üáÛïÚå ÝÞÙ èðÜâãäÜÞÚå ×á ÝÞÙ ýðÜëàÖÞÙÜàáØ ÝÙÜ öàâåÙÜì×àé
ðÜÝáàáØ þßßþ æà ØÙáÙäëÞØàáØâÚÜÙÞÙá èðÜä×ìÙá ×á  ñØÖî
§6þ öàâåÙÜì×àðÜÝáàáØ þßßþ✁î óÙÜ úáçÙáÝàáØâìÙÜÙÞãä
der✂ÙàÚ×ââàáØ ÙÜâåÜÙãüå âÞãä áÞãäå ×àÚ dieâðØî ñÙÜÚ×äÜÙáâé
freinèðÜä×ìÙá im✄ÞááÙ des§6☎öàâåÙÜì×àðÜÝáàáØ þßßþî
✆✝ ✞✝✟✟✠✡ ☛☞  ✌ ☎✍✁
óàÜãä die✎Ügänzung des § 15 soll das Instrumentarium zur
Sicherung der Bauleitplanung sachgerecht erweitert wer-
den.
Absatz 3 entspricht dem System der Bauleitplanung, nach
dem während eines Planungsverfahrens die Möglichkeit
einer vorläufigen Sicherung besteht. Die Vorschrift steht in
folgendem Zusammenhang:
Mit dem neu gefassten § 35 Abs. 3 (vgl. Artikel 1 Nr. 25
Buchstabe b) sollen ergänzende Möglichkeiten geschaffen
werden, bestimmte, nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 privilegiert
zulässige Vorhaben im Außenbereich insbesondere durch
Ausweisung von Vorrang-, Eignungs- oder Belastungs-
flächen zu steuern. Diese Steuerungsmöglichkeiten ent-
falten ihre Wirkung jedoch erst mit dem Inkrafttreten des
Flächennutzungsplans. Zur Sicherung der so geschaffenen
gemeindlichen Planungsmöglichkeiten soll den Gemeinden
das Recht eingeräumt werden, im Hinblick auf die Rechts-
wirkung des Flächennutzungsplans nach § 35 Abs. 3 die be-
absichtigte Planung durch eine befristete Zurückstellung
von Baugesuchen für Vorhaben nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 bis 6
zu sichern. Die Regelung entspricht der seinerzeit im Zu-
sammenhang mit der Privilegierung von Windenergieanla-
gen eingeführten und durch Fristablauf überholten Vor-
schrift des bisherigen § 245b.
Absatz 4 stellt eine spezielle Regelung zu Absatz 3 dar,
nach der Absatz 3 für Windkraftanlagen nur für die Dauer
von einem Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes gelten
soll. Zudem soll ein Vertrauensschutz für solche Windkraft-
anlagen vorgesehen werden, deren Genehmigung bereits
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes beantragt worden ist.
✆✝ ✞✝✟✟✠✡ ☛✏ (Überschrift des Zweiten Abschnitts
im Zweiten Teil des Ersten Kapitels)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung (vgl.












✔ (§§ 19 und 20)
Auf den Allgemeinen Teil der Begründung (A II Nummer 3
Buchstabe a) wird Bezug genommen.
Die Vorschriften über die behördliche Genehmigungspflicht
von Grundstücksteilungen (§§ 19 f.) sollen entfallen; an ihre
Stelle sollen lediglich materielle Regelungen treten (§ 19
neu).
Nach den bisherigen §§ 19 und 20 ist die Teilung eines
Grundstücks nur genehmigungspflichtig, wenn und soweit
die Gemeinde die Genehmigungspflicht durch Satzung für
ein oder mehrere Bebauungsplangebiete anordnet (bis-
heriger § 19 Abs. 1). Die Landesregierung kann den Erlass
einer solchen Satzung für das gesamte Landesgebiet oder
für Teile davon durch Rechtsverordnung untersagen (bishe-
riger § 19 Abs. 5). Auf Grund des Bau- und Raumordnungs-
gesetzes 1998 war die gesetzliche Genehmigungspflicht für
grundsätzlich alle Grundstücksteilungen im Gemeinde-
gebiet bereits entfallen.
Die Unabhängige Expertenkommission zur Novellierung
des Baugesetzbuchs schlägt die Streichung der Teilungs-
genehmigung auch in dieser eingeschränkten Form vor, weil
die Teilungsgenehmigung nach wie vor einen unverhältnis-
mäßig hohen Verwaltungsaufwand verursacht (vgl. Bericht,
Rn. 170). Diesen Vorschlag greift die Bundesregierung auf.
Die Streichung der Genehmigungspflicht von Grundstücks-
teilungen bedeutet eine abschließende Entscheidung des
Bundesgesetzgebers.
Der vorgeschlagene neue § 19 soll materielle Regelungen
zur Grundstücksteilung enthalten.
Absatz 1 soll die in dem bisherigen Absatz 2 enthaltene
Definition des Begriffs der Grundstücksteilung ohne inhalt-
liche Änderung übernehmen. Die Definition des Begriffs
der Grundstückteilung ist im Rahmen der vorgesehenen
Absätze 2 und 3 sowie der § 51 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, § 109
Abs. 1 und § 144 Abs. 2 Nr. 5 erforderlich.
In Absatz 2 ist eine materiell-rechtliche Regelung vorgese-
hen, mit der sichergestellt werden soll, dass durch Grund-
stücksteilungen die Festsetzungen des Bebauungsplans
nicht unterlaufen werden.
Schließlich soll in Absatz 3 eine Regelung aufgenommen
werden, wonach bei der Beurteilung der bauplanungsrecht-
lichen Zulässigkeit eines Vorhabens von dem Grundstück
vor der Teilung auszugehen ist, wenn durch die Grund-
stücksteilung mit dem Bebauungsplan unvereinbare Ver-
hältnisse entstanden sind.
Von den vorgesehenen Änderungen der §§ 19 und 20 unbe-
rührt bleibt die Teilungsgenehmigung zur Sicherung beson-
derer Verfahren wie in Umlegungsgebieten, Sanierungsge-
bieten, Entwicklungsbereichen, zur Sicherung von Gebieten




Die in der Vorschrift über die Fremdenverkehrssatzung vor-
genommenen Änderungen bezwecken in materieller Hin-
sicht die Erleichterung des Grundbuchverfahrens in den Fäl-
len, in denen die Gemeinde von der Ermächtigung zum Er-
lass der Satzung keinen Gebrauch gemacht hat. Bisher wird
von den Grundbuchämtern (zum Teil) in jedem Fall der Be-
gründung oder Teilung von Wohnungseigentum oder Teilei-
gentum die Vorlage einer Genehmigung oder eines Negativ-
attestes verlangt, selbst wenn keine Fremdenverkehrssat-
zung erlassen wurde. Die neue Regelung soll hier ein gege-
benenfalls in jedem Einzelfall erforderliches Negativattest
entbehrlich werden lassen. Vorgesehen ist, dass das Grund-
buchamt durch eine Mitteilung des Satzungsbeschlusses
und der hiervon betroffenen Grundstücke durch die Ge-
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über die Sat-
zung vor Bekanntmachung sowie das vorgesehene (künf-
tige) Datum des Inkrafttretens mitteilt. Dieses Datum kann
in der Satzung gesondert festgelegt werden oder sich nach
dem Tag der Bekanntgabe richten. Das vermeidet beim
Grundbuchamt Unklarheiten hinsichtlich des Termins, ab
dem Genehmigungen bei der Begründung oder Teilung von
Wohnungseigentum oder Teileigentum angefordert werden
müssen. Mit dem vorgesehenen Entfall des Negativattestes
kann auch – als weiterer Beitrag zum Bürokratieabbau – auf
das bisher in § 22 Abs. 6 Satz 3 geregelte Aussetzungsver-
fahren verzichtet werden. Ferner erfolgen redaktionelle Än-
derungen aus Anlass der Umgestaltung der Vorschriften
über die Teilung von Grundstücken (§§ 19 und 20 des bis-
herigen Rechts, vgl. Artikel 1 Nr. 18 und 19), die eine Über-
nahme der Vorschriften über die Genehmigungsfristen (§ 19
Abs. 3 Satz 2 bis 5 des geltenden Rechts) und das Grund-
buchverfahren (§ 20 Abs. 2 bis 4 des geltenden Rechts) in
den Regelungszusammenhang der Absätze 5 und 6 des § 22
(neuer Fassung) erforderlich machen. Um das Grundbuch-
verfahren nicht übermäßig zu belasten, ist auch für den Fall
der Aufhebung des Genehmigungsvorbehalts durch die Ge-
meinde in Absatz 8 eine Mitteilung an das Grundbuchamt
vorgesehen. Eine weitere redaktionelle Folgeänderung in
Absatz 9 betrifft die neue Bezeichnung der Bürger- und Trä-
gerbeteiligung als Öffentlichkeits- bzw. Behördenbeteili-
gung (vgl. Artikel 1 Nr. 5).
▼◆ ❖◆PP◗❘ ❙❚ (§ 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4)
Die Erweitung des Vorkaufsrechts auf die Satzung über die
Sicherung von Durchführungsmaßnahmen des Stadtumbaus
ist eine Folgeänderung zu den vorgeschlagenen Vorschriften
über den Stadtumbau (siehe zu Artikel 1 Nr. 54). Mit der
Einbeziehung des Gebiets solcher Satzungen in das allge-
meine Vorkaufsrecht soll, vergleichbar der Interessenlage in
förmlich festgelegten Sanierungsgebieten und Entwick-
lungsbereichen sowie im Geltungsbereich einer Erhaltung-
satzung, der Gemeinde ein Instrument an die Hand gegeben
werden, mit dem sie durch den Grundstückserwerb z. B. die
von ihr im Rahmen der Stadtumbausatzung verfolgten
Zwecke befördern kann.
▼◆ ❖◆PP◗❘ ❙❙ (§ 29 Abs. 3)
Der bisherige Absatz 3 soll aufgehoben werden. Denn in
seiner lediglich klarstellenden Funktion war er bereits nach
geltender Rechtslage nicht erforderlich. Die Integration der
Umweltbelange in das Regelverfahren der Aufstellung von
Bauleitplänen soll zum Anlass für seine Aufhebung genom-
men werden, ohne dass damit eine materielle Änderung ver-
bunden wäre (vgl. § 37 Bundesnaturschutzgesetz).
▼◆ ❖◆PP◗❘ ❙❯ (§ 33)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)
Es handelt sich um eine Anpassung an die vorgeschlagene
Neuregelung der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung.
Dabei soll die Bedeutung der zweiten Beteiligungsstufe im
Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung
hervorgehoben werden.
Zu Buchstabe b (Absatz 2)
Absatz 2 sieht wie nach geltendem Recht eine Genehmi-
gungsmöglichkeit („kann“) vor, jedoch nicht mehr vor Be-
ginn der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2, sondern
für eine bestimmte Fallvariante des vorgeschlagenen § 3
Abs. 2. Diese Fortentwicklung der geltenden Rechtslage be-
rücksichtigt, dass die Genehmigung eines Vorhabens wäh-
rend der Planaufstellung nicht vor Abschluss der (erstmali-
gen) Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach den
vorgeschlagenen § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2 und gegebenenfalls
§ 4a Abs. 5 erfolgt, weil europarechtlich nach der Plan-UP-
Richtlinie die Konsultationen von Öffentlichkeit und Behör-
den einen wichtigen Bestandteil der Umweltprüfung bilden
und daher auch bei Genehmigungen nach § 33 vorauszuset-
zen sind (vgl. Artikel 6 Abs. 1 der Plan-UP-Richtlinie).
Eine auch europarechtlich zulässige Ausnahme kann ledig-
lich für Fallgestaltungen im Zusammenhang mit dem ver-
einfachten Verfahren nach dem neu vorgeschlagenen § 13
geregelt werden (vgl. hierzu unten, zu Buchstabe c).
Absatz 2 sieht infolgedessen die Möglichkeit der Zulassung
von Vorhaben während der erneuten Auslegung nach § 4a
Abs. 3 Satz 2 vor. Dabei wird vorausgesetzt, dass die die er-
neute Auslegung betreffenden Änderungen und Ergänzun-
gen des Bebauungsplans keine Auswirkungen auf das zu
genehmigende Vorhaben haben.
Im Hinblick auf Bebauungspläne, die einer Verträglichkeits-
prüfung nach der FFH-Richtlinie oder einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung unterliegen, stellt die vorgeschlagene Re-
gelung des Absatzes 2 im Übrigen lediglich eine Klarstel-
lung dar. Zulassungsvoraussetzung soll nach § 33 weiterhin
sein, dass die Planungsarbeiten einen Stand erreicht haben
müssen, aus dem sicher zu schließen ist, dass das Vorhaben
mit den zukünftigen Festsetzungen des Bebauungsplans
übereinstimmen wird (sog. Planreife). Die Planung muss in-
haltlich und verfahrensmäßig so weit fortgeschritten sein,
dass hinreichend voraussehbar ist, wie die Festsetzungen
des Bebauungsplans erfolgen können. Insbesondere muss
der Inhalt des Bebauungsplanentwurfs auch den Anforde-
rungen der umweltbezogenen Prüfung nach dem bisherigen
§ 1a genügen.
Zu Buchstabe c (Absatz 3)
In Fällen, in denen ein Bebauungsplan im vereinfachten
Verfahren nach dem vorgeschlagenen § 13 aufgestellt wird,
soll auf die Umweltprüfung verzichtet werden. Diese euro-
parechtlich zulässige gesetzliche Ausnahme der allgemei-
nen Verpflichtung zur Umweltprüfung bei Bauleitplänen
lässt es folgerichtig auch zu, Vorhaben bei Planreife zu ge-
nehmigen, auch wenn die im übrigen Bauleitplanverfahren
vorgeschriebenen formellen Schritte der Öffentlichkeits-
und Behördenbeteiligung noch nicht durchgeführt worden
sind. Insoweit sollen in Absatz 3 für die Fälle des verein-
fachten Verfahrens nach dem vorgeschlagenen § 13 die
Genehmigungsmöglichkeiten wie im bisherigen Absatz 2
gelten.
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Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche vermei-
den, und zwar sowohl in der Gemeinde, in der das Vorhaben
verwirklicht wird, als auch in den Nachbargemeinden. Dies
betrifft insbesondere Vorhaben des großflächigen Einzel-
handels, deren städtebauliche Auswirkungen über die nä-
here Umgebung hinausgehen; solche Fernwirkungen wer-
den von § 34 Abs. 1 nicht erfasst.
Wie die Unabhängige Expertenkommission zur Novellie-
rung des Baugesetzbuchs zutreffend feststellt, hat § 11
Abs. 3 Baunutzungsverordnung zwar die Möglichkeiten der
Gemeinden, die Ansiedlung von großflächigen Einzelhan-
delsbetrieben an nicht integrierten Standorten, vor allem in
Industrie- und Gewerbegebieten, planerisch zu verhindern,
entscheidend verbessert. Die Kommission hat aber festge-
stellt, dass bei der Genehmigung solcher Vorhaben im nicht
beplanten Innenbereich zum Teil Probleme verbleiben, die
mit den derzeitigen Zulässigkeitsvoraussetzungen des § 34
nicht gelöst werden können (vgl. Bericht, Rn. 207 ff.).
Dies betrifft insbesondere solche Situationen, in denen ein
großflächiger Einzelhandelsbetrieb in einem im Zusammen-
hang bebauten Ortsteil nach § 34 Abs. 1 errichtet werden
soll, der bereits durch eine oder mehrere gleichartige Anla-
gen geprägt ist. Der Genehmigung des Vorhabens kann in
diesem Fall nicht entgegengehalten werden, es füge sich
wegen nachteiliger Auswirkungen auf zentrale Versor-
gungsbereiche nicht in die Eigenart der näheren Umgebung
ein, denn nach der Rechtsprechung dürfen solche „Fernwir-
kungen“ eines Vorhabens nach § 34 Abs. 1 nicht berück-
sichtigt werden. Von der Möglichkeit, durch Aufstellung
eines Bebauungsplans entsprechende städtebaulich nachtei-
lige Vorhaben zu verhindern, wird teilweise nicht oder nicht
rechtzeitig Gebrauch gemacht.
Die vorgeschlagene Regelung des § 34 Abs. 3 kann bei ent-
sprechenden Fallkonstellationen auch für andere Vorhaben
als großflächigen Einzelhandel zum Schutz von zentralen
Versorgungsbereichen Bedeutung haben. Im Übrigen kann
auch in Gebieten nach § 34 Abs. 2 die Funktionsfähigkeit
von zentralen Versorgungsbereichen beeinträchtigt werden,
ohne dass durch die entsprechende Anwendung der Baunut-
zungsverordnung solche negativen Auswirkungen in allen
in Betracht kommenden Fällen verhindert werden.
Aus diesen Gründen ist sowohl für Absatz 1 als auch für
Absatz 2 in dem vorgeschlagenen Absatz 3 eine weitere Zu-
lassungsvoraussetzung vorgesehen, die nachteilige Auswir-
kungen auf zentrale Versorgungsbereiche in der Gemeinde
oder in anderen Gemeinden verhindern soll. Zentrale Ver-
sorgungsbereiche ergeben sich insbesondere aus planeri-
schen Festlegungen, namentlich aus Darstellungen und
Festsetzungen in den Bauleitplänen oder aus Festlegungen
in den Raumordnungsplänen; sie können sich aber auch aus
sonstigen planungsrechtlich nicht verbindlichen raumordne-
rischen und städtebaulichen Konzeptionen ergeben, nicht
zuletzt auch aus nachvollziehbar eindeutigen tatsächlichen
Verhältnissen.
Zu Buchstabe c (Absatz 4)
Durch die neue Regelung soll auch für die Satzungen nach
§ 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 eine integrierte Umweltprü-
fung als Regelverfahren vorgesehen werden. Diese Satzun-
gen unterfallen dem Geltungsbereich des Artikels 3 der
Plan-UP-Richtlinie, da mit ihrer Aufstellung genehmi-
gungsrelevante Entscheidungen oder Vorentscheidungen
gefällt werden und sie somit eine „rahmensetzende“ Funk-
tion im Sinne der Richtlinie haben. Auf Grund der mit ihrer
Aufstellung verbundenen Zielsetzung und angesichts der
gemäß dem vorgeschlagenen § 34 Abs. 4 Satz 3 eröffneten
Möglichkeit, einzelne Festsetzungen nach dem vorgeschla-
genen § 9 Abs. 1, 3 Satz 1 und Abs. 4 zu treffen, weisen
beide Satzungen Parallelen zum Bebauungsplan auf.
Als Folge sind bei der Aufstellung von Satzungen nach
Satz 1 Nr. 2 und 3 unter anderem die umweltschützenden
Belange nach dem vorgeschlagenen § 1 Abs. 6 Nr. 7, die
ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz nach dem
neuen § 1a und die vorgeschlagenen Vorschriften über die
Umweltprüfung (§ 2 Abs. 4, § 2a sowie die Anlage zum
Baugesetzbuch) anzuwenden. Die Satzungen sind entspre-
chend dem Bebauungsplan zu begründen, sie unterliegen
auch der Verpflichtung zur Durchführung eines Monitoring
nach dem vorgeschlagenen § 4c. Als weitere Folge aus der
Einführung der Umweltprüfung für die Satzungen nach
Satz 1 Nr. 2 und 3 ist es zudem nicht gerechtfertigt, die Sat-
zung nach Nummer 2 von der Prüfung der Eingriffsrege-
lung auszunehmen; die naturschutzrechtliche Eingriffsrege-
lung findet nunmehr für beide Satzungen gleichermaßen
Anwendung.
Zu Buchstabe d (Absatz 5)
Mit der vorgeschlagenen Änderung soll geregelt werden,
dass bei der Aufstellung der Satzungen nach § 34 Abs. 4
Satz 1 Nr. 2 und 3 eine Öffentlichkeits- und Behördenbetei-
ligung einschließlich des Verfahrensschritts des Scoping
(§ 4 Abs. 1) durchzuführen ist. Bei der Öffentlichkeitsbetei-
ligung kann von der Wahlmöglichkeit nach § 13 Abs. 2
Nr. 2 Gebrauch gemacht werden.
❡❢ ❣❢❤❤✐❥ ❦➐ (§ 35)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)
Zu Doppelbuchstabe aa (Nummer 6)
Auf den Allgemeinen Teil der Begründung (A II Nummer 5
Buchstabe b) wird Bezug genommen.
Mit der vorgeschlagenen Regelung sollen Vorhaben zur
Nutzung der Energie von aus Biomasse erzeugtem Gas un-
ter bestimmten Voraussetzungen in den Katalog der privile-
gierten Vorhaben nach § 35 Abs. 1 aufgenommen werden,
um so den Strukturwandel in der Landwirtschaft zu unter-
stützen; dabei soll dem Gebot des Außenbereichsschutzes
so weit als möglich Rechnung getragen werden.
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➫➭➢ ➮ersoguntzhäufig zu größeren Teilen erforderlich,
als dies nach bisheriger Rechtslage unter den Voraussetzun-
gen der Privilegierung als „mitgezogene“ Nutzung zulässig
ist. Dies gilt insbesondere für kleinere landwirtschaftliche
Betriebe, bei denen im Verhältnis zu dem Umfang der von
ihnen betriebenen Landwirtschaft und ihres eigenen Strom-
bedarfs auch nur kleinere und damit weniger rentable Vor-
haben zur Nutzung von Biomasse genehmigungsfähig sind.
Die vorgeschlagene Erweiterung der Privilegierungstat-
bestände erfasst daher ausdrücklich auch die Nutzung der
Energie von aus Biomasse erzeugtem Gas im räumlich-
funktionalen Zusammenhang mit der auf der Hofstelle eines
landwirtschaftlichen Betriebs, wenn mehrere land- oder
forstwirtschaftliche Betriebe kooperieren. Die Einschrän-
kung auf nahe liegende Betriebe soll aus ökologischen und
auch aus volkswirtschaftlichen Gründen einen überregiona-
len Transport des Rohmaterials verhindern.
Die vorgeschlagene Regelung bildet gegenüber der nach
bisherigem Recht möglichen Privilegierung nach Num-
mer 1 auf Grund der „dienenden Funktion“ oder als „mit-
gezogene Nebennutzung“ die speziellere Vorschrift und ist
insofern abschließend.
Zum weiteren Schutz des Außenbereichs sollen die genann-
ten Anlagen den planungsrechtlichen Steuerungsmöglich-
keiten in dem vorgeschlagenen § 35 Abs. 3 Satz 3 unterfal-
len (vgl. auch unten, zu Buchstabe b Doppelbuchstabe cc).
Die Gemeinden haben auch hier die Möglichkeit, durch die
Flächennutzungsplanung die Ansiedlung von Anlagen zur
Nutzung der Energie von aus Biomasse erzeugtem Gas zu
steuern und damit einer Zersiedlung des Außenbereichs ent-
gegenzuwirken.
Zu den Doppelbuchstaben bb und cc
Der Einführung eines Privilegierungstatbestandes für Anla-
gen, die der Herstellung und Nutzung der Energie von aus
Biomasse erzeugtem Gas dienen, fordert eine redaktionell
begründete Neugruppierung der Privilegierungstatbestände
im Außenbereich (vgl. oben, zu Buchstabe a Doppelbuch-
stabe aa).
Zu Buchstabe b (Absatz 3)
Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1)
Dem Katalog der öffentlichen Belange soll eine Nummer 8
angefügt werden. Hiermit soll verdeutlicht werden, dass na-
mentlich die Errichtung von Windenergieanlagen im Au-
ßenbereich nur zulässig ist, wenn das Vorhaben die Funk-
tionsfähigkeit von Telekommunikations- und Radaranlagen
nicht stört.
Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 2)
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung.
Zu Doppelbuchstabe cc (Satz 3)
Auf den Allgemeinen Teil der Begründung (A II Nummer 5
Buchstabe a) wird Bezug genommen.
Die Haltung und Aufzucht von Nutztieren in großen Stall-
anlagen in Form gewerblicher Intensivtierhaltung kann nach
§ 35 Abs. 1 Nr. 4 privilegiert zulässig sein. Durch die Be-
zugnahme auf „Vorhaben nach Absatz 1 Nr. 2 bis 6“ in dem
vorgeschlagenen § 35 Abs. 3 Satz 3 soll sichergestellt wer-
den, dass land- und forstwirtschaftliche Betriebe nach § 35
Abs. 1 Nr. 1 auch künftig nicht den Steuerungsmöglichkei-
ten im Wege der Flächennutzungsplanung unterliegen. Dies
gilt auch für Vorhaben nach dem vorgeschlagenen § 35
Abs. 1 Nr. 7. Ein praktisches Bedürfnis besteht insoweit nur
für Anlagen in Absatz 1 Nr. 2 bis 6 genannten Vorhaben.
Die vorgeschlagene verstärkte Steuerungsmöglichkeit ins-
besondere von Anlagen der Intensivtierhaltung macht die
Einführung weiterer Darstellungsmöglichkeiten im Flä-
chennutzungsplan erforderlich (vgl. Artikel 1 Nr. 7 Buch-
stabe b). Die – insbesondere für die Planung von Kies-
abbaugebieten oder Windkraftanlagen – bereits existierende
Steuerungsmöglichkeit in § 35 Abs. 3 Satz 3, die künftig
ausdrücklich auch als Darstellung von Vorrangflächen erfol-
gen kann, reicht nicht aus:
Im Falle von Anlagen der Intensivtierhaltung stößt die Aus-
weisung von eng begrenzten Vorrangflächen, z. B. wegen
der erhöhten Tierseuchengefahr, auf Bedenken. Durch die
vorgeschlagene Darstellung von Eignungsflächen soll den
Gemeinden die Möglichkeit eingeräumt werden, für Tier-
haltungsanlagen generell geeignete Gebiete des Außenbe-
reichs darstellen zu können. Mit der Darstellung soll aber
noch keine abschließende Aussage über die Zulässigkeit
von Vorhaben an einzelnen Standorten innerhalb des dar-
gestellten Gebietes verbunden sein. Die Darstellung soll
eine Ausschlusswirkung für die Zulässigkeit von Vorhaben
außerhalb dieses Gebietes für den Regelfall ermöglichen.
An die vorgeschlagene Darstellungsmöglichkeit für eine
Belastungsfläche (vgl. Artikel 1 Nr. 7 Buchstabe b) soll die
Rechtsfolge geknüpft werden, dass in einem bestimmten
von der Gemeinde dargestellten Gebiet Vorhaben nach dem
vorgeschlagenen Absatz 1 Nr. 2 bis 6 in der Regel öffent-
liche Belange entgegenstehen. Hiermit soll z. B. verhindert
werden, dass wegen der vorhandenen hohen Viehdichte und
der damit verbundenen Massierung von Stallanlagen die
städtebauliche Entwicklung gestört und die Funktion des
Außenbereichs als weitgehend unbebautes Gebiet erheblich
beeinträchtigt wird (vgl. Bericht der Unabhängigen Exper-
tenkommission zur Novellierung des Baugesetzbuchs,
Rn. 236 ff.).
Die vorgeschlagene Regelung gilt nur für die Errichtung zu-
sätzlicher Anlagen nach dem vorgeschlagenen § 35 Abs. 1
Nr. 2 bis 6, insbesondere hinsichtlich Windkraftanlagen je-
doch nicht für den Ersatz vorhandener Anlagen durch leis-
tungsstärkere Anlagen. Durch solche Ersatzmaßnahmen
wird die städtebauliche Entwicklungssituation auch auf
Belastungsflächen nicht weiter verschärft.
Entsprechende Festlegungen als Ziele der Raumordnung
können nach dem – nicht abschließenden – Katalog des
Raumordnungsgesetzes in der Regel kombinierte Vorrang-
gebiete mit der Wirkung von Eignungsgebieten (§ 7 Abs. 4
Satz 1 Nr. 1 und 3, Satz 2 Raumordnungsgesetz) sowie Eig-
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einträchtigen. Dem soll die Ergänzung des Absatzes 5 die-
nen, indem vorgesehen wird, dass als Genehmigungsvo-
raussetzung für Vorhaben nach dem vorgeschlagenen § 35
Abs. 1 Nr. 2 bis 6 oder Abs. 2 eine Verpflichtung zu über-
nehmen ist, das Vorhaben nach dauerhafter Aufgabe der zu-
lässigen Nutzung zurückzubauen und entsprechende Boden-
versiegelung zu beseitigen. Dieser Verpflichtung sollen in-
des nur Vorhaben unterliegen, die einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nach Bundes- oder Landesrecht unterzogen
worden sind. Unerheblich ist daher dabei, ob die Genehmi-
gung für die Errichtung der Anlagen im Baugenehmigungs-
verfahren oder etwa – wie im Fall größerer Windparks –
nach dem Bundes-Immissionsschutzrecht erfolgt. Adressat
der Verpflichtung ist der Antragsteller.
Die vorgeschlagene Regelung rechtfertigt sich insgesamt
daraus, dass das Gesetz bei der erleichterten Zulässigkeit
von Anlagen im Außenbereich an ihren Nutzungszweck an-
knüpft. Wenn dieser Nutzungszweck dauerhaft entfällt und
auch keine andere privilegierte Nutzung für das Vorhaben
genehmigt werden kann, entfällt die bodenrechtliche Legiti-
mation für den Fortbestand des Baukörpers im Außenbe-
reich. Das Beseitigungsgebot entspricht dem Anliegen der
Bodenschutzklausel und dem Verursacherprinzip. Die Re-
gelung soll auf UVP-pflichtige Vorhaben beschränkt wer-
den, weil diesen unter dem Gesichtspunkt der Umweltvor-
sorge besondere Bedeutung zukommt.
Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 3)
Ergänzend zu der vorgeschlagenen Rückbauverpflichtung
in Satz 2 soll durch die Erweiterung des bisherigen Satzes 3
die Einhaltung der in Satz 2 vorgeschlagenen Verpflichtung
sichergestellt werden.
Zu Buchstabe d (Absatz 6)
Auf den Allgemeinen Teil der Begründung (A II Nummer 3
Buchstabe b) wird Bezug genommen.
Mit der Aufhebung des Absatzes 6 soll die Außenbereichs-
satzung aufgehoben werden. Die Vorteile einer Außenbe-
reichssatzung haben sich nach bisheriger Rechtslage gegen-
über einem Bebauungsplan als eher gering erwiesen. Die
Außenbereichssatzung unterfällt dem Geltungsbereich des
Artikels 3 der Plan-UP-Richtlinie (vgl. Pietzcker, Gutachten
zum Umsetzungsbedarf der Plan-UP-Richtlinie der EG im
Baugesetzbuch, 30. April 2002, S. 17, siehe oben, A II
Nummer 1 Buchstabe b). Da der Verfahrensaufwand für
eine Umweltprüfung bei einer UP-pflichtigen Außenbe-
reichssatzung dem bei einem Bebauungsplan entsprechen
würde, wird den Gemeinden empfohlen, in geeigneten Fäl-
len einen Bebauungsplan aufzustellen. Dies entspricht auch
der Auffassung der Unabhängigen Expertenkommission zu
Novellierung des Baugesetzbuchs (vgl. Bericht, Rn. 067).
✘✙ ✚✙✛✛✜✢ ✣✤ (§ 45)
Die Neufassung des § 45 dient im Zusammenhang mit wei-
teren Änderungen im Ersten Abschnitt des Vierten Teils des
Ersten Kapitels der für den Rechtsanwender klaren Struk-
turierung des Umlegungsrechts, insbesondere was die
unterschiedlichen Voraussetzungen und Rechtsfolgen der
Umlegung im Geltungsbereich von Bebauungsplänen auf
der einen Seite und innerhalb der im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile auf der anderen Seite betrifft. Hierzu soll in
§ 45 als Eingangsnorm des Umlegungsrechts ausschließlich
der Zweck und der Anwendungsbereich der Umlegung
beschrieben werden. Die Sonderregelung des bisherigen
Absatz 2 für in Aufstellung befindliche Bebauungspläne
soll im systematischen Zusammenhang des § 47 (Umle-
gungsbeschluss) geregelt werden (vgl. Artikel 1 Nr. 28).
Im Übrigen entspricht der Wortlaut der neu gefassten Vor-
schrift § 45 Abs. 1 alter Fassung mit einer klarstellenden
redaktionellen Änderung hinsichtlich des Anwendungs-
bereichs innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile.
Hierbei wird verdeutlicht, dass auch für diese Gebiete sich
aus einem einfachen Bebauungsplan im Sinne des § 30




Zu Buchstabe a (Absatz 1 neu)
Die Neufassung verdeutlicht die Anordnungsbefugnis der
Gemeinde für die Umlegung im nicht beplanten Innenbe-
reich, die im geltenden Recht nicht ausdrücklich geregelt
ist.
Zu Buchstabe b (Absatz 3 Satz 2 neu)
Nach § 46 Abs. 3 besteht auf die Anordnung und Durchfüh-
rung der Umlegung kein Anspruch. § 46 Abs. 1 regelt hin-
gegen, dass in Bebauungsplangebieten eine Umlegung an-
zuordnen und durchzuführen ist, wenn und soweit sie zur
Verwirklichung des Bebauungsplans erforderlich ist. Mit
der Ergänzung soll die Position der Eigentümer im Umle-
gungsverfahren gestärkt werden und nach dem Vorbild des
§ 12 Abs. 2 Satz 1 (Vorhaben- und Erschließungsplan) ein
formelles Antragsrecht zu Gunsten des einzelnen Eigentü-
mers in Bebauungsplangebieten eingeräumt werden. Dieses
Antragsrecht soll darauf gerichtet sein, dass die Gemeinde
nach pflichtgemäßem Ermessen über die Anordnung der
Umlegung entscheidet. Ein darüber hinausgehender materi-
eller Anspruch auf Anordnung und Durchführung der Um-
legung wird damit nicht begründet; auch für die Durchfüh-
rung einzelner Verfahrensschritte (z. B. Bezeichnung des
Umlegungsgebietes durch den Umlegungsbeschluss) sind




Absatz 1 der Vorschrift entspricht dem geltenden Wortlaut
mit der Ergänzung, dass der Umlegungsbeschluss erst nach
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In Absatz 2 wird aus systematischen Gründen die Vorschrift
des bisherigen § 45 Abs. 2 unverändert übernommen (vgl.
Artikel 1 Nr. 26).
❬❭ ❪❭❫❫❴❵ ❛❜ (§ 50 Abs. 1 Satz 2)
Die aufzuhebende Bestimmung des Satzes 2 regelt, dass im
Falle des Einverständnisses der Beteiligten von der Be-
kanntmachung des Umlegungsbeschlusses abgesehen wer-
den kann. Dabei kann der Zweck der Bekanntmachung, die
noch unbekannten, im Umlegungsverfahren zu Beteiligen-
den zu informieren und die Frist des § 50 Abs. 2 für die An-
meldung unbekannter Rechte, die aus dem Grundbuch nicht
ersichtlich sind, in Lauf zu setzen, nicht erreicht werden.
Die Umlegungsstelle geht infolgedessen ein hohes Risiko
ein, wenn sie auf die öffentliche Bekanntmachung des Um-
legungsbeschlusses verzichtet. Die Streichung dient daher
der Vermeidung unsachgemäßer Anwendung und daraus
resultierender Erschwernisse im Vollzug.
❬❭ ❪❭❫❫❴❵
❝❞ (§ 51)
Zu Buchstabe a (Absatz 2)
Bei der vorgeschlagenen Änderung des § 51 Abs. 2 handelt
es sich um eine Folgeänderung zu der vorgesehenen Klar-
stellung in § 14 Abs. 3 zum Vertrauensschutz bei nachträgli-
chen Veränderungssperren (vgl. Artikel 1 Nr. 15).
Zu Buchstabe b (Absatz 3 Satz 2)
Mit der vorgeschlagenen Umgestaltung der Vorschriften
über die Grundstücksteilung (vgl. Artikel 1 Nr. 18) und der
deshalb vorgenommenen Übernahme der Regelungen über
die Genehmigungsfrist und das Zeugnis bzw. Negativattest
in § 22 Abs. 5 (vgl. Artikel 1 Nr. 20 Buchstabe d) wird eine
Änderung der Verweise erforderlich.
❬❭ ❪❭❫❫❴❵
❝
❡ (§ 52 Abs. 3)
Die Neufassung dient dem besseren Verständnis der Vor-
schrift. Hiermit wird verdeutlicht, dass es sich auch im Falle
der unwesentlichen Änderung des Umlegungsgebiets um
eine Änderung des Umlegungsbeschlusses handelt, die in-
des in entsprechend einfach gelagerten Fällen, in denen
Rechte sonstiger Beteiligter nicht betroffen sind, bereits mit





(§ 53 Abs. 2 Satz 3)
Nach § 53 Abs. 2 Satz 3 kann auf die Auslegung der Be-
standskarte und des Bestandsverzeichnisses verzichtet wer-
den, wenn alle Beteiligten einverstanden sind. Die Strei-
chung dieser Vorschrift dient der Straffung des Gesetzes
und der Vermeidung von Wertungswidersprüchen, da die
Verfahrensvorschriften des Baugesetzbuchs grundsätzlich
auf die Schaffung von Transparenz und Stärkung der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung ausgerichtet sind. Dem Bedarf der
Verwaltungspraxis an einer Vermeidung von entbehrlichen
Verfahrensschritten wird insoweit bereits durch die Rege-
lung des § 53 Abs. 3 Rechnung getragen, wonach in Fällen
geringer Bedeutung (wenn nur wenige Grundstücke betrof-
fen sind) auf die Auslegung verzichtet werden kann.
❬❭ ❪❭❫❫❴❵ ❝❝
(§ 54 Abs. 2)
Der vorgeschlagene Verweis auf die Regelungen zum Ver-
fahren bei Eintragung in das Grundbuch dient der Verdeut-
lichung und entspricht den schon bislang getroffenen Rege-
lungen im Zusammenhang mit der Genehmigung in Gebie-
ten mit Fremdenverkehrsfunktionen (§ 22 Abs. 6 Satz 1
und 2 des geltenden Rechts) und der sanierungsrechtlichen
Genehmigung (§ 145 Abs. 6) jeweils in Verbindung mit
§ 20 Abs. 2 bis 4 des geltenden Rechts.
❬❭ ❪❭❫❫❴❵
❝
❢ (§ 55 Abs. 2 Satz 1)
Die Einbeziehung des nicht beplanten Innenbereichs in den
Anwendungsbereich der Vorschrift soll die Möglichkeiten
der Umlegung im nicht beplanten Innenbereich praxisge-
recht erweitern. Hiernach können Flächen für Erschlie-
ßungsanlagen und sonstige, den Bewohnern dienende Ein-
richtungen, wie z. B. Kinderspielplätze oder Schutzvorkeh-
rungen vor Immissionen auch im nicht beplanten Innen-
bereich vorweg ausgeschieden werden. Die Änderung ist
zugleich eine Konsequenz des mit dem Bau- und Raumord-
nungsgesetz 1998 eingeführten Verzichts auf das Vorliegen
eines Bebauungsplans als Voraussetzung für die Herstellung
von Erschließungsanlagen (§ 125 Abs. 2). Durch die Ände-
rung soll eine städtebaulich sinnvolle Bodenordnung im
nicht beplanten Innenbereich auch dann ermöglicht werden,
wenn zugleich die Änderung oder Herstellung von Erschlie-
ßungsmaßnahmen erforderlich wird. Dies dient z. B. der be-
hutsamen Nachverdichtung bereits bebauter Ortsteile. Die
Anwendung der Vorschrift hat dabei zur Voraussetzung,
dass sich die Erforderlichkeit der Inanspruchnahme be-
stimmter Flächen aus einfachen Bebauungsplänen (§ 30
Abs. 3) oder sonst aus Gründen der geordneten städtebau-
lichen Entwicklung, z. B. bei qualifizierten Anhaltspunkten
auf Grund der örtlichen Situation oder einzelner Festsetzun-
gen von Innenbereichssatzungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1
Nr. 2 oder 3 ergibt.
❬❭ ❪❭❫❫❴❵
❝
❣ (§ 58 Abs. 1)
Die vorgesehene Ergänzung soll es ermöglichen, den über
den Flächenbeitrag hinausgehenden Umlegungsvorteil in
Form eines Geldbeitrags zu erheben. Damit wird sicherge-
stellt, dass im wirtschaftlichem Ergebnis die Verteilungs-
maßstäbe der Wertumlegung (§ 57) und der Flächenum-
legung gleichgestellt werden. Zugleich wird der Deckungs-
beitrag für die Verfahrens- und Sachkosten (§ 78) bei der
Flächenumlegung erhöht, um den Gemeinden, die auch bis-
her schon traditionell die Flächenumlegung bevorzugten,
einen Anreiz zu geben, dieses bewährte Verfahren auch
künftig beizubehalten.
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rungsdfür eine Zuteilung verzichtet, da sich eine sol-
che Situation auch bei Umlegungsverfahren im nicht be-
planten Innenbereich ergeben kann. Ebenso soll in Satz 3
das Wort „bebauungsplanmäßige“ durch die Wörter „bau-
planungsrechtlich zulässige“ ersetzt werden, da auch die
Zuteilung innerhalb eines nicht beplanten Innenbereichs zu
einer wesentlichen Überschreitung des Sollanspruchs füh-
ren kann und somit auszugleichen wäre.
Zu Buchstabe b (Absatz 3)
Auch die in Absatz 3 vorgesehene Änderung trägt der Er-
leichterung der Umlegung im nicht beplanten Innenbereich
Rechnung. Die bisherige ausdrückliche Anknüpfung an das
Vorliegen eines Bebauungsplans soll entfallen, da sie keine
zwingende Voraussetzung für eine vom Eigentümer bean-
tragte Abfindung mit anderweitigen Rechten ist.
Zu den Buchstaben c und d (Absatz 5 Satz 1 und Absatz 8
Satz 1)
Die Änderungen verdeutlichen, dass die Vorschriften nur
anwendbar sind, soweit die Umlegung im Geltungsbereich
eines Bebauungsplans durchgeführt wird.
✇① ②①③③④⑤ ⑥
➔ (§ 61 Abs. 1 Satz 2)
Die Neufassung verdeutlicht, dass die Vorschrift ausschließ-




Es handelt sich um eine sprachliche Anpassung an die For-
mulierung in § 64.
✇① ②①③③④⑤ ⑥➣ (§ 77 Abs. 1 Satz 1)
Die Neufassung verdeutlicht, dass die Vorschrift ausschließ-
lich Anwendung findet, soweit sie im Geltungsbereich eines
Bebauungsplans durchgeführt wird.
✇① ②①③③④⑤
↔↕ (Überschrift des Zweiten Abschnitts
des Vierten Teils des Ersten Kapitels)
Mit den in den Nummern 41 bis 45 vorgesehenen Rechts-
änderungen ist die Einführung einer vereinfachten Um-
legung verbunden. Auf den allgemeinen Teil der Begrün-
dung (A II Nummer 6) wird Bezug genommen. Dies be-




Zu Buchstabe a (Überschrift)
Die Anpassung der Überschrift erfolgt aus redaktionellen
Gründen.
Zu Buchstabe b (Absatz 1)
In Absatz 1 wird im Sinne der vorgeschlagenen Ausgestal-
tung des Grenzregelungsverfahrens als vereinfachtes Umle-
gungsverfahren eine Erweiterung des Anwendungsbereichs
vorgeschlagen. Diese soll im Gegensatz zur bisherigen
Grenzregelung nicht nur auf die Herbeiführung einer „ord-
nungsmäßigen“ Bebauung und die Beseitigung baurechts-
widriger Zustände beschränkt sein, sondern, wie in der Um-
legung, auf eine vor allem auch unter wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten zweckmäßige Neuordnung der Grundstücke
nach Lage, Form und Größe ausgerichtet werden. Hierzu
dient der Verweis auf den neu gefassten § 45. Des Weiteren
soll für die vereinfachte Umlegung auch die Voraussetzung
des § 46 Abs. 1 gelten, dass sie zur Verwirklichung eines
Bebauungsplans oder aus Gründen einer geordneten städte-
baulichen Entwicklung zur Verwirklichung der innerhalb
eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils zulässigen
Nutzung erforderlich ist.
Zur Verbesserung der Effektivität des Verfahrens ist vorge-
sehen, dass nicht nur „benachbarte“, also unmittelbar anein-
ander grenzende Grundstücke bzw. Grundstücksteile „ge-
geneinander“ ausgetauscht werden können (vgl. § 80 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 des geltenden Rechts), sondern auch „in enger
Nachbarschaft“ liegende Grundstücke „untereinander“ ge-
tauscht werden können. Damit wird eine Bodenordnung mit
einem vereinfachten Verfahren nicht mehr lediglich zu dem
Zweck ermöglicht, dass wie im geltenden Grenzregelungs-
recht baurechtliche (Minimal-)Anforderungen an den
Grundstückszuschnitt eingehalten werden können, sondern
darüber hinaus eine wirtschaftliche Bebauung erreicht wer-
den kann, um auch innerhalb der vereinfachten Umlegung
im Sinne des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden
eine weitgehend optimale Ausnutzung der Grundstücke zu
erreichen.
Wie im geltenden Recht dürfen die auszutauschenden
Grundstücke bzw. Grundstücksteile („Wechselflächen“)
nicht selbständig bebaubar sein. Dass insoweit nur die
Wechselflächen gemeint sind, soll durch die Formulierung
in Satz 3 („auszutauschende oder einseitig zuzuteilende“)
verdeutlicht werden.
Zu Buchstabe c (Absatz 2 und 3 neu)
In Absatz 2 soll zunächst klargestellt werden, dass wie bei
der Grenzregelung nach geltendem Recht die Vorschriften
des Ersten Abschnitts nur eingeschränkt anwendbar sind.
Dies stellt sicher, dass zusätzliche Anforderungen an das
vereinfachte Umlegungsverfahren nicht gestellt werden.
Der neue Absatz 3 berücksichtigt die wegen der weiterge-
henden Möglichkeiten der Grundstücksneuordnung inner-
halb einer vereinfachten Umlegung erforderliche Einfüh-
rung eines gesetzlichen Zuteilungsmaßstabs. Mit der For-
mulierung zu Absatz 3 wird ein einfach zu handhabender
Zuteilungsmaßstab vorgeschlagen, der den Grundprinzipien
der §§ 56 bis 58 (Zuteilung in gleicher oder gleichwertiger
Lage entsprechend dem Verhältnis der früheren Grund-
stückswerte) entspricht, um die Gleichbehandlung der
Eigentümer zu sichern. Wie im bisherigen Grenzreglungs-
verfahren (§ 80 Abs. 1 Satz 2 des geltenden Rechts) dürfen
durch die Neuordnung bewirkte Grundstückswertminderun-
gen nur unerheblich sein. Von diesen Zuteilungsgrundsätzen
soll im Vereinbarungswege mit Zustimmung der Eigentü-
mer abgewichen werden können (vgl. § 56 Abs. 2), um die
Wünsche der Beteiligten angemessen berücksichtigen zu
können.
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die sich aus der Veränderung des Bestands ergeben, erfasst.
Zu Buchstabe b (Absatz 3 Satz 1)
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen infolge der
geänderten Bezeichnung.
ÝÞ ßÞààáâ ãô (§ 82)
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung der Über-
schrift infolge der geänderten Bezeichnung sowie um ver-
fahrensrechtliche Ergänzungen, die dem erweiterten An-
wendungsbereich der vereinfachten Umlegung gegenüber
der Grenzregelung im Hinblick auf die Beteiligung und
Information der Betroffenen durch vorherige Erörterung mit
den Eigentümern (vgl. § 66 Abs. 1 Satz 1) und ein Einsicht-
nahmerecht in den Grenzregelungsbeschluss (vgl. § 69
Abs. 2) Rechnung tragen.
ÝÞ ßÞààáâ ãã (§ 83)
Zu den Buchstaben a (Überschrift) und b (Absatz 1 und 2)
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen infolge der
geänderten Bezeichnung.
Zu Buchstabe c (Absatz 3)
Entsprechend dem eingeschränkten Anwendungsbereich
der Grenzregelung bestimmt Satz 2 des geltenden Rechts,
dass die ausgetauschten und einseitig zugeteilten Grund-
stücke zu Bestandteilen der jeweiligen „Stammgrund-
stücke“ werden. Mit dem vereinfachten Umlegungsverfah-
ren soll darüber hinausgehend die Möglichkeit geschaffen
werden, neue Baugrundstücke zur Entstehung zu bringen
(vgl. Artikel 1 Nr. 41). Die vorgesehene Formulierung des
Satzes 2 verdeutlicht, dass das Grundstück oder der Grund-
stücksteil nur dann zum Bestandteil eines anderen Grund-
stücks wird, wenn es diesem im Beschluss über die verein-
fachte Umlegung zugeteilt wird.
Im Übrigen erfolgt eine redaktionelle Anpassung des Ver-
weises in Satz 4.
ÝÞ ßÞààáâ ãõ (§ 84)
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen infolge der
geänderten Bezeichnung.
ÝÞ ßÞààáâ ãö (§ 85 Abs. 1 Nr. 7)
Es handelt sich um eine Folgeänderung zur vorgeschlage-
nen Einfügung der Vorschriften über Stadtumbaumaßnah-
men (siehe zu Artikel 1 Nr. 54). Insoweit soll der Ge-
meinde, vergleichbar der Interessenlage im Geltungsbereich
einer Erhaltungssatzung (vgl. § 85 Abs.1 Nr. 6 des gelten-
den Rechts) auch im Geltungsbereich einer Satzung zur
Sicherung der Stadtumbaumaßnahmen unter den weiteren
Voraussetzungen für eine Enteignung, insbesondere des
Allgemeinwohlerfordernisses (vgl. § 87 Abs. 1) die Mög-
lichkeit gegeben werden, Grundstücke zur Erhaltung bzw.
zur Beseitigung baulicher Anlagen zu enteignen.
ÝÞ ßÞààáâ ã÷ (§ 102 Abs. 3 Satz 2)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aus
Anlass der Neuregelung der Verjährung durch das Schuld-
rechtsmodernisierungsgesetz vom 26. November 2001
(BGBl. I S. 3138), wonach die Hemmung der Verjährung
im Falle höherer Gewalt nunmehr in § 206 BGB geregelt
ist.
ÝÞ ßÞààáâ ã
ø (§ 125 Abs. 2)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung auf
Grund der neu gefassten Vorschriften des Aufstellungsver-
fahrens (vgl. Artikel 1 Nr. 2).
ÝÞ ßÞààáâ ãù (§ 139 Abs. 2 Satz 1)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung wegen
der geänderten Vorschriften über die Beteiligung der Behör-
den bzw. sonstigen Träger öffentlicher Belange in der Bau-
leitplanung (vgl. Artikel 1 Nr. 5).
ÝÞ ßÞààáâ õ
ú (§ 144 Abs. 4 Nr. 3)
Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der vorgesehenen
Klarstellung in § 14 Abs. 3 zum Vertrauensschutz bei nach-
träglichen Veränderungssperren (vgl. Artikel 1 Nr. 15).
ÝÞ ßÞààáâ õû (§ 145)
Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen aus An-
lass der Umgestaltung der Vorschriften über die Grund-
stücksteilung hinsichtlich der Genehmigungsfristen und des
Grundbuchverfahrens (vgl. Artikel 1 Nr. 20, 30 und 33).
ÝÞ ßÞààáâ õä (§ 153 Abs. 2)
§ 153 Abs. 2 enthält die materielle Grundlage für die „Preis-
prüfung“ bei Grundstücksveräußerungen im sanierungs-
rechtlichen Genehmigungsverfahren. Die vorgeschlagene
Ergänzung der Vorschrift stellt klar, dass eine solche Preis-
prüfung nicht erforderlich ist, wenn keine Verpflichtung zur
Entrichtung des Ausgleichsbetrags mehr besteht, weil eine
Ablösung oder vorzeitige Festsetzung erfolgt ist und die
diesbezügliche Verpflichtung z. B. durch Geldleistung er-
loschen ist.
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sol–ähnlich der Rechtslage in Sanierungs-
gebieten und Entwicklungsbereichen – allgemein vorausge-
setzt werden, dass es sich auch bei Stadtumbaumaßnahmen
um Gesamtmaßnahmen handelt, deren einheitliche und zü-
gige Durchführung im öffentlichen Interesse liegt. Zum An-
wendungsbereich, auch im Verhältnis zu anderen Instru-
menten des Baugesetzbuchs, soll bestimmt werden, dass
diese Instrumente vom neuen Dritten Teil grundsätzlich un-
berührt bleiben. Damit wird die Durchführung von Stadt-
umbaumaßnahmen nach den neuen Vorschriften sowohl an-
stelle als auch ergänzend zu den vorhandenen Instrumenten,
beispielsweise des Sanierungs- und Entwicklungsmaßnah-
menrechts, immer dann ermöglicht, wenn die Gemeinde
dies für zweckmäßig erachtet und die in Absatz 2 genannte
Zielsetzung es erfordert.
Absatz 2 beschreibt die generelle Zielsetzung von Stadtum-
baumaßnahmen im Sinne von Anpassungsmaßnahmen zur
Herstellung nachhaltiger städtebaulicher Strukturen in von
Funktionsverlusten betroffenen Gebieten. Als beispielhafter
Anwendungsbereich wird dabei – insbesondere mit Rück-
sicht auf die Leerstandproblematik – ein strukturelles, d. h.
z. B. auf Grund der bestehenden demografischen und wirt-
schaftlichen Rahmendaten auf lange Sicht bestehendes oder
zu erwartendes Überangebot für bestimmte Nutzungen ge-
nannt.
Diese Zielsetzung wird in Absatz 3 durch die Aufzählung
von Beispielen weiter konkretisiert. Diese Beispiele berück-
sichtigen die hauptsächlichen Handlungserfordernisse im
Rahmen des Stadtumbaus, die sich aus dem in den Gebieten
festzustellenden Anpassungsbedarf ergeben können. Mit der
Aufzählung der verschiedenen Erfordernisse soll verdeut-
licht werden, dass sich der Stadtumbau – insbesondere auch
anlässlich der Leerstandsproblematik – nicht im Rückbau,
beispielsweise von Wohnungen, erschöpft. Vielmehr soll
der gesamthafte Charakter der Stadtumbaumaßnahmen
durch die beispielhafte Aufzählung der sonstigen städtebau-
lichen Erfordernisse wie der Umnutzung, der städtebau-
lichen Entwicklung freigelegter Flächen, der Anpassung der
Siedlungsstrukturen, der Verbesserung der Wohn- und
Arbeitsverhältnisse und der Umwelt sowie der Erhaltung
der Innenstädte aufgezeigt werden. Dabei ist Absatz 3 nicht
als Ermächtigungsgrundlage für Eingriffe in Rechte Dritter
ausgestaltet, sondern als reine Aufgabenbestimmung. Sollen
einzelne Maßnahmen – ausnahmsweise – hoheitlich umge-
setzt werden, bedarf es hierzu des Rückgriffs auf die jeweils
einschlägigen Ermächtigungsgrundlagen des allgemeinen
und besonderen Städtebaurechts, z. B. der (verbindlichen)
Bebauungsplanung, der Bodenordnung und der städtebau-
liche Gebote. Im Vordergrund der städtebaulichen Praxis
beim Stadtumbau sollten jedoch vertragliche Lösungen
stehen (siehe zu § 171c).
Zu § 171b
§ 171b behandelt den Gebietsbezug der Stadtumbaumaß-
nahmen und ihre konzeptionellen, planerischen Grundlagen.
Hierzu ist in Absatz 1 vorgesehen, dass das Gebiet durch
Beschluss der Gemeinde als Stadtumbaugebiet festzulegen
ist und auch räumlich so zu begrenzen ist, dass sich die
Maßnahmen zweckmäßig durchführen lassen. Grundlage
für die Gebietsfestlegung ist nach Absatz 2 ein von der Ge-
meinde aufzustellendes Stadtentwicklungskonzept, das un-
ter Beteiligung der Betroffenen (§ 137) und der Träger öf-
fentlicher Belange (§ 139) sowie nach gerechter Abwägung
der verschiedenen öffentlichen und privaten Belange aufzu-
stellen ist und die näher konkretisierten Ziele und Maßnah-
men enthalten muss. Nach Absatz 3 sollen die Vorschriften
über die Städtebauförderung (§§ 164a und 164b) in den
festgelegten Stadtumbaugebieten entsprechende Anwen-
dung finden. Im Zusammenhang mit der entsprechenden
Vorschrift des Überleitungsrechts (siehe zu Artikel 1 Nr. 71)
wird damit die bisherige Praxis der Städtebauförderung
nahtlos weitergeführt.
Zu § 171c
§ 171c behandelt den Stadtumbauvertrag als besondere
Ausprägung der städtebaulichen Verträge im Sinne des § 11.
Die Vorschrift unterstreicht die Bedeutung des konsensua-
len Zusammenwirkens bei Stadtumbaumaßnahmen. Danach
soll die Gemeinde die Möglichkeit nutzen, Stadtumbauver-
träge insbesondere mit den Eigentümern abzuschließen. Die
gewählte Formulierung verpflichtet die Gemeinde somit,
soweit erforderlich, die Möglichkeiten städtebaulicher Ver-
träge zu nutzen. Ein Kontrahierungszwang ist damit indes
nicht verbunden. Die Gemeinde soll jedoch im Sinne eines
konsensualen, hoheitliche Instrumente vermeidenden Vor-
gehens die Möglichkeiten einer vertraglichen Einigung aus-
loten, z. B. im Rahmen der Beteiligung an der Aufstellung
des Stadtentwicklungskonzepts. Als Gegenstand von Stadt-
umbauverträgen sind in Ergänzung zu § 11 beispielhaft der
Rückbau baulicher Anlagen einschließlich der Kostentra-
gung hierfür vorgesehen (Satz 2 Nr. 1). Ferner wird der Ver-
zicht auf die Ausübung von möglichen Ansprüchen nach
den §§ 39 bis 44 (dem „Planungsschadensrecht“) genannt
(Satz 2 Nr. 2). Ein solcher Vertragsinhalt wird oftmals dann
unerlässlich sein, wenn freigelegte Grundstücke einer an-
derweitigen Nutzung zugeführt werden sollen. Als weiterer
Vertragsgegenstand wird auch der Ausgleich von Lasten
zwischen den Eigentümern genannt (Satz 2 Nr. 3), weil
diese in der Regel in unterschiedlichemMaße von Rückbau-
maßnahmen betroffen sein können.
Zu § 171d
§ 171d soll der Gemeinde die Möglichkeit an die Hand ge-
ben, innerhalb des (auf Grund eines einfachen Beschlusses)
festgelegten Stadtumbaugebiets durch Satzung eine Geneh-
migungspflicht für die Durchführung von Vorhaben und
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wertsignd♣eränderungen. Die Satzungsermächtigung
ist insbesondere für den Fall gedacht, dass einvernehmliche
Regelungen mit den Beteiligten im Wege von Stadtumbau-
verträgen nicht in ausreichendem Umfang getroffen werden
können und nach Einschätzung der Gemeinde die Gefahr
besteht, dass Maßnahmen – wie z. B. ein Rückbau an fal-
scher Stelle – durchgeführt werden könnten, die die Ver-
wirklichung des Stadtentwicklungskonzepts oder auch eines
Sozialplans in Frage stellen.
In ihren Rechtswirkungen und regelungstechnisch ist die
Vorschrift im Wesentlichen der Vorschrift über die Erhal-
tungssatzung in Gestalt der Umstrukturierungssatzung
(§ 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3) nachgebildet. Dies gilt sowohl
für die Regelung in Absatz 2 über die Möglichkeit der Zu-
rückstellung bzw. vorläufigen Untersagung von Vorhaben
und Maßnahmen wie auch für die Regelung in Absatz 3
über die Versagungsgründe und den Genehmigungsan-
spruch. Die Fragen des Genehmigungsverfahrens und der
Ausnahmen von der Genehmigungspflicht sollen ebenfalls
wie im Falle der Erhaltungssatzung geregelt werden.
Absatz 4 stellt dies mit dem Verweis auf die §§ 173 und 174
sicher. Darüber hinaus ist in Absatz 4 vorgesehen, dass die
Auskunftspflicht des § 138 im Satzungsgebiet entspre-
chende Anwendung findet. Auch die Anwendung dieser
Vorschrift kann für die Sicherung der Stadtumbaumaßnah-
men erforderlich werden.
Zu § 171e
Die neue Vorschrift leistet einen Beitrag zur Verankerung
des Programms „Soziale Stadt“ im Baugesetzbuch und hat
zum Ziel, die Durchführung des Programms zu stärken, in-
dem hierfür ein gesetzlicher Rahmen zur Verfügung gestellt
wird, der die wesentlichen Durchführungselemente enthält.
Der Aufbau der Vorschrift orientiert sich dabei an dem Auf-
bau des neuen Dritten Teils über den Stadtumbau.
Absatz 1 beschreibt in genereller Form den Anwendungsbe-
reich von städtebaulichen Maßnahmen zur Behebung sozia-
ler Missstände. Hierbei soll allgemein vorausgesetzt wer-
den, dass es sich umMaßnahmen handelt, deren einheitliche
und zügige Durchführung im öffentlichen Interesse liegt
und daneben der Anwendungsbereich sonstiger Instrumente
des Städtebaurechts – wie z. B. des Sanierungs- und Ent-
wicklungsrechts – unberührt bleibt.
Absatz 2 enthält zum Anwendungsbereich eine weitere
Konkretisierung, vor allem hinsichtlich der räumlichen
„Gebietskulisse“. Die insoweit beispielhaft aufgeführten
Bereiche, insbesondere in den Innenstädten aber auch in
verdichteten Wohnsiedlungen des Umlands sind deshalb
aufgeführt, weil sie sich in der städtebaulichen Praxis als
besondere Kristallisationspunkte sozialer und wirtschaft-
licher Problemlagen erwiesen haben. Schließlich wird die
Bedeutung der Koordinierung und gesamthaften Bündelung
der jeweiligen Maßnahmen einschließlich ihrer Förderung
durch die verschiedenen Maßnahmenträger hervorgehoben.
Absatz 3 regelt die Festlegung des Maßnahmengebiets und
Absatz 4 betrifft das sowohl für die Gebietsfestlegung, als
auch für die Konkretisierung der Ziele der Maßnahmen er-
forderliche Entwicklungskonzept. Bei der Erstellung des
Entwicklungskonzepts sowie bei dessen Durchführung sol-
len die Beteiligten nach Absatz 5 beteiligt und zur Mitwir-
kung angeregt werden. Insbesondere ist die Gemeinde ge-
halten, soweit möglich, die Beteiligten fortlaufend zu bera-
ten und zu unterstützen, wobei sie sich einer Koordinie-
rungsstelle (z. B. im Sinne eines „Quartiersmanagements“)
bedienen kann, an der sich sowohl die Gemeinde wie auch
sonstige Beteiligte – einschließlich anderer öffentlicher und
privater Maßnahmenträger – beteiligen können. Zum Pro-
gramm – bzw. Maßnahmenvollzug kann es schließlich auch
erforderlich sein, mit Eigentümern, insbesondere aber auch
sonstigen Maßnahmenträgern vertragliche Vereinbarungen
zu treffen, worauf Absatz 5 Satz 4 ausdrücklich hinweist.
Schließlich werden in Absatz 6 die §§ 164a und 164b über
die Städtebauförderung und die Bundesfinanzhilfen für ent-
sprechend anwendbar erklärt. Damit wird verdeutlicht, dass
insbesondere das Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“
auch in nach § 171e Abs. 3 neu festgelegten Gebieten zur
Anwendung gelangen kann. Diesbezüglich wird für die zum
Programmvollzug angesichts der komplexen städtebauli-
chen, sozialen und wirtschaftlichen Problemlagen wichtigen
Koordinierung des Mitteleinsatzes auch aus anderen öffent-
lichen Haushalten vor allem auf die Anwendung von § 164a
Abs.1 Satz 2 hingewiesen, wonach die Mittel insbesondere
auch für nicht-investive Maßnahmen, deren Finanzierung
oder Förderung auf anderer gesetzlicher Grundlage beru-
hen, so eingesetzt werden sollen, dass sie im Rahmen der je-
weiligen städtebaulichen Maßnahme durchgeführt werden
können („Bündelungseffekt“).
②③ ④③⑤⑤⑥⑦ ⑧⑧ (Überschrift des bisherigen Dritten
bis Sechsten Teils des Zweiten Kapitels)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung wegen




Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen hinsichtlich
der Terminologie des Wohnungseigentumsgesetzes und der
Umgestaltung der Vorschriften über die Teilung von Grund-
stücken.
②③ ④③⑤⑤⑥⑦ ⑧
⑩ (§ 173 Abs. 1 Satz 2)
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. Mit dem
Begriff des „bauaufsichtlichen Verfahrens“ sollen alle Insti-
tute des bauordnungsrechtlichen Verfahrensrechts der
Länder erfasst werden, die die Rechtswirkungen des her-
kömmlichen Genehmigungsverfahrens aufweisen. Bei nach
den Landesbauordnungen freigestellten Vorhaben (vgl. § 62
Musterbauordnung 2002) verbleibt es bei der Zuständigkeit
der Gemeinde.
②③ ④③⑤⑤⑥⑦ ⑧❶ (§ 180 Abs. 1 Satz 1)
Es handelt sich um eine Folgeänderung zur vorgeschlage-
nen Einfügung der Vorschriften über den Stadtumbau (siehe
zu Artikel 1 Nr. 54), um deren sozialverträgliche Durchfüh-
rung auf eine planerisch-konzeptionelle Grundlage zu stel-
len.
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für die Wertermittlung von Grundstücken. Der Begriff
„Marktwert“ (bzw. „market-value“) wird insbesondere bei
Gemeinschaftsrechtsakten (vgl. Richtlinie 91/674/EWG des
Rates vom 19. Dezember 1991, ABl. EG Nr. L 374 S. 7;
Mitteilung der Kommission, ABl. EG Nr. C 209 S. 3) vor-
rangig gebraucht, unterscheidet sich indes inhaltlich nicht
vom Verkehrswertbegriff des § 194. Durch den erläuternden
Zusatz wird der Anschein einer unterschiedlichen Bedeu-
tung der Begriffe im deutschen Recht und im Gemein-
schaftsrecht ausgeräumt.
➆➇ ➈➇➉➉➊➋ ➫➭ (§ 195 Abs. 1 Satz 2)
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen infolge der
geänderten Bezeichnung als „vereinfachte Umlegung“.
➆➇ ➈➇➉➉➊➋ ➫➯ (§ 200a)
Die vorgeschlagene Änderung soll berücksichtigen, dass
der bisher lediglich in den Landesnaturschutzgesetzen ent-
haltene Begriff der Ersatzmaßnahmen nunmehr auch im
Bundesnaturschutzgesetz genannt wird (vgl. § 19 Abs. 2
Bundesnaturschutzgesetz). Inhaltliche Änderungen ergeben
sich hierdurch nicht, da das Bundesnaturschutzgesetz ledig-
lich Rahmenrecht setzt, die verbindliche Ausformung des
Begriffs der Ersatzmaßnahmen daher nach wie vor durch
Landesrecht erfolgt. Die Streichung der Bezugnahme auf




Mit der vorgesehenen Regelung soll in Anpassung an die
geänderten landwirtschaftlichen Produktionsbedingungen
der Begriff der Landwirtschaft verdeutlicht werden.
Nach der geltenden und insoweit inhaltlich unverändert bei-
zubehaltenden Regelung in § 201 liegt Landwirtschaft im
Zusammenhang mit Tierhaltung und Tierzucht nur vor,
wenn sie „auf überwiegend eigener Futtergrundlage“ er-
folgt. Daraus wird teilweise gefolgert, dass nicht nur das
Futter für die Tiere zu mehr als der Hälfte auf den zum land-
wirtschaftlichen Betrieb gehörenden Flächen erzeugt (flä-
chenbezogene Tierzucht), sondern auch tatsächlich verfüt-
tert werden muss (konkrete Betrachtungsweise).
Diese Betrachtung entspricht nicht den heutigen Abläufen
in der Landwirtschaft. Auch in flächenbezogenen Tierhal-
tungen wird das erzeugte Futter verarbeitet, bevor es an die
Tiere verfüttert wird. Die vorgeschlagene Änderung soll
dies berücksichtigen. Es soll ausreichen, wenn genügend
landwirtschaftlich genutzte Flächen, die zum landwirt-
schaftlichen Betrieb gehören, zur (überwiegenden) Futterer-
zeugung vorhanden sind. Auf die unmittelbare Verfütterung
des erzeugten Futters an die Tiere soll es für den baurechtli-
chen Begriff der Landwirtschaft nicht ankommen (abstrakte
Betrachtungsweise).
Die vorgeschlagene Änderung des Begriffs der Landwirt-
schaft umfasst durch die Bezugnahme auf Tierhaltung den
bisher gesondert aufgeführten Begriff der Pensionstierhal-
tung; er kann daher entfallen.
➆➇ ➈➇➉➉➊➋ ➫➳
(§ 205)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung auf
Grund der Änderung der Bezeichnung des bisherigen Erläu-
terungsberichts in „Begründung“ (vgl. Artikel 1 Nr. 5).
➆➇ ➈➇➉➉➊➋ ➫➵
(§ 212a)
Die Vorschrift soll in Form einer Aufzählung neu gefasst
werden. Die gleichzeitig vorgenommene Erweiterung des
Katalogs für den Wegfall des Suspensiveffekts von Rechts-
behelfen um die neue Nummer 2 (Umlegungsbeschluss)
und die neue Nummer 3 (Bekanntmachung des Inkraft-
tretens des Umlegungsplans) dient der Verfahrensbeschleu-
nigung. In beiden Fällen ist es geboten, dem Gesichtspunkt
der Verfahrensbeschleunigung Vorrang gegenüber den
Rechtsschutzinteressen der Beteiligten zu geben. Der Umle-
gungsbeschluss betrifft lediglich die Einleitung des Verfah-
rens und entfaltet bis auf die Verfügungs- und Verände-
rungssperre (§ 51) keine unmittelbaren Rechtswirkungen
für die Betroffenen. Die Bekanntmachung der Unanfecht-
barkeit betrifft lediglich den formalen Schlusspunkt des
Verfahrens. Somit können in beiden Fällen keine irreversib-
len Beeinträchtigungen für die Betroffenen eintreten.
➆➇ ➈➇➉➉➊➋
➫
➌ (§ 213 Abs. 1 Nr. 4)
Es handelt sich um eine Folgeänderung zur vorgeschlage-
nen Einfügung der Vorschriften über den Stadtumbau. Ver-
gleichbar der Rechtslage bei der Erhaltungssatzung nach
bisherigen Recht soll auch im Geltungsbereich einer Stadt-
umbausatzung, um wichtige Gemeinwohlbelange im Rah-
men des Stadtumbaus zu schützen, ein genehmigungsloser
Rückbau oder eine genehmigungslose Änderung baulicher
Anlagen als Ordnungswidrigkeit geahndet werden können.
➆➇ ➈➇➉➉➊➋
➫➫
(§§ 214 und 215)
Auf den Allgemeinen Teil der Begründung (A II Num-
mer 2) wird Bezug genommen.
Die Vorschriften des Vierten Abschnitts des Zweiten Teils
des Dritten Kapitels über die Planerhaltung (§§ 214 bis 216)
haben sich grundsätzlich bewährt. Die Integration der Plan-
UP-Richtlinie in das Baugesetzbuch gibt Anlass für eine
Anpassung der Vorschriften über die Planerhaltung an die
neu gefassten §§ 2 ff. und dabei auch an das europäische
Rechtsverständnis, das der Einhaltung von Verfahrensvor-
schriften einen hohen Stellenwert einräumt, deren Zweck
auf die Gewährleistung der materiellen Rechtmäßigkeit der
Entscheidung gerichtet ist. Dieses Prinzip wird mit der Neu-
regelung der Vorschriften über die Planerhaltung nachvoll-
zogen.
Durch die Betonung der verfahrensrechtlichen Anforderun-
gen wird dem Planaufstellungsverfahren insgesamt größere
Bedeutung beigemessen. Sie kommt sowohl in den Rege-
lungen zur Beachtlichkeit von Verfahrensverstößen für die
Rechtswirksamkeit von Bauleitplänen als auch in § 2 Abs. 3
und § 4a Abs. 1 (vgl. Artikel 1 Nr. 4 und 5) zur Bedeutung
eines fehlerfreien Verfahrensablaufs für die Rechtmäßigkeit
der Planungsentscheidung zum Ausdruck.
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óÚÖ ôÚ×ÜÒâÓ✃×á ÝÖÙ übrigen, nicht genannten Verfahrens-
und Formvorschriften ist für die Rechtswirksamkeit von
vornherein unbeachtlich. Damit umfasst Absatz 1 die für die
Aufstellung eines Flächennutzungsplans oder einer Satzung
wesentlichen Verfahrensanforderungen und Formerforder-
nisse.
Die für den Bereich der räumlichen Planung, der Bodennut-
zung und des flächenbezogenen Umweltschutzes umzuset-
zenden europäischen Richtlinien – insbesondere die Plan-
UP-Richtlinie – enthalten vorwiegend Anforderungen an
das Verfahren der Planaufstellung und der Zulassung von
Vorhaben. Diesen Verfahrensanforderungen kommt ein ho-
her Stellenwert zu. Ihre Verletzung darf deshalb nicht sank-
tionslos bleiben. Die Integration der gemeinschaftsrecht-
lichen Verfahrensvorgaben, insbesondere der Plan-UP-
Richtlinie, in das Baugesetzbuch erfordert daher eine An-
passung der Vorschriften über die Planerhaltung an das
europäische Rechtsverständnis. Dem dient insbesondere die
vorgeschlagene neue Nummer 1 des § 214 Abs. 1 Satz 1.
Nach Nummer 1 Halbsatz 1 soll ein für die Rechtswirksam-
keit eines Flächennutzungsplans oder einer Satzung beacht-
licher Fehler gegeben sein, wenn die von der Planung be-
rührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren oder hät-
ten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zu-
treffend ermittelt oder bewertet worden sind. Damit knüpft
die Vorschrift insbesondere an die vorgesehene Regelung
des § 2 Abs. 3 an, wonach bei der Aufstellung des Flächen-
nutzungsplans oder der Satzungen die Belange, die für die
Abwägung von Bedeutung sind (Abwägungsmaterial), zu
ermitteln und zu bewerten sind. Sie soll den durch die ge-
meinschaftsrechtlichen Verfahrensvorgaben hervorgerufe-
nen Wechsel vom materiell-rechtlichen Abwägungsvorgang
zu den verfahrensbezogenen Elementen des Ermittelns und
Bewertens der von der Planung berührten Belange in den
Vorschriften über die Planerhaltung nachvollziehen. Aus
diesem Grund soll die bisherige Regelung in § 214 Abs. 3
Satz 2 zur Erheblichkeit bestimmter Mängel im Abwä-
gungsvorgang entfallen (vgl. Bericht der Unabhängigen Ex-
pertenkommission zur Novellierung des Baugesetzbuchs,
Rn. 138). Mängel im Planungsprozess und damit Verfah-
rensfehler im Sinne der neuen Nummer 1 liegen vor, wenn
die von der Planung berührten Belange überhaupt nicht er-
mittelt und bewertet worden sind, die nach Lage der Dinge
hätten ermittelt und bewertet werden müssen, oder wenn die
Bedeutung der ermittelten Belange verkannt worden ist.
Eine fehlerhafte Ermittlung und Bewertung der von der Pla-
nung berührten Belange soll nach der vorgeschlagenen
neuen Nummer 1 allerdings nur beachtlich sein, wenn sie in
wesentlichen Punkten unzutreffend ist. Dadurch soll verhin-
dert werden, dass allein ein Verfahrensfehler, der lediglich
einen für die Planungsentscheidung unwesentlichen Punkt
betrifft, zur Unwirksamkeit des Flächennutzungsplans oder
der Satzung führt.
Trotz der fehlerhaften oder fehlenden Ermittlung und Be-
wertung eines von der Planung berührten Belangs soll ein
beachtlicher Mangel außerdem nur vorliegen, wenn der be-
treffende Belang der Gemeinde bekannt war oder hätte be-
kannt sein müssen. In der Rechtsprechung ist bereits aner-
kannt, dass trotz der Nichtberücksichtigung eines abwä-
gungserheblichen Belangs kein Fehler im Planungsprozess
vorliegt, wenn der Belang der Gemeinde nicht bekannt war
und er sich ihr auch nicht hätte aufdrängen müssen.
Die vorgeschlagene neue Nummer 1 Halbsatz 2 enthält eine
Ausnahme von der Beachtlichkeit eines Fehlers („interne“
Unbeachtlichkeitsklausel). Danach soll ein Fehler beim Er-
mitteln und Bewerten des Abwägungsmaterials unbeacht-
lich sein, wenn nach den Umständen des Einzelfalls offen-
sichtlich ist, dass der Fehler das Ergebnis des Verfahrens
nicht beeinflusst hat. Die Regelung übernimmt dabei den
Regelungsgegenstand im bisherigen § 214 Abs. 3 Satz 2.
Die vorgesehene Nummer 2 Halbsatz 1 entspricht im We-
sentlichen der bisherigen Nummer 1 Halbsatz 1 und regelt
die Beachtlichkeit von Verstößen gegen die Beteiligungs-
vorschriften im Planaufstellungsverfahren. Bei den Ände-
rungen handelt es sich um Folgeänderungen zur Änderung
der Bezeichnung der Beteiligung, zur Änderung der Vor-
schriften über die Beteiligung und das vereinfachte Verfah-
ren sowie zur Streichung der Außenbereichssatzung (vgl.
Artikel 1 Nr. 5, 14 und 25 Buchstabe d).
Die in Nummer 2 Halbsatz 2 vorgesehene „interne“ Unbe-
achtlichkeitsklausel soll gegenüber der bisherigen Regelung
in Nummer 1 Halbsatz 2 insofern eine Neuregelung enthal-
ten, als für die Rechtswirksamkeit des Flächennutzungs-
plans und der Satzungen nicht nur unbeachtlich sein soll,
wenn einzelne berührte Träger öffentlicher Belange nicht
beteiligt worden sind, sondern auch wenn einzelne Perso-
nen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange
nicht beteiligt worden sind. Dies soll aus gemeinschafts-
rechtlichen Gründen allerdings begrenzt werden auf Fälle,
in denen die entsprechenden Belange unerheblich waren
oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind. Da es
in diesen Fällen an der Kausalität zwischen Verfahrensfeh-
ler und Planungsergebnis fehlt, ist die eingeschränkte ge-
richtliche Überprüfbarkeit gerechtfertigt.
Nummer 2 Halbsatz 2 enthält drei weitere Fallgruppen un-
beachtlicher Fehler:
Im Hinblick auf die Angaben dazu, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, soll das Fehlen
einzelner Angaben zu den Arten umweltbezogener Informa-
tionen bei der öffentlichen Bekanntmachung nach § 3
Abs. 2 unbeachtlich sein. Dagegen stellt insoweit das Feh-
len sämtlicher Angaben dazu, welche Arten umweltbezoge-
ner Informationen verfügbar sind, einen beachtlichen Fehler
dar. Durch diese Regelung soll gewährleistet werden, dass
keine übermäßigen Anforderungen an die öffentliche Be-
kanntmachung gestellt werden.
Unbeachtlichkeit soll ferner auch in dem Fall gegeben sein,
dass im vereinfachten Verfahren nach § 13 die Angabe nach
§ 13 Abs. 3 Satz 2 darüber, dass von einer Umweltprüfung
abgesehen wird, unterlassen wurde. Dies berücksichtigt,
dass § 13 Abs. 3 bereits nach dem Wortlaut des § 214
Abs. 1 nicht zu den Vorschriften zählt, deren Verletzung für
die Wirksamkeit des Flächennutzungsplans oder der Sat-
zung beachtlich ist.
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für die Verkennung der Voraussetzungen für die Durchfüh-
rung der Beteiligung nach den Vorschriften des § 4a Abs. 3
Satz 5 oder des § 13 handelt es sich schließlich um eine Fol-
geänderung zur Änderung der Vorschriften über die erneute
Beteiligung (vgl. Artikel 1 Nr. 5).
Die bisherige „interne“ Unbeachtlichkeitsklausel für die
fehlende Angabe darüber, ob eine Umweltverträglichkeits-
prüfung durchgeführt werden soll, kann wegen der grund-
sätzlichen Verpflichtung zur Durchführung einer Umwelt-
prüfung im Verfahren zur Aufstellung eines Flächennut-
zungsplans oder einer Satzung entfallen. Dies ist gerechtfer-
tigt, weil sich bei Anwendung des vereinfachten Verfahrens
bereits aus der Vorschrift des vorgesehenen § 13 ergibt, dass
im vereinfachten Verfahren auf eine Umweltprüfung ver-
zichtet wird. Die Vorschrift entspricht in ihrer Rechtsfolge
der bisherigen Regelung.
Die vorgesehene Nummer 3 entspricht im Wesentlichen der
bisherigen Nummer 2 zur Regelung der Beachtlichkeit von
Verstößen gegen die Vorschriften über die Begründung des
Flächennutzungsplans und der Satzungen sowie ihrer Ent-
würfe.
Bei den Änderungen in Halbsatz 1 handelt es sich im We-
sentlichen um Folgeänderungen zur Änderung der Bezeich-
nung des Erläuterungsberichts und der Vorschriften über die
Begründung des Flächennutzungsplans (vgl. Artikel 1 Nr. 5
und 7). Durch den Bezug auf § 2a Satz 2 Nr. 3 hinsichtlich
der Erklärung zum Umweltbericht, wie die Umweltbelange
berücksichtigt werden, soll geregelt werden, dass dieser Teil
der Begründung bereits in der Entwurfsfassung vorliegen
muss und es sich bei einem Verstoß gegen diese Vorschrift
insofern um einen beachtlichen Fehler handelt.
Die in Halbsatz 2 vorgesehene „interne“ Unbeachtlichkeits-
klausel soll entsprechend dem bisherigen Recht den Grund-
satz enthalten, dass eine Unvollständigkeit der Begründung
des Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihres Ent-
wurfs unbeachtlich ist.
Halbsatz 3 soll als Ausnahme zu Halbsatz 2 insofern eine
Neuregelung enthalten, als die „interne“ Unbeachtlichkeits-
klausel nur gilt, wenn der Umweltbericht und die Erklärung
nach den vorgeschlagenen § 5 Abs. 5 und § 9 Abs. 8 in Ver-
bindung mit § 2a Satz 2 Nr. 3 allenfalls in unwesentlichen
Punkten unvollständig sind. Dadurch soll dem hohen Stel-
lenwert, den das Gemeinschaftsrecht diesen verfahrens-
rechtlichen Vorschriften beimisst, Rechnung getragen wer-
den.
Anhaltspunkte für unbeachtliche Fehler des Umweltberichts
liegen insbesondere vor, wenn der Umweltprüfung nicht
ausdrücklich die in Absatz 2 Nr. 1 bis 4 und 6 der Anlage
zum Baugesetzbuch genannten Anforderungen zugrunde
gelegt wurden, die Begründung des Flächennutzungsplans
oder der Satzung oder ihr Entwurf aber an anderer Stelle
diesbezüglich vorliegt. Die Angaben nach Absatz 2 Nr. 1
bis 4 und 6 der Anlage zum Baugesetzbuch sind im Allge-
meinen ohnehin Bestandteil der Begründung eines Flächen-
nutzungsplans oder einer Satzung oder ihres Entwurfs.
Bei Fehlern der Erklärung zum Umweltbericht ist zwischen
dem Entwurf einer Erklärung nach dem vorgeschlagenen
§ 2a Satz 2 Nr. 3 und ihrer endgültigen Fassung, die sie als
Teil der Begründung zum Flächennutzungsplan oder zur
Satzung nach den vorgeschlagenen § 5 Abs. 5 oder § 9
Abs. 8 in Verbindung mit § 2a Satz 2 Nr. 3 erhalten soll, zu
unterscheiden. Ein beachtlicher Fehler der Erklärung zum
Umweltbericht in ihrer endgültigen Fassung liegt vor, wenn
die Erklärung in der Begründung zum Flächennutzungsplan
oder zur Satzung in wesentlichen Punkten unvollständig ist.
Fehlt die Erklärung in der Begründung zum Entwurf des
Flächennutzungsplans oder der Satzung nach dem vorge-
schlagenen § 2a oder ist sie unvollständig, soll dies grund-
sätzlich einen unbeachtlichen Fehler darstellen. Dies ent-
spricht den gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben gemäß
Artikel 9 Abs. 1 Buchstabe b der Plan-UP-Richtlinie, wo-
nach die Erklärung zum Umweltbericht erst nach der Be-
schlussfassung über den Flächennutzungsplan oder die Sat-
zung vorliegen muss. Fehler der Erklärung zum Umweltbe-
richt im Entwurfsstadium sollen die Rechtswirksamkeit des
Flächennutzungsplans oder der Satzung daher grundsätzlich
nicht gefährden. Unberührt davon ist nach dem vorgeschla-
genen § 2 Satz 2 Nr. 3 die Erklärung zum Umweltbericht
bereits im Entwurfsstadium des Flächennutzungsplans oder
der Satzung in die Begründung aufzunehmen und entspre-
chend dem Stand des Verfahrens fortzuschreiben (vgl.
Artikel 1 Nr. 5). Hinsichtlich der Berücksichtigung der Um-
weltbelange ist es – wie sich aus Halbsatz 1 ergibt – stets er-
forderlich, dass dieser Teil der Erklärung bereits im Ent-
wurfsstadium als Teil der Begründung vorliegt. Damit wird
Anhang I Buchstabe e der Plan-UP-Richtlinie Rechnung
getragen.
Die vorgesehene Nummer 4 entspricht der bisherigen
Nummer 3.
Der vorgesehene Satz 2 entspricht inhaltlich der bisherigen
Regelung des Satzes 2 über den Auskunftsanspruch. Bei
den Änderungen handelt es sich im Wesentlichen um Folge-
änderungen zur Änderung der Bezeichnung des Erläute-
rungsberichts (vgl. Artikel 1 Nr. 5 und 7).
Mit der grundsätzlichen Verpflichtung zur Durchführung
einer Umweltprüfung im Bauleitplanverfahren können die
Regelungen des bisherigen Absatzes 1a über die Beacht-
lichkeit von Verstößen gegen die Verfahrensvorschriften des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung über die
Vorprüfung im Einzelfall zukünftig entfallen.
Mit der vorgeschlagenen Neufassung des Absatzes 2 ist
keine inhaltliche Änderung verbunden.
Die Vorschrift des Absatzes 3 Satz 1 über den maßgeblichen
Zeitpunkt für die Sach- und Rechtslage der Abwägung ent-
spricht der geltenden Rechtslage. Die Rechtsprechung ging
bereits bisher davon aus, dass die Stichtagsregelung als
Ausdruck eines allgemeinen Rechtsgrundsatzes nicht nur
für Bauleitpläne, sondern für städtebauliche Satzungen ge-
nerell gilt. Diese Rechtslage soll nunmehr ausdrücklich
geregelt werden.
Die Regelung des bisherigen Absatzes 3 Satz 2 über die Er-
heblichkeit bestimmter Mängel im Abwägungsvorgang soll
wegen der vorgesehenen Neuregelung der Erheblichkeit be-
stimmter Fehler im Planungsprozess mit seinen verfahrens-
bezogenen Elementen des Ermittelns und Bewertens der
von der Planung berührten Belange in dem neuen Absatz 1
Satz 1 Nr. 1 entfallen (vgl. Bericht der Unabhängigen Ex-
pertenkommission zur Novellierung des Baugesetzbuchs,
Rn. 138). Der vorgeschlagene § 2 Abs. 3 sieht die Bezeich-
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in § 215a verbunden. Die vorgeschlagene Neuregelung in
Absatz 4 und die Aufhebung des bisherigen § 215a erfolgt
aus systematischen Gründen.
Die Unterscheidung zwischen der Nichtigkeit und der Un-
wirksamkeit einer städtebaulichen Satzung, wie sie der bis-
herigen Regelung des § 215a zugrunde liegt, ist nicht erfor-
derlich. Aus diesem Grund wird unter anderem eine Ände-
rung des § 47 Abs. 5 Satz 2 Verwaltungsgerichtsordnung
vorgeschlagen, wonach eine ungültige Rechtsvorschrift
nicht für „nichtig“, sondern für „unwirksam“ erklärt werden
soll. Damit soll klargestellt werden, dass eine städtebauliche
Satzung bis zur Behebung eines Fehlers in einem ergänzen-
den Verfahren auch schwebend unwirksam sein kann. Diese
Klarstellung soll mit der vorgeschlagenen Neufassung der
Vorschrift über das ergänzende Verfahren in Absatz 4 nach-
vollzogen werden (vgl. Bericht der Unabhängigen Exper-
tenkommission zur Novellierung des Baugesetzbuchs,
Rn. 145 ff.).
Eine Neuregelung enthält der vorgeschlagene Absatz 4 in-
sofern, als der Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht
nur bei Verstößen gegen Verfahrens- oder Formvorschriften
im Sinne des § 214 Abs. 1 oder nach Landesrecht rückwir-
kend in Kraft gesetzt werden soll. Die Rückwirkung darf al-
lerdings nur bis zu dem Zeitpunkt zurückreichen, in dem der
Flächennutzungsplan oder die Satzung – hätte er oder sie
nicht an Fehlern gelitten – frühestens hätte in Kraft treten
können. Ob nach diesen Grundsätzen eine rückwirkende In-
kraftsetzung möglich ist, obliegt der Entscheidung der Ge-
meinde (vgl. Bericht der Unabhängigen Expertenkommis-
sion zur Novellierung des Baugesetzbuchs, Rn. 151 ff.).
Zu § 215
Der vorgesehene § 215 soll weiterhin die Voraussetzungen
regeln, unter denen bestimmte beachtliche Regelverstöße
nach Ablauf einer Rügefrist ohne wirksame Geltend-
machung unbeachtlich werden.
Der bisherige § 215 Abs. 1 Nr. 1 enthält bereits eine ent-
sprechende einjährige Rügefrist für Verstöße gegen Verfah-
rens- und Formvorschriften. Diese Regelung hat sich be-
währt und soll in dem vorgeschlagenen Absatz 1 beibehal-
ten werden. Sie hat unter anderem den Vorteil, dass die Ge-
meinde durch rechtzeitige Rügen auf Fehler aufmerksam
gemacht wird und dadurch die Möglichkeit erhält, mit dem
ihr zur Verfügung stehenden städtebaulichen Instrumen-
tarium zu reagieren und die geordnete städtebauliche Ent-
wicklung nach den Grundsätzen des § 1 zu wahren. Je nach
den Umständen des Einzellfalls kann sie den Fehler in
einem ergänzenden Verfahren beheben oder einen neuen
Plan aufstellen.
Nunmehr soll eine einheitliche Frist von einem Jahr für die
Geltendmachung von Verfahrens- und Formfehlern vorge-
sehen werden. Dies gilt im Hinblick auf die Umstellung
vom Abwägungsvorgang auf die verfahrensbezogenen Ele-
mente des Ermittelns und Bewertens der von der Planung
berührten Belange auch für solche Mängel des Planungspro-
zesses, die nach dem vorgeschlagenen § 214 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 beachtlich sind. Die Einjahresfrist ist ausreichend und
rechtfertigt sich unter anderem durch die erhöhte Kontroll-
dichte bei der Aufstellung eines Bauleitplans auf Grund der
erhöhten Verfahrensanforderungen. Die Einjahresfrist hat
auch Eingang in die landesrechtlichen Heilungsvorschriften
für kommunale Satzungen gefunden (vgl. Bericht der Unab-
hängigen Expertenkommission zur Novellierung des Bau-
gesetzbuchs, Rn. 144).
Einer Regelung über die Verfristung der Rüge von Mängeln
der Abwägung, wie sie in dem bisherigen § 215 Abs. 1
Nr. 2 geregelt ist, bedarf es nicht. Solche Mängel sollen zeit-
lich uneingeschränkt beachtlich sein. Dabei wird berück-
sichtigt, dass für die Geltendmachung von Fehlern im Sinne
des vorgeschlagenen § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 die Einjah-
resfrist des § 215 Abs. 1 gilt, weiter, dass nach § 214 nicht
unbeachtliche Mängel der Abwägung erhebliche Rechtsver-
stöße beinhalten können. Daher ist folgende Rechtslage zu
beachten:
Das Abwägungsgebot des vorgeschlagenen § 1 Abs. 7 ist
nicht bereits dadurch verletzt, dass sich die zur Planung be-
rufene Gemeinde in der Kollision zwischen verschiedenen
Belangen für die Bevorzugung des einen und damit notwen-
dig für die Zurückstellung eines anderen entscheidet. Inner-
halb des durch das Abwägungsgebot vorgegebenen Rah-
mens ist das Vorziehen und Zurücksetzen bestimmter Be-
lange eine wesentliche planerische Entscheidung über die
städtebauliche Entwicklung und Ordnung und damit ein
Kernstück der kommunalen Planungshoheit. Der aufsichts-
behördlichen und gerichtlichen Planungskontrolle ist da-
durch eine Grenze gezogen. Ein Fehler im Ergebnis der Pla-
nung ist daher nur gegeben, wenn der Ausgleich zwischen
den von der Planung berührten Belangen in einer Weise vor-
genommen wird, die zur objektiven Gewichtigkeit einzelner
Belange außer Verhältnis steht. Eine solche Planungsent-
scheidung verstößt gegen das Abwägungsgebot des vorge-
schlagenen § 1 Abs. 7, das als Ausdruck des Rechtsstaatsge-
bots (Artikel 20 Abs. 3 Grundgesetz) eine gerechte Abwä-
gung der berührten Interessen verlangt; ein solcher Plan ist
aus verfassungsrechtlichen Gründen ungültig. In einem sol-
chen schwerwiegenden Fall, in dem das Ergebnis der Pla-
nung schlechterdings nicht haltbar ist, ist eine Heilung des
Fehlers durch Ablauf einer Rügefrist nicht gerechtfertigt
(vgl. Bericht der Unabhängigen Expertenkommission zur
Novellierung des Baugesetzbuchs, Rn. 139 und 143).
Fälle, in denen ein Flächennutzungsplan oder eine Satzung
wegen eines solchen schwerwiegenden Fehlers im Abwä-
gungsergebnis von einem Gericht für nichtig gehalten
wurde, waren in der Vergangenheit außerordentlich selten;
davon wird man auch künftig ausgehen können. Daher be-
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über die essentiellen Geltungsvoraussetzungen des Flächen-
nutzungsplans und der Satzungen im Sinne des § 214 Abs. 1
Satz 1 Nr. 4 uneingeschränkt beachtlich sein. Sie sind daher
von der vorgesehenen Regelung des Absatzes 1 ausdrück-
lich ausgenommen.
Die vorgeschlagene Neufassung des Absatzes 2 stellt keine
inhaltliche Änderung gegenüber dem bisherigen Absatz 2
dar. Bei den Änderungen handelt es sich im Wesentlichen
um Folgeänderungen zum Wechsel vom materiell-recht-
lichen Abwägungsvorgang zu den verfahrensbezogenen
Elementen des Ermittelns und Bewertens der von der Pla-
nung berührten Belange.
➃➄ ➅➄➆➆➇➈ ➉➊ (§ 215a)
Die bisherigen Vorschriften über das ergänzende Verfahren
in § 215a können wegen der vorgesehenen Neuregelung in
§ 214 Abs. 4 entfallen.
➃➄ ➅➄➆➆➇➈ ➉➋ (§ 233 Abs. 2)
Zu Buchstabe a (Satz 1)
Die Änderung des Absatzes 2 des geltenden Rechts (Satz 1
neu) dient der Klarstellung der bisherigen Rechtslage. Die
Regelung bezweckt, dass die Vorschriften der Planerhaltung
in der jeweils neuesten Fassung auch auf die auf der Grund-
lage bisheriger Fassungen des Baugesetzbuchs in Kraft ge-
tretenen Flächennutzungspläne und Satzungen entsprechend
anzuwenden sind.
Zu Buchstabe b (Satz 2)
Der neu angefügte Satz 2 soll – unbeschadet des Grund-
satzes des § 233 Abs. 2 des geltenden Rechts (Satz 1 neu) –
sicherstellen, dass auf die von § 233 Abs. 2 erfassten Flä-
chennutzungspläne und Satzungen die §§ 214 bis 216 in der
jeweils geltenden Fassung Anwendung finden, wenn da-
nach Fehler bei der Aufstellung der Flächennutzungspläne
und Satzungen unbeachtlich sind oder durch Fristablauf un-
beachtlich geworden sind. Hiervon unberührt bleiben die
auf der Grundlage bisheriger Fassungen des Baugesetz-
buchs wirksamen oder übergeleiteten Flächennutzungspläne
und Satzungen (vgl. § 233 Abs. 3). Bedeutung hat die Vor-
schrift insbesondere für Flächennutzungspläne und Satzun-
gen, zu deren Aufstellung ein Verfahren auf der Grundlage
bisheriger Fassungen des Baugesetzbuchs eingeleitet wor-
den ist, das nach einer Neufassung des Baugesetzbuchs




Die vorgeschlagene Ergänzung soll im Hinblick auf die vor-
gesehene Änderung des § 34 (vgl. Artikel 1 Nr. 24) die von
der Aufhebung bzw. Änderung der zulässigen Nutzung be-
troffenen Eigentümer so stellen, wie dies nach den in Bezug
genommenen planungsschadensrechtlichen Regelungen ge-
nerell vorgesehen ist. Hiermit wird die gebotene Gleichbe-
handlung der Eigentümer sowohl im Falle der gesetzlichen
Änderung oder Aufhebung als auch im Falle einer sonstigen
Änderung oder Aufhebung der zulässigen Nutzung durch
die Bebauungsplanung der Gemeinde sichergestellt. Dabei
ist indes davon auszugehen, dass die Vorschrift insgesamt
nur in wenigen Einzelfällen einen Entschädigungsanspruch
auslösen dürfte. Insofern ist vor allem auf den mengen-
mäßig eingeschränkten Anwendungsbereich der in dem
neuen § 34 Abs. 3 vorgeschlagenen Einschränkung der Zu-
lässigkeit hinzuweisen. Ferner ist zu berücksichtigen, dass –
soweit überhaupt von einer wesentlichen Änderung bzw.
Aufhebung der zulässigen Nutzung gesprochen werden
kann – die 7-Jahresfrist des § 42 Abs. 2 zum jeweils maß-
geblichen Zeitpunkt bei oder nach Inkrafttreten des Geset-
zes in aller Regel verstrichen sein dürfte.
➃➄ ➅➄➆➆➇➈ ➊➍ (§ 239)
§ 239 soll aufgehoben werden, weil sich die Vorschrift auf
Grund Zeitablaufs erledigt hat.
➃➄ ➅➄➆➆➇➈ ➊
➎ (§§ 244 und 245)
Zu § 244
Die bisherige Überleitungsregelung des § 245c für Bebau-
ungspläne, die einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach
der Projekt-UVP-Richtlinie unterlagen, soll durch eine
Überleitungsregelung im Hinblick auf den vorliegenden Ge-
setzentwurf ersetzt werden. Sie bildet für Bauleitpläne und
Satzungen eine Spezialregelung zur Generalnorm des § 233
Abs. 1. Für den vorgesehenen Gesetzentwurf soll sie jedoch
eingeschränkt werden, um eine europarechtskonforme Um-
setzung der Plan-UP-Richtlinie und der Projekt-UVP-Richt-
linie zu gewährleisten. Im Übrigen sind für einzelne Vor-
schriften weitere Überleitungsregelungen vorgesehen.
Nach der vorgeschlagenen Regelung des Absatzes 1 soll
§ 233 Abs. 1 Satz 1 nur für Verfahren für Bauleitpläne und
Satzungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 gelten, die vor dem 21.
Juli 2004 eingeleitet worden sind und vor dem 21. Juli 2006
abgeschlossen worden sind. Damit wird grundsätzlich die
von Artikel 13 Abs. 3 der Plan-UP-Richtlinie vorgegebene
Übergangsfrist für die Anwendung der Bestimmungen der
Richtlinie umgesetzt. Auf die von der genannten Richt-
linienbestimmung außerdem eröffnete Möglichkeit, nach
dem 20. Juli 2006 angenommene Pläne und Programme
ebenfalls von der Anwendung der Richtlinienbestimmungen
auszunehmen, wenn die Mitgliedstaaten im Einzelfall ent-
scheiden, dass die Anwendung der Richtlinie nicht durch-
führbar sei, wurde im Interesse der Rechtssicherheit abgese-
hen. Eine solche Ausnahmebestimmung ist auch nicht erfor-
derlich, da mit der vorgesehenen Übergangsfrist eine ausrei-
chend bemessene Frist für die Kommunen zur Verfügung
steht, um sich auf die vorgesehenen Bestimmungen einzu-
stellen.
Absatz 2 Satz 1 soll sicherstellen, dass Bebauungsplanver-
fahren, die nach der unmittelbaren Geltung der Projekt-
UVP-Änderungsrichtlinie am 14. März 1999 eingeleitet
worden sind und die nicht von der Plan-UP-Richtlinie
erfasst werden, nach den Bestimmungen des Artikelgeset-
zes vom 27. Juli 2001 (vgl. oben, A I Nummer 2 Buch-
stabe a) zu Ende geführt werden, soweit sie von diesen er-
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Artikelgesetz erfassten Fälle jedoch bereits der Zeitpunkt
des Ablaufs der Umsetzungsfrist der Projekt-UVP-Ände-
rungsrichtlinie maßgeblich ist.
Die Vorschrift entspricht dem Regelungsgehalt des bisheri-
gen § 245c Abs. 1.
Für die von dem bisherigen § 245c Abs. 2 und 3 erfassten
Fälle bedarf es keiner ausdrücklichen Regelung, da insofern
§ 233 Abs. 1 greift. Danach werden Bebauungsplanverfah-
ren, die vor dem 14. März 1999 eingeleitet worden sind und
vor dem 20. Juli 2006 abgeschlossen werden, nach den bis-
her für sie geltenden Rechtsvorschriften abgeschlossen.
Absatz 2 Satz 2 nimmt klarstellend die auch in dem bisheri-
gen § 245c Abs. 2 Halbsatz 2 enthaltene Regelung des
§ 233 Abs.1 Satz 1 auf.
Absatz 3 soll sicherstellen, dass die Verpflichtung zur Über-
wachung von Bauleitplänen und Satzungen nach § 34
Abs. 4 Satz 1 nach dem vorgeschlagenen § 4c und die durch
den vorgesehenen § 4 Abs. 3 unterstützend angeordnete In-
formationsbeschaffung durch die Fachbehörden im Wesent-
lichen nur für solche Bauleitpläne und Satzungen nach § 34
Abs. 4 Satz 1 gelten, die in den zeitlichen Geltungsbereich
der Plan-UP-Richtlinie fallen.
Absatz 4 vervollständigt die Umgestaltung der Vorschriften
über die Teilung von Grundstücken (vgl. Artikel 1 Nr. 18
und 19), indem er eine spezielle Überleitungsvorschrift für
Teilungsgenehmigungssatzungen nach § 19 Abs. 1 vorsieht,
die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wirksam be-
schlossen und bekannt gemacht worden sind. Ohne eine ent-
sprechende Regelung würden die Teilungsgenehmigungs-
satzungen fortgelten, jedoch keine den bisherigen §§ 19 und
20 entsprechenden Verfahrensregelungen mehr bestehen.
Die Gemeinden sind auch ohne nähere gesetzliche Rege-
lung nicht ermächtigt, zur Lösung der sich ergebenden An-
wendungsprobleme eigene Verfahrensvorschriften für die
Teilungsgenehmigung zu erlassen.
Aus diesem Grund werden die Gemeinden in Satz 1 er-
mächtigt, ihre Teilungsgenehmigungssatzungen, die vor
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wirksam beschlossen und
bekannt gemacht worden sind, durch Satzung aufzuheben
und diese ortsüblich bekannt zu machen. Wahlweise können
sie auch – wie im § 19 Abs. 1 Satz 3 des bisherigen Rechts
– die Ersatzverkündung nach § 10 Abs. 3 Satz 2 bis 5 vor-
nehmen. Soweit Gemeinden die Teilungsgenehmigungssat-
zungen noch nicht aufgehoben haben, ordnet Satz 3 die
Nichtanwendbarkeit der Satzungen an. Die Hinweispflicht
in Satz 4 soll zur erhöhten Transparenz in der Rechtsanwen-
dungspraxis beitragen; für die Gemeinden dürfte es sich je-
doch anbieten, anstelle der ortsüblichen Bekanntgabe des
Hinweises direkt die Möglichkeit zur Aufhebung der Sat-
zungen zu nutzen. Da auf Grund der Umgestaltung der Vor-
schriften über die Teilung von Grundstücken die Rechts-
grundlage für einen gegebenenfalls auf Antrag der Ge-
meinde nach § 20 Abs. 3 in der bisherigen Fassung des Bau-
gesetzbuchs im Grundbuch eingetragenen Widerspruch
entfällt, sieht Satz 5 vor, dass der Widerspruch auf Ersuchen
der Gemeinde zu löschen ist.
Mit Absatz 5 wird sichergestellt, dass den Gemeinden, die
vom Instrumentarium des § 22 vor Inkrafttreten des EAG
Bau Gebrauch gemacht haben, ein ausreichender Zeitraum
zur Umstellung, insbesondere für die nach neuem Recht
vorgesehene Mitteilung an das Grundbuchamt, verbleibt.
Satz 1 erklärt daher die bisherige Fassung des § 22 auf
schon bestehende Satzungen in dem Übergangszeitraum bis
zum 30. Juni 2005 für weiterhin anwendbar. Satz 2 sieht
vor, dass die Gemeinde eine den Anforderungen des neuen
Rechts genügende Mitteilung an das Grundbuchamt bis zum
Ende des Übergangszeitraums nachholen kann, damit der
Genehmigungsvorbehalt auch nach neuem Recht weiterhin
wirksam bleibt. Macht die Gemeinde hiervon keinen frist-
gerechten Gebrauch, soll nach Satz 3 die nach der Satzung
bestehende Genehmigungspflicht ab dem 30. Juni 2005
nicht mehr anwendbar sein. Satz 4 enthält die erforderliche
Überleitungsregelung für vor Inkrafttreten des EAG Bau
ausgesprochene Aussetzungen der Zeugniserteilung (§ 22
Abs. 6 Satz 3 des geltenden Rechts), die, soweit sie nicht
schon früher durch Fristablauf unwirksam geworden sind,
längstens bis zum 30. Juni 2005 wirksam sein sollen. Mit
der Festlegung eines einheitlichen Stichtags für die Satzun-
gen wie für das Aussetzungsverfahren wird erreicht, dass
spätestens ab dem 30. Juni 2005 keine Negativatteste für
entsprechende Grundbucheintragungen mehr erforderlich
sind. Da auf Grund der vorgenannten Regelungen die
Rechtsgrundlage für einen gegebenenfalls auf Antrag der
Baugenehmigungsbehörde im Grundbuch eingetragenen
Widerspruch entfällt, wenn die Gemeinde die vorgesehene
Mitteilung unterlässt oder die Aussetzung unwirksam wird,
ist in Satz 5 vorgesehen, dass die Baugenehmigungsbehörde
in diesen Fällen das Grundbuchamt um die Löschung des
Widerspruchs zu ersuchen hat.
Absatz 6 soll sicherstellen, dass Verfahren zur Aufstellung
von Außenbereichssatzungen nach § 35 Abs. 6 in der bisher
geltenden Fassung, die noch vor Inkrafttreten des Europa-
rechtsanpassungsgesetzes Bau förmlich eingeleitet worden
sind, auch nach Inkrafttreten des Europarechtsanpassungs-
gesetzes Bau noch bis zum 20. Juli 2006 nach bisherigem
Recht abgeschlossen werden können. Die Satzungen gelten
nach § 233 Abs. 3 fort und entfalten entsprechend ihren Be-
stimmungen unter anderem die Rechtsfolge, dass Wohn-
zwecken dienenden Vorhaben im Sinne des § 35 Abs. 2
nicht entgegengehalten werden kann, dass sie einer Darstel-
lung im Flächennutzungsplan über Flächen für die Land-
wirtschaft oder Wald widersprechen oder die Entstehung
oder Verfestigung einer Splittersiedlung befürchten lassen.
Zu § 245
§ 245 enthält die notwendige Überleitung für bereits vor
Inkrafttreten dieses Gesetzes nach den einschlägigen Ver-
waltungsvereinbarungen zur Städtebauförderung bereits
beschlossene Gebiete für den Stadtumbau und die bereits
aufgestellten Stadtentwicklungskonzepte. Diese sollen als
Stadtumbaugebiete und Stadtentwicklungskonzepte im
Sinne des neuen § 171b gelten, so dass laufende Maßnah-
men ohne Umstellungsschwierigkeiten auch nach dem neu
eingeführten Dritten Teil des Zweiten Kapitels fortgeführt
werden können, soweit dies erforderlich ist und sie nicht be-
reits im Rahmen der städtebaulichen Sanierung bzw. Ent-
wicklung durchgeführt werden.
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îïð ñòóôìõóïö÷ ëðô èïôõðóïøðê §åæçè solùéöøðõòèðê úðóû
ëðêü îðó èïôõðóïøð ýèôù÷þ ß
istëéóìõ Zðï÷ùè ùéö überholt.
Die im bisherigen Absatz 2 enthaltene Länderabweichungs-
klausel bedarf ebenfalls keiner Regelung mehr, da die den
Ländern eingeräumte Abweichungsmöglichkeit bis zum
31. Dezember 2004 befristet ist und damit kurzfristig nach
Inkrafttreten dieses Gesetzes ausläuft. Es wird insofern da-
von ausgegangen, dass Länder, die bisher keinen Gebrauch
von dieser Regelung gemacht haben, dies auch für die kurze
verbleibende Geltungsdauer unterlassen werden.
Die Überleitungsvorschrift des bisherigen § 245c wird von
dem neuen § 244 mit erfasst und kann deshalb ebenfalls
aufgehoben werden.
ÛÜ ÝÜÞÞßà á✁ (§ 246)
Zu Buchstabe a (Absatz 1)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung
infolge der Streichung der Außenbereichssatzung (vgl.
Artikel 1 Nr. 25 Buchstabe d).
Zu Buchstabe b (Absatz 2)
Es handelt sich um eine Folgeänderung auf Grund der Um-
gestaltung der Vorschriften über die Teilung von Grund-
stücken in den §§ 19 und 20 (vgl. Artikel 1 Nr. 18 und 19).
Die Aufhebung der bundesgesetzlichen Regelung über die
Teilungsgenehmigung ist abschließend und entfaltet damit
Sperrwirkung für eine weitere landesrechtliche Ausgestal-
tung.
ÛÜ ÝÜÞÞßà á
✂ (Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a)
Absatz 1 der Anlage zum Baugesetzbuch soll die näheren
Angaben zu Ermittlungsumfang und -tiefe der Umweltprü-
fung enthalten. Die Vorgaben gelten zwingend nur für die
Umweltbelange nach § 2 Abs. 4; die darin vorgegebenen
Arbeitsschritte können jedoch auch für die Ermittlung und
Bewertung der sozialen und wirtschaftlichen Belange sinn-
voll sein. Durch die an der Systematik der Plan-UP-Richtli-
nie angelehnte Regelung in einer Anlage zum Gesetz wird
verdeutlicht, dass das Verfahren der Bauleitplanung durch
die Vorgaben der Plan-UP-Richtlinie keine strukturelle Än-
derung erfährt, sondern nur in Einzelheiten – und verbind-
lich nur für die Umweltbelange – konkretisiert und systema-
tisiert wird. Die inhaltlichen Vorgaben für die Umweltprü-
fung ergeben sich gemäß dem vorgeschlagenen § 2 Abs. 4
aus den vorgesehenen § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a. Damit wird
deutlich, dass auch die Belange des Bodenschutzes nach
§ 1a Abs. 2 – insbesondere die Verringerung der zusätz-
lichen Inanspruchnahme von bisher nicht baulich genutzten
Flächen – wesentlicher Bestandteil der Umweltprüfung
sind.
Satz 1 der Vorschrift gliedert die Zusammenstellung des
Abwägungsmaterials in die wesentlichen Elemente der Be-
standsaufnahme (Nummer 1), der Prognose (Nummer 2),
der Prüfung von Vermeidung und Ausgleich (Nummer 3)
sowie der sog. Alternativenprüfung (Nummer 4).
Die Nummern 1 und 2 enthalten Regelungen von Grundsät-
zen der allgemeinen Planungspraxis und dienen der Umset-
zung von Anhang I Buchstabe b und d der Plan-UP-Richtli-
nie. Neu gegenüber der üblichen Vorgehensweise ist ledig-
lich die durch die Plan-UP-Richtlinie nunmehr ausdrücklich
vorgeschriebene Prognose über die Entwicklung bei der
Nichtdurchführung der Planung (sog. Null-Variante) in
Nummer 2.
Nummer 3 enthält die Verpflichtung, sich entsprechend dem
bisherigen § 1a Abs. 2 Nr. 2 mit Maßnahmen zur Vermei-
dung und zum Ausgleich auseinander zu setzen. Zur Umset-
zung des Anhangs I Buchstabe g der Plan-UP-Richtlinie
wurde die Regelung zudem terminologisch um den Begriff
der Maßnahmen zur „Verringerung“ nachhaltiger Auswir-
kungen ergänzt.
Ebenfalls hervorzuheben ist die nach Artikel 5 Abs. 1 Satz 1
der Plan-UP-Richtlinie erforderliche Prüfung der anderwei-
tigen Planungsmöglichkeiten in Nummer 4, die, wenngleich
ein selbstverständlicher Bestandteil jeden Planungsprozes-
ses, eine neue Betonung erhält. Redaktionell sind die ge-
prüften, in Betracht kommenden Alternativen auch in der
Erklärung zum Umweltbericht nach dem vorgeschlagenen
§ 2a Satz 2 Nr. 3 zu erwähnen (vgl. Artikel 1 Nr. 5).
Satz 2 soll verdeutlichen, dass an die Zusammenstellung des
Abwägungsmaterials keine überzogenen Anforderungen zu
stellen sind. Er enthält im Ergebnis eine Einschränkung auf
Zumutbarkeits- und Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkte.
Dies entspricht Artikel 5 Abs. 2 der Plan-UP-Richtlinie. Bei
Berücksichtigung dieser Regelung sollte sich in der prakti-
schen Handhabung grundsätzlich durch die integrierte Um-
weltprüfung kein zusätzlicher Verfahrensaufwand ergeben.
Absatz 2 der Anlage zum Baugesetzbuch enthält nähere An-
gaben zum Inhalt des Umweltberichts nach dem vorgeschla-
genen § 2a Satz 2 Nr. 2.
Nummer 1 dient der Umsetzung von Anhang I Buchstabe a
der Plan-UP-Richtlinie sowie der Übernahme des bisheri-
gen § 2a Abs. 1 Nr. 1, der seinerseits der Umsetzung von
Artikel 5 Abs. 1 und 3 und Anhang IV Nr. 1 der Projekt-
UVP-Richtlinie dient. Bei der Kurzdarstellung des Inhalts
und der wichtigsten Ziele des Bauleitplans kann auf andere
Teile der Begründung verwiesen werden.
Durch Nummer 2 wird Anhang I Buchstabe c der Plan-UP-
Richtlinie aufgenommen; inhaltlich wird sich diese Infor-
mation jedoch bereits im Rahmen der Ermittlung und Be-
wertung der Umweltbelange nach dem vorgeschlagenen § 2
Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit dem vorgeschlagenen
Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 der Anlage zum Baugesetzbuch (Be-
standsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen
Umweltzustandes) ergeben haben.
Nummer 3 enthält die Umsetzung von Anhang I Buch-
stabe e der Plan-UP-Richtlinie. Die dort in Bezug genom-
menen „auf internationaler oder gemeinschaftlicher Ebene
festgelegten Ziele des Umweltschutzes“ wurden nicht auf-
genommen, da diese nach der Umsetzung in deutsches
Recht in den einschlägigen deutschen Fachgesetzen ent-
halten sind.
Auch die dort vorgesehene Beschreibung der Art, wie alle
Umwelterwägungen bei der Aufstellung des Bauleitplans
berücksichtigt wurden, wird nicht gesondert erwähnt. Diese
Information ergibt sich aus der Erklärung zum Umweltbe-
richt in der Begründung des Bauleitplans nach dem vorge-
schlagenen § 2a Satz 2 Nr. 3, die insofern bereits zu Beginn
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ments des Monitoring in § 4c (vgl. Artikel 1 Nr. 6). Als Be-
standteil des Umweltberichts ist das Konzept Gegenstand
der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung. Durch die
Regelung wird Anhang I Buchstabe i der Plan-UP-Richt-
linie umgesetzt.
Nummer 6 beinhaltet schließlich die Umsetzung von
Anhang I Buchstabe j der Plan-UP-Richtlinie zur Erstellung
einer allgemein verständlichen Zusammenfassung des Um-
weltberichts. Sie ist zu unterscheiden von der in dem vorge-
schlagenen § 2a Satz 2 Nr. 3 geregelten, durch Artikel 9
Abs. 1 Buchstabe b der Plan-UP-Richtlinie vorgegebenen
Erklärung zum Umweltbericht, wie Umwelterwägungen
und Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden
in den Bauleitplan einbezogen worden sind. Beide sind ge-
trennt voneinander darzustellen.
❆❇ Artikel 2 (Änderung des Raumordnungsgesetzes)
❈❉ ❊❉❋❋●❍ ■ (Inhaltsübersicht)
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung der
Inhaltsübersicht an die vorgeschlagenen Änderungen
(vgl. Artikel 2 Nr. 7).
❈❉ ❊❉❋❋●❍ ❏ (§ 1 Abs. 1)
Die deutsche ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ) be-
zeichnet den Bereich des Meeres jenseits des Küstenmeeres
(12-Seemeilenzone) bis zur 200-Seemeilengrenze, vgl.
Artikel 55 und 57 Seerechtsübereinkommen der Vereinten
Nationen vom 10. Dezember 1982, BGBl. 1994 II S. 1798.
Die Begrenzung der AWZ ist kenntlich gemacht in der See-
karte 2921 des Bundesamtes für Seeschifffahrt und Hydro-
graphie, Rostock und Hamburg.
Die AWZ wird zunehmend in Anspruch genommen von un-
terschiedlichen – zumeist wirtschaftlichen – Nutzungen.
Eine weitere, deutliche Expansion dieser Nutzungen ist ab-
sehbar. Die Nutzungen stellen unterschiedliche, zum Teil
gegenläufige Anforderungen an den Gesamtraum der AWZ;
daher erfordert die Entwicklung der AWZ zukünftig eine in-
tegrative Betrachtungsweise nach dem Prinzip der nachhal-
tigen Entwicklung, welches dem Raumordnungsregime
innewohnt.
Der Geltungsbereich des Raumordnungsgesetzes, welcher
bisher auf das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land beschränkt ist, soll daher auf die AWZ ausgedehnt wer-
den. Das Seerechtsübereinkommen lässt es zu, das Rechts-
regime des Raumordnungsgesetzes auf die AWZ auszudeh-
nen, soweit dies für die Sicherheit und Leichtigkeit des See-
verkehrs und den Schutz der Meeresumwelt erforderlich ist
und dadurch Nutzungskonflikte minimiert werden. Aller-
dings ist der Kompetenzbereich des Staates in der AWZ
nach dem Seerechtsübereinkommen auf einzelne Funktio-
nen der wirtschaftlichen Nutzung beschränkt. Ein umfas-
sendes, alle Belange betreffendes Rechtsregime – wie an
Land und innerhalb des Küstenmeeres – ist somit unzuläs-
sig. Entsprechend ist die Erweiterung des Anwendungs-
bereichs des Raumordnungsgesetzes auf die AWZ auf
einzelne Funktionen zu beschränken.
❈❉ ❊❉❋❋●❍ ❑ (§ 2 Abs. 2 Nr. 8 Satz 1)
Die Änderung des § 2 Abs. 2 Nr. 8 Satz 1 trägt dem neu ein-
gefügten § 1 Abs. 1 Satz 3 Rechnung. Nunmehr gilt das
Raumordnungsregime im deutschen Staatsgebiet ein-
schließlich des Küstenmeeres und darüber hinaus – aller-
dings im Rahmen des Seerechtsübereinkommens funktional
beschränkt – auch in der ausschließlichen Wirtschaftszone,
also auf See bis hin zur 200-Seemeilengrenze. Mit der Er-
gänzung des Wortes „Meeresgebiete“ soll gewährleistet
werden, dass ein Ausgleich der Pflichten zum Schutz und
zur Bewahrung der Meeresumwelt mit den Nutzungs-
ansprüchen und -rechten erfolgt. Das Wort „dauerhaft“ trägt
der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung, welche
als Leitbild auch der Raumordnung innewohnt, vgl. § 1
Abs. 1, Rechnung. Mit den ergänzten Wörtern „dauerhaft“
und „soweit erforderlich, möglich und angemessen, wieder-
herzustellen“ entspricht der in § 2 Abs. 2 Nr. 8 niederge-
legte Grundsatz der Raumordnung zudem den Grundsätzen
des Naturschutzes und der Landschaftspflege nach § 2 in
Verbindung mit § 1 Bundesnaturschutzgesetz, wonach Na-
tur und Landschaft soweit erforderlich, möglich und ange-
messen, wiederherzustellen und auf Dauer zu sichern sind.
Die Formulierung „soweit erforderlich, möglich und ange-
messen, wiederherzustellen“ verdeutlicht den Vorbehalt des
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes hinsichtlich einer Rück-
bauverpflichtung. Erforderlich ist nach dem Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatz nur, was möglich und angemessen ist.
Der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz kommt des Weiteren da-
durch zum Ausdruck, dass nach § 3 Nr. 3 Grundsätze der
Raumordnung allgemeine Aussagen für nachfolgende Ab-
wägungs- oder Ermessensentscheidungen sind, und dass
diese Grundsätze nach § 4 Abs. 2 und § 7 Abs. 7 unterein-
ander und mit sonstigen Belangen abzuwägen sind. Der
Schutz der Meeresumwelt umfasst insbesondere die Tier-
und Pflanzenwelt des Meeres einschließlich ihrer Lebens-
stätten und Lebensräume sowie des Vogelzuges. Die Rege-
nerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähigkeit der
Naturgüter sollen auf Dauer gesichert werden. Auch die
Qualität des Meerwassers, die Hydrographie und die Sedi-
mentverhältnisse sind dem Begriff der Meeresumwelt zuzu-
rechnen. Die Ausweisung von Meeresschutzgebieten nach
§ 38 Bundesnaturschutzgesetz sowie die Empfehlung des
Europäischen Parlaments und des Rates zum integrierten





In § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 wurde die Nennung des Personen-
beförderungsgesetzes gestrichen, nachdem dieses nicht
mehr Rechtsgrundlage für die Entscheidung über raumbe-
deutsame Planungen und Maßnahmen des Bundes ist.
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nugsplänen als Ziele der Raumordnung zunehmend Infra-
strukturvorhaben festlegen, die in der Zuständigkeit des
Bundes liegen (z. B. Bundesverkehrswegeplanung). Diese
festgelegten Infrastrukturmaßnahmen oder deren genaue
Modalitäten (Ausgestaltung, zeitliche Planung etc.) entspre-
chen oftmals nicht den Vorstellungen des Bundes. Bei der
Aufstellung und Umsetzung der entsprechenden Festlegun-
gen in den Raumordnungsplänen kommt es in der Folge im-
mer häufiger zu Unsicherheiten hinsichtlich der Reichweite
der Bindungswirkungen dieser Festlegungen gegenüber der
Fachplanung des Bundes.
Nach den §§ 4 und 5 gilt die Bindungswirkung der Ziele der
Raumordnung in Raumordnungsplänen grundsätzlich auch
gegenüber raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen
des Bundes. Soweit diese Ziele der Raumordnung jedoch
den Bedarf, die zeitliche Planung, die bauliche Gestaltung
oder den parzellenscharfen Trassenkorridor von Infrastruk-
turmaßnahmen des Bundes festlegen, haben die Festlegun-
gen nicht nur den – legitimen – Charakter einer Raument-
wicklung mittels eines landesentwicklungspolitisch bedeut-
samen Infrastrukturvorhabens, sondern zugleich den Cha-
rakter einer die Fachplanung des Bundes ersetzenden
Bedarfsentscheidung. Letzteres berührt die verfassungs-
rechtlich festgelegten Kompetenzen des Bundes; die frag-
lichen Ziele der Raumordnung sind daher verfassungskon-
form auszulegen: Sie binden Träger anderer raumbedeut-
samer Maßnahmen und halten somit den Standort von ande-
rer Raumnutzung frei (Freihalteziel). Dem Träger der
Bundes-Fachplanung selbst gegenüber haben sie aus kom-
petenzrechtlichen Gründen jedoch nur die Bedeutung, dass
die Vorstellung des Landes erklärt wird, das Infrastruktur-
vorhaben durchzuführen.
Dem entsprechend soll § 5 Abs. 1 Satz 2 klarstellen, dass
das Ziel den Träger der Bundesfachplanung zwar insoweit
bindet, als dass es hinsichtlich der Planung oder Maßnahme
bedeutsame Aussagen für die Raumentwicklung des Landes
trifft, also Zielaussagen hinsichtlich der raumbedeutsamen
Parameter. Jedoch bindet das Ziel den Träger der Bundes-
fachplanung weder hinsichtlich des parzellenscharfen Tras-
senkorridors oder der genauen baulichen Gestaltung, noch
hinsichtlich Bedarf, Zeitplanung und Finanzierung. Auf die
gleichlautende Rechtsprechung zu diesem Thema wird ver-
wiesen, vgl. BayVerfGH Vf. 10/12-VII-00, Entscheidung
vom 15. Juli 2002.
④⑤ ⑥⑤⑦⑦⑧⑨ ⑩ (§ 7)
Zu Buchstabe a
Der neue § 7 Abs. 5 setzt Artikel 3 Abs. 1 bis 6 sowie
Artikel 4 der Richtlinie 2001/42/EG um, welche die Um-
weltprüfung von Raumordnungsplänen bei deren Erstellung
vorschreiben. Ferner wird Artikel 5 der Richtlinie, welcher
die Erstellung eines Umweltberichts im Rahmen der Um-
weltprüfung vorschreibt, umgesetzt.
Satz 1 schreibt die Durchführung einer Umweltprüfung für
die Aufstellung und Änderung von Raumordnungsplänen
vor. Die Änderung von Raumordnungsplänen wird erstmals
namentlich aufgenommen, weil für sie neue Sonderregelun-
gen greifen, vgl. § 7 Abs. 5 Satz 5 bis 7. Auf eine differen-
zierte Darstellung entsprechend Artikel 3 Abs. 2 der Richt-
linie soll verzichtet und die generelle Umweltprüfpflichtig-
keit von Raumordnungsplänen festgestellt werden. Denn
die Raumordnungspläne der Länder sind regelmäßig rah-
mensetzend „für die künftige Genehmigung der in den An-
hängen I und II der Richtlinie 85/337/EWG aufgeführten
Projekte“ (vgl. Artikel 3 Abs. 2), oder ihre Auswirkungen
machen eine FFH-Verträglichkeitsprüfung erforderlich.
Satz 2 schreibt die Erstellung eines Umweltberichts vor und
erläutert dessen Regelungsinhalt gemäß Artikel 5 der Richt-
linie.
Satz 3 stellt unter Bezugnahme auf § 5 Abs. 8 (Begründung
des Raumordnungsplans) klar, dass der Umweltbericht so-
wohl als eigenständiger Teil der Umweltprüfung erstellt und
verbleiben, als auch Teil der Begründung des Raumord-
nungsplans werden kann. Die Wahl des einen oder anderen
Modells obliegt den zuständigen Ländern. Das letztge-
nannte Integrationsmodell entspricht der Regelung für den
Bereich der Bauleitplanung im ebenfalls auf Grund der
Richtlinie novellierten Baugesetzbuch.
Satz 4 des neuen § 7 Abs. 5 betrifft das Scoping gemäß
Artikel 5 Abs. 4 der Richtlinie. Der in der Richtlinie ver-
wandte Begriff der „Konsultation“ der Behörden soll durch
„Beteiligung“ ersetzt werden, da dieser Begriff in der deut-
schen Rechtssprache üblich ist. Die Regelung der Einzelhei-
ten des Verfahrens der Beteiligung obliegt den Ländern.
Die Sätze 5 bis 7 betreffen geringfügige Änderungen von
Plänen gemäß Artikel 3 Abs. 3 und 5 der Richtlinie. In
Satz 5 soll durch die Bezugnahme auf Artikel 3 der Richt-
linie verdeutlicht werden, dass eine Umweltprüfung zwin-
gend ist, wenn der Plan gemäß Artikel 3 Abs. 2 der Richt-
linie den Rahmen für die Genehmigung von UVP-pflichti-
gen Projekten gemäß Anlage I des Umweltverträglichkeits-
prüfungsgesetzes setzt.
Satz 6 betrifft das Screening gemäß Artikel 3 Abs. 6 der
Richtlinie.
Satz 7 regelt, die zu dem Ergebnis des Screenings führenden
Erwägungen in den Entwurf der Begründung der Planände-
rung aufzunehmen. Er soll damit die Voraussetzung für die
in Artikel 3 Abs. 7 der Richtlinie geforderte öffentliche Be-
kanntgabe der Gründe für die Entscheidung schaffen, keine
Umweltprüfung durchzuführen; diese Forderung wird im
neuen § 7 Abs. 6 umgesetzt.
Satz 8 betrifft die Abschichtungsmöglichkeiten gemäß
Artikel 4 Abs. 3 der Richtlinie.
Satz 9 betrifft die Möglichkeit einer Zusammenfassung
mehrerer die Prüfung von Umweltauswirkungen betreffen-
den Verfahren in einem gemeinsamen Verfahren gemäß
Artikel 11 Abs. 2 der Richtlinie.
Zu Buchstabe b
Der neue § 7 Abs. 6 führt die Beteiligungsregelungen der
bisherigen Absätze 5 und 6 zusammen. Er setzt Artikel 3
Abs. 7, Artikel 6 und 7 der Richtlinie um, welche die Be-
hörden- und die Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Erstel-
lung von Raumordnungsplänen vorschreiben. Artikel 6 und
7 der Richtlinie sprechen von „Konsultation“; Artikel 6
Abs. 2 der Richtlinie verwendet den Begriff „Stellung-
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tiv“ sicher, dass die Beteiligung nicht nur formal, sondern
auch mit der tatsächlichen Möglichkeit der Einflussnahme
auf geplante Ziele der Raumordnung – entsprechend dem
Gedanken des bisherigen § 7 Abs. 5 – erfolgt.
Satz 2 fordert über den Wortlaut von Artikel 7 der Richtlinie
hinaus bei grenzüberschreitenden Auswirkungen die Betei-
ligung jedes betroffenen Staates und nicht nur der Staaten,
die Mitglied der Europäischen Gemeinschaften sind. Damit
wird insbesondere die Schweiz, welche bislang keinen An-
trag auf Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften ge-
stellt hat, bei grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen
in die Beteiligungspflicht einbezogen. Mit dem Verweis auf
die Grundsätze des Umweltverträglichkeitsprüfungsgeset-
zes soll hinsichtlich der Konsultationen zwischen den Staa-
ten eine vergleichbare Verfahrensregelung für die grenz-
überschreitenden Auswirkungen von Plänen gewährleistet
werden.
Zu Buchstabe c
Der neue § 7 Abs. 7 setzt Artikel 8 der Richtlinie um, wel-
cher die Berücksichtigung des Umweltberichts und der im
Rahmen der Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung ab-
gegebenen Stellungnahmen bei der Ausarbeitung der Pläne
vorschreibt.
Zu den Buchstaben d und e
Der neue § 7 Abs. 8 sowie der neu eingefügte § 7 Abs. 9
setzen Artikel 9 der Richtlinie um. Dieser schreibt vor, dass
der Plan einschließlich einer Erklärung zur Berücksichti-
gung der Umweltbelange und einschließlich der Benennung
von beschlossenen Maßnahmen zur Überwachung der er-
heblichen Auswirkungen der Durchführungen des Planes
auf die Umwelt der Öffentlichkeit zugänglich zu machen ist.
Der offen gefasste Begriff der Richtlinie „Zugänglich-
Machen“ lässt Interpretationen von einer bloßen Einstellung
in das Internet bis hin zu einer förmlichen Bekanntmachung
mit persönlicher Benachrichtigung zu. Um zu stark differie-
rende Umsetzungen von Bundesland zu Bundesland zu ver-
hindern, erscheint eine grundsätzliche Weichenstellung
durch den Bund notwendig. Der in § 7 Abs. 9 gewählte Be-
griff „Bekanntmachung“ soll eine bundesweit vergleichbare
Umsetzung der Richtlinienvorgabe im deutschen Landes-
recht und in der Praxis sicherstellen. Zudem korrespondiert
das im deutschen Rechtssystem bekannte förmliche Verfah-
ren der Bekanntmachung auf Grund seiner Förmlichkeit mit
der Intention der Richtlinie und mit dem neuen Verständnis
der Raumordnung in Deutschland, die Öffentlichkeit zuneh-
mend in die Aufstellung und Änderung der Raumordnungs-
pläne einzubinden. Einzelheiten der Verfahrensregelung
obliegen den Ländern.
Zu Buchstabe e
Der neu eingefügte § 7 Abs. 10 setzt Artikel 10 der Richt-
linie um, welcher die Überwachung der erheblichen Aus-
wirkungen der Durchführung der Pläne auf die Umwelt vor-
schreibt.
➪➶ ➹➶➘➘➴➷ ➬ (§ 10)
Die Änderung des § 10 Abs. 2 Nr. 1 trägt der Richtlinie
2001/42/EG insoweit Rechnung, als dass dort der Inhalt der
Umwelterklärung verbindlich festgelegt wird und den Mit-
gliedstaaten insofern kein Spielraum zusteht.
➪➶ ➹➶➘➘➴➷ ➮ (§ 18a)
Der neu eingefügte § 18a soll als Ausnahmevorschrift im
Rahmen von Artikel 75 Abs. 2 Grundgesetz abschließend
und unmittelbar Geltung entfalten.
Die Ausdehnung eines begrenzten Rechtsregimes auf die
deutsche ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ) durch
Bundesgesetz ist erforderlich zur Wahrung der Rechts- und
Wirtschaftseinheit, Artikel 72 Abs. 2 Grundgesetz. Es liegt
im gesamtstaatlichen Interesse, einheitliche rechtliche Rah-
menbedingungen für die Koordinierung der in der AWZ zu-
lässigen Nutzungen sowohl untereinander als auch mit den
notwendigen Schutzinteressen zu schaffen. Da eine geord-
nete Nutzung der in der AWZ vorhandenen Ressourcen für
die Wirtschaft des Gesamtstaates von Bedeutung ist, kann
ein Verzicht auf eine bundesgesetzliche Regelung weder im
Interesse des Bundes noch im Interesse der Länder hinge-
nommen werden. Die Ansprüche an den Gesamtwirtschafts-
raum AWZ erfordern, dass an dessen Funktionen bundes-
weit ein vergleichbarer Maßstab angelegt wird. Ein heraus-
ragender Aspekt ist in der AWZ neben den Umweltauswir-
kungen die stark expandierende, vielfältige, zum Teil
gegenläufige wirtschaftliche Nutzung. Eine bundeseinheit-
liche Regelung ist somit erforderlich, um Hindernisse für
den wirtschaftlichen Verkehr sowie Wettbewerbsverzerrun-
gen auf Grund unterschiedlicher Länderplanungen zu ver-
meiden. Mit dem Raumordnungsgesetz des Bundes steht ein
Instrument zur Verfügung, das sich bei der Koordinierung
der verschiedenen Nutzungen und Schutzinteressen auf dem
Land schon vielfach bewährt hat.
Im Übrigen hat der Bund die bisherige Nutzung der AWZ
über die Seeanlagenverordnung weitestgehend in eigener
Zuständigkeit geregelt. Diese Kernzuordnung, welche auch
für den Naturschutz in der AWZ gilt (§ 38 Bundesnatur-
schutzgesetz), soll weiterhin Bestand haben. Da nach gel-
tendem Recht nur Bundesbehörden die fachspezifischen
Aufgaben in der AWZ wahrnehmen, hilft die Zuständigkeit
des Bundes auch in der raumordnerischen Gesetzgebungs-,
Planungs- und Koordinierungsfunktion, die abhängigen Tä-
tigkeiten möglichst effizient zu gestalten.
Darüber hinaus besteht das Erfordernis, das Raumordnungs-
regime in der AWZ durch Bundesgesetz abschließend und
unmittelbar zu regeln, Artikel 75 Abs. 2 Grundgesetz.
Die AWZ stellt wie ausgeführt ein Gebiet dar, in dem ein
Land nicht in der Lage ist, einen Ausgleich zwischen den
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übergreifender Koordination durch den Bund in Einklang
gebracht werden. Im Übrigen sichert nur die Zuständigkeit
des Bundes die Beteiligung aller sechzehn Bundesländer im
Verfahren zur Aufstellung der Ziele der Raumordnung.
Zudem herrscht bei einer Planung des Gesamtraums AWZ
auf Grund der vielfältigen Grenznachbarn ein äußerst kom-
plexer Abstimmungsbedarf. Die Abstimmung für jedes ein-
zelne Ziel der Raumordnung mit insgesamt neun angrenzen-
den Ländern bzw. Staaten erscheint auf Länderebene nicht
möglich; sie geht weit über die auf Länderebene im Bereich
der Landesentwicklungspläne stattfindenden Abstimmun-
gen hinaus. Hierbei ist insbesondere zu beachten, dass die
AWZ nicht nur an die vier Küstenländer Niedersachsen,
Hamburg, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpom-
mern, sondern auch an die fünf Nachbarstaaten Nieder-
lande, Vereinigtes Königreich, Dänemark, Schweden und
Polen angrenzt. Abstimmungen auf dieser Ebene erfordern
Verhandlungsmöglichkeiten, welche auf Grund der völker-
rechtlichen Gewichtung wohl beim Bund, jedoch nicht bei
den Ländern vorhanden sind. Somit ist die Aufstellung von
Zielen und Grundsätzen der Raumordnung in der AWZ eine
Aufgabe, die nur der Bund wahrnehmen kann.
Der Charakter des § 18a als Ausnahmevorschrift wird auch
deutlich in der Beschränkung der Zuständigkeit des Bundes
auf die Aufstellung von (nur einzelnen) Zielen und Grund-
sätzen der Raumordnung. Im Gegensatz hierzu stellen die
Länder für ihr Gebiet Landesentwicklungspläne auf, die je-
weils alle Erfordernisse der Raumordnung (Ziele, Grund-
sätze und sonstige Erfordernisse hinsichtlich aller raumbe-
deutsamen Belange) umfassen. Neben dieser funktionalen
Beschränkung der Zuständigkeit des Bundes verdeutlicht
auch die räumliche Beschränkung der Zuständigkeit den
Ausnahmecharakter des § 18a: Die AWZ ist, verglichen mit
dem übrigen Anwendungsbereich des Raumordnungsgeset-
zes, also dem gesamten Staatsgebiet der Bundesrepublik
Deutschland einschließlich des Küstenmeeres, ein sehr klei-
ner Teilraum.
Die in Absatz 1 Satz 1 genannte Eingrenzung der Ziele und
Grundsätze der Raumordnung ergibt sich aus Artikel 56
Seerechtsübereinkommen, welcher die funktionale Be-
schränkung der Nutzung der AWZ vorgibt. Innerhalb dieses
Rahmens finden die unmittelbar geltenden Vorschriften des
ersten und des dritten Abschnitts des Raumordnungsgeset-
zes, §§ 1 bis 5 sowie §§ 18 bis 21, Anwendung. Darüber hi-
naus erklärt Satz 2 hinsichtlich der nur mittelbar geltenden
Rahmenvorschriften des zweiten Abschnitts des Raumord-
nungsgesetzes § 7 Abs. 1 und 4 bis 10 für die Aufstellung
der Ziele und Grundsätze der Raumordnung in der AWZ
durch den Bund für anwendbar. Nach Satz 3 sollen die Ziele
und Grundsätze der Raumordnung in der AWZ durch
Rechtsverordnung aufgestellt werden; Satz 3 enthält die
entsprechende Ermächtigung nach Artikel 80 Grundgesetz.
Da die AWZ nicht zum Staatsgebiet der Bundesrepublik
Deutschland gehört und da zudem in der AWZ keine Inte-
ressen der Länder betroffen sind, ist eine Zustimmung des
Bundesrates zur Rechtsverordnung nicht erforderlich.
Absatz 2 regelt das Verwaltungsverfahren zur Aufstellung
der Ziele und Grundsätze der Raumordnung in der AWZ. In
Vorbereitung der Aufstellung der Ziele und Grundsätze der
Raumordnung, welche durch das Bundesministerium für
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen durch Rechtsverord-
nung erfolgt, erarbeitet das Bundesamt für Bauwesen und
Raumordnung die Ziele und Grundsätze; insbesondere führt
es die Verfahrensschritte der Umweltprüfung und der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung durch. Die Vollzugskompetenz des
Bundesamtes ergibt sich aus Artikel 87 Abs. 3 Grundgesetz.
Als Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundes-
ministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen unter-
stützt das Bundesamt die Aufgaben der Bundesraumord-
nung in fachlicher Hinsicht. Es soll daher nach Satz 1 die
Aufgabe der Erarbeitung von Zielen und Grundsätzen der
Raumordnung in der AWZ ohne bundeseigenen Mittel- oder
Unterbau und ohne die Inanspruchnahme von Verwaltungs-
behörden der Länder – außerhalb der reinen Amtshilfe –
wahrnehmen. Satz 2 soll sicherstellen, dass die Wahrung der
unterschiedlichen Nutzungsinteressen – wirtschaftliche und
verkehrliche Belange, aber auch Belange des Naturschutzes,
der Forschung und der Verteidigung – durch die Beteiligung
der betroffenen Bundesministerien und durch die Beneh-
mensherstellung mit den angrenzenden Ländern vom Ab-
wägungsprozess erfasst wird. Die Beteiligung der nach dem
Seerechtsübereinkommen fachlich betroffenen Bundesmi-
nisterien stellt das Erfordernis dar, über die Ziele der Raum-
ordnung Einvernehmen zu erzielen. Diese Beteiligung nach
Absatz 2 Satz 2 erfolgt im Rahmen des Verwaltungsverfah-
rens zur Aufstellung der Ziele und Grundsätze der Raum-
ordnung entsprechend § 7 Abs. 6. Hingegen bedeutet die
Beteiligung der fachlich betroffenen Bundesministerien
nach Absatz 1 die (nachfolgende) Beteiligung im Rahmen
der Abstimmung des Entwurfs der Rechtsverordnung ent-
sprechend § 62 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der
Bundesministerien.
Mit Absatz 3 Satz 1 soll klargestellt werden, dass den Vor-
ranggebieten für Windkraftanlagen – im Hinblick auf die
fehlende Bindungswirkung als Ziele der Raumordnung
gegenüber privaten Investoren – hinsichtlich der Stand-
ortauswahl die gleichen positiven Wirkungen für die Ge-
nehmigung zukommen, wie derzeit im Verfahren nach der
Seeanlagenverordnung. Zudem erfolgt der deklaratorische
Hinweis, dass im Zuge der Projektgenehmigung von Wind-
kraftanlagen eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzu-
führen ist. Satz 2 soll sicherstellen, dass die momentan in
Aufstellung befindlichen besonderen Eignungsgebiete für
Windkraftanlagen nach § 3a Seeanlagenverordnung auch
unter dem geplanten Raumordnungsregime in der AWZ Be-
stand haben werden. Die Regelung stellt eine Ausnahme dar
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✻✮✚ ❏✛gänzung des § 22 trägt Artikel 13 Abs. 1 der Richt-
linie 2001/42/EG Rechnung, welcher eine Umsetzung vor
dem 21. Juli 2004 anordnet. Einerseits soll den Ländern mit
dem Datum 31. Dezember 2006 eine angemessene Frist zur
Umsetzung gegeben werden; andererseits soll die Beach-
tung der Richtlinie ab dem 21. Juli 2004 sichergestellt wer-
den.
Die neu eingefügte Übergangsregelung des § 22 Satz 3 soll
als Ausnahmevorschrift im Rahmen von Artikel 75 Abs. 2
Grundgesetz abschließend und unmittelbar Geltung entfal-
ten. Dies ist namentlich erforderlich für die über die Länder
hinausgreifenden Angelegenheiten der Raumordnung, in
deren Rahmen auf eine einheitliche Entwicklung und Ord-
nung des Gesamtraums der Bundesrepublik Deutschland
hinzuwirken ist. Ein herausragender Aspekt sind hierbei die
– medienübergreifenden – Umweltauswirkungen. Zum ei-
nen werden durch die Umweltauswirkungen planerischer
Festlegungen oftmals die ökologischen Funktionen des
Raums über einen abgegrenzten Teilraum hinaus betroffen
sein. Zum anderen erfordern die sozialen Ansprüche an den
Gesamtraum, dass an dessen ökologische Funktionen bun-
desweit ein vergleichbarer Maßstab angelegt wird. Der Aus-
nahmecharakter des § 22 Satz 3 wird verdeutlicht durch die
zeitliche Begrenzung der Geltung; die Vorschrift hat nur
Übergangscharakter. Die Geltung endet, sobald die Länder
die Richtlinie in Landesrecht umgesetzt haben.
❈❉ ❊❉❋❋●❍ ❑ (§ 23)
Zu Buchstabe a
§ 23 Abs. 1 meint mit der Wortwahl „der bisherigen Fas-
sung“ die Fassung des Raumordnungsgesetzes, welche vor
dem 18. August 1997 galt. Auf Grund der nunmehr erfol-
genden weiteren Gesetzesänderung im Jahre 2004 wird eine
Präzisierung des Gesetzeswortlauts notwendig.
Zu Buchstabe b
Der neue § 23 Abs. 3 Satz 1 setzt Artikel 13 Abs. 3 Satz 1
der Richtlinie 2001/42/EG um; der neue § 23 Abs. 3 Satz 2
und 3 setzt Artikel 13 Abs. 3 Satz 2 der Richtlinie um.
▲▼ ◆❖P◗❘❙❚ 3 (Änderung des Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung)
❈❉ ❊❉❋❋●❍ ❯ (§§ 16 und 17)
Zu § 16
Die vorgeschlagene Regelung hat Übergangscharakter.
Absatz 1 Satz 1 sieht eine Verpflichtung zur Durchführung
einer Umweltprüfung für Raumordnungspläne nach Maß-
gabe der Richtlinie 2001/42/EG über die Umweltprüfung
bestimmter Pläne und Programme vor. Die Sätze 2 und 3
sollen in Anlehnung an den Gedanken des § 4 verdeut-
lichen, in welchen Fällen die Regelungen des Gesetzes über
die Umweltverträglichkeitsprüfung und in welchen Fällen
die Regelungen der Raumordnungsgesetze des Bundes und
der Länder Anwendung finden.
Absatz 2 bestimmt für das Raumordnungsverfahren, dass
die raumbedeutsamen Umweltauswirkungen eines Vorha-
bens entsprechend dem Planungsstand ermittelt, beschrie-
ben und bewertet werden können.
Absatz 3 enthält eine dem bisherigen § 17 Satz 3 entspre-
chende Abschichtungsregelung. Danach kann eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung in einem nachfolgenden Zulas-
sungsverfahren auf zusätzliche oder andere erhebliche
Umweltauswirkungen beschränkt werden, wenn für einen
Raumordnungsplan oder in einem Raumordnungsverfahren
eine Umweltprüfung durchgeführt worden ist.
Bei den weiteren Änderungen der Überschrift sowie in den
Absätzen 4 und 5 handelt es sich um redaktionelle Folge-
änderungen.
Zu § 17
Mit der Plan-UP-Richtlinie ist europarechtlich ein hierar-
chisch abgestuftes System erstellt worden, um die Auswir-
kungen auf die Umwelt bei den unterschiedlichen Konkreti-
sierungsgraden von der Ebene der Programme über die Pla-
nung hin zur Genehmigung von Vorhaben sicherzustellen.
Folgerichtig ist eine Umweltprüfung grundsätzlich für alle
Pläne und Programme durchzuführen, die den Rahmen für
die künftige Genehmigung von Projekten setzen, die nach
der Projekt-UVP-Richtlinie einer Umweltverträglichkeits-
prüfung unterliegen.
Nach der bisherigen Regelung des § 17 Satz 2 des Gesetzes
über die Umweltverträglichkeitsprüfung wurde bei Vorha-
ben nach den Nummern 18.1 bis 18.8 der Anlage 1 zum Ge-
setz über die Umweltverträglichkeitsprüfung die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung nur im Bebauungsplanverfahren
durchgeführt, wenn durch diesen Bebauungsplan die Zuläs-
sigkeit eines der oben genannten Vorhaben begründet wer-
den sollte (vgl. § 2 Abs. 3 Nr. 3 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung in der bisher geltenden Fas-
sung). Die Beschränkung der UVP bei diesen Bebauungs-
plänen, die bereits eine konkrete Standortentscheidung für
ein Vorhaben treffen, auf das Bebauungsplanverfahren ist
angesichts der nunmehr europarechtlich vorgegebenen hie-
rarchisch gestuften Form von Umweltprüfungen nicht mehr
zeitgemäß. Die bisherige Regelung des § 17 Satz 2 soll auf-
gehoben werden.
Da im Übrigen die in den bisherigen Nummern 18.1 bis
18.8 aufgelisteten Vorhaben überwiegend einer Baugeneh-
migung bedürfen und die Regelung des Baugenehmigungs-
verfahrens der Gesetzgebungskompetenz der Länder ob-
liegt, müssen die Länder – soweit nicht bereits geschehen –
ohnehin für die nach ihrer Ansicht UVP-pflichtigen Vor-
haben ein Verfahren vorhalten, das den Anforderungen der
Projekt-UVP-Richtlinie entspricht.
Mit dem vorgeschlagenen Absatz 1 Satz 1 wird – wie bis-
her – verdeutlicht, dass bei der Aufstellung von Bebau-
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❤♥♦✇q③✉❧❢ über die Umweltverträglichkeitsprüfung vorge-
schriebene Vorprüfung des Einzelfalls entfällt, wenn für
den aufzustellenden Bebauungsplan eine Umweltprüfung
durchgeführt wird. Die Durchführung einer solchen Um-
weltprüfung ist grundsätzlich für alle Bauleitpläne vorge-
sehen.
Absatz 2 verweist – wie Absatz 1 – ebenfalls darauf, dass
eine strategische Umweltprüfung den Anforderungen des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung entspre-
chend im Bauleitplanverfahren als Umweltprüfung nach
den Vorschriften des Baugesetzbuchs durchgeführt wird.
Dies bezieht sich auch auf die Verpflichtung zur Über-
wachung in § 4c (vgl. Artikel 1 Nr. 6).
Absatz 3 übernimmt die bisherige Regelung des § 17 Satz 3
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung un-
verändert.
❼❽ ❾❽❿❿➀➁ ➂ (Anlage 1 Nr. 18.1 bis 18.8)
Es handelt sich um Folgeänderungen aus dem Vorschlag zu
Artikel 3 Nr. 1 (§ 17), wonach die Beschränkung der Um-
weltverträglichkeitsprüfung nur auf das Bebauungsplanver-
fahren, wenn durch diesen Bebauungsplan die Zulässigkeit
eines der Vorhaben nach den Nummern 18.1 bis 18.8 be-
gründet werden sollte, aufgegeben wird.
➃➄ ➅➆➇➈➉➊➋ 4 (Änderung der Verwaltungsgerichts-
ordnung)
Es handelt sich um eine Folgeänderung auf Grund der Än-
derung der Vorschriften der Planerhaltung im Baugesetz-
buch (vgl. Artikel 1 Nr. 66 und 67). Es wird damit eine
Empfehlung der Unabhängigen Expertenkommission zur
Novellierung des Baugesetzbuchs aufgegriffen, die Unter-
scheidung zwischen nichtigen und unwirksamen Satzungen,
wie sie dem bisherigen § 215a zugrunde lag, aufzuheben, da
sie Rechtsunsicherheit erzeuge (vgl. Bericht, Rn. 147 f.).
Materielle Änderungen sind damit jedoch nicht verbunden.
➃➄ ➅➆➇➈➉➊➋ 5 (Änderung des Bundesnaturschutz-
gesetzes)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zur
vorgeschlagenen Aufhebung des bisherigen § 29 Abs. 3
Baugesetzbuch (vgl. Artikel 1 Nr. 22).
➃➄ ➅➆➇➈➉➊➋ 6 (Bekanntmachung des Baugesetzbuchs
und des Raumordnungsgesetzes)
Artikel 6 soll die Neubekanntmachung der genannten Ge-
setze in der vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden
Fassung regeln.
➃➄ ➅➆➇➈➉➊➋ 7 (Inkrafttreten)
Artikel 7 regelt das Inkrafttreten dieses Gesetzes.
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Anlage 2
Stellungnahme des Bundesrates
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➟ ➝ ➵ ➞ Þ ➡➢ ➠➡➵
➜➨➝ mitderã➞gänzung des bisherigen § 1 Abs. 5 Satz 2
Nr. 9 verbundene Hervorhebung der zivilen Anschluss-
nutzung von Militärliegenschaften ist weder erforderlich
noch sachlich gerechtfertigt.
In § 1a Abs. 2 wird die Wiedernutzbarmachung aller da-
für in Betracht kommender Flächen als besonderer Be-
lang herausgestellt. Auch wenn diese Regelung vorran-
gig umweltschützende Ziele verfolgt, wird den Eigentü-
merinteressen des Bundes damit Rechnung getragen.
Soweit die Ergänzung das Ziel verfolgen sollte, den
wirtschaftlichen Interessen des Bundes Rechnung zu tra-
gen, ist sie nicht erforderlich, da in der Abwägung nach
§ 1 Abs. 7 auch die privaten (Vermarktungs-)Belange zu
berücksichtigen sind.
Schließlich macht es auch aus städtebaulicher Sicht kei-
nen Unterschied, ob ehemals militärisch genutzte Flä-
chen oder Industriebrachen oder beispielsweise von der
Bahn aufgegebene Flächen einer Nachnutzung zugäng-
lich gemacht werden sollen. Die Heraushebung einer
Vornutzung könnte den Eindruck erwecken, dass damit
unterschiedliche Bewertungen erfolgen sollen.
3. ÐÑ ÒÓÔÕÖ×Ø Ù ÚÓÛ æ çÑèéêÔëì× ì (§ 1 Abs. 6 Nr. 11
und 12 – neu – BauGB)
In Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b ist § 1 Abs. 6 wie folgt zu
ändern:
a) In Nummer 11 ist der Punkt am Satzende durch ein
Komma zu ersetzen.
b) NachNummer 11 ist folgende Nummer 12 anzufügen:
„12. die besonderen Anforderungen an gesunde
Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicher-
heit der Bevölkerung durch die Vermeidung der
Auswirkungen von schweren Unfällen im Sinne
des Artikels 3 Nr. 5 der Richtlinie 96/82/EG, in-
dem ein angemessener Abstand der Bebauung
zu Betrieben, die der Richtlinie 96/82/EG un-
terfallen, gewahrt wird.“
B e g r ü n d u n g
Die Richtlinie 96/82/EG vom 9. Dezember 1996 zur
Beherrschung von Gefahren bei schweren Unfällen mit
gefährlichen Stoffen (Seveso-II-Richtlinie) enthält in
Artikel 12 unter der Überschrift „Überwachung der An-
siedlung“ grundsätzliche Anforderungen an die Flächen-
ausweisung und die Flächennutzung im Hinblick auf
schwere Unfälle. Im Einzelnen enthält sie folgende Vor-
gaben: In materieller Hinsicht ist sowohl bei der Aufstel-
lung von Plänen als auch bei der Ansiedlung und Ände-
rung von Betrieben, die der Richtlinie unterfallen, auf
die Verhütung schwerer Unfälle und die Folgenbegren-
zung ausreichend Rücksicht zu nehmen. Insbesondere ist
ein angemessener Abstand zwischen den von der Richt-
linie erfassten Betrieben einerseits und Wohngebieten,
öffentlich genutzten Gebieten und naturschutzrechtlich
besonders wertvollen oder empfindlichen Gebieten an-
dererseits zu wahren. Verfahrensmäßig ist ein entspre-
chendes Überwachungssystem vorzusehen. Darüber hin-
aus sind die zuständigen Behörden einzuschalten und ist
– soweit erforderlich – für eine sachkundige Beratung
Sorge zu tragen.
Soweit die Richtlinie Vorgaben für die Aufstellung und
Änderung von Bauleitplänen macht, empfiehlt es sich,
sie neben § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes (BImSchG) und den Regelungen der Störfall-Ver-
ordnung (12. BImSchV) hier bauplanungsrechtlich
durch das Baugesetzbuch umzusetzen. Damit würde
auch dem grundsätzlichen Anliegen der Novelle Re-
chung getragen, umweltrechtliche Vorgaben weitestge-
hend in das Baugesetzbuch zu integrieren.
Die Einfügung der Nummer 12 ist notwendig, um die
Vorgaben der Richtlinie 96/82/EG bauplanungsrechtlich
umzusetzen und eine Möglichkeit zu schaffen, das
Herannahen von Wohnbebauung an Betriebe, die der
Seveso-II-Richtlinie unterfallen, bauplanungsrechtlich
zu steuern. Der durch die Novelle unverändert geblie-
bene § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB ist nicht ausreichend, da er
nur die allgemeinen Anforderungen regelt. Die hier vor-
geschlagene Ergänzung stellt die Integration der verfah-
rens- und materiellrechtlichen Anforderungen des Ge-
meinschaftsrechts in das Bauplanungsrecht sicher. Ziel
ist, planungsrechtliche Verfahrensschritte und das hohe
Umweltschutzniveau zu stärken, um eine dem Leitbild
der nachhaltigen Stadtentwicklung verpflichtete räum-
liche Planung zu verwirklichen.
Die Konkretisierung des Begriffs des „angemessenen
Abstands“ muss im Rahmen der Bauleitplanung und der
Beteiligung der Immissionsschutzbehörden erfolgen.
Dabei wird zu berücksichtigen sein, ob Ansiedlungen
das Risiko eines schweren Unfalls vergrößern oder die
Folgen eines solchen Unfalls verschlimmern können.
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ß ✁✂✄☎ ✆✄✂ ✝✞✂✟✁✠✡☛☞✌✍ von✎✂☎✟✄✂✞✂✌✏ dieder ß✂✑
✒✂✓ ✑✔✔✑✕✄✡☛☎✖✄✌✄✂ ☞✌☎✂✟✗✠✖✖✂✌✏ ✞✂☎✟ ✗fenist, ✒✂✟✞✖✂✄✞☎ es
✞✂✄ der✘✌✖✠✍✂✌ ✞✂✙ ✍✂✌✂✌ ✝✞✂✟✁✠✡☛☞✌✍ des✎✔✚ß✡☛✛
und der ✜✢✣ ✎✔✚ß✡☛✤✣
✥✣ ✦✧ ★✩✪✫✬✭✮ ✯ ✰✩✱ ✲ ✳✴ ✜✠ ✘✞✓✣ ✢ ß✠☎✙ ✵ ✶ ✌✂☞ ✶ ☞✌✆
ß✠☎✙ ✥ ✎✠☞✛✎✷
✔✌ ✘✟☎✄✸✂✖ ✜ ✹✟✣ ✵
istin§
✜✠ ✘✞✓✣ ✢ ✌✠✡☛ ß✠☎✙ ✢
folgendr
ß✠☎✙ einzufügen:
„Die Inanspruchnahme von Böden, welche die Boden-
funktionen nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 2 des Bundes-
Bodenschutzgesetzes in besonderem Maße erfüllen, ist
für bauliche Nutzungen so weit wie möglich zu be-
grenzen.“
F o l g e ä n d e r u n g
In Artikel 1 Nr. 3 ist in § 1a Abs. 2 im neuen Satz 4 die
Angabe „Sätzen 1 und 2“ durch die Angabe „Sätzen 1
bis 3“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
In Bauleitplanungen sind die Belange des Bodenschut-
zes eigenständig bei der Abwägung zu berücksichtigen.
Für die Konkretisierung dieser Belange sind die in § 2
Abs. 2 genannten Bodenfunktionen von besonderer Be-
deutung. Um Böden differenziert in Verfahren einbrin-
gen zu können, ist es notwendig, dass die Qualität der
Böden sowie ihre Funktionen entsprechend bewertet
werden. Auf dieser Grundlage sind dann Böden, welche
die Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 2 des
Bundes-Bodenschutzgesetzes in besonderem Maße er-
füllen, also besonders wertvolle Böden, in die Abwä-
gung einzubeziehen.
Vor dem Hintergrund, dass die Frage des „Flächenver-
brauchs“ immer stärker in den Vordergrund tritt und so-
mit auch in der künftigen Rechtsprechung an Bedeutung
gewinnen wird, ist es wichtig, zu einem fehlerfreien Ab-
wägungsprozess zu gelangen, weil ansonsten nach der
einschlägigen Rechtsprechung ein Abwägungsdefizit
oder gar -ausfall droht.
5. ✦✧ ★✩✪✫✬✭✮ ✯ ✰✩✱ ✲ (§ 1a Abs. 4 BauGB)
In Artikel 1 Nr. 3 sind in § 1a Abs. 4 die Wörter „ein Ge-
biet im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b in seinen
für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeb-
lichen Bestandteilen erheblich beeinträchtigt werden
kann“ durch die Wörter „der Bauleitplan geeignet ist, ein
Gebiet im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 7 erheblich zu beein-
trächtigen“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
In der Plandefinition ist auf § 10 Abs. 1 Nr. 12
BNatSchG zurückzugreifen. Danach ist dann ein Plan im
Sinne der Natura 2000-Vorschriften mit der Konsequenz
der Pflicht zur Durchführung einer Verträglichkeitsprü-
fung gegeben, wenn der Plan „geeignet“ ist, ein Natura-
Gebiet erheblich zu beeinträchtigen, d. h. es findet eine
eher abstrakte Betrachtung statt. Die Formulierung „So-
weit … erheblich beeinträchtigt werden kann“ würde
demgegenüber an ein negatives Ergebnis einer schon
durchgeführten Verträglichkeitsprüfung anknüpfen.
6. ✦✧ ★✩✪✫✬✭✮ ✯ ✰✩✱ ✺ ✻✧✼✽✾✪✿❀✭ ✼ (§ 2 Abs. 4 Satz 4
BauGB)
In Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe c sind in § 2 Abs. 4 Satz 4
die Wörter „zeitlich nachfolgenden“ durch die Wörter
„darauf aufbauenden“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Die Regelung dient der so genannten Abschichtung der
Umweltprüfungen. Eine derartige Abschichtung kann
auch dann möglich sein, wenn z. B. für die Änderung des
Flächennutzungsplans und die Aufstellung eines Bebau-
ungsplans ein Parallelverfahren durchgeführt wird und
die Umweltprüfung im Flächennutzungsplanverfahren
bereits einen Stand erreicht hat, auf den die Umweltprü-
fung für den Bebauungsplan aufbauen kann. Das würde
der Wortlaut des Gesetzentwurfs jedoch nicht zulassen.
7. ✦✧ ★✩✪✫✬✭✮ ✯ ✰✩✱ ❁ (§ 2a BauGB)
✰✩✱ ❂ ✻✧✼✽✾✪✿❀✭ ✼ (§ 5 Abs. 5 Satz 1
und 2 – neu – BauGB)
✰✩✱ ✯❃ ✻✧✼✽✾✪✿❀✭ ❄ (§ 9 Abs. 8 Satz 2
BauGB) ✧❅❄
✰✩✱ ❆❆ (§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BauGB)
Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:
a) In Nummer 5 ist § 2a wie folgt zu fassen:
„§ 2a
Begründung zum Bauleitplanentwurf, Umweltbericht
Die Gemeinde hat im Aufstellungsverfahren dem
Entwurf des Bauleitplans eine Begründung beizufü-
gen. In ihr sind entsprechend dem Stand des Verfah-
rens
1. die Ziele, Zwecke und wesentlichen Auswirkun-
gen des Bauleitplans sowie
2. in einem Umweltbericht die auf Grund der Um-
weltprüfung nach § 2 Abs. 4 einschließlich der
Anlage zu diesem Gesetzbuch ermittelten und be-
werteten Belange des Umweltschutzes darzule-
gen. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten
Teil der Begründung.“
b) In Nummer 7 ist Buchstabe c wie folgt zu fassen:
,c) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) Die Wörter „ein Erläuterungsbericht“ wer-
den durch die Wörter „eine Begründung“ er-
setzt.
bb) Folgender Satz wird angefügt:
„Sie hat neben den Angaben nach § 2a eine
Erklärung zu enthalten, wie die Umweltbe-
lange und die Ergebnisse der Beteiligungen
nach den §§ 3 bis 4a in dem Bauleitplan be-
rücksichtigt worden sind und aus welchen
Gründen der beschlossene Plan nach Abwä-
gung mit den geprüften, vernünftigen ander-
weitigen Planungsmöglichkeiten gewählt
worden ist.“‘
c) In Nummer 10 ist Buchstabe d wie folgt zu fassen:
,d) Absatz 8 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„§ 5 Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend.“‘
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zu ❤❡❭❭❳❚✐
❥❣❝ die❦❧❨❭♠♥❨❬❤❪❳❚ über die Begründung des Flä-
chennutzungsplans und der Satzungen sowie ih-
rer Entwürfe nach § 2a, § 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1
Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5 Satz 1, § 9 Abs. 8
Satz 1und § 22 Abs. 10 sowie § 5 Abs. 5 Satz 2
und § 9 Abs. 8 Satz 2 in Verbindung mit § 5
Abs. 2 Satz 2 hinsichtlich der Erklärung zum
Umweltbericht, wie die Umweltbelange berück-
sichtigt werden, verletzt worden sind; dabei ist
unbeachtlich, wenn die Begründung des Flä-
chennutzungsplans oder der Satzung oder ihr
Entwurf unvollständig ist; abweichend von
Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften
in Bezug auf den Umweltbericht und die Erklä-
rung nach § 5 Abs. 5 Satz 2 und § 9 Abs. 8
Satz 2 in Verbindung mit § 5 Abs. 5 Satz 2 nur
unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu in
unwesentlichen Punkten unvollständig ist;“.
B e g r ü n d u n g
♦♣ q♣rst✉✈✇① ✈
Die im Entwurf des EAG Bau in § 2a Satz 2 Nr. 3
BauGB vorgesehene Verpflichtung zur laufenden Fort-
schreibung der Erklärung, wie die Umweltbelange und
die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-
gung in dem Bauleitplan berücksichtigt werden, und aus
welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den ge-
prüften anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt
wird, ist europarechtlich nicht geboten (vgl. Begründung
zu Artikel 1 Abs. 5 EAG Bau (Seite 121)). Nach dem
Konzept der Richtlinie ist vielmehr der entscheidende
Zeitpunkt für das Vorliegen der Erklärung der Zeitpunkt
nach Beschluss des Bauleitplans.
Demgegenüber bedingt die laufende Fortschreibung der
Erklärung für die planende Gemeinde einen Verwal-
tungsmehraufwand, den es zu vermeiden gilt. Daher ist
vorzusehen, dass die Erklärung nicht laufend fortge-
schrieben werden muss, sondern Teil der Begründung
des Flächennutzungsplans bzw. des Bebauungsplans ist
und damit erst zum Zeitpunkt des Feststellungs- bzw.
Satzungsbeschlusses vorliegen muss.
♦♣ q♣rst✉✈✇① ✇
Folgeänderung der Streichung von § 2a Satz 2 Nr. 3. Es
reicht aus, wenn die geforderte Erklärung zum Zeitpunkt
des Feststellungsbeschlusses vorliegt.
♦♣ q♣rst✉✈✇① r
Folgeänderung der Streichung von § 2a Satz 2 Nr. 3. Es
reicht aus, wenn die geforderte Erklärung zum Zeitpunkt
des Satzungsbeschlusses in der Begründung enthalten ist.
♦♣ q♣rst✉✈✇①
②
Folgeänderung der Streichung von § 2a Satz 2 Nr. 3 und
den vorgeschlagenen Änderungen von § 5 Abs. 5 und
§ 9 Abs. 8.
8. ♦♣ ③④✉⑤⑥①⑦ ⑧ ⑨④⑩ ❶ (§ 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB)
In Artikel 1 Nr. 5 sind in § 3 Abs. 1 Satz 1 nach dem
Wort „Erörterung“ die Wörter „, auch im Hinblick auf
den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4,“ zu streichen.
B e g r ü n d u n g
Europarechtlich sind bei der Festlegung des Umfangs
und Detaillierungsgrads der in den Umweltbericht auf-
zunehmenden Informationen (Scoping) lediglich die be-
troffenen Behörden zu konsultieren (Artikel 5 Abs. 4 der
Richtlinie 2001/42/EG). Die Öffentlichkeit kann sich im
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung diesbezüglich auch
äußern, wenn ihr hierzu nicht ausdrücklich Gelegenheit
gegeben wird.
Durch die vorgeschlagene Streichung werden verfah-
rensbelastende Auseinandersetzungen darüber vermie-
den, ob die Gemeinde dieser Verpflichtung in ausrei-
chendem Maße nachgekommen ist.
9. ♦♣ ③④✉⑤⑥①⑦ ⑧ ⑨④⑩ ❶ ♣❷② ❸ (§ 4 Abs. 3 und § 4c Satz 2
BauGB)
In Artikel 1 Nr. 5 sind in § 4 Abs. 3 nach dem Wort „Be-
hörden“ die Wörter „und sonstigen Träger öffentlicher
Belange“ einzufügen.
A l s  F o l g e
sind in Artikel 1 Nr. 6 in § 4c Satz 2 nach dem Wort
„Behörden“ die Wörter „und sonstiger Träger öffentli-
cher Belange“ einzufügen.
B e g r ü n d u n g
Damit die Gemeinden die nach EU-Recht unverzicht-
bare Überwachung im Sinne von § 4c des Gesetzent-
wurfs ohne unverhältnismäßigen Aufwand durchführen
können, sollen nach § 4 Abs. 3 des Gesetzentwurfs die
Behörden verpflichtet werden, entsprechend der ihnen
vorliegenden Erkenntnisse die Gemeinden über erhebli-
che Umweltauswirkungen durch die Durchführung des
Bauleitplans zu unterrichten. Eine gleiche Interessenlage
ergibt sich aber auch dann, wenn sonstige Träger öffent-
licher Belange, wie z. B. die DB-Netz oder die Telekom,
bei der Durchführung des Bauleitplans Kenntnis von er-
heblichen Umweltauswirkungen erhalten. Es entspricht
ihrer besonderen Verpflichtung aus der Einbindung in
öffentliche Aufgaben, dass sie als „funktionelle Behör-
den“ ebenso wie die Behörden im organisatorischen
Sinne etwaige Erkenntnisse über erhebliche Umweltaus-
wirkungen an die Gemeinden weitergeben. Eine entspre-
chende Pflicht ist verhältnismäßig. Das folgt zum einen
daraus, dass die Gemeinden auf solche Erkenntnisse an-
gewiesen sind, zum anderen daraus, dass diese Träger
öffentlicher Belange im Rahmen der Bauleitplanung hin-
sichtlich der Rechte und der Pflichten eine den Behörden
weitgehend angenäherte Position innehaben. Die finan-
zielle Belastung ist gering und zumutbar, da lediglich
vorhandene Informationen übermittelt werden müssen.
Die Bedeutung der Verpflichtung für die Gemeinden
wird immer größer, da mehr und mehr öffentliche Auf-
gaben Privatrechtssubjekten übertragen werden.
10. ♦♣ ③④✉⑤⑥①⑦ ⑧ ⑨④⑩ ❶ (§ 4 Abs. 3 BauGB)
In Artikel 1 Nr. 5 sind in § 4 Abs. 3 nach dem Wort
„erhebliche“ die Wörter „, insbesondere unvorhergese-
hene nachteilige“ einzufügen.
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Auswirkungen vorzusehen. Die gilt insbesondere für
die Auswirkungen, die bereits Gegenstand der Abwä-
gung waren.
Eine vollständige Unterrichtung würde einerseits zu ei-
nem unnötigen Aufwand für die Behörden führen und
andererseits bei den Gemeinden zu einer Informations-
flut führen, die kontraproduktiv sein könnte.
11. ➦➧ ➨➩➫➭➯➲➳ ➵ ➸➩➺ ➻ (§ 4a Abs. 2 BauGB)
In Artikel 1 Nr. 5 ist § 4a Abs. 2 wie folgt zu fassen:
„(2) Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffent-
lichkeits- und Behördenbeteiligung nicht rechtzeitig
abgegeben worden sind, können bei der Beschlussfas-
sung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben,
sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und
nicht hätte kennen müssen. Dies gilt nicht, wenn die
Stellungnahmen für die Rechtmäßigkeit der Abwägung
von Bedeutung sind. Satz 1 gilt für in der Öffentlich-
keitsbeteiligung abgegebene Stellungnahmen nur,
wenn darauf in der Bekanntmachung nach § 3 Abs. 2
Satz 2 zur Öffentlichkeitsbeteiligung hingewiesen wor-
den ist.“
B e g r ü n d u n g
Der Vorschlag entspricht der bisherigen Regelung des
§ 4 Abs. 3 Satz 2 BauGB. Es wäre mit dem Grundsatz
der Rechtmäßigkeit der Verwaltung nicht zu vereinba-
ren, wenn eine Gemeinde eine rechtswidrige Abwä-
gung trifft, obwohl ihr zum Zeitpunkt des Satzungsbe-
schlusses die Rechtswidrigkeit – wenn auch durch ver-
spätete Stellungnahme – bekannt ist.
Nach dem Wortlaut des Gesetzentwurfs gilt auch für
Stellungnahmen der Behörden die Präklusion nur
dann, wenn auf sie in der Bekanntmachung zur Öffent-
lichkeitsbeteiligung hingewiesen wurde. Das ist offen-
bar nicht beabsichtigt.
12. ➦➧ ➨➩➫➭➯➲➳ ➵ ➸➩➺ ➻ (§ 4a Abs. 4 Satz 3 – neu – BauGB)
In Artikel 1 Nr. 5 ist dem § 4a Abs. 4 folgender
Satz anzufügen:
„Die Gemeinde hat bei Anwendung von Satz 2 Halb-
satz 1 der Behörde oder dem sonstigen Träger öffent-
licher Belange auf dessen Verlangen einen Entwurf des
Bauleitplans und der Begründung zu übermitteln; § 4
Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt.“
B e g r ü n d u n g
Nach dem vorgesehenen § 4a Abs. 4 Satz 2 können bei
Einstellung des Entwurfs des Bauleitplans ins Internet
die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange durch Mitteilung von Ort und
Dauer der öffentlichen Auslegung und der Internet-
adresse eingeholt werden. Hiergegen bestehen grund-
sätzlich keine Einwände.
Allerdings darf durch diese Möglichkeit die Abgabe ei-
ner sachgerechten und fundierten Stellungnahme nicht
eingeschränkt werden. Großformatige Bauleitpläne mit
dichtem Inhalt lassen sich in der Regel nur im Origi-
nalmaßstab bewerten; bei einer stark verkleinerten
Darstellung auf einem Monitor lassen sich dagegen
nicht mehr alle Planungsdetails erkennen und bewer-
ten. Bei einer nur auszugsweisen Darstellung wird die
Beurteilung der Planinhalte erheblich erschwert. Nach
Mitteilung der kommunalen Spitzenverbände sind nur
wenige Behörden bereits heute in der Lage, großmaß-
stäbige Pläne aus dem Internet im Originalmaßstab
auszudrucken.
Aus diesen Gründen soll den Behörden und Trägern
öffentlicher Belange die Möglichkeit eingeräumt wer-
den, bei den Gemeinden die Entwürfe der Bauleitpläne
und der Begründung nach wie vor in Papierform anzu-
fordern; auf ein entsprechendes Verlangen der Behörde
oder des sonstigen Trägers öffentlicher Belange ist die
Gemeinde zur Übermittlung in entsprechender Form
verpflichtet. Unberührt soll allerdings die Frist zur
Stellungnahme nach § 4 Abs. 2 Satz 2 bleiben, um eine
Verzögerung des Bauleitplanverfahrens zu vermeiden;
falls sich die Übermittlung in Papierform verzögert,
kommt eine Fristverlängerung nach § 4 Abs. 2 Satz 2
Halbsatz 2 in Betracht.
13.








(§ 5 Abs. 2 Nr. 11 und 12 BauGB)
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(§ 35 Abs. 5 Satz 2 BauGB)
In Artikel 1 Nr. 7 Buchstabe b ist in § 5 Abs. 2 Nr. 11
und 12 jeweils die Angabe „Nr. 2 bis 6“ durch die An-
gabe „Nr. 3 bis 5“ zu ersetzen.
F o l g e ä n d e r u n g e n
Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:
a) In Nummer 16 ist in § 15 Abs. 3 die Angabe „Nr. 2
bis 6“ durch die Angabe „Nr. 3 bis 5“ zu ersetzen.
b) Nummer 25 ist wie folgt zu ändern:
aa) In Buchstabe b Doppelbuchstabe cc ist in § 35
Abs. 3 Satz 3 die Angabe „Nr. 2 bis 6“ durch
die Angabe „Nr. 3 bis 5“ zu ersetzen.
bb) In Buchstabe c Doppelbuchstabe aa ist in § 35
Abs. 5 Satz 2 die Angabe „Nr. 2 bis 6“ durch
die Angabe „Nr. 3 bis 5“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Die sachliche Notwendigkeit, für Vorhaben des Gar-
tenbaus oder der energetischen Nutzung von Biomasse
im Außenbereich Vorrang-, Eignungs- oder Belas-
tungsflächen festzusetzen und damit deren Ansiedlung
zu lenken oder zu begrenzen, wird nicht gesehen, zu-
mal es bisher keine Beispiele negativer Entwicklungen
gibt.
Durch die neue Privilegierung in § 35 Abs. 1 Nr. 6 soll
die Biogaserzeugung in der Land- und Forstwirtschaft
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sollen. Der Gesetzentwurf liefert dazu keine Begrün-
dung, eine solche ist auch nicht erkennbar. Auf Grund
der Zugehörigkeit der Anlagen zu bestehenden Betrie-
ben besteht isoliert bezogen auf die Biogasanlagen
kein Regelungsbedarf. Selbst in Gebieten, in denen
durch einen hohen Tierbesatz städtebauliche Miss-
stände bestehen, tragen die Biogasanlagen zur Verbes-
serung der Immissionssituation bei. Daher soll das Pri-
vileg von den Einschränkungen ausgenommen werden.
14. üýþß ✁✂✄☎ ✆✝ß✞ ✆✟ ✠ý✡☛☞ ✌✍✄ ✌Do✎✎✄☎✍ý✡☛☞ ✌✍✄ ✌✌✟
–✏✄ý–(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 – neu – BauGB)
In Artikel 1 Nr. 10 Buchstabe a ist dem Doppelbuch-
staben aa folgender Doppelbuchstabe voranzustellen:
,aa0) Nummer 13 wird wie folgt gefasst:
„13. die Führung von oberirdischen oder unter-
irdischen Versorgungsanlagen und -lei-
tungen;“ ‘.
B e g r ü n d u n g
Durch die Regelung soll unmissverständlich klarge-
stellt werden, dass die Festsetzungsmöglichkeit des § 9
Abs. 1 Nr. 13 BauGB sowohl unter- als auch oberirdi-
sche Versorgungsleitungen erfasst. Der Vorschlag ent-
spricht einer Forderung der kommunalen Spitzenver-
bände.
15. üýþß ✁✂✄☎ ✆ ✝ß✞ ✆✟ ✠ý✡☛☞ ✌✍✄ ✌Do✎✎✄☎✍ý✡☛☞ ✌✍✄ ✍✍
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
In Artikel 1 Nr. 10 Buchstabe a ist Doppelbuchstabe bb
wie folgt zu fassen:
,bb) In Nummer 24 werden nach den Wörtern
„schädlichen Umwelteinwirkungen“ die Wörter
„und sonstigen Gefahren, erheblichen Nach-
teilen und erheblichen Belästigungen im Sinne
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und von
schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nr. 5
der Richtlinie 96/82/EG hervorgerufene Auswir-
kungen“ eingefügt.‘
B e g r ü n d u n g
Die Richtlinie 96/82/EG vom 9. Dezember 1996 zur
Beherrschung von Gefahren bei schweren Unfällen mit
gefährlichen Stoffen („Seveso-II-Richtlinie“) enthält in
Artikel 12 unter der Überschrift „Überwachung der
Ansiedlung“ grundsätzliche Anforderungen an die Flä-
chenausweisung und die Flächennutzung im Hinblick
auf schwere Unfälle. Im Einzelnen enthält sie folgende
Vorgaben: In materieller Hinsicht ist sowohl bei der
Aufstellung von Plänen als auch bei der Ansiedlung
und Änderung von Betrieben, die der Richtlinie unter-
fallen, auf die Verhütung schwerer Unfälle und die Fol-
genbegrenzung ausreichend Rücksicht zu nehmen. Ins-
besondere ist ein angemessener Abstand zwischen den
von der Richtlinie erfassten Betrieben einerseits und
Wohngebieten, öffentlich genutzten Gebieten und na-
turschutzrechtlich besonders wertvollen oder empfind-
lichen Gebieten andererseits zu wahren. Verfahrensmä-
ßig ist ein entsprechendes Überwachungssystem vor-
zusehen. Darüber hinaus sind die zuständigen Behör-
den einzuschalten und ist – soweit erforderlich – für
eine sachkundige Beratung Sorge zu tragen.
Soweit die Richtlinie Vorgaben für die Aufstellung und
Änderung von Bauleitplänen macht, empfiehlt es sich,
sie neben § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BImSchG) und den Regelungen der Stör-
fall-Verordnung (12. BImSchV) bauplanungsrechtlich
durch das Baugesetzbuch umzusetzen. Damit würde
dem grundsätzlichen Anliegen der Novelle Rechung
getragen, umweltrechtliche Vorgaben weitestgehend in
das Baugesetzbuch zu integrieren und eine Möglich-
keit geschaffen, das Herannahen von Wohnbebauung
an Betriebe, die der Seveso-II-Richtlinie unterfallen,
bauplanungsrechtlich zu steuern.
Insofern ist es nur sachgerecht, die bisher vorgesehene
Änderung auf sonstige Gefahren durch Ergänzung auf
die erheblichen Nachteile und erheblichen Belästigun-
gen im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BImSchG zu
erweitern. Denn gerade bei diesen bauplanungsrecht-
lichen Entscheidungen kommt die Störfallproblematik
besonders zum Tragen.
16. üý þß ✁✂✄☎ ✆ ✝ß✞ ✆✟ ✠ý✡☛☞ ✌✍✄ ✍ (§ 9 Abs. 2 Satz 1
Nr. 2 BauGB)
In Artikel 1 Nr. 10 Buchstabe b ist § 9 Abs. 2 Satz 1
Nr. 2 zu streichen.
B e g r ü n d u n g
Mit der Aussage, dass bestimmte Nutzungen nur bei
Fortbestand der Nutzung zulässig sind, geht die Rege-
lung schon sprachlich ins Leere. Diese Aussage ergibt
sich weiterhin schon aus allgemeinen Rechtsgrundsät-
zen. Im Übrigen wird ein die gesonderte Nennung
rechtfertigender besonderer Anwendungsbereich we-
der in der Begründung genannt, noch ist er sonst er-
kennbar.
17. üý þß ✁✂✄☎ ✆ ✝ß✞ ✆✑ (§ 13 Abs. 1 BauGB)
Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzgebungsver-
fahren zu prüfen, ob in Artikel 1 Nr. 14 die in § 13
Abs. 1 genannte zweite Alternative für die Anwend-
barkeit des vereinfachten Verfahrens (keine Verände-
rung der Eigenart der näheren Umgebung) klarer ge-
fasst werden kann.
B e g r ü n d u n g
Durch die Formulierung, dass die Eigenart der näheren
Umgebung nicht verändert werden darf, kann der un-
zutreffende Eindruck entstehen, dass die Umgebung
um das Plangebiet herum gemeint sei.
Weiterhin führt die Formulierung zu dem Ergebnis,
dass jede Veränderung des Beurteilungsmaßstabes ei-
ner Anwendung des vereinfachten Verfahrens entge-
gensteht. Das wäre sachlich nicht gerechtfertigt. Viel-
mehr sollte eine Beschränkung auf die Veränderungen
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bestimmte Art von Vorhaben auf einen bestimmten
Zeitraum nach Verkündung des EAG Bau zu beschrän-
ken.
19. ❀❁ ❂❃❄❅❆❇❈ ❉ ❊❃❋ ❉●❵ ❛ ❜❇❁ ❛ (§ 17 Abs. 2 – neu –
und 3 – neu – BauGB)
In Artikel 1 ist nach Nummer 16 folgende Nummer
einzufügen:
,16a. § 17 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 werden die Wörter „mit Zustim-
mung der nach Landesrecht zuständigen Be-
hörde“ gestrichen.
b) In Absatz 3 werden die Wörter „mit Zustim-
mung der höheren Verwaltungsbehörde“ ge-
strichen.‘
B e g r ü n d u n g
Die Streichung der beiden Zustimmungserfordernisse
dient der Deregulierung. Die Entscheidung über eine
nochmalige Verlängerung beziehungsweise den Neuer-
lass einer Veränderungssperre wird damit in die allei-
nige Verantwortung der Gemeinde als Trägerin der
Planungshoheit gestellt. Dies ist nur konsequent, nach-
dem ja sogar Bebauungspläne grundsätzlich keiner Ge-
nehmigungs- beziehungsweise Anzeigepflicht mehr
unterliegen.





❥❇ ❣ (§ 12 Abs. 3 Satz 2
BauGB)
In Artikel 1 Nr. 18 ist in § 19 Abs. 2 die Angabe
„Abs. 1 und 3“ zu streichen.
A l s  F o l g e
ist Artikel 1 Nr. 13 Buchstabe c wie folgt zu fassen:
,c) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Halbsatz 1 wird die Angabe „§ 2 Abs. 5“
durch die Angabe „§ 9a“ ersetzt. [Entspricht
inhaltlich der Regierungsvorlage]
bb) In Halbsatz 2 wird die Angabe „§§ 14 bis 28“
durch die Angabe „§§ 14 bis 18, 22 bis 28“ er-
setzt.‘
B e g r ü n d u n g
Nach dem Gesetzentwurf soll der Grundsatz des Ab-
satzes 2 (Verhinderung einer Umgehung der städtebau-
lichen Regelungen durch nachfolgende Grundstücks-
teilung) nicht für Festsetzungen in vorhabenbezogenen
Bebauungsplänen gelten. Eine Begründung dafür, dass
bei Vorhaben bezogenen Bebauungsplänen die gülti-
gen Regelungen eines Bebauungsplans umgangen wer-
den können, ist nicht ersichtlich. Entsprechende Umge-
hungsfälle sind aber denkbar, wenn z. B. einige Zeit
nach Durchführung eines Vorhabens bei im vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan festgesetzter geringer Be-
bauungsdichte der Grundstückseigentümer eine Tei-
lung vornimmt.
Im Übrigen bezog sich der in § 12 Abs. 3 Satz 2 Halb-
satz 2 geregelte Ausschluss der Teilungsgenehmigung
auf eine andere Situation, die u. a. durch das Verfahren
der Teilungsgenehmigung geprägt war.
21. ❀❁ ❂❃❄❅❆❇❈ ❉ ❊❃❋ ❉❝ (§ 19 Abs. 2 BauGB)
Der Bundesrat geht davon aus, dass die Regelung in
§ 19 Abs. 2 nicht als gesetzliches Verbot im Sinne von
§ 134 BGB zu verstehen ist. Insofern unterscheidet
sich § 19 Abs. 2 von der Zielsetzung der in vielem ver-
gleichbaren Regelung in § 172 Abs. 1 BauGB; dort
wird das städtebauliche Gebot auch ausdrücklich als
gesetzliches Verbot im Sinne von § 135 BGB bezeich-
net. Die Regelung in § 19 Abs. 2 BauGB stellt damit
kein Hindernis für Grundbuchverfügungen dar. Das
Verbot ist allein durch die Bauaufsichtsbehörden im
Bereich des präventiven oder repressiven Handelns
durchzusetzen.
22. ❀❁ ❂❃❄❅❆❇❈ ❉ ❊❃❋ ❦❧ ❢❁❣❤✐❄❵❥❇ ❥❉–❜❇❁ –
(§ 34 Abs. 3a – neu – BauGB)
In Artikel 1 Nr. 24 ist nach Buchstabe b folgender
Buchstabe einzufügen:
,b1) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz eingefügt:
„(3a) Nach den Absätzen 1 und 2 unzulässige
Erweiterungen, Änderungen, Nutzungsänderun-
gen und Erneuerungen von in zulässiger Weise er-
richteten baulichen und sonstigen Anlagen kön-
nen im Einzelfall zugelassen werden, wenn
1. die Zulassung aus Gründen des Wohls der All-
gemeinheit erforderlich ist oder
2. das Vorhaben einem Betrieb dient und städte-
baulich vertretbar ist
und wenn die Abweichung auch unter Würdigung
nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Be-
langen vereinbar und die Erschließung gesichert
ist. Satz 1 findet keine Anwendung auf Einzelhan-
delsbetriebe, die die verbrauchernahe Versorgung
der Bevölkerung beeinträchtigen können.“‘
B e g r ü n d u n g
Bereits von 1987 bis 1997 beinhaltete § 34 BauGB
eine entsprechende Regelung. Diese Vorschrift wurde
mit dem BauROG 1998 mit der Begründung aufgeho-
ben, dass entsprechende Vorhaben ebenso gut über ei-
nen Vorhaben- und Erschließungsplan zugelassen wer-
den könnten. Dem ist entgegenzuhalten, dass der mit
einem vorhabenbezogenen Bebauungsplan verbundene
Zeit-, Kosten- und Verfahrensaufwand nicht immer in
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meidet der Rückgriff auf die frühere Vorschrift, die
eine erleichterte Zulassungsregelung darstellt. Eine
solche Vorschrift ist auch angesichts der derzeitigen
wirtschaftlichen Situation dringend erforderlich für
betriebswirtschaftlich notwendige Erweiterungen und
Erneuerungen von insbesondere mittelständischen
gewerblichen oder handwerklichen Betrieben, die
zudem auch bei Wiedereinführung dieser gesetzlichen
Erleichterung an enge rechtliche Voraussetzungen
(städtebauliche Vertretbarkeit, Wohl der Allgemein-
heit) geknüpft sind. Dies stellt eine wesentliche Hilfe
für die Sicherung und Fortentwicklung bestehender
Betriebe und ihres städtebaulichen Umfelds im unbe-
planten Innenbereich dar.
23. ➡➢ ➤➥➦➧➨➩➫ ➭ ➯➥➲ ➳➵ ➸➢➺➻➼➦➽➾➩ ➽Do➚➚➩➫➾➢➺➻➼➦➽➾➩ ➽➽
(§ 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)
In Artikel 1 Nr. 25 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa ist
§ 35 Abs. 1 Nr. 6 wie folgt zu fassen:
„6. der energetischen Nutzung von Biomasse im Rah-
men eines Betriebes nach Nummer 1 oder
Nummer 2 oder eines Tier haltenden Betriebes im
Sinne von Nummer 4 sowie dem Anschluss sol-
cher Anlagen an das öffentliche Versorgungsnetz
dient, unter folgenden Voraussetzungen:
a) das Vorhaben steht in einem räumlich-funktio-
nalen Zusammenhang mit dem Betrieb,
b) die Biomasse stammt überwiegend aus dem
Betrieb oder überwiegend aus diesem und aus
nahe gelegenen Betrieben im Sinne der
Nummern 1, 2 oder eines Tier haltenden Be-
triebes im Sinne von Nummer 4,
c) es wird je Hofstelle oder Betriebsstandort nur
eine Anlage betrieben,
oder“.
B e g r ü n d u n g
Die Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 für die Land-
wirtschaft gilt in gleichem Maße auch für die Forst-
wirtschaft, ebenso wie bereits bislang gartenbauliche
Anlagen als Nebenbetriebe zu land- oder forstwirt-
schaftlichen Nutzungen unter diese Privilegierung fal-
len. Auch in den Bereichen der Forstwirtschaft und des
Gartenbaus wird insbesondere im Hinblick auf die
künftige Entwicklung im Bereich der Stromerzeugung
aus Biogas bei pflanzlicher Biomasse ein Bedarf für
solche Anlagen gesehen. Daher sollen forstwirtschaft-
liche und gartenbauliche Betriebe auch nicht aus der
Privilegierung von Biogasanlagen ausgenommen wer-
den. Städtebauliche Probleme können insoweit nicht
entstehen, da die weiteren Anforderungen, insbeson-
dere der räumlich-funktionale Zusammenhang auch für
Gartenbau- und Forstbetriebe gefordert wird.
Darüber hinaus soll das Privileg auch auf weitere Tier
haltende Betriebe erstreckt werden, insbesondere weil
sich Biogasanlagen positiv auf die Emissionen dieser
Betriebe auswirken und die Privilegierung sich nur auf
bereits bestehende Anlagen erstreckt. Da beabsichtigt
wird, eine Emissionsminderung dieser Anlagen insbe-
sondere durch die Einschaltung von Biogasanlagen zu
erreichen, sollen die Anlagen auch an der Privilegie-
rung teilhaben. Eine weitere Ausbreitung der Intensiv-
tierhaltung ist dadurch insoweit ebenso wenig zu be-
fürchten wie die Gefahr einer Splittersiedlung.
Die stoffliche Privilegierung von Fermenten soll sich
– analog der Privilegierung der Anlagen – auch auf
Biomasse aus gartenbaulichen Betrieben im Sinne des
§ 35 Abs. 1 Nr. 2 und auf Biomasse aus Tier haltenden
Betrieben nach § 35 Abs. 1 Nr. 4 erstrecken.
Um die Privilegierung wirksam zu gestalten, muss sie
sich auch auf den Anschluss der Anlage an die öffentli-
che Strom- und Gasversorgung erstrecken. Da Rechts-
unsicherheiten entstehen können, ob solche An-
schlüsse der Erschließung dienen oder der Versorgung
mit Elektrizität nach § 35 Abs. 1 Nr. 3, dient die Auf-
nahme der Regelung der Rechtsklarheit.
Mit der Änderung in Buchstabe c soll sichergestellt
werden, dass auch in einem Unternehmen, das über
mehrere Betriebsstandorte verfügt, zur Vermeidung
von Gülletransporten und zur regionalen Energieerzeu-
gung an jedem Betriebsstandort des Unternehmens
Biogasanlagen errichtet werden können.
24.
➡➢ ➤➥➦➧➨➩➫ ➭ ➯➥➲ ➳➵ ➸➢➺➻➼➦➽➾➩ ➾
Do
➚➚➩➫➾➢➺➻➼➦➽➾➩ ➽➽
(§ 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 und 8 BauGB)
In Artikel 1 Nr. 25 Buchstabe b ist Doppelbuchstabe aa
wie folgt zu fassen:
,aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:
aaa) In Nummer 5 werden nach dem Wort „Bo-
denschutzes“ die Wörter „, des Hochwasser-
schutzes“ eingefügt.
bbb) In Nummer 6 werden nach dem Wort „ge-
fährdet“ das Wort „oder“ durch ein Komma
ersetzt, in Nummer 7 der Punkt durch das
Wort „oder“ ersetzt und folgende Nummer 8
angefügt: [Entspricht inhaltlich der Regie-
rungsvorlage].
„8. die Funktionsfähigkeit von Funkstellen
und Radaranlagen stört.“‘
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zuprüfen ist und der Zulassung entgegensteht.
ØÙ ÚÛÜÝÞßàáâÙàáãäßâÜ âââ
Der im Entwurf des EAG Bau enthaltene öffentliche
Belang der „Funktionsfähigkeit von Telekommunika-
tionsanlagen“ soll auf die „Funktionsfähigkeit von
Funkstellen“ beschränkt werden.
Der Begriff der Telekommunikationsanlagen als um-
fassender Begriff der Nachrichtentechnik würde eine
Vielzahl von Einrichtungen erfassen. Nach bisherigem
Kenntnisstand sind durch die Genehmigung von bauli-
chen Anlagen im Außenbereich im Zusammenhang
mit der Funktionsfähigkeit von entsprechenden Anla-
gen bisher keine Probleme aufgetreten, so dass deren
Einbeziehung in den Kreis der ausdrücklich benannten
öffentlichen Belange des § 35 Abs. 3 Satz 1 BauGB
nicht erforderlich erscheint. Zu bedenken ist insoweit
auch, dass der weite Begriff der Telekommunikations-
anlagen in § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 8 BauGB mit Er-
schwernissen im Baugenehmigungsverfahren verbun-
den sein wird, da der Kreis der zu beteiligenden Stellen
erweitert werden müsste.
Demgegenüber entspricht die Aufnahme des Belangs
der „Funktionsfähigkeit von Funkstellen“ den vom
Bundesministerium der Verteidigung geltend gemach-
ten Belangen der Flugsicherheit. Durch Windkraftanla-
gen im Außenbereich könne nur der Betrieb von Funk-
stellen gestört werden. Insbesondere durch die rotie-
renden Teile der Windkraftanlagen könne nämlich die
Funkverbindung (Sprachübertragung, Datenübertra-
gung) gestört werden, was zu einem (vorübergehen-
den) Totalausfall von Funkstrecken führen könne; dies
wiederum kann die Flugsicherheit beeinträchtigen.
25. ØÙüÛäÝýÜþ ß Û✁ ✂✄ ☎ÙàáãäßâÜ àDo✆✆ÜþâÙàáãäßâÜ ßß
(§ 35 Abs. 5 Satz 2 BauGB)
In Artikel 1 Nr. 25 Buchstabe c Doppelbuchstabe aa ist
§ 35 Abs. 5 Satz 2 wie folgt zu ändern:
a) Die Wörter „oder Absatz 2“ und die Wörter „und
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Bun-
des- oder Landesrecht unterzogen worden sind“
sind zu streichen.
b) Die Wörter „der zulässigen Nutzung“ sind durch
die Wörter „einer zulässigen Nutzung“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
ØÙ ☎ÙàáãäßâÜ ß
Eine „vorsorgliche“ Rückbauverpflichtung für sonstige
Vorhaben nach § 35 Abs. 2 BauGB ist nicht gerechtfer-
tigt. Sonstige Vorhaben können nur genehmigt werden,
wenn öffentliche Belange nicht beeinträchtigt werden.
Sie sind daher unter dem Gesichtspunkt des Außenbe-
reichsschutzes nicht zu missbilligen. Dagegen können
privilegierte Vorhaben regelmäßig nur genehmigt wer-
den, weil sie auf den Außenbereich als Standort ange-
wiesen sind. Nach Nutzungsaufgabe entfällt diese
Rechtfertigung.
Die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung ist kein geeignetes Kriterium für die Begründung
einer Rückbauverpflichtung nach Nutzungsaufgabe.
Die UVP-Pflichtigkeit eines Vorhabens kann sowohl
an das Vorhandensein einer Anlage anknüpfen als auch
auf den nutzungsbedingten Auswirkungen beruhen. So
sind die Auswirkungen einer unter den Nummern 7.1
bis 7.11 der Anlage 1 zum UVPG aufgeführten Anlage
zur Intensivtierhaltung nach der Nutzungsaufgabe
nicht anders zu bewerten als die anderer Baukörper
vergleichbarer Größe.
ØÙ ☎ÙàáãäßâÜ â
Durch die Änderung soll gewährleistet werden, dass
die Rückbauverpflichtung nur dann eintritt, wenn die
nach der Genehmigung zulässige Nutzung dauerhaft
aufgegeben wird und auch nicht durch eine andere zu-
lässige und gegebenenfalls zuzulassende Nutzung er-
setzt wird. So soll beispielsweise ermöglicht werden,
eine nicht mehr genutzte Biogasanlage einer landwirt-
schaftlichen Nutzung zuzuführen oder eine gewerb-
liche Rinderhaltungsanlage als gewerbliche Puten-
mastanlage umzunutzen.
26. ØÙ üÛäÝýÜþ ß  Û✁ ✂✝ ☎ÙàáãäßâÜ â (§ 46 Abs. 3 Satz 2
BauGB)
In Artikel 1 Nr. 27 ist Buchstabe b zu streichen.
B e g r ü n d u n g
Die Anfügung des neuen Satzes 2, wonach „die Ge-
meinde auf Antrag des Eigentümers eines in einem
Bebauungsplangebiet gelegenen Grundstücks nach
pflichtgemäßem Ermessen über die Anordnung der
Umlegung zu entscheiden (hat)“, stärkt die Eigentü-
merposition über die Maßen.
Auch wenn ein materieller Anspruch auf Anordnung
und Durchführung der Umlegung damit nicht begrün-
det wird, wird dieser Idee einer Neuregelung, nach der
die Gemeinde auf Antrag des Eigentümers nach
pflichtgemäßem Ermessen über die Anordnung der
Umlegung entscheidet, nicht zugestimmt. Die Prüfung
der Notwendigkeit der Umlegung nach pflichtgemä-
ßem Ermessen ist auch nach bisherigem Recht unab-
dingbare Voraussetzung für die Anordnung der Umle-
gung.
27. ØÙ üÛäÝýÜþ ß  Û✁ ✞✟ ☎ÙàáãäßâÜ â (§ 82 Abs. 1 Satz 2
BauGB)
In Artikel 1 Nr. 43 Buchstabe b ist in § 82 Abs. 1
Satz 2 der anzufügende Halbsatz wie folgt zu fassen:
„mit den Eigentümern sind die Auswirkungen der ver-
einfachten Umlegung vor Beschlussfassung zu erör-
tern.“
B e g r ü n d u n g
Mit dem ursprünglich vorgesehenen Text „mit den Ei-
gentümern ist der Beschluss zu erörtern“ wird die vor-
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✯✙ ✜ ✚ ✩ ✦★ ✥✦ ✜
❖✛✙ für bestimmte Maßnahmen in Sanierungs- oder
Entwicklungsmaßnahmegebieten erforderlichen Ge-
nehmigungen der Gemeinde (§ 145 Abs. 1 Satz 1,
§ 169 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) laufen häufig parallel zu
einem Baugenehmigungs- oder Zustimmungsverfah-
ren ab. Nebeneinander herlaufende, parallele Geneh-
migungsverfahren für ein und dasselbe Vorhaben sind
aber sowohl für den Bauherrn wie auch für die Geneh-
migungsbehörden unnötig belastend. Die „Genehmi-
gung aus einer Hand“ ist daher ein wichtiges rechts-
politisches Ziel, gerade vor dem Hintergrund der Be-
strebungen um Deregulierung und Entbürokratisie-
rung. Zur Erreichung einer derartigen Konzentration
auch im Bereich der sanierungs- und entwicklungs-
rechtlichen Genehmigungen soll daher geprüft wer-
den, ob in den §§ 144, 145 BauGB (auf die auch § 169
Abs. 1 Nr. 3 BauGB Bezug nimmt) das Genehmi-
gungsverfahren in Anlehnung an die Regelungen für
die Genehmigung im Geltungsbereich von Erhaltungs-
satzungen (§ 173 Abs. 1 BauGB) ausgestaltet werden
kann.
29. ❀❁ ❂❃❄❅❆❇❈ ❉ ❊❃❋ ●❉ ❁❍■ ●❏ (§§ 145 und 173 BauGB)
Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzgebungsver-
fahren zu prüfen, ob im Rahmen der Genehmigungs-
Tatbestände des Besonderen Städtebaurechts (insbe-
sondere § 145 Abs. 1, § 169 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. § 145
Abs. 1, § 173 BauGB) eine Genehmigungs- bzw. Ein-
vernehmensfiktion nach Ablauf bestimmter Fristen
vorgesehen werden kann.
B e g r ü n d u n g
Im Interesse einer investitionsfördernden Verfahrens-
beschleunigung soll unter Berücksichtigung insbeson-
dere auch des Regelungsgehalts des § 36 Abs. 2
BauGB geprüft werden, welche Entscheidungsfristen
mit Fiktionswirkungen der Gemeinde und ggf. auch
der Baugenehmigungsbehörde bei sanierungs-, ent-
wicklungs- und erhaltungssatzungsrechtlichen Geneh-
migungen bzw. Entscheidungen über das gemeindliche
Einvernehmen zu setzen sind.
30.
❀❁ ❂❃❄❅❆❇❈ ❉ ❊❃❋ ●❉❳ ❨ ❍❇❁ ❨
(§ 146 Abs. 2 Satz 3
– neu – BauGB)
In Artikel 1 ist nach Nummer 51 folgende Nummer
einzufügen:
,51a. Dem § 146 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
„Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sie nicht
innerhalb eines Monats nach Mitteilung der be-
absichtigten Durchführung versagt wird.“‘
B e g r ü n d u n g
Eines der zentralen Ziele der Bemühungen um Deregu-
lierung und Entbürokratisierung ist es, Genehmigungs-
bzw. Zustimmungsverfahren zumindest so abzuwi-
ckeln, dass die vorhandenen Ressourcen der Betroffe-
nen und der Verwaltung so weit wie möglich geschont
werden. Wo dies möglich ist, soll die Dauer der Zu-
stimmungsverfahren durch Höchstfristen mit Fiktions-
wirkung kalkulierbar bleiben.
Die Bedarfsträger, die in der Regel auf Grund der in
§§ 137, 139 und 169 Abs. 1 Nr. 1 BauGB vorgesehe-
nen Beteiligung frühzeitig über die im Rahmen von Sa-
nierungs- und Entwicklungsmaßnahmen geplanten
Maßnahmen informiert sind, können grundsätzlich ei-
nigermaßen kurzfristig über die nach § 146 Abs. 2
Satz 1 BauGB (gegebenenfalls in Verbindung mit
§ 169 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) erforderliche Zustimmung
zur Durchführung einzelner Ordnungs- und Baumaß-
nahmen entscheiden, zumal ihr Ermessen nach § 146
Abs. 2 Satz 2 BauGB (gegebenenfalls in Verbindung
mit § 169 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) eingeschränkt ist. Es
ist ihnen daher im Interesse einer zügigen Durchfüh-
rung der Sanierungsmaßnahme zumutbar, innerhalb ei-
nes Monats über die Zustimmung zu entscheiden. Wird
die Zustimmung nicht innerhalb der Frist versagt, so
soll sie als erteilt gelten.
31. ❀❁ ❂❃❄❅❆❇❈ ❉ ❍❳❩❬ ❊❃❋ ●❉❳ ❨ ❍❇❁ ❨ (§ 149 Abs. 4
Satz 1 BauGB)
Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzgebungsver-
fahren zu prüfen, ob bei der Zustimmung der zuständi-
gen Behörde zur Beschränkung der Kosten- und Finan-
zierungsübersicht auf den Zeitraum der mehrjährigen
Finanzplanung der Gemeinde (§ 149 Abs. 4 Satz 1
BauGB) nicht eine Zustimmungsfiktion für den Fall
vorgesehen werden kann, dass die Zustimmung nicht
innerhalb einer zu bestimmenden Frist versagt wird.
B e g r ü n d u n g
Eines der zentralen Ziele der Bemühungen um Deregu-
lierung und Entbürokratisierung ist es, Genehmigungs-
bzw. Zustimmungsverfahren zumindest so abzuwi-
ckeln, dass die vorhandenen Ressourcen der Betroffe-
nen und der Verwaltung so weit wie möglich geschont
werden. Wo dies möglich ist, soll die Dauer der Zu-
stimmungsverfahren durch Höchstfristen mit Fiktions-
wirkung kalkulierbar bleiben.
Der nach Landesrecht zuständigen Behörde ist es
grundsätzlich möglich, einigermaßen kurzfristig über
die Frage zu entscheiden, ob die Kosten- und Finanzie-
rungsübersicht auf den Zeitraum der mehrjährigen Fi-
nanzplanung der Gemeinde beschränkt werden kann.
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zuprüfen, ob die Bestätigung von Sanierungs-
bzw. Entwicklungsträgern nach § 157 Abs. 1 Satz 2,
§§ 158 und 167 Abs. 1 Satz 2 BauGB nicht entfallen
kann.
B e g r ü n d u n g
Ziel einer anzustrebenden Deregulierung und Entbüro-
kratisierung ist insbesondere auch der Verzicht auf
nicht zwingend notwendige Genehmigungs- bzw. Be-
stätigungsverfahren. Eine Beschränkung des Staates
auf seine Kernaufgaben und ein damit verbundener
„Rückzug des Staates“ durch Abschaffung eines be-
hördlichen Bestätigungsverfahrens kommen vor allem
dann in Betracht, wenn die zu erteilende Bestätigung
lediglich der Entlastung Dritter dient.
Die Bestätigung als Sanierungs- bzw. Entwicklungsträ-
ger ist ein behördliches Prüfverfahren, dem im Grunde
nur die Funktion einer Vorauswahl für die Gemeinde
(bei unabhängig von konkreten Sanierungs- oder Ent-
wicklungsmaßnahmen erteilten Bestätigungen) oder
einer Überprüfung der von der Gemeinde getroffenen
Auswahl (bei Bestätigung anlässlich einer konkreten
Sanierungs- oder Entwicklungsmaßnahme) zukommt.
Zu Gunsten der Stärkung der Eigenverantwortlichkeit
der Gemeinden dürfte hierauf künftig verzichtet wer-
den können. Zwar wäre die Gemeinde nach wie vor zur
Auswahl eines „geeigneten Beauftragten“ verpflichtet.
Die Anforderungen würden sich aber auch dann, wenn
diese im BauGB nicht ausdrücklich geregelt würden,
nach den Aufgaben richten, die übertragen werden sol-
len. Auf eine konkrete Bestimmung der Anforderun-
gen sollte im Interesse der Vermeidung nicht zwingend
erforderlicher Vorgaben an die Gemeinden soweit wie
möglich verzichtet werden. Diese sollten künftig ei-
genverantwortlich eine entsprechende Prüfung, Aus-
wahl und Kontrolle möglicher Beauftragter vornehmen
können.
33. ➇➈ ➉➊➋➌➍➎➏ ➐ →➊➣ ↔➤➒ ➥ ➑➎➈ ➥ (§ 164b Abs. 1 Satz 1
– neu – und Abs. 2
Nr. 3 – neu – und Nr. 4
– neu – BauGB)
In Artikel 1 ist nach Nummer 53 folgende Nummer
einzufügen:
,53a. § 164b wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Sanie-
rungsmaßnahmen“ durch das Wort „Maßnah-
men“ ersetzt.
b) In Absatz 2 wird in Nummer 3 der Punkt am
Ende des Satzes durch ein Komma ersetzt
und folgende Nummer angefügt:
„4. Maßnahmen, durch die in von erhebli-
chen städtebaulichen Funktionsverlusten
betroffenen Gebieten Anpassungen zur
Herstellung nachhaltiger städtebaulicher
Strukturen vorgenommen werden, insbe-
sondere in Gebieten, in denen ein dauer-
haftes Überangebot von baulichen Anla-
gen für bestimmte Zwecke, namentlich
für Wohnzwecke besteht.“‘
B e g r ü n d u n g
➇➈ ➦➈➓➔➧➋➒➨➎ ➒
Bereits mit der Verwaltungsvereinbarung 2002 hat sich
der Bund zu seiner finanziellen Mitverantwortung auf
dem Gebiet des Stadtumbaus bekannt und einen neuen
Förderschwerpunkt Stadtumbau gesetzt. Mit der vor-
geschlagenen Streichung wird in der gesetzlichen
Grundlage nachvollzogen, was in den Verwaltungsver-
einbarungen Städtebauförderung bereits enthalten ist.
Gleichzeitig wird klargestellt, dass städtebauliche
Maßnahmen wie die des Stadtumbaus oder der sozia-
len Stadt auch außerhalb förmlicher Sanierungsgebiete
und ohne deren Instrumentarium durchgeführt werden
können. Dies sichert flexible Reaktionsmöglichkeiten










Mit der Aufnahme des Stadtumbaus in den Katalog der
Schwerpunkte für den Einsatz der Bundesfinanzhilfen
wird die wachsende Bedeutung von Stadtumbaumaß-
nahmen berücksichtigt. Der Bund hat sich zunehmend
zu seiner finanziellen Mitverantwortung in diesem in-
novativen Feld der Städtebauförderung bekannt. Mit
der Änderung des § 164b wird dieses Engagement an-
erkannt und der Intention des Bundes Rechnung getra-
gen, die zukünftigen Förderprogramme der Verwal-
tungsvereinbarung über die Gewährung von Finanzhil-
fen des Bundes an die Länder nach Artikel 104a Abs. 4
des Grundgesetzes zur Förderung städtebaulicher Maß-
nahmen auch gesetzlich zu verankern.
34. ➇➈ ➉➊➋➌➍➎➏ ➐ →➊➣ ↔➤➨ ➥ ➑➎➈ ➥ (§ 165 Abs. 5 Satz 5
– neu –, Abs. 7 – neu –,
Abs. 8 Satz 1 – neu –




↕➒ ➥ ➑➎➈ ➥ (§ 203 Abs. 3 – neu –
BauGB)
In Artikel 1 ist nach Nummer 53a – neu – folgende
Nummer einzufügen:
,53b. § 165 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:
„Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sie
nicht innerhalb eines Monats nach Mitteilung
der beabsichtigten Einbeziehung versagt
wird.“
b) Absatz 7 wird aufgehoben.
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§åìí ➷➬➮ã í werdndieîïÏ✃ÑÏ „ð diesgilt
×❰➘á✃ für die Genehmigung von Satzungen nach
§ 165 Abs. 7“ gestrichen.‘
B e g r ü n d u n g
ñò óòôõö÷øùú ø
Eines der zentralen Ziele der Bemühungen um Deregu-
lierung und Entbürokratisierung ist es, Genehmigungs-
bzw. Zustimmungsverfahren zumindest so abzuwi-
ckeln, dass die vorhandenen Ressourcen der Betroffe-
nen und der Verwaltung so weit wie möglich geschont
werden. Wo dies möglich ist, soll die Dauer der Zu-
stimmungsverfahren durch Höchstfristen mit Fiktions-
wirkung kalkulierbar bleiben.
Die Bedarfsträger, die in der Regel auf Grund der in
§ 169 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit §§ 137, 139
BauGB vorgesehenen Beteiligung frühzeitig über die
im Rahmen von Entwicklungsmaßnahmen geplanten
Maßnahmen informiert sind, können grundsätzlich ei-
nigermaßen kurzfristig über die nach § 165 Abs. 5
Satz 3 BauGB erforderliche Zustimmung zur Einbezie-
hung der betreffenden Grundstücke in den städtebau-
lichen Entwicklungsbereich entscheiden, zumal ihr
Ermessen nach § 165 Abs. 5 Satz 4 BauGB einge-
schränkt ist. Es ist ihnen daher im Interesse einer zügi-
gen Vorbereitung und Durchführung der Entwick-
lungsmaßnahme zumutbar, über die Zustimmung in-
nerhalb einer zu bestimmenden Frist zu entscheiden.
Wird die Zustimmung nicht innerhalb der Frist versagt,










Mit der Novellierung des BauGB durch das BauROG ist
die Rechtskontrolle der Bebauungspläne und städtebau-
lichen Satzungen durch die höhere Verwaltungsbehörde
weitgehend abgeschafft worden. Der Wegfall des Ge-
nehmigungserfordernisses für Entwicklungssatzungen
dient der Verfahrensvereinfachung und -beschleuni-
gung. Die Verantwortung der Gemeinden für dieses
städtebauliche Instrument wird erhöht und damit die
kommunale Planungshoheit gestärkt.
35. ñò ýþ÷ß ú✁ ✂ ✄þ☎ ✆✝ (§§ 171a bis 171e BauGB)
✄þ☎ ✆✆ (Bezeichnung Zweites Kapitel
Fünfter bis Achter Teil BauGB)
✄þ☎ ✂ (Inhaltsübersicht BauGB)
✄þ☎ ✞✂ (§ 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BauGB)
✄þ☎ ✝
✟ (§ 85 Abs. 1Nr. 5, 6 und 7BauGB)
✄þ☎ ✆
✠ (§ 180 Abs. 1 Satz 1 BauGB)
✄þ☎
✟
✆ (§ 213 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) òüû
✄þ☎ ✡✂ (§ 245 BauGB)
Der Bundesrat stimmt den vorgeschlagenen §§ 171a
bis 171e BauGB wegen der hohen städtebaulichen Be-
deutung des Stadtumbaus und der Sozialen Stadt
grundsätzlich zu. Er hält es jedoch für erforderlich,
dass die Vorschriften im weiteren Gesetzgebungsver-
fahren auf ihre Praxistauglichkeit überprüft werden.
Dazu gehören insbesondere folgende Bereiche:
– der Anwendungsbereich der Vorschriften zum Stadt-
umbau, z. B. im Hinblick auf den Strukturwandel
im Bereich der gewerblichen Wirtschaft und des
Handels (§ 171a),
– die fachlichen Anforderungen an die Festlegung ei-
nes Stadtumbaugebiets, z. B. das Stadtentwick-
lungskonzept und der Gebietsbezug (§ 172b),
– die Rolle der Kommunen und der Wirtschaft bei der
Umsetzung des Stadtumbaus,
– die Bündelungswirkung bei der Sozialen Stadt
(§ 171e).
B e g r ü n d u n g
Mit Rücksicht auf seine hohe städtebauliche Bedeu-
tung und in Abgrenzung zu den klassischen Maß-
nahmengebieten des Besonderen Städtebaurechts
(städtebauliche Sanierungsmaßnahme, städtebauliche
Entwicklungssatzung) ist es erforderlich, das neue
Maßnahmengebiet „Stadtumbau“ in das BauGB aufzu-
nehmen, das ein Schwerpunkt der künftigen städtebau-
lichen Maßnahmen sein wird. Gleiches gilt auch für
die Maßnahmen der „Soziale Stadt“. Gerade auch mit
Blick auf die Zukunft ist es notwendig, dass sich die
Gesetzgebung des Bundes dieser städtebaulichen Auf-
gaben annimmt.
Die im Regierungsentwurf vorgesehenen Regelungen
folgen nicht den klassischen Instrumenten des Beson-
deren Städtebaurechts, die ein hoheitlich-bürokrati-
sches Handeln darstellen, sondern stellen das konsen-
suale Zusammenwirken von Kommune, Wohnungs-
wirtschaft und Dritten in den Vordergrund. Dieser mit
dem Gesetzentwurf beabsichtigte Verzicht auf den
Aufbau neuer bürokratischer Verfahren und die be-
wusste Ausrichtung dieser neuen städtebaulichen Auf-
gabe auf die Nutzung konzeptioneller und konsensua-
ler Verfahren wird von den Ländern als das entschei-
dende Kriterium für die Zustimmungsfähigkeit der
Vorschläge angesehen.
Die vorgeschlagenen Regelungsinhalte sind allerdings
erstmals im Regierungsentwurf aufgegriffen worden
und bedürfen daher aus Sicht der Länder noch einer
eingehenden Prüfung im weiteren Gesetzgebungsver-
fahren.





(§ 172 Abs. 1 Satz 6 BauGB)
In Artikel 1 Nr. 56 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb ist
§ 172 Abs. 1 Satz 6 wie folgt zu fassen:
„Auf die Genehmigung nach Satz 4 sind § 22 Abs. 2
Satz 3 und 4, Abs. 6 und Abs. 8 entsprechend anzu-
wenden.“
B e g r ü n d u n g
Die Änderung bezweckt zunächst eine redaktionelle
Klarstellung. Der im Gesetzentwurf enthaltene Hin-
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nis über die fiktive Genehmigung erfasst.
Zur Erleichterung der Praxis in den Grundbuchämtern
sind aber auch § 22 Abs. 2 Satz 3 und 4 und Abs. 8
entsprechend anzuwenden. Dadurch wird erreicht, dass
die Grundbuchämter von der Gemeinde über den
räumlichen Anwendungsbereich des Genehmigungs-
vorbehalts unterrichtet werden.
37. ✸✹ ✺✻✼✽✾✿❀ ❁ ❂✻❃ ❄❅ (§ 173 Abs. 1 Satz 2 BauGB)
Artikel 1 Nr. 57 ist zu streichen.
B e g r ü n d u n g
Nach § 173 Abs. 1 Satz 2 BauGB in der bisherigen
Fassung wird die Genehmigung nach der Erhaltungs-
satzung dann nicht durch die Gemeinde, sondern durch
die Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit
der Gemeinde erteilt, wenn eine baurechtliche Geneh-
migung oder an ihrer Stelle eine baurechtliche Zustim-
mung erforderlich ist.
Im Hinblick auf die Weite des im Entwurf des EAG
Bau enthaltenen Begriffes „bauaufsichtliches Verfah-
ren“ und die damit verbundenen Auslegungsschwierig-
keiten, bei welchen Arten von bauaufsichtlichen Ver-
fahren die Zuständigkeit der Baugenehmigungsbe-
hörde begründet werden soll, soll der bisherige Wort-
laut der Vorschrift beibehalten werden. Insbesondere
erfasst der Begriff des bauaufsichtlichen Verfahrens
(wohl) auch die in einer Reihe von Landesbauordnun-
gen vorgesehenen Anzeigeverfahren, die gerade nicht
in eine Genehmigungsentscheidung münden, sodass
die von § 173 Abs. 1 Satz 2 BauGB angestrebte Kon-
zentrationswirkung nicht erzielt werden kann; in die-
sen Fällen macht daher eine Verlagerung der Zustän-
digkeit von der Gemeinde auf die Bauaufsichtsbehörde
keinen Sinn.
38. ✸✹ ✺✻✼✽✾✿❀ ❁ ❂✻❃ ❄❆❇–❈✿✹– (§ 190 Abs. 1 Satz 1 und 4,
Abs. 4 – neu –,
Abs. 5 – neu – BauGB)
In Artikel 1 ist nach Nummer 58 folgende Nummer
einzufügen:
,58a. § 190 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „land- oder
forstwirtschaftliche“ durch das Wort
„ländliche“ ersetzt.
bb) In Satz 4 werden die Wörter „Die Ge-
meinde“ durch die Wörter „Der zur Ent-
eignung berechtigte Träger der städte-
baulichen Maßnahme“ ersetzt.
b) Nach Absatz 3 werden folgende Absätze an-
gefügt:
„(4) Die Zulässigkeit der Enteignung für
die städtebauliche Maßnahme wird von der
Enteignungsbehörde festgestellt.
(5) Der durch Beschluss förmlich festge-
legte Entwicklungsbereich gemäß § 165
Abs. 3 steht dem Bebauungsplan gleich.“ ‘
B e g r ü n d u n g
Unternehmensverfahren nach § 190 sind ein häufiges
Anliegen von Gemeinden und Kreisen. § 190 hat ge-
genüber § 87 FlurbG den Vorteil, dass er keinen großen
(nach der Rechtsprechung des BVerwG mehr als 5 ha)
Landbedarf voraussetzt.
Diese Größenordnung unter 5 ha wird z. B. bei Umge-
hungs- und Zufahrtsstraßen im ländlichen Raum im-
mer häufiger, besonders weil nach dem gebotenen frei-
händigen Erwerb der öffentlichen Hand nur noch ein
relativ geringer Restbedarf im amtlichen Verfahren be-
schafft werden muss. Es geht ferner um Landbereitstel-
lung für Forschungsinstitute, Kliniken, Friedhöfe,
Kläranlagen, Mülldeponien und sonstige Infrastruktur-
anlagen, soweit sie vom Bebauungsplan und gleichge-
stellten städtebaulichen Instrumenten (z. B. § 165
Abs. 3) erfasst werden können.
Mehrere Voraussetzungen des § 190 sind aber teils un-
klar, teils verfassungsrechtlich problematisch, teils zu
eng gefasst. Daher konnte die Norm den ihr als Hilfe
für Gemeinden und Kreise gedachten Zweck in der
Praxis nicht erfüllen.
Vor allem muss die Norm den Anforderungen des Box-
berg-Urteils des Bundesverfassungsgerichts (vom
24. März 1987, JZ 1987, 614) genügen. Deshalb kann
sie nur für Maßnahmen gelten, für die die Enteig-
nungsbehörde die Enteignung ausdrücklich für zuläs-
sig erklärt hat, oder für solche, für die die Planfeststel-
lungsbehörde (z. B. nach Straßenrecht) dies in zulässi-
ger Weise getan hat.
§ 190 darf nur gelten für solche städtebaulichen Maß-
nahmen, für die nach sonstigem Recht (z. B. Bauge-
setzbuch, Straßengesetze, Abfallrecht) eine Enteig-
nung ohnehin zulässig wäre. § 190 begründet also für
sich allein kein Enteignungsrecht. Die Enteignung soll
aber wegen der häufigen Vielzahl der Betroffenen und
der besseren Ausgleichs-, Erschließungs- und Neuord-
nungsmöglichkeiten im Flurbereinigungsverfahren an-
statt einer Vielzahl von Einzelenteignungen vollzogen
werden. Die Enteignungsbehörde hat bei der Anord-
nung einer solchen Flurbereinigung die Zulässigkeit
der Enteignung zu prüfen und festzustellen, soweit
diese Feststellung nicht bereits in einer Planfeststel-
lung vorliegt.
Träger des Unternehmens im Sinne von § 88 FlurbG
soll künftig nicht nur die Gemeinde sein, sondern ent-
sprechend den praktischen Erfordernissen auch der
Landkreis, die öffentlichen Bedarfs- und Erschlie-
ßungsträger oder ein Sanierungsträger nach § 87
Abs. 3, oder auch das Land.
Der Begriff „ländliche Grundstücke“ gleicht § 190 den
bewährten Vorgaben des FlurbG an. Denn gerade die
Umgebung von ländlichen kleineren Städten und Dör-
fern kommt für städtebauliche Maßnahmen vorrangig
in Frage. Dieses Umland aber ist durchsetzt mit nicht-
landwirtschaftlich genutzten Grundstücken. Eine Be-
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Art, die eine zusammenhängende größere Fläche bean-
spruchen, bisher nahezu unmöglich.
Die Änderungen führen insgesamt zu einer praxisnähe-
ren Gestaltung des § 190. Damit wird einem Anliegen
insbesondere von Seiten der Gemeinden Rechnung ge-
tragen.
39. ❦❧ ♠♥♦♣qrs t ✉♥✈ ✇① (§ 201 BauGB)
In Artikel 1 Nr. 62 ist § 201 wie folgt zu ändern:
a) Das Wort „zum“ ist durch das Wort „vom“ zu erset-
zen.
b) Die Wörter „gehörenden, landwirtschaftlich ge-
nutzten“ sind durch das Wort „bewirtschafteten“ zu
ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Die im Gesetzentwurf vorgeschlagene Regelung lässt
durch die Formulierung „zum landwirtschaftlichen Be-
trieb gehörenden … Flächen“ die Frage offen, ob es
sich um Eigentums- oder Pachtflächen handelt. Diese
Frage wird durch die Rechtsprechung zum geltenden
Wortlaut „auf überwiegend eigener Futtergrundlage“
unterschiedlich beantwortet und ist nicht abschließend
geklärt. Insbesondere muss dem weiter anhaltenden
Strukturwandel in der Landwirtschaft insgesamt als
auch den Gegebenheiten der neuen Länder mit einem
sehr hohen Pachtanteil der landwirtschaftlichen Be-
triebe Rechnung getragen werden. Mit der vorgeschla-
genen Änderung wird klargestellt, dass sowohl Eigen-
tums- als auch Pachtflächen als Grundlage der mögli-
chen Futtererzeugung dienen können.
40. ❦❧ ♠♥♦♣qrs t ✉♥✈ ✇① (§ 201 BauGB)
Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, in Bezug
auf Artikel 1 Nr. 62 die Definitionen „Landwirtschaft“/
„landwirtschaftlich“ in den unterschiedlichen Bundes-
gesetzen zu überprüfen und eine Änderung der diesbe-
züglichen Regelung mit dem Ziel einer Vereinheitli-
chung in allen anderen Gesetzen vorzunehmen.
B e g r ü n d u n g
Die unterschiedlichen Definitionen der Landwirtschaft
in den Bundesgesetzen führt bei Landwirten zu Irrita-
tionen. Landwirtschaft ist u. a. im Einkommenssteuer-
recht, im Bewertungsgesetz, im Baurecht und im Ge-
setz zur Alterssicherung der Landwirte definiert. Die
Bewertungsmaßstäbe sind jedoch immer andere. Darü-
ber hinaus ist Landwirtschaft im Förderrecht weiteren
Definitionen unterworfen. Innerhalb der Entbürokrati-
sierung und Gesetzesvereinfachung sind die Gesetze
für den Bürger nutzerfreundlich zu gestalten. Ein
Landwirt, der Fördermittel erhält, muss auch den Privi-
legierungstatbeständen des Baurechts unterworfen
sein. Gleiches gilt für Landwirte, die in die gesetzliche
Alterssicherung einzahlen oder Einkommenssteuer für
Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft abführen.
41. ❦❧ ♠♥♦♣qrs t ✉♥✈ ✇② (§ 212a Nr. 1a – neu – BauGB)
In Artikel 1 Nr. 64 ist in § 212a nach Nummer 1 fol-
gende Nummer einzufügen:
„1a. die Zurückstellung von Baugesuchen nach § 15,“.
B e g r ü n d u n g
Die Einfügung bewirkt eine wesentliche Erleichterung
für die Baugenehmigungsbehörden.
Die Zurückstellung von Baugesuchen dient der Siche-
rung der Bauleitplanung. Diese Funktion kann nur
durch eine sofortige Wirksamkeit der Zurückstellung,
auch im Fall eines Rechtsbehelfs erfüllt werden. Ange-
sichts dieser Funktion der Zurückstellung wäre die
Forderung, nach Einlegung eines Rechtsbehelfs die so-
fortige Vollziehbarkeit anzuordnen, ein sinnloser For-
malismus, da eine offene Entscheidungssituation in
diesen Fällen nicht besteht. Die Entscheidung der Bau-
genehmigungsbehörde, nach Einlegung eines Wider-
spruchs die sofortige Vollziehbarkeit nicht anzuordnen,
würde bedeuten, dass die Zurückstellung als Mittel der
Sicherung der Bauleitplanung von Anfang an entbehr-
lich war.
In der Praxis der Baugenehmigungsbehörden wird
nicht selten übersehen, dass die Anordnung der soforti-
gen Vollziehung nach Einlegung eines Rechtsbehelfs
das zweifelsfrei gebotene Rechtsinstrument zur Siche-
rung der Bauleitplanung darstellt. Im Ergebnis kommt
es zu fiktiven Baugenehmigungen mit negativen Aus-
wirkungen auf die Planungsabsichten der Gemeinde,
im Übrigen aber auch zu Amtshaftungsansprüchen we-
gen verzögerter (positiver oder negativer) Entschei-
dungen über Bauanträge.
42. ❦❧ ♠♥♦♣qrs t ✉♥✈ ✇✇ ( § 214 Abs. 2 Nr. 3 BauGB)
In Artikel 1 Nr. 66 ist in § 214 Abs. 2 Nr. 3 das Wort
„Verfahrensvorschriften“ durch die Wörter „Verfah-
rens- oder Formvorschriften“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Klarstellung des Gewollten.
Nach der Begründung zum Gesetzentwurf sollte mit
der Neufassung des Absatzes 2 keine inhaltliche Ände-
rung verbunden sein. Es ist daher sachgerecht, die bis-
herige Formulierung vollständig zu übernehmen.
43. ❦❧ ♠♥♦♣qrs t ✉♥✈ ✇✇ ( §§ 214 und 215 BauGB)
Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzgebungsver-
fahren zu prüfen, ob in Artikel 1 Nr. 66 (§§ 214 und
215) mit der Umstellung der Planerhaltungsvorschrif-
ten zum Abwägungsvorgang sichergestellt ist, dass die
mit dem geltenden Recht erreichte Bestandskraft von
Bauleitplänen mit den künftigen Regelungen zumin-
dest erhalten bleibt und ggf. notwendige Ergänzungen
vorzuschlagen.
B e g r ü n d u n g
Nach dem Konzept des Gesetzentwurfs soll die bishe-
rige Vorschrift des § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB (über
die Unbeachtlichkeit bestimmter Mängel des Abwä-
gungsvorgangs) gestrichen werden. Stattdessen ist in
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geshen, ➒➅➣↔ der➁➏➂➆↕➙➙➆➏ ➛➜➒➐➏➑ des➊➉➙↕➆➆➏➑➒➂
und➌➏➝➏➉➆➏➒➂ ➍➒➁➏➅➣↔➆➑↕➣↔ sein➂➔➑➑➏➒➃ Zuprüfen ist,
ob mit den Begriffen Ermitteln und Bewerten alle An-
forderungen des Abwägungsvorgangs abgedeckt wer-
den.
44. ➞➟ ➠➡➢➤➥➦➧ ➨ ➩➡➫ ➭➯ (Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 der Anlage
zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB)
In Artikel 1 Nr. 74 ist in der Anlage zu § 2 Abs. 4 und
§ 2a in Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 nach demWort „Prüfung“
das Wort „vernünftiger“ einzufügen.
B e g r ü n d u n g
Klarstellung des Gewollten zur Erleichterung der Pla-
nungspraxis.
Nach geltender Rechtslage ist als allgemeiner Pla-
nungsgrundsatz unbestritten, dass nicht eine jede denk-
bare anderweitige Planungsmöglichkeit zu prüfen ist,
sondern allein „vernünftige“ anderweitige Planungs-
möglichkeiten. Das ist für die Umweltplanung auch
ausdrücklich in Artikel 5 Abs. 1 Satz 1 der UP-Richt-
linie formuliert. Auch zur Projekt-UVP enthält das
geltende Recht in § 2a Abs. 1 Nr. 5 BauGB eine
Beschränkung auf die „wichtigsten“ anderweitigen
Lösungsmöglichkeiten. Um Missverständnisse und
langwierige Auseinandersetzungen, insbesondere mit
engagierten Umweltschützern zu vermeiden, ist eine
Klarstellung auch in dem Gesetzentwurf erforderlich.
45. ➞➟ ➠➡➢➤➥➦➧ ➲ ➩➡➫ ➯ ➳➟➵➸➺➢➻➼➦ ➼ (§ 5 Abs. 1 Satz 2
ROG)
In Artikel 2 Nr. 4 ist Buchstabe b zu streichen.
B e g r ü n d u n g
Die im Entwurf des EAG Bau vorgeschlagene Anfü-
gung eines Satzes 2 an § 5 Abs. 1 ROG ist aus folgen-
den Gründen zu streichen:
– Nach der Gesetzesbegründung soll der vorgeschla-
gene Satz 2 der Klarstellung dienen. Sofern sich
diese Klarstellung nur darauf bezieht, dass projekt-
bezogene Ziele der Raumordnung die Fachplanung
des Bundes nicht ersetzen dürfen, ist sie überflüs-
sig, da diesen Zielen unstreitig eine solche Wirkung
aus Kompetenzgründen nicht zukommen kann und
auch nicht beabsichtigt ist.
– Versteht man die Vorschrift nicht nur als „Klarstel-
lung“, sondern im Sinne einer Einschränkung der
Bindungswirkung der Ziele der Raumordnung ge-
genüber dem Bund in materieller Weise in dem
Sinn, dass hinsichtlich der genannten Parameter
keine Bindungswirkung gegenüber den Fachpla-
nungsträgern des Bundes besteht, so ist sie abzuleh-
nen. Für eine solch weitreichende Einschränkung
besteht keine Veranlassung. Vielmehr würde dem
materiellen Koordinierungsauftrag und insbeson-
dere dem Entwicklungsauftrag der Raumordnung,
den diese auch und gerade gegenüber den verschie-
denen Fachplanungen besitzt, nicht hinreichend
Rechnung getragen, wenn sämtliche Bundespla-
nungen hinsichtlich mehrerer, besonders wichtiger
Parameter von jeglicher raumordnerischer Bindung
freigestellt würden. Eine sinnvolle Verzahnung der
in den Zielen der Raumordnung zum Ausdruck
kommenden überörtlichen und überfachlichen Be-
lange mit den sektoralen Fachplanungen wäre somit
im Verhältnis zu Fachplanungen des Bundes von
vorneherein ausgeschlossen.
46.
➞➟ ➠➡➢➤➥➦➧ ➲ ➩➡➫ ➽ ➳➟➵➸➺➢➻➼➦ ➻
(§ 7 Abs. 5 Satz 3
ROG)
In Artikel 2 Nr. 5 Buchstabe a ist in § 7 Abs. 5 Satz 3
das Wort „unselbständiger“ durch das Wort „gesonder-
ter“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Die Formulierung „unselbständiger Teil“ erweckt den
Eindruck, dass die Inhalte des Umweltberichts quasi
ununterscheidbar in der Gesamtbegründung des Raum-
ordnungsplans aufgehen. Dies wäre mit Artikel 5 der
SUP-RL nicht vereinbar. Die geforderte Ermittlung,
Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkun-
gen des Raumordnungsplans wäre in diesem Falle
nicht mehr transparent. Außerdem ist nur dann, wenn
der Umweltbericht entweder gesondert erstellt wird
oder zumindest als gesonderter Teil von der übrigen
Begründung klar unterscheidbar bleibt, eine Abschich-
tung der Umweltverträglichkeitsprüfung zwischen den
Planungen verschiedener Stufen sowie zwischen Pla-
nungen und Projektzulassungen möglich. Denn nur un-
ter dieser Voraussetzung ist es anderen Trägern von
Planungen oder Vorhabenszulassungen praktisch mög-
lich, die Ergebnisse der Umweltprüfungen auf einer
vorgelagerten Ebene ohne großen Zusatzaufwand zu
übernehmen und rechtssicher in ihre Umweltprüfungen
einzustellen.
Es wird daher vorgeschlagen, die Formulierung aus
Artikel 1 Nr. 5 (§ 2a Satz 3 BauGB), wonach der Um-
weltbericht einen „gesonderten Teil“ der Begründung
des Bauleitplans bildet, entsprechend zu übernehmen.
Dies entspricht auch der Intention der Begründung der
Regierungsvorlage zu Artikel 2 Nr. 5, der auf das „In-
tegrationsmodell“ des § 2a Satz 3 BauGB i. d. F. des
Entwurfs Bezug nimmt.
Die Regelung lässt es unbenommen, in dem Umwelt-
bericht als gesondertem Teil der Begründung des
Raumordnungsplanes auf die Begründungen zu den
einzelnen Plansätzen Bezug zu nehmen.
47. ➞➟ ➠➡➢➤➥➦➧ ➲ ➩➡➫ ➽ ➳➟➵➸➺➢➻➼➦ ➼ (§ 7 Abs. 6 Satz 2
ROG)
In Artikel 2 Nr. 5 Buchstabe b sind in § 7 Abs. 6 Satz 2
die Wörter „entsprechend den Grundsätzen des Geset-
zes über die Umweltverträglichkeitsprüfung“ zu strei-
chen.
B e g r ü n d u n g
Nach Artikel 7 der Richtlinie 2001/42/EG ist bei
grenzüberschreitenden erheblichen Umweltauswirkun-
gen eine Beteiligung der betroffenen Staaten vorzuse-
hen. Die Richtlinie fordert jedoch keine bestimmte
Form der Beteiligung, so dass der Verweis auf die
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keitsprüfung für die Konsultationen zwischen den
Staaten in diesem Zusammenhang zu hohe Anforde-
rungen stellt.
48. ØÙ ÚÛÜÝÞßà á âÛã ä åÙæçèÜéêß ß (§ 7 Abs. 9 ROG)
In Artikel 2 Nr. 5 Buchstabe e ist in § 7 Abs. 9 das
Wort „bekannt“ durch das Wort „zugänglich“ zu erset-
zen.
B e g r ü n d u n g
Der in Artikel 9 Abs. 1 der Richtlinie 2001/42/EG ver-
wendete Begriff „Zugänglichmachen“ verschafft den
Ländern die notwendige Flexibilität, über die Art der
Öffentlichkeitsbeteiligung selbst zu entscheiden. Die in
der Begründung angesprochene mögliche Einstellung
in das Internet wäre eine Verfahrensweise, die einer
ausreichenden Öffentlichkeitsbeteiligung Rechnung
tragen würde, ohne dass aufwändige Verwaltungsver-
fahren mit entsprechenden Rechtsrisiken durchgeführt
werden müssten. Insoweit sollte die von der Bundesre-
gierung vorgeschlagene Einschränkung im Interesse an
Deregulierung und Verwaltungsvereinfachung aufge-
geben werden.
49. ØÙ ÚÛÜÝÞßà ë âÛã ì (§ 16 Abs. 1 und 3 UVPG)
In Artikel 3 Nr. 1 ist § 16 Abs. 1 zu streichen.
A l s  F o l g e
ist in Artikel 3 Nr. 1 in § 16 Abs. 3 die Angabe
„Absatz 1“ durch die Angabe „§ 7 Abs. 5 des Raum-
ordnungsgesetzes“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltprü-
fung i. S. der Richtlinie 2001/42/EG (Plan-UP-Richt-
linie) ergibt sich bereits aus der Neuregelung des § 7
Abs. 5 ROG.
Durch die Festlegung in § 16 Abs. 1 Satz 2 UVPG
wird der Anwendungsbereich des UVPG für den Be-
reich der Raumordnung in nicht absehbarem Maß er-
öffnet. Die Umsetzung der o. g. Richtlinie im Bereich
der Raumordnung sollte ausschließlich in den Fachge-
setzen erfolgen – im ROG auf Bundesebene und in den
entsprechenden Landesgesetzen. Der Bund füllt seine
Rahmengesetzgebungskompetenz bereits durch die
Änderung des ROG aus. Weitergehende, konkrete Re-
gelungen (deren Anwendungsbereich durch § 16
Abs. 1 Satz 2 eröffnet werden soll), gehen über die
Rahmengesetzgebungskompetenz des Bundes hinaus.
Zudem enthält das UVPG derzeit (noch) keine Verfah-
rensregelungen zur Plan-UP. Der Verweis dürfte schon
deshalb verfassungswidrig sein.
50. ØÙ ÚÛÜÝÞßà ë âÛã ì (§ 16 Abs. 2 UVPG)
In Artikel 3 Nr. 1 ist in § 16 Abs. 2 das Wort „sollen“
durch das Wort „können“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
In der derzeit geltenden Fassung des § 16 Abs. 1
UVPG ist geregelt, dass im Raumordnungsverfahren
die raumbedeutsamen Umweltmaßnahmen eines Vor-
habens entsprechend dem Planungsstand ermittelt, be-
schrieben und bewertet werden können. Diese Rege-
lung soll beibehalten werden, da sie den Ländern die
Möglichkeit lässt, entsprechend der jeweiligen Praxis
das Verfahren einer raumordnerischen UVP auszuge-
stalten (einfach oder qualifiziert) bzw. auf die Durch-
führung der raumordnerischen UVP zu verzichten.
Durch die Formulierung „sollen“ erfolgt eine Verlage-
rung hin zur UVP-Pflicht (Absehen nur im Ausnahme-
fall) und zur Formalisierung des Verfahrens.
51. ØÙ ÚÛÜÝÞßà ë âÛã ì (§ 17 Abs. 1 Satz 1 UVPG)
In Artikel 3 Nr. 1 ist in § 17 Abs. 1 Satz 1 die Angabe
„bis 18.8“ durch die Angabe „bis 18.9“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Vermeidung eines Missverständnisses.
Die Nummer 18.9 der Anlage 1 erfasst Vorhaben (z. B.
UVP-pflichtige Stadtstraßen), deren Zulässigkeit in der
Regel allein durch einen Bebauungsplan festgestellt
wird. Das Verschweigen dieser Vorhaben in der „Ins-
besondere“-Aufzählung könnte Zweifel aufwerfen.
52. ØÙ ÚÛÜÝÞßà ë âÛã ì Ùíî á (§ 17 Abs. 1 Satz 3 – neu –
und Anlage 1 UVPG)
In Artikel 3 Nr. 1 ist dem § 17 Abs. 1 folgender
Satz anzufügen:
„Bei Vorhaben nach den Nummern 18.1 bis 18.8 der
Anlage 1 wird die Umweltverträglichkeitsprüfung ein-
schließlich der Vorprüfung des Einzelfalls nur im Auf-
stellungsverfahren durchgeführt.“
A l s  F o l g e
ist Artikel 3 Nr. 2 zu streichen.
B e g r ü n d u n g
Die Plan-UP-Richtlinie verlangt nicht die Einführung
einer hierarchisch gestuften Durchführung von Um-
weltprüfungen bei den in den Nummern 18.1 bis 18.8
der Anlage 1 genannten Vorhaben. Die Beschränkung
der UVP auf das Aufstellungsverfahren (wie bisher in
der Regelung des § 17 Satz 2 UVPG) erscheint bei die-
sen Bebauungsplänen nach wie vor sachgerecht. In
diesen Fällen werden auf der Ebene der Bebauungspla-
nung bereits konkrete Standortentscheidungen ver-
bindlich getroffen. Es ist europarechtlich nicht gebo-
ten, auch das nachfolgende Baugenehmigungsverfah-
ren mit UVP-rechtlichen Verfahrensanforderungen zu
belasten. Dementsprechend sieht auch die neu gefasste
Musterbauordnung 2002 für das Baugenehmigungs-
verfahren keine Öffentlichkeitsbeteiligung vor. Zudem
besteht die Gefahr, dass bei einem gestuften Verfahren
schwierige Abstimmungsprozesse die Verwirklichung
der Vorhaben unangemessen verzögern würden.
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Anlage 3
Gegenäußerung der Bundesregierung
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hält die Aufnahme der zivilen An-
schlussnutzung von Militärliegenschaften in den Katalog
der bei der Abwägung zu berücksichtigenden Belange für
erforderlich, um dem weiterhin aktuellen Anliegen der Kon-
version militärischer Infrastrukturanlagen und Einrichtun-
gen Rechnung zu tragen. Für die städtebauliche Entwick-
lung der Gemeinden ist die Lösung der mit der Konversion
militärischer Anlagen und Einrichtungen verbundenen Fra-
gen von großer Bedeutung. Die bloße Erwähnung der Be-
lange der Verteidigung in § 1 BauGB wie im geltenden
Recht trägt dem nicht Rechnung; erforderlich ist eine aus-
drückliche Erwähnung der zivilen Anschlussnutzung von
Militärliegenschaften.
þß  ß✁✁✂✄
✰ (Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b (§ 1 Abs. 6
Nr. 11 und 12 – neu – BauGB))
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Die Notwendigkeit, im Rahmen der Bauleitplanung die für
eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so
zuzuordnen, dass die von schweren Unfällen im Sinne des
Artikels 3 Nr. 5 der Richtlinie 96/82/EG des Rates vom
9. Dezember 1996 zur Beherrschung der Gefahren bei
schweren Unfällenmit gefährlichen Stoffen (ABl. EGNr. L 10
S. 13), sog. Seveso-II-Richtlinie, in Betriebsbereichen her-
vorgerufenenAuswirkungen auf schutzbedürftigeGebiete so
weit wie möglich vermieden werden, ergibt sich bereits aus
dem auch für die Aufstellung der Bauleitpläne geltenden Pla-
nungsgrundsatz des § 50 BImSchG. Die daneben vom Bun-
desrat vorgeschlagene Ausgestaltung als in der Bauleitpla-
nung zu berücksichtigender Belang würde rechtlich dahinter
zurückbleiben und in der Praxis zu Missverständnissen füh-
ren.
þß  ß✁✁✂✄ ✱ (Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 1a Abs. 2 Satz 3
– neu – und Satz 4 BauGB))
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Eine Regelung ist nicht notwendig. Nach dem Grundsatz des
§ 1a Abs. 2 BauGB in der Fassung des Regierungsentwurfs
soll mit Grund und Boden sparsam umgegangen werden; da-
bei sind Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu
begrenzen. Die Gemeinde hat im Rahmen des Umweltbe-
richts die Auswirkungen der Planung auf den Belang des
Bodens zu ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten (vgl.
§ 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a
BauGB in der Fassung des Regierungsentwurfs). Bei der Be-
wertung sind daher bereits nach dieser Vorschrift die Funk-
tionen, die der Boden erfüllt, heranzuziehen.
þß  ß✁✁✂✄ ✲ (Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 1a Abs. 4 BauGB))
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Der im Gesetzentwurf aus dem geltenden Recht übernom-
mene Verweis auf die Vorschriften des Bundesnaturschutz-
gesetzes, soweit durch die Bauleitplanung ein Gebiet von
gemeinschaftlicher Bedeutung oder der Europäischen Vo-
gelschutzgebiete in seinen für die Erhaltungsziele oder den
Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen erheblich beein-
trächtigt werden kann, hat sich bewährt. Er soll durch § 1a
Abs. 4 in Verbindung mit § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b
BauGB in der Fassung des Regierungsentwurfs in lediglich
redaktionell veränderter Form beibehalten werden. Die For-
mulierung entspricht Artikel 6 Abs. 3 der Fauna-Flora-
Habitat-Richtlinie. Danach wird unter anderem für die
Pläne, die ein geschütztes Gebiet erheblich beeinträchtigen
könnten, eine Verträglichkeitsprüfung gefordert.
þß  ß✁✁✂✄ ✳ (Zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe c (§ 2 Abs. 4
Satz 4 BauGB))
Dem Vorschlag wird – zur Vermeidung von Missverständ-
nissen – mit der Maßgabe zugestimmt, dass in Artikel 1
Nr. 4 Buchstabe c in § 2 Abs. 4 Satz 4 die Wörter „zeitlich
nachfolgenden“ durch die Wörter „zeitlich nachfolgend
oder gleichzeitig durchgeführten“ ersetzt werden.
þß  ß✁✁✂✄ ✴ (Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 2a BauGB), Nr. 7
Buchstabe c (§ 5 Abs. 5 Satz 1 und 2 – neu
– BauGB), Nr. 10 Buchstabe d (§ 9 Abs. 8
Satz 2 BauGB) und Nr. 66 (§ 214 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 BauGB))
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Es erleichtert die Praxis, wenn bereits in der Begründung
zum Entwurf eines Bauleitplans eine Erklärung, wie die
Umweltbelange berücksichtigt werden, erfolgt. Entspre-
chend dem Fortgang des Bauleitplanverfahrens kann auch
die Erklärung zum Umweltbericht bis zur Beschlussfassung
über den Bauleitplan fortgeschrieben werden.
Im Übrigen ist gemäß § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Halbsatz 3
BauGB in der Fassung des Regierungsentwurfs das Fehlen
dieses Teils der Begründung nur zum Zeitpunkt der Be-
schlussfassung über den Bauleitplan für seine Wirksamkeit
beachtlich.
þß  ß✁✁✂✄ 8 (Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 3 Abs. 1 Satz 1
BauGB))
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Der gesetzliche Hinweis auf die Möglichkeiten der Öffent-
lichkeit, sich im Hinblick auf Umfang und Detaillierungs-
grad der in den Umweltbericht aufzunehmenden Informa-
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sche Umweltprüfung vom 21. Mai 2003 zum Übereinkom-
men über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüber-
schreitenden Rahmen vom 25. Februar 1991 (Espoo-Kon-
vention), welches bislang von 35 Staaten einschließlich al-
ler EG-Mitgliedstaaten gezeichnet worden ist. Es ist zu
erwarten, dass die Europäische Gemeinschaft, die das Pro-
tokoll ebenfalls gezeichnet hat, eine entsprechende Richtli-
niengesetzgebung zur Umsetzung des Protokolls erlassen
wird. Durch die vorgeschlagene Regelung soll die Notwen-
digkeit einer erneuten Änderung des Baugesetzbuchs in
zeitlicher Nähe zum Inkrafttreten des Europarechtsanpas-
sungsgesetzes Bau im Interesse der Planungspraxis vermie-
den werden.
❴❵ ❛❵❜❜❝❞ ❡ (Zu Artikel 1 Nr. 5 und 6 (§ 4 Abs. 3 und
§ 4c Satz 2 BauGB))
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Nach geltendem Recht besteht eine Vielzahl von fachge-
setzlichen Verpflichtungen zur Umweltüberwachung. Die
bei den Fachbehörden auf Grund der gesetzlichen Verpflich-
tungen vorhandenen Umweltinformationen ergeben in der
Zusammenschau ein hinreichendes Material für die Durch-
führung des Monitoring. Es ist nicht ersichtlich, inwieweit
sonstige Träger öffentlicher Belange darüber hinaus über
Umweltinformationen verfügen, die es gerechtfertigt er-
scheinen lassen, die Informationsverpflichtung in § 4 Abs. 3
BauGB in der Fassung des Regierungsentwurfs auch auf sie
zu erstrecken.
❴❵ ❛❵❜❜❝❞ ❢❣ (Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 4 Abs. 3 BauGB))
Dem Vorschlag wird zugestimmt.
❴❵ ❛❵❜❜❝❞ ❢❢ (Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 4a Abs. 2 BauGB))
Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, dass in
Artikel 1 Nr. 5 in § 4a Abs. 2 nach den Wörtern „kennen
müssen“ die Wörter „und deren Inhalt für die Rechtmäßig-
keit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist“ eingefügt
werden.
Mit der Maßgabe soll sprachlich verdeutlicht werden, dass
es für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplans auf den Inhalt
der Stellungnahmen ankommt. § 4a Abs. 2 BauGB in der
vom Bundesrat vorgeschlagenen Fassung hat mit dieser
Maßgabe folgenden Wortlaut:
„(2) Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlich-
keits- und Behördenbeteiligung nicht rechtzeitig abgegeben
worden sind, können bei der Beschlussfassung über den
Bauleitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde
deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen
und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplans
nicht von Bedeutung ist. Satz 1 gilt für in der Öffentlich-
keitsbeteiligung abgegebene Stellungnahmen nur, wenn
darauf in der Bekanntmachung nach § 3 Abs. 2 Satz 2 zur
Öffentlichkeitsbeteiligung hingewiesen worden ist.“
❴❵ ❛❵❜❜❝❞ ❢❤ (Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 4a Abs. 4 Satz 3
– neu – BauGB))
Dem Vorschlag wird zugestimmt.
❴❵ ❛❵❜❜❝❞ ❢✐ (Zu Artikel 1 Nr. 7 Buchstabe b (§ 5
Abs. 2 Nr. 11 und 12 BauGB), Nr. 16
(§ 15 Abs. 3 BauGB), Nr. 25 Buchstabe b
Doppelbuchstabe cc (§ 35 Abs. 3 Satz 3
BauGB) und Nr. 25 Buchstabe c Doppel-
buchstabe aa (§ 35 Abs. 5 Satz 2 BauGB))
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Bei den Vorhaben nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, die einem
Betrieb der gartenbaulichen Erzeugung dienen und mehr als
einen untergeordneten Teil der Betriebsfläche einnehmen,
handelt es sich im Wesentlichen um die Errichtung von Ge-
wächshäusern. Um einer großflächigen Bebauung des Au-
ßenbereichs in dieser Form begegnen zu können, ist die
Steuerungsmöglichkeit im Wege des Flächennutzungsplans
nach § 35 Abs. 3 BauGB erforderlich, wie dies auch dem
geltenden Recht entspricht.
Auch die im Regierungsentwurf vorgesehene erweiterte Zu-
lässigkeit von Anlagen zur Herstellung und Nutzung von
aus Biomasse erzeugtem Gas im Außenbereich bedarf der
Steuerungsmöglichkeit im Wege des Flächennutzungsplans
durch die Gemeinde. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf
den industriellen Charakter dieser Anlagen. Der Regie-
rungsentwurf schlägt zur Förderung des Strukturwandels in
der Landwirtschaft für Anlagen zur Herstellung und Nut-
zung von aus Biomasse erzeugtem Gas die Aufnahme eines
entsprechenden Privilegierungstatbestandes in § 35 Abs. 1
Nr. 6 BauGB vor. Die Bundesregierung geht davon aus,
dass von dieser Privilegierung in vielen Fällen – ähnlich wie
bereits jetzt durch die Errichtung von Windkraftanlagen –
Gebrauch gemacht wird. Folgerichtig ist daher zum weite-
ren Schutz des Außenbereichs auch für diesen Privilegie-
rungstatbestand die Steuerungsmöglichkeit im Wege des
Flächennutzungsplans aufgenommen worden, die mit den in
§ 5 Abs. 2 Nr. 11 und 12 BauGB in der Fassung des Regie-
rungsentwurfs vorgesehenen Darstellungsmöglichkeiten in
differenzierter und dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ent-
sprechender Weise besser praktiziert werden kann.
❴❵ ❛❵❜❜❝❞ ❢❥ (Zu Artikel 1 Nr. 10 Buchstabe a Doppel-
buchstabe aa0 – neu – (§ 9 Abs. 1 Nr. 13
– neu – BauGB))
Dem Vorschlag wird zugestimmt.
Der Vorschlag des Bundesrates, nach dem gemäß § 9 Abs. 1
Nr. 13 BauGB sowohl die Führung von oberirdischen als
auch die Führung von unterirdischen Versorgungsanlagen
und -leitungen im Bebauungsplan festgesetzt werden soll,
bedeutet eine Klarstellung. Bereits mit der Bundesbauge-
setz-Novelle 1976 ist die Beschränkung auf die Führung
„oberirdischer“ Versorgungsanlagen und -leitungen entfal-
len. Seitdem kann auch die Führung unterirdischer Versor-
gungsanlagen und -leitungen festgesetzt werden. Der Vor-
schlag des Bundesrates dient daher der unmissverständ-
lichen Klarstellung der geltenden Rechtslage.
❴❵ ❛❵❜❜❝❞ ❢
❦ (Zu Artikel 1 Nr. 10 Buchstabe a Doppel-
buchstabe bb (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB))
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Bereits das geltende Recht sieht in § 9 Abs. 1 Nr. 24 Vari-
ante 1 BauGB die Möglichkeit vor, Abstandsflächen zwi-
schen gefahrgeneigten Betrieben und schutzwürdigen Nut-
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nur
➑❷ für einen bestimmten Zeitraum zulässig oder
2. bis zum Eintritt bestimmter Umstände zulässig oder un-
zulässig
sind. Die Folgenutzung soll festgesetzt werden.“
➢➤ ➥➤➦➦➧➨ ➩
➼ (Zu Artikel 1 Nr. 14 (§ 13 Abs. 1
BauGB))
Die Bundesregierung kommt der Prüfbitte des Bundesrates
nach.
Sie wird hierzu unter Berücksichtigung auch der Ergebnisse
des vom Deutschen Institut für Urbanistik vorbereiteten
Verwaltungsplanspiels, in dem die Vorschläge des Regie-
rungsentwurfs einem Praxistest unterzogen werden, gegebe-
nenfalls im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens
einen Formulierungsvorschlag vorlegen.
➢➤ ➥➤➦➦➧➨ ➩
➽ (Zu Artikel 1 Nr. 16 (§ 15 Abs. 4
BauGB))
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Die im Verhältnis zu § 15 Abs. 3 BauGB in der Fassung des
Regierungsentwurfs speziellere Regelung in dem vorge-
schlagenen Absatz 4 soll es den Gemeinden, die von ihrem
Planungsermessen trotz der Regelung in § 245b BauGB al-
ter Fassung bisher keinen Gebrauch gemacht hatten, ermög-
lichen, innerhalb einer weiteren Frist die Ansiedlung von
Windkraftanlagen im Außenbereich zu steuern. Die Rege-
lung unterstützt die Entscheidung des Gesetzgebers für die
Bevorrechtigung der Windenergie und dient der Planungs-
sicherheit für Investoren von Windkraftanlagen.
➢➤ ➥➤➦➦➧➨ ➩➾
(Zu Artikel 1 Nr. 16a – neu – (§ 17 Abs. 2
– neu – und 3 – neu – BauGB))
Der Vorschlag wird im weiteren Gesetzgebungsverfahren
geprüft.
Die Bundesregierung wird zu dem Vorschlag im weiteren
Gesetzgebungsverfahren unter Berücksichtigung des Ge-
samtzusammenhangs der Genehmigungs- oder Zustim-
mungsbedürftigkeit von städtebaurechtlichen Satzungen
Stellung nehmen.
➢➤ ➥➤➦➦➧➨ ➚➪
(Zu Artikel 1 Nr. 18 (§ 19 Abs. 2 BauGB)
und Nr. 13 Buchstabe c (§ 12 Abs. 3
Satz 2 BauGB))
Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, dass in
Artikel 1 Nr. 18 in § 19 Abs. 2 nach den Wörtern „eines
Grundstücks“ die Wörter „im Geltungsbereich eines Bebau-
ungsplans“ eingefügt werden, die Wörter „Festsetzungen ei-
nes Bebauungsplans“ durch die Wörter „Festsetzungen des
Bebauungsplans“ ersetzt werden und die Angabe „nach
§ 30 Abs. 1 und 3“ gestrichen wird; dies dient dem einheitli-
chen Sprachgebrauch.
§ 19 Abs. 2 BauGB in der Fassung des Regierungsentwurfs
hat mit dieser Maßgabe zu dem Vorschlag des Bundesrates
folgenden Wortlaut:
„(2) Durch die Teilung eines Grundstücks im Geltungs-
bereich eines Bebauungsplans dürfen keine Verhältnisse




➩ (Zu Artikel 1 Nr. 18 (§ 19 Abs. 2 BauGB))
Die Bundesregierung stimmt der Auffassung des Bundesra-
tes zu, dass es sich bei der Regelung des § 19 Abs. 2 BauGB
in der Fassung des Regierungsentwurfs nicht um ein Ver-
botsgesetz im Sinne des § 134 BGB handelt.
§ 19 Abs. 2 BauGB in der Fassung des Regierungsentwurfs
kann insbesondere bauaufsichtliche Maßnahmen und Ent-
scheidungen zur Herstellung baurechtmäßiger Verhältnisse
unterstützen. Aus dem Gegenschluss zu der Formulierung
in § 172 Abs. 1 Satz 5 BauGB sowie aus Sinn und Zweck
der vorgeschlagenen Regelung ergibt sich, dass keine Nich-
tigkeitsfolge eintreten soll. Dies kommt auch in der Begrün-
dung zum Regierungsentwurf zum Ausdruck, nach der die
Regelung auf den Wegfall des mit der behördlichen Geneh-
migungspflicht verbundenen Verwaltungsaufwands abzielt.
Zudem trifft § 19 Abs. 3 BauGB in der Fassung des Regie-
rungsentwurfs eine Regelung für den Fall, dass durch die
Grundstücksteilung Verhältnisse entstanden sind, die mit
den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht vereinbar
sind.
➢➤ ➥➤➦➦➧➨
➚➚ (Zu Artikel 1 Nr. 24 Buchstabe b1 – neu –
(§ 34 Abs. 3a – neu – BauGB))
Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, dass in
Artikel 1 Nr. 24 Buchstabe b1 – neu – § 34 Abs. 3a – neu –
wie folgt gefasst wird:
„(3a) Vom Erfordernis des Einfügens in die Eigenart der
näheren Umgebung nach Absatz 1 Satz 1 kann im Einzelfall
abgewichen werden, wenn die Abweichung
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neurg einsinzulässiger Weise errichteten Gewerbe-
oder Handwerksbetriebs dient,
2. städtebaulich vertretbar ist und
3. auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den
öffentlichen Belangen vereinbar ist.
Satz 1 findet keine Anwendung auf Einzelhandelsbetriebe,
die die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung beein-
trächtigen oder schädliche Auswirkungen auf zentrale Ver-
sorgungsbereiche in der Gemeinde oder in anderen Gemein-
den haben können.“
Mit der Maßgabe wird berücksichtigt, dass in den Fällen des
§ 34 Abs. 2 BauGB bereits die Möglichkeit der Erteilung
von Befreiungen, d. h. der Abweichung von den allgemei-
nen Zulässigkeitsregeln besteht. Die vom Bundesrat vorge-
schlagene ergänzende Genehmigungsmöglichkeit im nicht
beplanten Innenbereich kann daher auf die Fallgestaltung
des § 34 Abs. 1 BauGB beschränkt werden.
Darüber hinaus ist es geboten, die erweiterten Genehmi-
gungsmöglichkeiten nur in den Fallgestaltungen vorzuse-
hen, die auch nach Auffassung des Bundesrates aus Grün-
den der Praktikabilität und zur Unterstützung der Existenz
von Handwerks- und Gewerbebetrieben einschließlich der
Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen erforderlich
sind. Aus diesem Grund sollen nicht allgemein „Betriebe“
sondern Handwerks- und Gewerbebetriebe als diejenigen
Betriebe erfasst werden, für die Absatz 3a gelten soll.
Der vorgeschlagene Absatz 3a kann vor allem bei baulichen
Maßnahmen im Zusammenhang mit vorhandenen kleinen
Handwerks- und Gewerbebetrieben, die sich als Einzel-
standorte im nicht beplanten Innenbereich darstellen und
dort zumeist seit längerer Zeit existieren, eine Hilfe sein. Er
vermeidet in diesen Fällen die sonst notwendige Aufstel-
lung von Vorhaben- und Erschließungsplänen, die sich aber
im Vergleich zu einem Genehmigungsverfahren, in dem die
Voraussetzungen des Absatzes 3a zu prüfen sind, als zu auf-
wändig und in der Sache nicht notwendig darstellen können.
Andererseits bleibt durch die Voraussetzungen des Absat-
zes 3a sichergestellt, dass die Anforderungen an eine geord-
nete städtebauliche Entwicklung ebenso gewahrt bleiben
wie die Berücksichtigung nachbarlicher Interessen und
sonstiger öffentlicher Belange, z. B. die des Immissions-
schutzes, wobei zu berücksichtigen ist, dass die Vorschriften
des Immissionsschutzrechts ohnehin unberührt bleiben
(§ 29 Abs. 2 BauGB).
Die Maßgabe zu Satz 2, nach der die Regelung nicht auf be-
stimmte Einzelhandelsbetriebe Anwendung finden soll, ist
harmonisiert mit § 34 Abs. 3 BauGB in der Fassung des Re-
gierungsentwurfs.
ãä åäææçè éê (Zu Artikel 1 Nr. 25 Buchstabe a Doppel-
buchstabe aa (§ 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB))
Der Vorschlag soll im weiteren Gesetzgebungsverfahren ge-
prüft werden.
Die Bundesregierung weist darauf hin, dass der Vorschlag
des Bundesrates zu einer erheblichen Ausweitung der im
Außenbereich zulässigen Vorhaben führen würde.
Bei der Prüfung sind auch die Ergebnisse des Verwaltungs-
planspiels einzubeziehen, in welchem auch diese Vorschrift
des Regierungsentwurfs auf ihre Praxistauglichkeit über-
prüft wird. Die Ergebnisse des Verwaltungsplanspiels sollen
dem Deutschen Bundestag rechtzeitig zu Beginn der parla-
mentarischen Beratungen des Gesetzentwurfs vorliegen.
Die Bundesregierung weist zudem auf die Begründung zum
Regierungsentwurf hin, in der dargelegt ist, wie mit dem
Vorschlag des Regierungsentwurfs die Herstellung und Nut-
zung von aus Biomasse erzeugtem Gas im Zusammenhang
mit landwirtschaftlichen Betrieben zur Förderung des Struk-
turwandels in der Landwirtschaft unter Beachtung des
Schutzes des Außenbereichs erleichtert werden soll.
ãä åäææçè éë (Zu Artikel 1 Nr. 25 Buchstabe b Doppel-
buchstabe aa (§ 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5
und 8 BauGB))
Dem Vorschlag wird teilweise zugestimmt.
Dem Vorschlag zu § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 8 BauGB wird zu-
gestimmt.
Nicht zugestimmt wird dem Vorschlag zu § 35 Abs. 3 Satz 1
Nr. 5 BauGB.
Die Bundesregierung weist darauf hin, dass der Entwurf ei-
nes Gesetzes zur Verbesserung des vorbeugenden Hochwas-
serschutzes bereits als Referentenentwurf seitens des feder-
führenden Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit auch den Ländern zur Stellungnahme
zugeleitet worden ist. Dieser Referentenentwurf ist als Arti-
kelgesetz ausgestaltet und enthält neben umfangreichen Än-
derungen des Wasserhaushaltsgesetzes in einem weiteren
Artikel Änderungen des Baugesetzbuchs, die sich auf die
geänderten Vorschriften des Wasserhaushaltsgesetzes bezie-
hen und mit ihnen abgestimmt sind. Die Bundesregierung
lehnt vorgezogene Regelungen zum Hochwasserschutz im
Baugesetzbuch ab, da eine Verzahnung mit den beabsichtig-
ten Regelungen im Wasserhaushaltsgesetz in vielen Fällen
zwingend erforderlich ist.
ãä åäææçè éì (Zu Artikel 1 Nr. 25 Buchstabe c Doppel-
buchstabe aa (§ 35 Abs. 5 Satz 2 BauGB))
Dem Vorschlag wird in der Sache mit der Maßgabe zuge-
stimmt, dass in Artikel 1 Nr. 25 Buchstabe c Doppelbuch-
stabe aa § 35 Abs. 5 Satz 2 wie folgt gefasst wird:
„Für Vorhaben nach Absatz 1 Nr. 2 bis 6 ist als weitere Zu-
lässigkeitsvoraussetzung eine Verpflichtungserklärung ab-
zugeben, das Vorhaben nach dauerhafter Aufgabe der zuläs-
sigen Nutzung zurückzubauen und Bodenversiegelungen zu
beseitigen; bei einer nach Absatz 1 Nr. 2 bis 6 zulässigen
Nutzungsänderung ist die Rückbauverpflichtung zu über-
nehmen, bei einer nach Absatz 1 Nr. 1 oder Absatz 2 zuläs-
sigen Nutzungsänderung entfällt sie.“
Mit der Formulierung soll sichergestellt werden, dass eine
nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 BauGB in der Fassung des Re-
gierungsentwurfs zulässige Nutzungsänderung im Falle der
Durchführung nicht die Fälligkeit des Rückbaus auslöst. So-
fern eine Nutzungsänderung nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 oder
Abs. 2 BauGB erfolgt, soll die Rückbauverpflichtung ent-
fallen.
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✍✡þ✁ ✢✁✎✟✆þ ☞þ☎✎✟✁✆þ✁ ✂✟☎✠☛ hängt von weiteren Vorausset-
zungen ab (vgl. BVerwG, Beschluss vom 21. November
2000, Az. 4 B 36/00). Diese Grundsätze gelten unabhängig
von der vorgeschlagenen Regelung fort.
✥✦ ✧✦★★✩✪ ✫✬ (Zu Artikel 1 Nr. 27 Buchstabe b (§ 46
Abs. 3 Satz 2 BauGB))
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Mit der Ergänzung des § 46 Abs. 3 BauGB sollen die ein-
zelnen Eigentümer in Bebauungsplangebieten ein formelles
Antragsrecht auf Entscheidung der Gemeinde über die
Durchführung eines Umlegungsverfahrens erhalten. Die
Forderung wurde aus der Praxis erhoben und ist als Beitrag
zur Mobilisierung von Bauland und zur Erleichterung von
Investitionen zu sehen. Eine stärkere Einbeziehung des Ei-
gentümers wird insoweit für sinnvoll erachtet. Im weiteren
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens wird der Vorschlag
des Bundesrates unter Einbeziehung der Ergebnisse des
Verwaltungsplanspiels im Hinblick auf Fragen des Vollzugs
überprüft.
✥✦ ✧✦★★✩✪ ✫
✭ (Zu Artikel 1 Nr. 43 Buchstabe b (§ 82
Abs. 1 Satz 2 BauGB))
Dem Vorschlag wird – entsprechend dem gleich lautenden
Wortlaut in § 66 Abs. 1 Satz 1 BauGB – mit der Maßgabe
zugestimmt, dass in Artikel 1 Nr. 43 Buchstabe b wie folgt
gefasst wird:
,b) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „setzt“ die
Wörter „nach Erörterung mit den Eigentümern“ einge-
fügt.‘
✥✦ ✧✦★★✩✪ ✫
✮ (Zu Artikel 1 Nr. 51 und 57 (§§ 145 und
173 BauGB))
Die Bundesregierung kommt der Prüfbitte des Bundesrates
nach.
Bei der Prüfung werden Gesichtspunkte wie die Deregulie-
rung und Entbürokratisierung sowie die möglichen adminis-
trativen Erschwernisse durch die Änderung der Zuständig-
keiten und durch die Einführung eines Einvernehmenserfor-
dernisses zu berücksichtigen sein.
✥✦ ✧✦★★✩✪ ✫
✯ (Zu Artikel 1 Nr. 51 und 57 (§§ 145 und
173 BauGB))
Die Bundesregierung kommt der Prüfbitte des Bundesrates
nach.
Sie wird im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens
unter Einbeziehung der Ergebnisse des Verwaltungsplan-
spiels dazu Stellung nehmen, ob im Rahmen der Genehmi-
gungstatbestände des Besonderen Städtebaurechts (insbe-
sondere § 145 Abs. 1, § 169 Abs. 1 Nr. 3 in Verbindung mit
§ 145 Abs. 1, § 173 BauGB) eine Genehmigungs- bzw. Ein-
vernehmensfiktion nach Ablauf bestimmter Fristen vorgese-
hen werden kann. Dabei weist die Bundesregierung darauf
hin, dass für die sanierungsrechtliche bzw. entwicklungs-
rechtliche Genehmigung bereits entsprechende Genehmi-
gungstatbestände oder -fiktionen geregelt sind (§ 145
Abs. 1 Satz 2, § 19 Abs. 3 Satz 3 bis 5 gegebenenfalls in
Verbindung mit § 169 Abs. 1 Nr. 3 BauGB).
✥✦ ✧✦★★✩✪ ✰✱ (Zu Artikel 1 Nr. 51a – neu – (§ 146
Abs. 2 Satz 3 – neu – BauGB))
Der Vorschlag wird im weiteren Gesetzgebungsverfahren
geprüft.
Bei der Prüfung, ob eine Frist für die Zustimmung der öf-
fentlichen Bedarfsträger eingeführt werden soll, wird insbe-
sondere auch der unterschiedliche Umfang der vorgesehe-
nen Ordnungs- und Baumaßnahmen zu berücksichtigen
sein.
✥✦ ✧✦★★✩✪ ✰✲
(Zu Artikel 1 nach Nr. 51a – neu – (§ 149
Abs. 4 Satz 1 BauGB))
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Die Aufnahme einer derartigen Fiktion in das Baugesetz-
buch hätte eine unnötige Überregulierung zur Folge. Im
Hinblick darauf, dass die Länder die Möglichkeit haben, das
Verwaltungsverfahren zur Kosten- und Finanzierungsüber-
sicht der Gemeinden zum Zwecke der Beschleunigung
selbst zu regeln und gegebenenfalls auch generelle Zustim-
mungen im Erlasswege erteilen können, besteht kein Be-
dürfnis für eine bundesrechtliche Regelung.
✥✦ ✧✦★★✩✪ ✰✫
(Zu Artikel 1 nach Nr. 52 (§ 157 Abs. 1
Satz 2, §§ 158 und 167 Abs. 1 Satz 2
BauGB))
Die Bundesregierung kommt der Prüfbitte des Bundesrates
nach.
Sie wird im weiteren Gesetzgebungsverfahren prüfen, ob
die Bestätigung von Sanierungs- und Entwicklungsträgern
nach § 157 Abs. 1 Satz 2, §§ 158 und 167 Abs. 1 Satz 2
BauGB entfallen kann. Dabei wird insbesondere zu berück-
sichtigen sein, ob auch aus kommunaler Sicht auf das Bestä-
tigungsverfahren verzichtet werden kann.
✥✦ ✧✦★★✩✪ ✰✰ (Zu Artikel 1 Nr. 53a – neu – (§ 164b
Abs. 1 Satz 1 – neu – und Abs. 2 Nr. 3 –
neu – und Nr. 4 – neu – BauGB))
Der Vorschlag wird im weiteren Gesetzgebungsverfahren
geprüft.
Dabei ist der Zusammenhang mit den Regelungen zum
Stadtumbau und zur „Sozialen Stadt“ (§ 171a ff. BauGB in
der Fassung des Regierungsentwurfs) zu berücksichtigen,
mit denen – wie im Recht der städtebaulichen Entwick-
lungsmaßnahmen – auf die Vorschriften des § 164b BauGB
über die Finanzhilfen des Bundes Bezug genommen wird.
Konzept des Gesetzentwurfs der Bundesregierung ist es, die
allgemeinen Anforderungen an die neuen städtebaulichen
Maßnahmen „Stadtumbau“ und „Soziale Stadt“ festzulegen
und diese mit den Vorschriften über die Finanzhilfen des
Bundes in § 164b BauGB zu verbinden.
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insbesondere auch der unterschiedliche Umfang der vorge-
sehenen Ordnungs- und Baumaßnahmen zu berücksichtigen
sein. Zu dem zweiten Teil des Vorschlags, auf die Genehmi-
gungspflicht für Entwicklungssatzungen zu verzichten, wird
die Bundesregierung im weiteren Gesetzgebungsverfahren
unter Berücksichtigung des Gesamtzusammenhangs der Ge-
nehmigungs- oder Zustimmungsbedürftigkeit von städte-
baurechtlichen Satzungen Stellung nehmen.
❂❃ ❄❃❅❅❆❇ ❈✈ (Zu Artikel 1 Nr. 54 (§§ 171a bis 171e
BauGB), Nr. 55 (Bezeichnung Zweites
Kapitel Fünfter bis Achter Teil BauGB),
Nr. 1 (Inhaltsübersicht BauGB), Nr. 21
(§ 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BauGB), Nr. 46
(§ 85 Abs. 1 Nr. 5, 6 und 7 BauGB),
Nr. 58 (§ 180 Abs. 1 Satz 1 BauGB),
Nr. 65 (§ 213 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) und
Nr. 71 (§ 245 BauGB))
Die Bundesregierung kommt der Prüfbitte des Bundesrates
nach.
Dabei werden insbesondere auch die Ergebnisse des Ver-
waltungsplanspiels zu berücksichtigen sein.
❂❃ ❄❃❅❅❆❇ ❈✇ (Zu Artikel 1 Nr. 56 Buchstabe a Doppel-
buchstabe bb (§ 172 Abs. 1 Satz 6
BauGB))
Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, dass in
Artikel 1 Nr. 56 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb § 172
Abs. 1 Satz 6 wie folgt gefasst wird:
„In den Fällen des Satzes 4 ist § 22 Abs. 2 Satz 3 und 4,
Abs. 6 und 8 entsprechend anzuwenden.“
Diese allgemeiner gehaltene Formulierung ist erforderlich,
weil sich nur § 22 Abs. 6 BauGB in der Fassung des Regie-
rungsentwurfs auf die Genehmigung bezieht, während sich
§ 22 Abs. 2 Satz 3 und 4 sowie Abs. 8 BauGB in der Fas-
sung des Regierungsentwurfs auf die Satzung bzw. Verord-
nung bezieht.
❂❃ ❄❃❅❅❆❇ ❈① (Zu Artikel 1 Nr. 57 (§ 173 Abs. 1 Satz 2
BauGB))
Der Vorschlag wird im weiteren Gesetzgebungsverfahren
geprüft.
Dabei wird das Ergebnis der Überprüfung zu der Prüfbitte
des Bundesrates zu Nummer 28 zu berücksichtigen sein.
❂❃ ❄❃❅❅❆❇ ❈
② (Zu Artikel 1 Nr. 58a – neu – (§ 190
Abs. 1 Satz 1 und 4, Abs. 4 – neu –,
Abs. 5 – neu – BauGB))
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Grundsätzlich trifft es zwar zu, dass die Unternehmensflur-
bereinigung für städtebauliche Maßnahmen nach § 190
BauGB in der Praxis nur eine geringe Anwendung findet.
Dies begründet vor dem Hintergrund der Ziele von Deregu-
lierung und Bürokratieabbau jedoch nicht die Notwendig-
keit einer gesetzlichen Änderung, da aus rechtlichen wie aus
verwaltungspraktischen Gründen der erforderliche Grunder-
werb für öffentliche Unternehmen sich vorzugsweise im
Wege des freihändigen Erwerbs zu vollziehen hat.
❂❃ ❄❃❅❅❆❇ ❈③ (Zu Artikel 1 Nr. 62 (§ 201 BauGB))
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Die Anknüpfung des Landwirtschaftsbegriffs lediglich an
die Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Flächen könnte zu
Missbrauch führen. Nach dieser Formulierung würde es für
die Annahme eines landwirtschaftlichen Betriebes ausrei-
chen, wenn allein im Zeitpunkt der Genehmigung die Vor-
aussetzung gegeben wäre. Ein landwirtschaftlicher Betrieb
liegt indes nur vor, wenn die Landwirtschaft nachhaltig, das
heißt für eine dem Wesen der Landwirtschaft entsprechende
lange Dauer betrieben werden soll. Hierzu ist es erforder-
lich, dass die Landwirtschaft auf Flächen betrieben wird, die
überwiegend im Eigentum des Landwirtes stehen oder zu-
mindest langfristig gepachtet sein müssen. Im Einzelnen
wird auf die gefestigte Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts (vgl. BVerwG, Urteil vom 3. November 1972,
Az. IV C 9.70; Urteil vom 24. August 1979, Az. IV C 3.77;
Urteil vom 13. April 1983, Az. 4 C 62/78) hingewiesen. Der
Regierungsentwurf deckt sich in Form und Intention mit
dieser Rechtsprechung.
❂❃ ❄❃❅❅❆❇ ❉
④ (Zu Artikel 1 Nr. 62 (§ 201 BauGB))
Die Bundesregierung weist darauf hin, dass die Vereinheitli-
chung des Begriffs der Landwirtschaft nicht Gegenstand
dieses Gesetzgebungsverfahrens sein kann. Der unter-
schiedliche Begriff der Landwirtschaft in diversen Rechts-
gebieten ist aus sachlichen Gründen erfolgt.
❂❃ ❄❃❅❅❆❇ ❉
⑤ (Zu Artikel 1 Nr. 64 (§ 212a Nr. 1a – neu –
BauGB))
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Die vorgeschlagene Regelung entspricht nicht der Ausnah-
meregelung des § 212a BauGB, die insbesondere die Er-
leichterung der Durchführung von Investitionen zum Ziel
hat. Auch bei Verwaltungsakten, die den Rechtskreis der
Baugenehmigung betreffen, kann wie im allgemeinen Ver-
waltungsrecht nicht bereits jedes geringfügige Interesse an
einem raschen Verwaltungsvollzug zum gesetzlichen Weg-
fall der aufschiebenden Wirkung führen.
❂❃ ❄❃❅❅❆❇ ❉
⑥ (Zu Artikel 1 Nr. 66 (§ 214 Abs. 2 Nr. 3
BauGB))
Dem Vorschlag wird zugestimmt.
❂❃ ❄❃❅❅❆❇ ❉❈ (Zu Artikel 1 Nr. 66 (§§ 214 und 215
BauGB))
Die Bundesregierung kommt entsprechend der Prüfbitte des
Bundesrates zu dem Ergebnis, dass in § 214 Abs. 3 Satz 2
BauGB in der Fassung des Regierungsentwurfs als Ergän-
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➓➎➅➔ → ➣➌➍➁ ➐ ↔➌➂↕↔ ➌➂➙➄➇➃➛➜➜➇➃ ➝➇➆➉➇➃ ➅➛➈➈➔
➣➏➇ ➅➞➋➈➟➄➍ ➉➌➋➇➆ vor,➉➌➅➅ in➓➆➍➏➠➇➈ ➑ ➡➆➔ 66 in§➐➑➒
➓➎➅➔ → ➣➌➍➁ ➐ der➢➂➃➠➍ ➌➜ ➣➌➍➁➇➃➉➇ ➉➂➆➞➋ ein➣➇➜➏➠➛➈➛➃
erstzt und folgendr ➤➌➈➎➅➌➍➁ ➌➃➄➇➙➥➄➍ ➝➏➆➉➦
„im➧➎➆➏➄➇➃ sind➨➟➃➄➇➈ im➓➎➝➟➄➂➃➄➅➩➛➆➄➌➃➄ nur➇➆➫
➋➇➎➈➏➞➋➭ wensieof➙➇➃➅➏➞➋➍➈➏➞➋ und➌➂➙ ➉➌➅ ➓➎➝➟➄➂➃➄➅➇➆➫
➄➇➎➃➏➅ ➩➛➃ ➯➏➃➙➈➂➅➅ ➄➇➝➇➅➇➃ ➅➏➃➉➔➲
➳➏➇ ➡➇➂➙➌➅➅➂➃➄ des§➐➑➒ ➓➎➅➔ → ➣➌➍➁ ➐ ↔➌➂↕↔ inder➵➌➅➫
sungdes➊➇➄➏➇➆➂➃➄➅➇➃➍➝➂➆➙➅ knüpft an die durch den Ge-
setzentwurf vorgesehene Betonung der Verfahrenselemente
des Ermittelns und Bewertens der von der Abwägung be-
rührten Belange gegenüber dem Abwägungsvorgang an.
Durch den nunmehr vorgeschlagenen Zusatz soll der bishe-
rigen Regelung in § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB zur Erheb-
lichkeit bestimmter Mängel im Abwägungsvorgang nur
noch ergänzende Bedeutung zukommen; es soll sicherge-
stellt werden, dass, auch soweit die Begriffe der Ermittlung
und Bewertung etwa bei einengender Auslegung nicht alle
Anforderungen an das Abwägungsgebot erfassen, die durch
den bisherigen § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB erreichte Be-
standskraft von Bauleitplänen zumindest erhalten bleibt.
§ 214 Abs. 3 BauGB in der Fassung des Regierungsent-
wurfs hat mit dieser Maßgabe folgenden Wortlaut:
„(3) Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im
Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Flächennutzungs-
plan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand
der Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als
Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im Übri-
gen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich,
wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis
von Einfluss gewesen sind.“
Als Folge wird vorgeschlagen, dass in Artikel 1 Nr. 66
§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 wie folgt gefasst wird:
„1. im Sinne des § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten
Belange, die der Gemeinde bekannt waren oder hätten
bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht
zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind und
wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis
des Verfahrens von Einfluss gewesen ist;“.
Die nunmehr vorgeschlagene Regelung dient der Verein-
heitlichung des Sprachgebrauchs in § 214 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 BauGB in der Fassung des Regierungsentwurfs mit
der nunmehr vorgeschlagenen Ergänzung in § 214 Abs. 3
Satz 2 Halbsatz 2, indem in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
BauGB in der nunmehr vorgeschlagenen Fassung nicht
mehr an die Voraussetzungen für die Unbeachtlichkeit, son-
dern für die Beachtlichkeit eines Mangels angeknüpft wird.
Die Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vor-
schriften in § 215 BauGB soll nunmehr grundsätzlich ein-
heitlich für alle Mängel des Bauleitplans nach § 214 BauGB
in der hier vorgeschlagenen Fassung zwei Jahre betragen.
Es erscheint sachgerecht, dass Mängel des Bauleitplans, so-
weit sie nicht so schwerwiegend sind, dass das Ergebnis der
Planung schlechterdings nicht haltbar ist, einheitlich behan-
delt werden. In solchen schwerwiegenden Fällen, in denen
ein Verstoß gegen das Abwägungsgebot vorliegt, ist eine
Verfristung des Mangels unter verfassungsrechtlichen Ge-
sichtspunkten nicht gerechtfertigt. Für die übrigen Fälle ent-
spricht die Rügefrist von zwei Jahren der in § 47 Abs. 2
Satz 1 VwGO enthaltenen gesetzgeberischen Wertung, nach
der ein Normenkontrollantrag gegen einen Bebauungsplan
nur innerhalb von zwei Jahren nach seiner Bekanntmachung
geltend gemacht werden kann.
Die Vereinheitlichung der Frist für die Geltendmachung von
Mängeln nach § 214 BauGB hat insbesondere den Vorteil,
dass eine im Einzelfall möglicherweise schwierige Unter-
scheidung zwischen Mängeln, die die Ermittlung und Be-
wertung nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB in der Fas-
sung des Regierungsentwurfs betreffen, und sonstigen Män-
geln des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2
Halbsatz 2 BauGB in der hier vorgeschlagenen Fassung
nicht erforderlich ist. Auch die Erstreckung der Regelung
auf die nach § 214 Abs. 2 BauGB beachtlichen Mängel ist
im Interesse einer einheitlichen Frist für die Geltendma-
chung von Mängeln sachgerecht.
Ergänzend wird außerdem vorgeschlagen, dass in Artikel 1
Nr. 1 in der Angabe zu § 215 und in Artikel 1 Nr. 66 in der
Überschrift des § 215 und in § 215 Abs. 1 jeweils die Wör-
ter „Verfahrens- und Formvorschriften“ durch das Wort
„Vorschriften“ ersetzt werden; weiter wird vorgeschlagen,
dass in Artikel 1 Nr. 66 in § 215 Abs. 1 die Angabe „Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 bis 3“ gestrichen und folgender Satz angefügt
wird: „Dies gilt nicht, soweit wegen einer Verletzung von
Vorschriften im Sinne des § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 ein Flä-
chennutzungsplan oder eine Satzung nicht zustande gekom-
men ist.“
Die in § 215 Abs. 1 Satz 2 BauGB in der hier vorgeschlage-
nen Fassung enthaltene Ausnahme berücksichtigt wie im
geltenden Recht, dass wegen der in § 214 Abs. 1 Satz 1
Nr. 4 genannten Fälle nicht zustande gekommene Flächen-
nutzungspläne oder Satzungen auch nicht durch Fristablauf
geheilt werden können.
§ 215 Abs. 1 BauGB in der Fassung des Regierungsent-
wurfs hat mit dieser Maßgabe folgenden Wortlaut:
„(1) Eine Verletzung von Vorschriften über die Aufstel-
lung des Flächennutzungsplans und der Satzungen im Sinne
des § 214 wird unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von
zwei Jahren seit Bekanntmachung des Flächennutzungs-
plans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachver-
halts geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, soweit we-
gen einer Verletzung von Vorschriften im Sinne des § 214
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 ein Flächennutzungsplan oder eine Sat-
zung nicht zustande gekommen ist.“
➸➺ ➻➺➼➼➽➾ ➚➚ (Zu Artikel 1 Nr. 74 (Absatz 1 Satz 1 Nr. 4
der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a
BauGB))
Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, dass in
Artikel 1 Nr. 74 in der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a in Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 4 die Wörter „anderweitiger Planungsmög-
lichkeiten“ durch die Wörter „der in Betracht kommenden
anderweitigen Planungsmöglichkeiten“ ersetzt werden; dies
dient dem einheitlichen Sprachgebrauch (vgl. § 2a Satz 2
Nr. 3 BauGB in der Fassung des Regierungsentwurfs).
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ÐÑ ÒÑÓÓÔÕ Ö× ØÙÚ ÛÜÝÞßàá â ãÜä å æÚçèéÝêëà ë
Øì í Ûëéä î ïêÝð â ñòóôô
õàö ÷øÜéçèáêù úÞÜû üÞçèÝ ðÚùàéÝÞööÝä
§í Ûëéä î ïêÝð â ñòó inderýêééÚüù desñàùÞàÜÚüùéàüÝþ
wurfstrifàüÝéßÜàçèàüû derøëàÜùàÜÞçèÝáÞçèàü ñàçèÝéßÜàþ
çèÚüù Ø ùáä æê✁÷àÜ✂ó✄☎ ✆üÝéçèàÞûÚüù
vomîíä ✝ÚáÞ â✞✞â☎
Ûðä ÷✂ä î✞þ÷✟✟þ✞✞☎ ÷✂ä îâþ÷✟✟þ✞✞ô undimïÞüüà derñàçèÝéþ
ßáêÜèàÞÝ dieûàßáêÜêÝøÜÞéçèà ýàéÝéÝàááÚüù☎ ûêéé dieZÞàáêÚéþ
éêùàü
vonñêÚöøÜûüÚüùéßá✠üàü dieëàÝÜø✂fenýêçèßáêþ
nugdesæÚüûàé èÞüéÞçèÝáÞçè derimóàéàÝðàéÝà✡Ý ùàüêüüþ
ten☛êÜêöàÝàÜ üÞçèÝ ëÞüûàüä õÞàé ëàûàÚÝàÝ kein✆ÞüéçèÜ✠üþ
kungder☞✠üûàÜëà✂ÚùüÞééà ûÚÜçè denæÚüûàéùàéàÝðùàëàÜ,




dieinýÜêùà stehendñàùàáÚüù áàûÞùáÞçè ßøüþ
kretisúàÜûàüä ✟ö ✎ëÜÞùàü würde die Streichung des vor-
geschlagenen § 5 Abs. 1 Satz 2 ROG den Ländern keine
Vorteile bringen, da der Bund sich mittels – zeit- und kos-
tenaufwändigen – Widerspruchs nach § 5 Abs. 1 Satz 1
ROG auch ohne diese Regelung von der Bindungswirkung
freizeichnen kann.
ÐÑ ÒÑÓÓÔÕ Ö
✏ (Zu Artikel 2 Nr. 5 Buchstabe a
(§ 7 Abs. 5 Satz 3 ROG))
Dem Vorschlag wird zugestimmt.
ÐÑ ÒÑÓÓÔÕ Ö
✑ (Zu Artikel 2 Nr. 5 Buchstabe b
(§ 7 Abs. 6 Satz 2 ROG))
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Artikel 7 der Plan-UP-Richtlinie schreibt grenzüberschrei-
tende Konsultationen vor, wenn die Durchführung von Plä-
nen und Programmen erhebliche Umweltauswirkungen auf
einen Mitgliedstaat haben kann. Das im Gesetz über die
Umweltverträglichkeitsprüfung geregelte Verfahren der
Konsultationen bei der grenzüberschreitenden Umweltver-
träglichkeitsprüfung entspricht in seinen Grundsätzen den
Anforderungen der Plan-UP-Richtlinie. Weitergehende An-
forderungen werden durch die Bezugnahme auf diese
Grundsätze in § 7 Abs. 6 Satz 2 ROG in der Fassung des
Regierungsentwurfs nicht begründet.
ÐÑ ÒÑÓÓÔÕ Ö
✒ (Zu Artikel 2 Nr. 5 Buchstabe e
(§ 7 Abs. 9 ROG))
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Die Bundesregierung hält die Regelung des § 7 Abs. 9 ROG
in der Fassung des Regierungsentwurfs für erforderlich, um
bei der Umsetzung von Artikel 9 Abs. 1 der Plan-UP-Richt-
linie unterschiedliche Vorgehensweisen bei der Bekannt-
gabe von Raumordnungsplänen zu vermeiden. Das im deut-
schen Rechtssystem übliche förmliche Verfahren der „Be-
kanntmachung“ gewährleistet die notwendige Transparenz
und Rechtssicherheit.
ÐÑ ÒÑÓÓÔÕ Ö✓ (Zu Artikel 3 Nr. 1 (§ 16 Abs. 1 und 3
UVPG))
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Absatz 1 dient als Übergangsregelung der Verknüpfung der
Vorschriften des Raumordnungsgesetzes mit den Vorgaben
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung. Sie
greift damit auch für die Umweltprüfung den bereits in § 4
UVPG enthaltenen Rechtsgedanken über das Verhältnis des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung als
„Stammgesetz“ zu den besonderen fachrechtlichen Vor-
schriften auf. § 16 Abs. 1 UVPG enthält bereits in seiner
bisherigen Fassung eine Regelung über die Prüfung der
Umweltauswirkungen in raumordnerischen Verfahren.
ÐÑ ÒÑÓÓÔÕ ×✔ (Zu Artikel 3 Nr. 1 (§ 16 Abs. 2 UVPG))
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Die im Gesetzentwurf vorgesehene Regelung konkretisiert
mit demWort „sollen“ lediglich die Anforderungen des § 15
Abs. 1 ROG. Dieser ordnet die Prüfung der raumbedeutsa-
men Auswirkungen der Planung oder Maßnahme hinsicht-
lich aller Belange des § 2 Abs. 2 ROG an. Hierzu gehört
– unstrittig – auch die Umwelt (vgl. z. B. § 2 Abs. 2 Nr. 8
ROG).
ÐÑ ÒÑÓÓÔÕ ×✕ (Zu Artikel 3 Nr. 1 (§ 17 Abs. 1 Satz 1
UVPG))
Dem Vorschlag wird zugestimmt.
ÐÑ ÒÑÓÓÔÕ ×✖ (Zu Artikel 3 Nr. 1 und 2 (§ 17 Abs. 1
Satz 3 – neu – und Anlage 1 UVPG))
Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt.
Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass die Länder –
soweit nicht bereits geschehen – europarechtlich gehalten
sind, für die nach ihrer Ansicht UVP-pflichtigen Bauvorha-
ben Regelungen zu treffen, die den Anforderungen der Pro-
jekt-UVP-Richtlinie entsprechen. Die Bundesregierung
weist darauf hin, dass derzeit sieben Länder auf diese euro-
parechtliche Verpflichtung gesetzgeberisch reagiert haben.
Ein weiteres Gesetz ist in Vorbereitung.
Davon unabhängig soll die vorgesehene Streichung des bis-
herigen § 17 Satz 2 UVPG im Hinblick auf die Möglichkeit
der Abschichtung bei der Umweltprüfung nach § 17 Abs. 3
UVPG in der Fassung des Regierungsentwurfs im Ergebnis
in den Fällen zu keiner Belastung des nachfolgenden Bau-
genehmigungsverfahrens führen, in denen gemäß § 2 Abs. 3
Nr. 3 UVPG ein Bebauungsplan aufgestellt worden ist,
durch den die Zulässigkeit eines bestimmten Vorhabens im
Sinne der Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung begründet werden sollte: Bei der Genehmi-
gung von Projekten nach den Nummern 18.1 bis 18.8 der
Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung ist im Zulassungsverfahren grundsätzlich keine weitere
Prüfung der Umweltauswirkungen erforderlich, da sich die
Umweltauswirkungen dieser Vorhaben im Wesentlichen aus
der Standortfrage ergeben und damit bereits auf der Ebene
des Bebauungsplans auf der Basis des Umweltberichts ge-
prüft worden sind. Etwas anderes wird nur in seltenen Fäl-
len gegeben sein, wenn etwa zwischen der Umweltverträg-
lichkeitsprüfung im Bebauungsplanverfahren und dem Zu-
lassungsverfahren ein längerer Zeitraum liegt, in dem sich
die für die Umweltprüfung maßgeblichen Umstände geän-
dert haben. Mit dem im Regierungsentwurf vorgeschlage-
nen § 17 Abs. 1 Satz 1 UVPG soll klargestellt werden, dass
auch in diesen seltenen Fällen mögliche zusätzliche oder an-
dere erhebliche Umweltauswirkungen im nachfolgenden
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 Gesetzentwurf
 der  Bundesregierung
 Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Erleichterung  von  Planungsvorhaben
 für  die  Innenentwicklung  der  Städte
 A.  Problem  und  Ziel
 Der  Koalitionsvertrag  von  CDU,  CSU  und  SPD  vom  11.  November  2005  sieht
 vor,  dass  zur  Verminderung  der  Flächeninanspruchnahme  und  zur  Beschleuni-
 gung  wichtiger  Planungsvorhaben,  vor  allem  in  den  Bereichen  Arbeitsplätze,
 Wohnbedarf  und  Infrastrukturausstattung,  das  Bau-  und  Planungsrecht  für  ent-
 sprechende  Vorhaben  zur  Stärkung  der  Innenentwicklung  vereinfacht  und  be-
 schleunigt  werden  soll.  Diese  Vereinbarung  soll  mit  dem  Gesetz  umgesetzt  wer-
 den.
 Mit  dem  Gesetzentwurf  werden  zentrale  Anliegen  der  Stadtentwicklung  aufge-
 griffen.  Sie  ergeben  sich  aus  den  Herausforderungen  des  wirtschaftlichen  und
 demografischen  Wandels,  der  sich  besonders  in  den  Städten  und  Gemeinden
 konzentriert,  und  der  Nationalen  Nachhaltigkeitsstrategie.  Dies  erfordert  die
 Orientierung  der  Siedlungsentwicklung  auf  die  Städte  und  vorhandenen  Orte,
 auf  die  Wiederherstellung  und  die  Sicherung  funktionsfähiger,  urbaner  Stadt-
 zentren  und  -quartiere  sowie  die  zügige  Durchführung  notwendiger  Anpassungs-
 maßnahmen.  Dementsprechend  ist  es  Aufgabe  des  Gesetzgebers,  Rahmenbedin-
 gungen  zu  schaffen,  die  zugleich  investitionsfreundlich  sind  und  die  nachhaltige
 Stadtentwicklung  fördern.
 Arbeit  und  Beschäftigung  sind  zentrale  Ziele  staatlichen  Handelns.  Spürbare
 Fortschritte  in  diesen  Aufgabenbereichen  erfordern  eine  Stärkung  von  Investi-
 tionen  und  die  Generierung  neuen  wirtschaftlichen  Wachstums.  Zentrales  An-
 liegen  des  Gesetzes  ist  es  daher,  dass  Planungsverfahren  der  Innenentwicklung
 beschleunigt  durchgeführt  werden  können.
 Eine  wesentliche  Zielsetzung  der  im  Koalitionsvertrag  ebenfalls  vereinbarten
 Nationalen  Nachhaltigkeitsstrategie  ist  die  Verringerung  der  Flächeninanspruch-
 nahme  durch  Stärkung  der  Innenentwicklung.  Mit  dem  Gesetzentwurf  sollen  da-
 her  auch  die  vorhandenen  Potenziale  durch  Wiedernutzung  von  Flächen,  Nach-
 verdichtung  und  andere  Maßnahmen  der  Innenentwicklung  besser  ausgeschöpft
 werden,  um  die  gezielte  erstmalige  Inanspruchnahme  von  Flächen  für  Siedlungs-
 zwecke  weiter  zu  verringern.
 B.  Lösung
 Durch  das  vorgeschlagene  Gesetz  soll  ein  neues  beschleunigtes  Verfahren  für
 Bebauungspläne  eingeführt  werden,  die  der  Innenentwicklung  der  Städte  und
 Gemeinden  dienen  sowie  dem  hier  bestehenden  hohen  Anpassungs-  und  Investi-
Anlage 6
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tionsbedarf  Rechnung  tragen  und  damit  einer  nachhaltigen  Stadtentwicklung
 entgegenkommen.  Für  solche  Bebauungspläne  der  Innenentwicklung  ist  eine  er-
 hebliche  Kürzung  und  Vereinfachung  der  Planungsverfahren  und  mehr  Rechts-
 sicherheit  insbesondere  durch  eine  konzentrierte  Öffentlichkeits-  und  Behörden-
 beteiligung  vorgesehen.  Die  Bestandskraft  dieser  Pläne  und  damit  die  Sicherheit
 der  hierauf  gestützten  Investitionen  sowie  deren  zügige  Umsetzung  in  Geneh-
 migungsverfahren  sollen  durch  flankierende  Regelungen  erhöht  werden.  Die  für
 die  Innenentwicklung  der  Städte,  ihre  Urbanität  und  die  verbrauchernahe  Versor-
 gung  der  Bevölkerung  notwendige  Schaffung  und  Sicherung  zentraler  Versor-
 gungsbereiche  sollen  durch  ein  ergänzendes  Steuerungsinstrument  verbessert
 werden.  Als  Beitrag  zum  Bürokratieabbau  soll  der  Abschluss  von  Sanierungs-
 verfahren  beschleunigt  und  erleichtert  werden.  Im  Interesse  der  Rechtssicherheit
 soll  zudem  die  Antragsfrist  für  Normenkontrollverfahren  generell  auf  ein  Jahr
 reduziert  werden.
 C.  Alternativen
 Keine
 D.  Finanzielle  Auswirkungen  auf  die  öffentlichen  Haushalte
 1.  Haushaltsausgaben  ohne  Vollzugsaufwand
 Bund,  Ländern  und  Gemeinden  entstehen  durch  das  Gesetz  keine  zusätzlichen
 Kosten.
 2.  Vollzugsaufwand
 Dem  Bund  entstehen  bereits  deshalb  keine  Kosten,  da  mit  dem  Vollzug  des  Ge-
 setzes  in  erster  Linie  die  Länder  und  Gemeinden  betraut  sind.  Für  die  Länder  und
 insbesondere  die  Gemeinden  wiederum  führt  das  Gesetz  zu  Vereinfachungen
 und  Beschleunigungen  und  somit  zu  Entlastungen.
 E.  Sonstige  Kosten
 Das  Gesetz  führt  zu  einer  Beschleunigung  und  Vereinfachung  von  Planungs-  und
 Genehmigungsverfahren.  Es  sind  entlastende  Kostenwirkungen  auf  die  Wirt-
 schaft  und  entlastende  Wirkungen  auf  die  Einzelpreise  und  das  Preisniveau,  ins-
 besondere  das  Verbraucherpreisniveau,  zu  erwarten.
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Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Erleichterung  von  Planungsvorhaben
 für  die  Innenentwicklung  der  Städte
 Der  Bundestag  hat  das  folgende  Gesetz  beschlossen:
 Artikel  1
 Änderung  des  Baugesetzbuchs
 Das  Baugesetzbuch  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung
 vom  23.  September  2004  (BGBl.  I  S.  2414),  zuletzt  geändert
 durch  [den  Entwurf  eines  Öffentlichkeitsbeteiligungsgeset-
 zes],  wird  wie  folgt  geändert:
 1.  Die  Inhaltsübersicht  wird  wie  folgt  geändert:
 a)  Nach  §  13  wird  folgende  Angabe  eingefügt:
 „§  13a  Bebauungspläne  der  Innenentwicklung“.
 b)  Die  Angabe  zur  Anlage  (zu  §  2  Abs.  4  und  §  2a)  wird
 wie  folgt  gefasst:
 „Anlage  1  (zu  §  2  Abs.  4,  §  2a  und  §  4c)“.
 c)  Nach  der  Angabe  zur  Anlage  1  (zu  §  2  Abs.  4,  §  2a  und
 §  4c)  wird  folgende  Angabe  angefügt:
 „Anlage  2  (zu  §  13a  Abs.  1  Satz  2  Nr.  2)“.
 2.  In  §  2  Abs.  4  Satz  1  Halbsatz  2,  §  2a  Satz  2  Nr.  2  und  §  4c
 Satz  2  werden  jeweils  das  Wort  „Anlage“  durch  die  Anga-
 be  „Anlage  1“  ersetzt.
 3.  §  3  Abs.  2  Satz  2  Halbsatz  2  wird  wie  folgt  geändert:
 a)  Das  Wort  „und“  wird  durch  ein  Komma  ersetzt.
 b)  Nach  den  Wörtern  „unberücksichtigt  bleiben  können“
 werden  die  Wörter  „und  bei  Aufstellung  eines  Bebau-
 ungsplans,  dass  ein  Antrag  nach  §  47  der  Verwal-
 tungsgerichtsordnung  unzulässig  ist,  soweit  mit  ihm
 Einwendungen  geltend  gemacht  werden,  die  vom  An-
 tragsteller  im  Rahmen  der  Auslegung  nicht  oder  ver-
 spätet  geltend  gemacht  wurden,  aber  hätten  geltend
 gemacht  werden  können“  eingefügt.
 4.  Nach  §  9  Abs.  2  wird  folgender  Absatz  2a  eingefügt:
 „(2a)  Für  die  im  Zusammenhang  bebauten  Ortsteile
 (§  34)  kann  zur  Erhaltung  oder  Entwicklung  zentraler
 Versorgungsbereiche,  auch  im  Interesse  einer  verbrau-
 chernahen  Versorgung  der  Bevölkerung  und  der  Innen-
 entwicklung  der  Gemeinden,  in  einem  Bebauungsplan
 festgesetzt  werden,  dass  nur  bestimmte  Arten  der  nach
 §  34  Abs.  1  und  2  zulässigen  baulichen  Nutzungen  zuläs-
 sig  oder  nicht  zulässig  sind  oder  nur  ausnahmsweise  zu-
 gelassen  werden  können;  die  Festsetzungen  können  für
 Teile  des  räumlichen  Geltungsbereichs  des  Bebauungs-
 plans  unterschiedlich  getroffen  werden.  Dabei  ist  insbe-
 sondere  ein  hierauf  bezogenes  städtebauliches  Entwick-
 lungskonzept  im  Sinne  des  §  1  Abs.  6  Nr.  11  zu  berück-
 sichtigen,  das  Aussagen  über  die  zu  erhaltenden  oder  zu
 entwickelnden  zentralen  Versorgungsbereiche  der  Ge-
 meinde  oder  eines  Gemeindeteils  enthält.  In  den  zu  erhal-
 tenden  oder  zu  entwickelnden  zentralen  Versorgungsbe-
 reichen  sollen  die  planungsrechtlichen  Voraussetzungen
 für  Vorhaben,  die  diesen  Versorgungsbereichen  dienen,
 nach  den  §§  30  oder  34  vorhanden  oder  durch  einen  Be-
 bauungsplan,  dessen  Aufstellung  förmlich  eingeleitet  ist,
 vorgesehen  sein.“
 5.  In  §  9a  werden  die  Wörter  „Bau-  und  Wohnungswesen“
 durch  die  Wörter  „Bau  und  Stadtentwicklung“  ersetzt.
 6.  Nach  §  12  Abs.  3  wird  folgender  Absatz  3a  eingefügt:
 „(3a)  Wird  in  einem  vorhabenbezogenen  Bebauungs-
 plan  für  den  Bereich  des  Vorhaben-  und  Erschließungs-
 plans  eine  bauliche  oder  sonstige  Nutzung  allgemein  fest-
 gesetzt,  namentlich  durch  Festsetzung  eines  Baugebiets
 auf  Grund  der  nach  §  9a  erlassenen  Verordnung,  ist  unter
 entsprechender  Anwendung  des  §  9  Abs.  2  festzusetzen,
 dass  im  Rahmen  der  festgesetzten  Nutzungen  nur  solche
 Vorhaben  zulässig  sind,  zu  deren  Durchführung  sich  der
 Vorhabenträger  im  Durchführungsvertrag  verpflichtet.
 Änderungen  des  Durchführungsvertrags  oder  der  Ab-
 schluss  eines  neuen  Durchführungsvertrags  sind  zuläs-
 sig.“
 7.  §  13  wird  wie  folgt  geändert:
 a)  In  Absatz  1  werden  nach  den  Wörtern  „nicht  wesent-
 lich  verändert“  die  Wörter  „oder  enthält  er  lediglich
 Festsetzungen  nach  §  9  Abs.  2a“  eingefügt.
 b)  Absatz  3  wird  wie  folgt  geändert:
 aa)  Satz  1  Halbsatz  1  wird  wie  folgt  gefasst:
 „Im  vereinfachten  Verfahren  wird  von  der  Um-
 weltprüfung  nach  §  2  Abs.  4,  von  dem  Umweltbe-
 richt  nach  §  2a,  von  der  Angabe  nach  §  3  Abs.  2
 Satz  2,  welche  Arten  umweltbezogener  Informa-
 tionen  verfügbar  sind,  sowie  von  der  zusammen-
 fassenden  Erklärung  nach  §  6  Abs.  5  Satz  3  und
 §  10  Abs.  4  abgesehen;“.
 bb)  Es  wird  folgender  Satz  angefügt:
 „Wird  nach  Absatz  2  Nr.  2  die  betroffene  Öffent-
 lichkeit  beteiligt,  gilt  die  Hinweispflicht  des  §  3
 Abs.  2  Satz  2  Halbsatz  2  entsprechend.“
 8.  Nach  §  13  wird  folgender  §  13a  eingefügt:
 „§  13a
 Bebauungspläne  der  Innenentwicklung
 (1)  Ein  Bebauungsplan,  der  der  Wiedernutzbarma-
 chung  von  Flächen,  der  Nachverdichtung  oder  anderen
 Maßnahmen  der  Innenentwicklung  dient  (Bebauungsplan
 der  Innenentwicklung),  kann  im  beschleunigten  Verfah-
 ren  aufgestellt  werden.  Der  Bebauungsplan  darf  im  be-
 schleunigten  Verfahren  nur  aufgestellt  werden,  wenn  in
 ihm  eine  zulässige  Grundfläche  im  Sinne  des  §  19  Abs.  2
 der  Baunutzungsverordnung  oder  eine  Größe  der  Grund-
 fläche  festgesetzt  wird  von  insgesamt
 1.  weniger  als  20  000  Quadratmetern,  wobei  die  Grund-
 flächen  mehrerer  Bebauungspläne,  die  in  einem  engen
 sachlichen,  räumlichen  und  zeitlichen  Zusammen-
 hang  aufgestellt  werden,  mitzurechnen  sind,  oder
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2.  20  000  Quadratmetern  bis  weniger  als  70  000  Quadrat-
 metern,  wenn  auf  Grund  einer  überschlägigen  Prüfung
 unter  Berücksichtigung  der  in  Anlage  2  dieses  Geset-
 zes  genannten  Kriterien  die  Einschätzung  erlangt  wird,
 dass  der  Bebauungsplan  voraussichtlich  keine  erhebli-
 chen  Umweltauswirkungen  hat,  die  nach  §  2  Abs.  4
 Satz  4  in  der  Abwägung  zu  berücksichtigen  wären
 (Vorprüfung  des  Einzelfalls);  die  Behörden  und  sonsti-
 gen  Träger  öffentlicher  Belange,  deren  Aufgabenberei-
 che  durch  die  Planung  berührt  werden  können,  sind  an
 der  Vorprüfung  des  Einzelfalls  zu  beteiligen.
 Das  beschleunigte  Verfahren  ist  ausgeschlossen,  wenn
 durch  den  Bebauungsplan  die  Zulässigkeit  von  Vorhaben
 begründet  wird,  die  einer  Pflicht  zur  Durchführung  einer
 Umweltverträglichkeitsprüfung  nach  dem  Gesetz  über
 die  Umweltverträglichkeitsprüfung  oder  nach  Landes-
 recht  unterliegen.  Das  beschleunigte  Verfahren  ist  auch
 ausgeschlossen,  wenn  Anhaltspunkte  für  eine  Beeinträch-
 tigung  der  in  §  1  Abs.  6  Nr.  7  Buchstabe  b  genannten
 Schutzgüter  bestehen.
 (2)  Im  beschleunigten  Verfahren
 1.  gelten  die  Vorschriften  des  vereinfachten  Verfahrens
 nach  §  13  Abs.  2  und  3  Satz  1  und  3  entsprechend;
 2.  kann  ein  Bebauungsplan,  der  von  Darstellungen  des
 Flächennutzungsplans  abweicht,  auch  aufgestellt  wer-
 den,  bevor  der  Flächennutzungsplan  geändert  oder  er-
 gänzt  ist;  die  geordnete  städtebauliche  Entwicklung
 darf  nicht  beeinträchtigt  werden;  der  Flächennut-
 zungsplan  ist  im  Wege  der  Berichtigung  anzupassen;
 3.  soll  einem  Bedarf  an  Investitionen  zur  Erhaltung,
 Sicherung  und  Schaffung  von  Arbeitsplätzen,  zur
 Versorgung  der  Bevölkerung  mit  Wohnraum  oder  zur
 Verwirklichung  von  Infrastrukturvorhaben  in  der  Ab-
 wägung  in  angemessener  Weise  Rechnung  getragen
 werden;
 4.  gelten  in  den  Fällen  des  Absatzes  1  Satz  2  Nr.  1  Ein-
 griffe,  die  auf  Grund  der  Aufstellung  des  Bebauungs-
 plans  zu  erwarten  sind,  als  im  Sinne  des  §  1a  Abs.  3
 Satz  5  vor  der  planerischen  Entscheidung  erfolgt  oder
 zulässig.
 (3)  Bei  Aufstellung  eines  Bebauungsplans  im  be-
 schleunigten  Verfahren  ist  ortsüblich  bekannt  zu  machen,
 1.  dass  der  Bebauungsplan  im  beschleunigten  Verfahren
 ohne  Durchführung  einer  Umweltprüfung  nach  §  2
 Abs.  4  aufgestellt  werden  soll,  in  den  Fällen  des  Ab-
 satzes  1  Satz  2  Nr.  2  einschließlich  der  hierfür  wesent-
 lichen  Gründe,  und
 2.  wo  sich  die  Öffentlichkeit  über  die  allgemeinen  Ziele
 und  Zwecke  sowie  die  wesentlichen  Auswirkungen  der
 Planung  unterrichten  kann  und  dass  sich  die  Öffentlich-
 keit  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  zur  Planung  äu-
 ßern  kann,  sofern  keine  frühzeitige  Unterrichtung  und
 Erörterung  im  Sinne  des  §  3  Abs.  1  stattfindet.
 Die  Bekanntmachung  nach  Satz  1  kann  mit  der  ortsübli-
 chen  Bekanntmachung  nach  §  2  Abs.  1  Satz  2  verbunden
 werden.  In  den  Fällen  des  Absatzes  1  Satz  2  Nr.  2  erfolgt
 die  Bekanntmachung  nach  Satz  1  nach  Abschluss  der
 Vorprüfung  des  Einzelfalls.
 (4)  Die  Absätze  1  bis  3  gelten  entsprechend  für  die
 Änderung  und  Ergänzung  eines  Bebauungsplans.
 (5)  Wird  ein  Antrag  auf  Genehmigung  eines  Vorha-
 bens  im  Geltungsbereich  des  Bebauungsplans,  der  im
 beschleunigten  Verfahren  aufgestellt,  geändert  oder  er-
 gänzt  worden  ist,  nicht  innerhalb  eines  Monats  nach
 Eingang  des  Antrags  bei  der  Genehmigungsbehörde  ab-
 gelehnt,  darf  die  Genehmigung  nicht  nach  §  30  versagt
 werden.  Bei  Anwendung  des  §  31  gilt  §  36  Abs.  2  Satz  2
 mit  der  Maßgabe,  dass  das  Einvernehmen  nach  einem
 Monat  als  erteilt  gilt.“
 9.  In  §  33  Abs.  3  Satz  1  werden  nach  der  Angabe  „§  13“
 die  Wörter  „oder  §  13a“  eingefügt.
 10.  In  §  34  Abs.  3a  Satz  1  Nr.  1  werden  nach  dem  Wort
 „Handwerksbetriebs“  die  Wörter  „oder  der  Erweite-
 rung,  Änderung  oder  Erneuerung  einer  zulässigerweise
 errichteten  baulichen  Anlage  zu  Wohnzwecken“  einge-
 fügt.
 11.  Dem  §  142  Abs.  3  werden  folgende  Sätze  angefügt:
 „Bei  dem  Beschluss  über  die  Sanierungssatzung  ist  zu-
 gleich  durch  Beschluss  die  Frist  festzulegen,  in  der  die
 Sanierung  durchgeführt  werden  soll.  Kann  die  Sanie-
 rung  nicht  innerhalb  der  Frist  durchgeführt  werden,
 kann  die  Frist  durch  Beschluss  verlängert  werden.“
 12.  §  154  wird  wie  folgt  geändert:
 a)  Absatz  1  wird  wie  folgt  geändert:
 aa)  In  Satz  1  wird  das  Semikolon  durch  einen  Punkt
 ersetzt  und  der  Halbsatz  2  gestrichen.
 bb)  Nach  Satz  1  wird  folgender  Satz  eingefügt:
 „Miteigentümer  haften  als  Gesamtschuldner;
 bei  Wohnungs-  und  Teileigentum  sind  die  ein-
 zelnen  Wohnungs-  und  Teileigentümer  nur  ent-
 sprechend  ihrem  Miteigentumsanteil  heranzu-
 ziehen.“
 cc)  Im  neuen  Satz  4  wird  die  Angabe  „Satz  2“  durch
 die  Angabe  „Satz  3“  ersetzt.
 b)  Dem  Absatz  2  wird  folgender  Satz  angefügt:
 „Sind  keine  Anhaltspunkte  dafür  gegeben,  dass  die
 durch  die  Sanierung  bedingte  Erhöhung  des  Boden-
 werts  des  Grundstücks  wesentlich  über  den  für  die
 Herstellung,  Erweiterung  oder  Verbesserung  von
 Erschließungsanlagen  im  Sinne  des  §  127  Abs.  2
 ansonsten  zu  entrichtenden  Beiträgen  sowie  dem  an-
 sonsten  zu  entrichtenden  Kostenerstattungsbetrag
 im  Sinne  des  §  135a  Abs.  3  liegt,  kann  für  die  Ermitt-
 lung  der  durch  die  Sanierung  bedingten  Erhöhung
 des  Bodenwerts  die  Höhe  dieser  ansonsten  zu  ent-
 richtenden  Beiträge  zu  Grunde  gelegt  werden.“
 13.  In  §  162  Abs.  1  Satz  1  wird  nach  Nummer  3  der  Punkt
 durch  das  Wort  „oder“  ersetzt  und  folgende  Nummer  4
 angefügt:
 „4.  die  nach  §  142  Abs.  3  Satz  3  und  4  für  die  Durch-
 führung  der  Sanierung  festgelegte  Frist  abgelaufen
 ist.“
 14.  In  §  164  Abs.  1  werden  nach  dem  Wort  „aufgehoben“
 die  Wörter  „oder  ist  im  Falle  der  Aufhebung  nach  §  162
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Abs.  1  Satz  1  Nr.  4  die  Sanierung  nicht  durchgeführt
 worden“  eingefügt.
 15.  §  214  wird  wie  folgt  geändert:
 a)  Absatz  1  Satz  1  Nr.  2  wird  wie  folgt  geändert:
 aa)  Nach  den  Angaben  „§  13  Abs.  2  Nr.  2  und  3“
 und  „oder  des  §  13“  werden  jeweils  die  Wörter
 „(auch  in  Verbindung  mit  §  13a  Abs.  2  Nr.  1)“
 eingefügt.
 bb)  Nach  den  Wörtern  „umweltbezogener  Informa-
 tionen  verfügbar  sind,  gefehlt  haben,“  werden
 die  Wörter  „oder  der  Hinweis  nach  §  3  Abs.  2
 Satz  2  Halbsatz  2  oder  nach  §  13  Abs.  3  Satz  3
 (auch  in  Verbindung  mit  §  13a  Abs.  2  Nr.  1)  ge-
 fehlt  hat,“  eingefügt.
 b)  Nach  Absatz  2  wird  folgender  Absatz  2a  eingefügt:
 „(2a)  Für  die  Rechtswirksamkeit  von  Bebauungs-
 plänen  ist  die  Verletzung  von  Verfahrens-  und  Form-
 vorschriften  und  der  Vorschriften  über  das  Verhält-
 nis  des  Bebauungsplans  zum  Flächennutzungsplan
 auch  unbeachtlich,  wenn
 1.  die  Voraussetzung  nach  §  13a  Abs.  1  Satz  1  unzu-
 treffend  beurteilt  worden  ist,
 2.  bei  Anwendung  des  §  13a  Abs.  2  Nr.  2  die  Vor-
 aussetzung  für  die  Anwendung  nicht  richtig  be-
 urteilt  worden  ist  oder
 3.  die  Hinweise  nach  §  13a  Abs.  3  unterblieben
 sind.
 Beruht  die  Feststellung,  dass  eine  Umweltprüfung
 unterbleiben  soll,  auf  einer  Vorprüfung  des  Einzel-
 falls  nach  §  13a  Abs.  1  Satz  2  Nr.  2,  gilt  die  Vorprü-
 fung  als  ordnungsgemäß  durchgeführt,  wenn  sie
 entsprechend  den  Vorgaben  von  §  13a  Abs.  1  Satz  2
 Nr.  2  durchgeführt  worden  ist  und  ihr  Ergebnis  nach-
 vollziehbar  ist;  andernfalls  besteht  ein  für  die
 Rechtswirksamkeit  des  Bebauungsplans  beachtli-
 cher  Mangel.  Die  Beurteilung,  dass  der  Ausschluss-
 grund  nach  §  13a  Abs.  1  Satz  3  nicht  vorliegt,  gilt  als
 zutreffend,  wenn  das  Ergebnis  nachvollziehbar  ist
 und  durch  den  Bebauungsplan  nicht  die  Zulässigkeit
 von  Vorhaben  nach  Spalte  1  der  Anlage  1  zum  Ge-
 setz  über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  be-
 gründet  wird;  andernfalls  besteht  ein  für  die  Rechts-
 wirksamkeit  des  Bebauungsplans  beachtlicher  Man-
 gel.“
 16.  In  §  215  Abs.  1  werden  die  Wörter  „von  zwei  Jahren“
 durch  die  Wörter  „eines  Jahres“  ersetzt.
 17.  Dem  §  235  wird  folgender  Absatz  4  angefügt:
 „(4)  Für  städtebauliche  Sanierungsmaßnahmen,  die
 vor  dem  …  [einsetzen:  Datum  des  Tages  nach  der  Ver-
 kündung]  förmlich  festgelegt  worden  sind,  ist  entspre-
 chend  §  142  Abs.  3  Satz  3  durch  Beschluss  die  für  die
 Durchführung  der  Sanierung  maßgebliche  Frist  festzu-
 legen,  sobald  seit  der  förmlichen  Festlegung  zwölf  Jahre
 verstrichen  sind.  Liegt  die  förmliche  Festlegung  am  …
 [einsetzen:  Datum  des  Tages  nach  der  Verkündung]  be-
 reits  zwölf  Jahre  zurück,  ist  der  Beschluss  über  die  Frist
 bis  zum  31.  Dezember  2007  zu  treffen.  §  142  Abs.  3
 Satz  4  ist  in  den  Fällen  des  Satzes  1  und  2  entsprechend
 anwendbar.“
 18.  Die  Überschrift  der  Anlage  (zu  §  2  Abs.  4  und  §  2a)
 wird  wie  folgt  gefasst:
 „Anlage  1  (zu  §  2  Abs.  4,  §  2a  und  §  4c)“.
 19.  Nach  der  Anlage  1  wird  folgende  Anlage  2  angefügt:
 „Anlage  2  (zu  §  13a  Abs.  1  Satz  2  Nr.  2)
 Nachstehende  Kriterien  sind  anzuwenden,  soweit  auf
 Anlage  2  Bezug  genommen  wird.
 1.  Merkmale  des  Bebauungsplans,  insbesondere  in
 Bezug  auf
 1.1  das  Ausmaß,  in  dem  der  Bebauungsplan  einen
 Rahmen  im  Sinne  des  §  14b  Abs.  3  des  Gesetzes
 über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  setzt;
 1.2  das  Ausmaß,  in  dem  der  Bebauungsplan  andere
 Pläne  und  Programme  beeinflusst;
 1.3  die  Bedeutung  des  Bebauungsplans  für  die  Ein-
 beziehung  umweltbezogener,  einschließlich  ge-
 sundheitsbezogener  Erwägungen,  insbesondere
 im  Hinblick  auf  die  Förderung  der  nachhaltigen
 Entwicklung;
 1.4  die  für  den  Bebauungsplan  relevanten  umwelt-
 bezogenen,  einschließlich  gesundheitsbezogener
 Probleme;
 1.5  die  Bedeutung  des  Bebauungsplans  für  die
 Durchführung  nationaler  und  europäischer  Um-
 weltvorschriften.
 2.  Merkmale  der  möglichen  Auswirkungen  und  der
 voraussichtlich  betroffenen  Gebiete,  insbesonde-
 re  in  Bezug  auf
 2.1  die  Wahrscheinlichkeit,  Dauer,  Häufigkeit  und
 Umkehrbarkeit  der  Auswirkungen;
 2.2  den  kumulativen  und  grenzüberschreitenden
 Charakter  der  Auswirkungen;
 2.3  die  Risiken  für  die  Umwelt,  einschließlich  der
 menschlichen  Gesundheit  (zum  Beispiel  bei  Un-
 fällen);
 2.4  den  Umfang  und  die  räumliche  Ausdehnung  der
 Auswirkungen;
 2.5  die  Bedeutung  und  die  Sensibilität  des  voraus-
 sichtlich  betroffenen  Gebiets  auf  Grund  der  be-
 sonderen  natürlichen  Merkmale,  des  kulturellen
 Erbes,  der  Intensität  der  Bodennutzung  des  Ge-
 biets  jeweils  unter  Berücksichtigung  der  Über-
 schreitung  von  Umweltqualitätsnormen  und
 Grenzwerten;
 2.6  folgende  Gebiete:
 2.6.1  im  Bundesanzeiger  gemäß  §  10  Abs.  6  Nr.  1  des
 Bundesnaturschutzgesetzes  bekannt  gemachte
 Gebiete  von  gemeinschaftlicher  Bedeutung  oder
 Europäische  Vogelschutzgebiete,
 2.6.2  Naturschutzgebiete  gemäß  §  23  des  Bundesnatur-
 schutzgesetzes,  soweit  nicht  bereits  von  Nummer
 2.6.1  erfasst,
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2.6.3  Nationalparke  gemäß  §  24  des  Bundesnatur-
 schutzgesetzes,  soweit  nicht  bereits  von  Nummer
 2.6.1  erfasst,
 2.6.4  Biosphärenreservate  und  Landschaftsschutzge-
 biete  gemäß  den  §§  25  und  26  des  Bundesnatur-
 schutzgesetzes,
 2.6.5  gesetzlich  geschützte  Biotope  gemäß  §  30  des
 Bundesnaturschutzgesetzes,
 2.6.6  Wasserschutzgebiete  gemäß  §  19  des  Wasser-
 haushaltsgesetzes  oder  nach  Landeswasserrecht
 festgesetzte  Heilquellenschutzgebiete  sowie
 Überschwemmungsgebiete  gemäß  §  31b  des
 Wasserhaushaltsgesetzes,
 2.6.7  Gebiete,  in  denen  die  in  den  Gemeinschaftsvor-
 schriften  festgelegten  Umweltqualitätsnormen
 bereits  überschritten  sind,
 2.6.8  Gebiete  mit  hoher  Bevölkerungsdichte,  insbeson-
 dere  Zentrale  Orte  und  Siedlungsschwerpunkte  in
 verdichteten  Räumen  im  Sinne  des  §  2  Abs.  2
 Nr.  2  und  5  des  Raumordnungsgesetzes,
 2.6.9  in  amtlichen  Listen  oder  Karten  verzeichnete
 Denkmäler,  Denkmalensembles,  Bodendenkmä-
 ler  oder  Gebiete,  die  von  der  durch  die  Länder
 bestimmten  Denkmalschutzbehörde  als  archäolo-
 gisch  bedeutende  Landschaften  eingestuft  wor-
 den  sind.“
 Artikel  2
 Änderung  des  Gesetzes
 über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung
 §  14d  Abs.  1  Satz  2  des  Gesetzes  über  die  Umweltverträg-
 lichkeitsprüfung  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom
 25.  Juni  2005  (BGBl.  I  S.  1757),  zuletzt  geändert  durch  [den
 Entwurf  eines  Öffentlichkeitsbeteiligungsgesetzes],  wird
 wie  folgt  gefasst:
 „Die  §§  13  und  13a  des  Baugesetzbuchs  bleiben  unbe-
 rührt.“.
 Artikel  3
 Änderung  der  Verwaltungsgerichtsordnung
 Die  Verwaltungsgerichtsordnung  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  vom  19.  März  1991  (BGBl.  I  S.  686),  zuletzt
 geändert  durch  Artikel  2  des  Gesetzes  vom  22.  August  2005
 (BGBl.  I  S.  2482),  wird  wie  folgt  geändert:
 1.  §  47  wird  wie  folgt  geändert:
 a)  In  Absatz  2  Satz  1  werden  die  Wörter  „von  zwei  Jah-
 ren“  durch  die  Wörter  „eines  Jahres“  ersetzt.
 b)  Nach  Absatz  2  wird  folgender  Absatz  2a  eingefügt:
 „(2a)  Der  Antrag  einer  natürlichen  oder  juristischen
 Person,  der  einen  Bebauungsplan  zum  Gegenstand
 hat,  ist  unzulässig,  soweit  die  den  Antrag  stellende
 Person  Einwendungen  geltend  macht,  die  sie  im  Rah-
 men  der  öffentlichen  Auslegung  (§  3  Abs.  2  des  Bau-
 gesetzbuchs)  oder  im  Rahmen  der  Beteiligung  der  be-
 troffenen  Öffentlichkeit  (§  13  Abs.  2  Nr.  2  und  §  13a
 Abs.  2  Nr.  1  des  Baugesetzbuchs)  nicht  oder  verspätet
 geltend  gemacht  hat,  aber  hätte  geltend  machen  kön-
 nen,  und  wenn  auf  diese  Rechtsfolge  im  Rahmen  der
 Beteiligung  hingewiesen  worden  ist.“
 2.  Dem  §  195  wird  folgender  Absatz  7  angefügt:
 „(7)  Für  Rechtsvorschriften  im  Sinne  des  §  47,  die  vor
 dem  …  [einsetzen:  Datum  des  Tages  nach  der  Verkün-
 dung]  bekannt  gemacht  worden  sind,  gilt  die  Frist  des
 §  47  Abs.  2  in  der  bis  zum  Ablauf  des…  [einsetzen:  Da-
 tum  des  Tages  der  Verkündung  dieses  Gesetzes]  gelten-
 den  Fassung.“
 Artikel  4
 Inkrafttreten
 Dieses  Gesetz  tritt  am  Tag  nach  der  Verkündung  in  Kraft.
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Begründung
 A.  Allgemeines
 I.  Ausgangslage  und  Zielsetzung
 1.  Ausgangslage
 Im  Koalitionsvertrag  von  CDU,  CSU  und  SPD  vom  11.  No-
 vember  2005  (Zeilen  2546  bis  2549)  ist  vorgesehen,  dass  zur
 Verminderung  der  Flächeninanspruchnahme  und  zur  Be-
 schleunigung  wichtiger  Planungsvorhaben,  vor  allem  in  den
 Bereichen  Arbeitsplätze,  Wohnbedarf  und  Infrastrukturaus-
 stattung,  das  Bau-  und  Planungsrecht  für  entsprechende  Vor-
 haben  zur  Stärkung  der  Innenentwicklung  vereinfacht  und
 beschleunigt  werden  soll.  Der  vorgelegte  Gesetzentwurf  soll
 diese  Vereinbarung  umsetzen.
 Mit  dem  Gesetzentwurf  werden  zentrale  Anliegen  der  Stadt-
 entwicklung  –  zur  Bewältigung  der  Herausforderungen  des
 wirtschaftlichen  und  demografischen  Wandels,  der  sich  be-
 sonders  in  den  Städten  und  Gemeinden  konzentriert,  und  zur
 Umsetzung  der  Nationalen  Nachhaltigkeitsstrategie  –  aufge-
 griffen.  Dies  erfordert  die  Orientierung  der  Siedlungsent-
 wicklung  auf  die  Städte  und  vorhandenen  Orte,  auf  die  Wie-
 derherstellung  und  die  Sicherung  funktionsfähiger,  urbaner
 Stadtzentren  und  -quartiere  sowie  die  zügige  Durchführung
 notwendiger  Anpassungsmaßnahmen.  Es  ist  daher  Aufgabe
 des  Gesetzgebers,  in  diesem  Sinne  im  Städtebaurecht  Rah-
 menbedingungen  zu  schaffen,  die  zugleich  investitions-
 freundlich  sind  und  die  die  nachhaltige  Stadtentwicklung  för-
 dern.
 Arbeit  und  Beschäftigung  sind  zentrale  Ziele  staatlichen
 Handelns.  Spürbare  Fortschritte  in  diesen  Aufgabenberei-
 chen  erfordern  eine  Stärkung  von  Investitionen  und  die  Ge-
 nerierung  neuen  wirtschaftlichen  Wachstums.  Hierzu  sollen
 mit  dem  Gesetz  insbesondere  die  Grundlagen  dafür  geschaf-
 fen  werden,  dass  Planungsverfahren  der  Innenentwicklung
 beschleunigt  durchgeführt  werden  können.
 Die  Verringerung  der  Flächeninanspruchnahme  durch  Stär-
 kung  der  Innenentwicklung  ist  wesentliche  Zielsetzung  der
 Nationalen  Nachhaltigkeitsstrategie.  Mit  dem  Gesetzentwurf
 sollen  daher  auch  die  vorhandenen  Potenziale  durch  Wieder-
 nutzung  von  Flächen,  Nachverdichtung  und  andere  Maßnah-
 men  der  Innenentwicklung  besser  ausgeschöpft  werden,  um
 die  gezielte  erstmalige  Inanspruchnahme  von  Flächen  für
 Siedlungszwecke  weiter  zu  verringern.
 2.  Zielsetzung  und  Konzeption  des  Gesetzes
 Bereits  mit  dem  Europarechtsanpassungsgesetz  Bau  (EAG
 Bau)  vom  24.  Juni  2004  (BGBl.  I  S.  1359),  das  am  20.  Juli
 2004  in  Kraft  getreten  ist,  wurden  eine  Reihe  von  Vorschrif-
 ten  in  das  Baugesetzbuch  (BauGB)  eingefügt,  die  speziell  auf
 eine  verminderte  Flächeninanspruchnahme  zielen,  nament-
 lich  die  Bodenschutzklausel  nach  §  1a  Abs.  2  BauGB  und  die
 Rückbauverpflichtung  nach  §  35  Abs.  5  Satz  2  und  3  BauGB.
 Es  gilt  nun,  die  Innenentwicklung  durch  weitere  Maßnahmen
 gezielt  zu  stärken  und  hierbei  zugleich  investitionsfreundli-
 che  Rahmenbedingungen  zu  schaffen.  Zu  diesem  Zweck  sol-
 len  Bebauungsplanverfahren  der  Innenentwicklung,  mit  de-
 nen  dem  hier  bestehenden  hohen  Anpassungs-  und  Investi-
 tionsbedarf  in  den  Bereichen  Arbeitsplätze,  Wohnbedarf  und
 Infrastruktur  entsprochen  werden  kann,  gegenüber  solchen
 Bebauungsplanverfahren,  die  auf  eine  Neuinanspruchnahme
 von  Flächen  setzen,  beschleunigt  durchgeführt  werden  kön-
 nen.  Hierzu  soll  insbesondere  das  vereinfachte  Verfahren  des
 §  13  BauGB  genutzt  und  fortentwickelt  werden.  Darüber
 hinaus  sollen  weitere  städtebaurechtliche  Anliegen  zu  Guns-
 ten  der  Innenentwicklung  aufgegriffen  und  Lösungen  zuge-
 führt  werden.
 II.  Gesetzgebungskompetenz
 Für  die  Novellierung  des  Baugesetzbuchs  in  Artikel  1  ist  der
 Bund  im  Rahmen  seiner  konkurrierenden  Gesetzgebungs-
 kompetenz  für  das  Bodenrecht  (Artikel  74  Abs.  1  Nr.  18  des
 Grundgesetzes  –  GG)  zuständig.  Bei  der  in  Artikel  2  vorge-
 schlagenen  Änderung  des  Gesetzes  über  die  Umweltverträg-
 lichkeitsprüfung  (UVPG)  handelt  es  sich  um  eine  Folgeände-
 rung  zu  Artikel  1.
 Für  die  in  Artikel  3  vorgesehene  Änderung  der  Verwaltungs-
 gerichtsordnung  (VwGO)  folgt  die  Zuständigkeit  des  Bundes
 aus  seiner  konkurrierenden  Gesetzgebungskompetenz  für
 das  gerichtliche  Verfahren  (Artikel  74  Abs.  1  Nr.  1  GG).
 III.  Wesentliche  Regelungen  im  Überblick
 1.  Einführung  eines  beschleunigten  Verfahrens  für
 Bebauungspläne  der  Innenentwicklung
 Für  die  Aufstellung,  Änderung  und  Ergänzung  von  Bebau-
 ungsplänen  der  Innenentwicklung,  die  der  Wiedernutzbar-
 machung  von  Flächen,  der  Nachverdichtung  oder  anderen
 Maßnahmen  der  Innenentwicklung  dienen,  wird  ein  be-
 schleunigtes  Verfahren  eingeführt.  Entsprechende  Bebau-
 ungspläne  sollen  keiner  förmlichen  Umweltprüfung  unterlie-
 gen  und  bedürfen  daher  der  europarechtlich  gebotenen  Be-
 grenzung:  Sie  dürfen  in  ihrem  Geltungsbereich  grundsätzlich
 nur  eine  Grundfläche  von  weniger  als  20  000  Quadratmetern
 festsetzen;  bei  einer  Grundfläche  von  20  000  bis  weniger  als
 70  000  Quadratmetern  muss  die  Gemeinde  auf  Grund  einer
 Vorprüfung  des  Einzelfalls  zu  der  Einschätzung  gelangt  sein,
 dass  der  Bebauungsplan  voraussichtlich  keine  erheblichen
 Umweltauswirkungen  hat.  Zudem  darf  der  Bebauungsplan
 nicht  einer  Pflicht  zur  Umweltverträglichkeitsprüfung  unter-
 liegen  und  es  dürfen  keine  Anhaltspunkte  für  Beeinträchti-
 gungen  von  Fauna-Flora-Habitat-  und  Vogelschutzgebieten
 bestehen.
 Für  die  Aufstellung  eines  Bebauungsplans  im  beschleunigten
 Verfahren  (ebenso  für  seine  Änderung  und  Ergänzung)  soll
 Folgendes  vorgesehen  werden:
 –  Die  Vorschriften  über  das  vereinfachte  Verfahren  nach
 §  13  Abs.  2  und  3  Satz  1  und  3  BauGB  sind  entsprechend
 anwendbar;  der  Öffentlichkeit  ist  die  Möglichkeit  zu  ge-
 ben,  sich  frühzeitig  über  die  beabsichtigte  Planung  zu  in-
 formieren.
 –  Ein  Bebauungsplan  kann  auch  aufgestellt,  geändert  oder
 ergänzt  werden,  bevor  der  Flächennutzungsplan  geändert
 oder  ergänzt  ist.
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–  Einem  dringenden  Bedarf  an  Investitionen  zur  Erhaltung,
 Sicherung  und  Schaffung  von  Arbeitsplätzen,  zur  Versor-
 gung  der  Bevölkerung  mit  Wohnraum  oder  zur  Verwirk-
 lichung  von  Infrastrukturvorhaben  soll  in  der  Abwägung
 in  angemessener  Weise  Rechnung  getragen  werden.
 –  Die  Erforderlichkeit  eines  Ausgleichs  entfällt  (vgl.  §  1a
 Abs.  3  Satz  5  BauGB),  soweit  nicht  die  Grundfläche  von
 20  000  Quadratmetern  überschritten  wird.
 2.  Sicherung  zentraler  Versorgungsbereiche  und  der
 verbrauchernahen  Versorgung
 Die  Erhaltung  und  die  Entwicklung  zentraler  Versorgungsbe-
 reiche  in  den  Städten  und  Gemeinden  ist  von  hoher  städte-
 baulicher  Bedeutung,  und  zwar  zur  Stärkung  der  Innenent-
 wicklung  und  der  Urbanität  der  Städte  sowie  besonders  auch
 zur  Sicherstellung  einer  wohnortnahen  Versorgung,  die  ange-
 sichts  der  demografischen  Entwicklung  besonderen  Schutzes
 bedarf,  namentlich  auch  wegen  der  geringeren  Mobilität  älte-
 rer  Menschen.  Das  Städtebaurecht  enthält  für  Gebiete  mit
 Bebauungsplänen  die  hierfür  notwendigen  Regelungen,  er-
 gänzt  um  die  hierauf  gerichtete  Verstärkung  der  gemeinde-
 nachbarlichen  Abstimmungspflicht  in  §  2  Abs.  2  Satz  2
 BauGB  durch  die  BauGB-Novelle  2004.
 Für  die  Sicherung  zentraler  Versorgungsbereiche  in  den  nicht
 beplanten  Innenbereichen  wurde  durch  die  BauGB-Novelle
 2004  die  Regelung  des  §  34  Abs.  3  BauGB  eingeführt,  nach
 der  von  Vorhaben  keine  schädlichen  Auswirkungen  auf  zen-
 trale  Versorgungsbereiche  in  der  Gemeinde  oder  in  anderen
 Gemeinden  zu  erwarten  sein  dürfen.  Diese  Regelung  hat  in-
 zwischen  im  Vollzug  Bedeutung  erlangt.  Sie  ist  aber  in  ihrer
 Praktikabilität  dadurch  eingeschränkt,  dass  sie  oftmals  einer
 detaillierten  Begründung  im  Einzelgenehmigungsverfahren
 bedarf,  die  innerhalb  der  im  Genehmigungsverfahren  zu  be-
 achtenden  kurzen  Fristen  nur  unter  großen  Schwierigkeiten
 geleistet  werden  kann.  Deshalb  soll  der  mit  §  34  Abs.  3
 BauGB  verfolgte  Zweck  (Vorhaben  dürfen  keine  schädlichen
 Auswirkungen  auf  zentrale  Versorgungsbereiche  haben)  in
 einem  einfachen  Bebauungsplan  umgesetzt  und  verbindlich
 gemacht  werden  können,  der  mit  seinen  konkreten  Festset-
 zungen  im  Bauaufsichtsverfahren  praktikabel  angewandt
 werden  kann.  Ermöglicht  werden  soll  daher  ein  Bebauungs-
 plan,  mit  dem  in  den  nicht  beplanten  Innenbereichen  zum
 Schutz  zentraler  Versorgungsbereiche  gezielt  Bestimmungen
 über  die  Zulässigkeit  bestimmter  Arten  von  Nutzungen  und
 damit  insbesondere  von  Einzelhandelsbetrieben  getroffen
 werden  können.
 3.  Vorhaben-  und  Erschließungsplan
 Mit  der  nach  geltendem  Recht  notwendigen  Festlegung  auf
 ein  bestimmtes,  konkret  umschriebenes  Vorhaben  hat  sich
 der  Vorhaben-  und  Erschließungsplan,  dem  bei  Aufstellung
 von  Bebauungsplänen  der  Innenentwicklung  hohe  Bedeu-
 tung  zukommt,  als  nicht  im  erforderlichen  Maß  praktikabel
 erwiesen.  Jüngere  Entscheidungen  des  Bundesverwaltungs-
 gerichts  belegen,  dass  die  im  Rahmen  des  §  12  BauGB  zuläs-
 sige  Bandbreite  an  Nutzungsmöglichkeiten  eng  zu  ziehen  ist
 (Urteil  vom  18.  September  2003  –  4  CN  3.02;  Beschluss  vom
 10.  August  2004  –  4  BN  29.04).  Später  sich  als  notwendig  he-
 rausstellende  Änderungen  der  beabsichtigten  oder  schon
 durchgeführten  Bauvorhaben  bedürfen  daher  stets  eines  Ver-
 fahrens  zur  Änderung  des  vorhabenbezogenen  Bebauungs-
 plans.  Dies  soll  künftig  dadurch  vermieden  werden,  dass  im
 Bebauungsplan  für  den  Vorhaben-  und  Erschließungsplan
 auch  die  bauliche  Nutzung  allgemein  festgesetzt  werden
 kann.  Es  bleibt  zwar  weiterhin  grundsätzlich  nur  diejenige
 Nutzung  zulässig,  zu  der  sich  der  Investor  im  Durchfüh-
 rungsvertrag  verpflichtet  hat.  Bei  einer  Änderung  des  Durch-
 führungsvertrags  würde  jedoch  ohne  Änderung  des  Bebau-
 ungsplans  die  im  Durchführungsvertrag  nunmehr  vorgesehe-
 ne  Nutzung,  soweit  sie  von  der  allgemein  festgesetzten  Nut-
 zung  umfasst  wird,  zulässig  sein,  was  die  Einsatzmöglichkeit
 dieses  Instruments  erheblich  steigert.
 4.  Wohnbauvorhaben  im  nicht  beplanten  Innenbereich
 Die  Vorschrift  des  §  34  Abs.  3a  BauGB,  die  im  Wege  einer
 Ermessensentscheidung  zusätzliche  bauliche  Maßnahmen
 im  Zusammenhang  mit  vorhandenen  Gewerbe-  und  Hand-
 werksbetrieben  im  nicht  beplanten  Innenbereich  ermöglicht,
 soll  auch  auf  die  Erweiterung,  Änderung  und  Erneuerung
 vorhandener  baulicher  Anlagen  zu  Wohnzwecken  erstreckt
 werden.  Damit  können  solche  Vorhaben,  wenn  sie  städtebau-
 lich  vertretbar  sind,  durch  Ermessensentscheidung  zugelas-
 sen  werden,  auch  wenn  die  Gebäudehülle  nicht  nur  unwe-
 sentlich  verändert  und  erweitert  wird.
 5.  Beschleunigung  und  Erleichterung  des  Abschlusses
 von  Sanierungsverfahren
 Zur  Beschleunigung  des  Abschlusses  von  Sanierungsverfah-
 ren  ist  vorgesehen,  das  Gebot  der  zügigen  Durchführung  der
 Sanierung  (vgl.  §  136  Abs.  1  BauGB)  stärker  zur  Geltung  zu
 bringen.  Hierzu  soll  eine  Regelung  geschaffen  werden,  nach
 der  durch  Beschluss  eine  Frist  bestimmt  wird,  innerhalb  derer
 die  Sanierung  durchgeführt  werden  soll.  Bei  laufenden  Sa-
 nierungsverfahren  von  mehr  als  zwölfjähriger  Dauer  soll  der
 Beschluss  über  die  Frist  nachträglich  herbeigeführt  werden.
 Zur  Beschleunigung  und  Erleichterung  des  Abschlusses  von
 Sanierungsverfahren  soll  ferner  die  Erhebung  von  Aus-
 gleichsbeträgen  für  sanierungsbedingte  Bodenwerterhöhun-
 gen  vereinfacht  werden.  Dies  ist  insbesondere  bei  länger  lau-
 fenden  Sanierungsverfahren  von  Bedeutung,  weil  in  diesen
 Fällen  die  Entwicklung  des  Sanierungseinflusses  auf  die  Bo-
 denwerte  häufig  nur  mit  großem  Aufwand  nachvollzogen
 werden  kann.  Demgegenüber  sind  die  z.  B.  für  Erschließung
 aufgewendeten  Kosten  in  der  Regel  auch  nach  einem  länge-
 ren  Zeitraum  ohne  größeren  Aufwand  feststellbar.  Insbeson-
 dere  mit  Blick  auf  solche  Fallgestaltungen  wird  vorgeschla-
 gen,  künftig  die  Ausgleichsbeträge  mindestens  in  Höhe  der
 an  den  aufgewendeten  Kosten  orientierten,  fiktiven  Beiträge
 für  die  Herstellung,  Erweiterung  oder  Verbesserung  von  Er-
 schließungsanlagen  sowie  den  ansonsten  zu  entrichtenden
 Kostenerstattungsbeträgen  nach  §  135a  Abs.  3  BauGB  erhe-
 ben  zu  können.
 6.  Normenkontrollverfahren
 Im  Interesse  der  Rechtssicherheit  soll  die  Antragsfrist  für
 Normenkontrollverfahren  nach  §  47  VwGO  generell  auf  ein
 Jahr  verkürzt  werden.  Die  Frist  zur  Geltendmachung  von
 Fehlern  der  Bebauungspläne  wird  entsprechend  angepasst.
 Des  Weiteren  soll  ein  Normenkontrollverfahren,  das  einen
 Bebauungsplan  zum  Gegenstand  hat,  unzulässig  sein,  soweit
 in  ihm  Einwendungen  geltend  gemacht  werden,  die  im  Rah-
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men  der  Beteiligung  nicht  oder  verspätet  geltend  gemacht
 wurden,  aber  hätten  geltend  gemacht  werden  können.  Diese
 Regelung  wird  von  einer  entsprechenden  Hinweispflicht  im
 Rahmen  der  öffentlichen  Auslegung  flankiert.
 Im  Ergebnis  wird  hiermit  einer  bereits  im  EAG  Bau  angeleg-
 ten  europarechtlich  geprägten  und  auch  in  anderen  Rechtsbe-
 reichen  stattfindenden  Entwicklung  Rechnung  getragen,  die
 darauf  zielt,  die  Beteiligungsrechte  der  Bürger  im  Verwal-
 tungsverfahren  zu  betonen  und  zugleich  den  Rechtsschutz  im
 Interesse  der  Investitions-  und  Rechtssicherheit  unter  Wah-
 rung  seiner  Effizienz  auf  ein  sachgerechtes  Maß  zu  orientie-
 ren.
 IV.  Gender  Mainstreaming
 Die  gleichstellungspolitischen  Auswirkungen  des  Gesetzent-
 wurfs  wurden  gemäß  §  2  des  Bundesgleichstellungsgesetzes
 und  §  2  der  Gemeinsamen  Geschäftsordnung  der  Bundesmi-
 nisterien  anhand  der  Arbeitshilfe  der  Interministeriellen  Ar-
 beitsgruppe  Gender  Mainstreaming  „Gender  Mainstreaming
 bei  der  Vorbereitung  von  Rechtsvorschriften“  geprüft.  Perso-
 nen  werden  von  den  Regelungsvorschlägen  lediglich  mittel-
 bar  betroffen.  Adressaten  sind  die  Länder  und  Gemeinden.
 Das  planungsrechtliche  Instrumentarium,  das  durch  das
 Recht  der  räumlichen  Planung  für  die  Vorbereitung  und  Ge-
 währleistung  einer  nachhaltigen  Bodennutzung  den  Ländern
 und  Gemeinden  zur  Verfügung  gestellt  wird,  ist  geschlechts-
 neutral.  Die  vorgesehenen  Regelungen  wirken  sich  auf  beide
 Geschlechter  gleichermaßen  aus.  Die  Relevanzprüfung  in
 Bezug  auf  Gleichstellungsfragen  fällt  damit  negativ  aus.
 V.  Gesetzesfolgen
 1.  Kosten  für  die  öffentlichen  Haushalte
 Außerhalb  des  Vollzugs  entstehen  Bund,  Ländern  und  Ge-
 meinden  durch  das  Gesetz  keine  zusätzlichen  Kosten.
 Im  Vollzug  entstehen  dem  Bund  bereits  deshalb  keine  Kos-
 ten,  da  mit  dem  Vollzug  des  Gesetzes  in  erster  Linie  die  Län-
 der  und  Kommunen  betraut  sind.  Für  die  Länder  und  insbe-
 sondere  die  Kommunen  führt  das  Gesetz  zu  Vereinfachungen
 und  Beschleunigungen  und  somit  zu  Entlastungen.
 2.  Kosten  für  die  Wirtschaft
 Das  Gesetz  führt  zu  einer  Beschleunigung  und  Vereinfa-
 chung  von  Planungs-  und  Genehmigungsverfahren.  Es  sind
 entlastende  Kostenwirkungen  auf  die  Wirtschaft  und  entlas-
 tende  Wirkungen  auf  die  Einzelpreise  und  das  Preisniveau,
 insbesondere  das  Verbraucherpreisniveau,  zu  erwarten.
 VI.  Befristung
 Das  Gesetz  trägt  zur  Beschleunigung  von  Bebauungsplan-
 verfahren  bei.  Eine  Befristung  des  Gesetzes  würde  seinem
 Anliegen  nicht  gerecht.
 B.  Zu  den  einzelnen  Vorschriften
 Zu  Artikel  1  (Änderung  des  Baugesetzbuchs)
 Zu  Nummer  1  (Inhaltsübersicht)
 Es  handelt  sich  um  eine  redaktionelle  Anpassung  der  Inhalts-
 übersicht  an  die  vorgeschlagenen  Änderungen.
 Zu  Nummer  2  (§  2  Abs.  4,  §  2a  und  §  4c)
 Es  handelt  sich  jeweils  um  redaktionelle  Anpassungen  an  die
 vorgeschlagene  Anfügung  einer  zweiten  Anlage  zum  Bau-
 gesetzbuch.
 Zu  Nummer  3  (§  3  Abs.  2)
 Nach  der  vorgeschlagenen  Regelung  ist  im  Bebauungsplan-
 verfahren  bei  der  Beteiligung  der  Öffentlichkeit  künftig  auch
 darauf  hinzuweisen,  dass  ein  Antrag  nach  §  47  der  Verwal-
 tungsgerichtsordnung  unzulässig  ist,  soweit  der  Antragsteller
 mit  ihm  Einwendungen  geltend  gemacht  werden,  die  im  Rah-
 men  der  Auslegung  nicht  oder  verspätet  geltend  gemacht
 wurden,  aber  hätten  geltend  gemacht  werden  können  (vgl.
 Artikel  3  Nr.  1  Buchstabe  b).  Ein  entsprechender  Hinweis  ist
 bei  Aufstellung,  Änderung  oder  Ergänzung  eines  Flächen-
 nutzungsplans  nicht  erforderlich,  da  er  nach  geltendem  Recht
 nicht  Gegenstand  eines  Normenkontrollantrags  sein  kann.
 Zu  Nummer  4  (§  9  Abs.  2a)
 Auf  den  Allgemeinen  Teil  der  Begründung  (A.III.2)  wird  Be-
 zug  genommen.
 Nach  dem  vorgeschlagenen  Satz  1  kann  für  die  im  Zusam-
 menhang  bebauten  Ortsteile  (§  34;  sog.  nicht  beplanter  In-
 nenbereich)  zur  Erhaltung,  Stärkung  oder  Verhinderung  der
 Beeinträchtigung  zentraler  Versorgungsbereiche,  auch  im  In-
 teresse  der  verbrauchernahen  Versorgung  und  der  Innenent-
 wicklung  der  Gemeinden,  in  einem  Bebauungsplan  festge-
 setzt  werden,  dass  nur  bestimmte  Arten  der  nach  §  34  Abs.  1
 und  2  zulässigen  baulichen  und  sonstigen  Anlagen  zulässig
 oder  nicht  zulässig  sind  oder  nur  ausnahmsweise  zugelassen
 werden  können;  die  Festsetzungen  können  auch  für  Teile  des
 räumlichen  Geltungsbereichs  des  Bebauungsplans  unter-
 schiedlich  getroffen  werden.  Der  Regelungsinhalt  ist  an  §  1
 Abs.  5,  8  und  9  BauNVO  angelehnt,  erfordert  aber  nicht  die
 Festsetzung  eines  Baugebiets.
 Der  Begriff  „Zentraler  Versorgungsbereich“  umfasst  Versor-
 gungsbereiche  unterschiedlicher  Stufen,  also  insbesondere
 Innenstadtzentren  vor  allem  in  Städten  mit  größerem  Ein-
 zugsbereich,  Nebenzentren  in  Stadtteilen  sowie  Grund-  und
 Nahversorgungszentren  in  Stadt-  und  Ortsteilen  und  nicht-
 städtischen  Gemeinden.  Die  Erhaltung  und  Entwicklung  zen-
 traler  Versorgungsbereiche  soll  dabei  auch  im  Interesse  der
 verbrauchernahen  Versorgung  der  Bevölkerung  und  der  In-
 nenentwicklung  der  Gemeinden  erfolgen.  In  der  Begründung
 zum  Bebauungsplan  ist  darzulegen,  in  welcher  Weise  der  Be-
 bauungsplan  der  Erhaltung  und  Entwicklung  zentraler  Ver-
 sorgungsbereiche  dient.
 Für  diesen  Bebauungsplan  gelten  die  allgemein  zu  beachten-
 den  Grundsätze  des  §  1.  Dazu  hebt  Satz  2  hervor,  dass  insbe-
 sondere  ein  städtebauliches  Entwicklungskonzept  im  Sinne
 des  §  1  Abs.  6  Nr.  11,  das  Aussagen  über  die  vorhandenen
 und  zu  entwickelnden  zentralen  Versorgungsbereiche  der
 Gemeinde  oder  eines  Gemeindeteils  enthält,  zu  berücksich-
 tigen  ist.  Denn  einem  solchen  Konzept  kommt  eine  die
 Aufstellung  des  Bebauungsplans  unterstützende  Funktion
 zu,  indem  es  nachvollziehbare  Aussagen  über  die  zentralen
 Versorgungsbereiche  enthält.  Ein  solches  städtebauliches
 Entwicklungskonzept  soll  aber  nicht  Voraussetzung  für  die
 Aufstellung  des  Bebauungsplans  sein.
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Ebenfalls  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  §  1  entsprechend
 sollen  nach  dem  vorgeschlagenen  Satz  3  für  Vorhaben,  die
 den  zu  erhaltenden  oder  zu  entwickelnden  zentralen  Versor-
 gungsbereichen  dienen,  die  planungsrechtlichen  Grundlagen
 nach  den  §§  30  oder  34  vorhanden  sein,  oder  die  Schaffung
 der  entsprechenden  planungsrechtlichen  Grundlagensoll
 konkret  durch  förmliche  Einleitung  des  entsprechenden  Be-
 bauungsplanverfahrens  beabsichtigt  sein.  Nicht  erforderlich
 ist,  dass  die  bauplanungsrechtlichen  Grundlagen  für  alle  nur
 denkbaren  Vorhaben,  die  in  den  zentralen  Versorgungsberei-
 chen  errichtet  werden  könnten,  bestehen  oder  geschaffen
 werden  sollen.  Mit  Satz  3  wird  bezweckt,  dass  die  zu  schüt-
 zenden  zentralen  Versorgungsbereiche  auch  bauplanungs-
 rechtlich  verwirklicht  werden  können.
 Zu  Nummer  5  (§  9a)
 Die  vorgeschlagene  Änderung  dient  der  Umsetzung  des  Or-
 ganisationserlasses  der  Bundeskanzlerin  vom  22.  November
 2005  (BGBl.  I  S.  3197).
 Zu  Nummer  6  (§  12  Abs.  3a)
 Auf  den  Allgemeinen  Teil  der  Begründung  (A.III.3)  wird  Be-
 zug  genommen.
 Der  vorgeschlagene  Satz  1  soll  ermöglichen,  in  dem  vorha-
 benbezogenen  Bebauungsplan  für  den  Bereich  des  Vorha-
 ben-  und  Erschließungsplans  eine  bauliche  oder  sonstige
 Nutzung  auch  allgemein  festzusetzen,  namentlich  durch
 Festsetzung  eines  Baugebiets  nach  der  Baunutzungsverord-
 nung.  Die  Zulässigkeit  eines  Vorhabens  soll  jedoch  auf  sol-
 che  Vorhaben  beschränkt  bleiben,  zu  deren  Durchführung
 sich  der  Vorhabenträger  im  Durchführungsvertrag  verpflich-
 tet  hat.  Für  die  im  Bebauungsplan  festgesetzten  Nutzungen
 ist  unter  entsprechender  Anwendung  des  §  9  Abs.  2  festzu-
 setzen,  dass  die  festgesetzten  Nutzungen  in  Bezug  auf  ihre
 Zulässigkeit  als  aufschiebend  bedingt  zu  behandeln  sind,  wo-
 bei  Bedingung  die  entsprechende  Verpflichtung  im  Durch-
 führungsvertrag  ist.
 Vorhaben,  die  vom  vorhabenbezogenen  Bebauungsplan,
 nicht  aber  vom  Durchführungsvertrag  erfasst  werden,  sind
 unzulässig.  Sie  können  aber  durch  eine  Änderung  des  Durch-
 führungsvertrags  (Satz  2)  zulässig  werden,  ohne  dass  es  hier-
 für  einer  Änderung  des  vorhabenbezogenen  Bebauungsplans
 bedarf;  falls  der  Durchführungsvertrag  bereits  erfüllt  und  da-
 mit  gegenstandslos  geworden  ist,  kann  ein  neuer  Durchfüh-
 rungsvertrag  abgeschlossen  werden.  Zu  berücksichtigen  ist,
 dass  bei  einem  Wechsel  des  Vorhabenträgers  Absatz  5  An-
 wendung  findet.
 Wird  bei  Aufstellung  eines  vorhabenbezogenen  Bebauungs-
 plans nach Satz 1 eine Umweltprüfung auch für Zwecke der
 Umweltverträglichkeitsprüfung  durchgeführt,  soll  die  Um-
 weltverträglichkeitsprüfung  im  nachfolgenden  Zulassungs-
 verfahren  auf  zusätzliche  oder  andere  erhebliche  Umwelt-
 auswirkungen  des  Vorhabens  beschränkt  werden  (vgl.  §  17
 Abs.  3  UVPG).
 Zu  Nummer  7  (§  13)
 Zu  Buchstabe  a  (Absatz  1)
 Die  vorgeschlagene  Ergänzung  bestimmt  eindeutig,  dass  Be-
 bauungspläne,  die  lediglich  Festsetzungen  nach  §  9  Abs.  2a
 (vgl.  Nummer  4)  enthalten,  im  vereinfachten  Verfahren  auf-
 gestellt  werden  können,  sofern  die  übrigen  Voraussetzungen
 des  vereinfachten  Verfahrens  (Absatz  1  Nr.  1  und  2)  vorlie-
 gen.
 Zu  Buchstabe  b  (Absatz  3)
 Zu  Doppelbuchstabe  aa  (Satz  1)
 Die  vorgeschlagene  Änderung  dient  einer  redaktionellen
 Klarstellung.
 Zu  Doppelbuchstabe  bb  (Satz  3)
 Mit  der  vorgeschlagenen  Regelung  wird  die  Hinweispflicht
 nach  dem  neuen  §  3  Abs.  2  Satz  2  Halbsatz  2  (Nr.  3)  im  Rah-
 men  der  Beteiligung  der  betroffenen  Öffentlichkeit  (§  13
 Abs.  2  Nr.  2)  für  entsprechend  anwendbar  erklärt.
 Zu  Nummer  8  (§  13a)
 Auf  den  Allgemeinen  Teil  der  Begründung  (A.III.1)  wird  Be-
 zug  genommen.
 Der  vorgeschlagene  §  13a  enthält  die  Regelungen  über  Be-
 bauungspläne  der  Innenentwicklung,  die  in  einem  beschleu-
 nigten  Verfahren  aufgestellt  werden  können.  Die  Vorschrift
 knüpft  an  das  vereinfachte  Verfahren  nach  §  13  an,  geht  je-
 doch  hierüber  hinaus.
 Zu  Absatz  1
 Nach  Satz  1  soll  das  beschleunigte  Verfahren  anwendbar  sein
 auf  die  Aufstellung  eines  Bebauungsplans,  der  der  Wieder-
 nutzbarmachung  von  Flächen,  der  Nachverdichtung  oder  an-
 deren  Maßnahmen  der  Innenentwicklung  dient  (Bebauungs-
 plan  der  Innenentwicklung).  Damit  wird  an  die  Bodenschutz-
 klausel  in  §  1a  Abs.  2  Satz  1  angeknüpft.  Bebauungspläne  der
 Innenentwicklung  sind  daher  abzugrenzen  von  Bebauungs-
 plänen,  die  gezielt  Flächen  außerhalb  der  Ortslagen  einer  Be-
 bauung  zuführen.  Bebauungspläne  der  Innenentwicklung  er-
 fassen  damit  solche  Planungen,  die  der  Erhaltung,  Erneue-
 rung,  Fortentwicklung,  Anpassung  und  dem  Umbau  vorhan-
 dener  Ortsteile  dienen  (vgl.  §  1  Abs.  6  Nr.  4).  Einbezogen
 sind  auch  solche  Bebauungspläne,  die  der  Umnutzung  von
 Flächen  dienen.  In  Betracht  kommen  insbesondere  Gebiete,
 die  im  Zusammenhang  bebaute  Ortsteile  im  Sinne  des  §  34
 darstellen,  innerhalb  des  Siedlungsbereichs  befindliche
 brachgefallene  Flächen  sowie  innerhalb  des  Siedlungsbe-
 reichs  befindliche  Gebiete  mit  einem  Bebauungsplan,  der
 infolge  notwendiger  Anpassungsmaßnahmen  geändert  oder
 durch  einen  neuen  Bebauungsplan  abgelöst  werden  soll.
 Räumliche  Beschränkungen  ergeben  sich  im  Übrigen  aus
 Absatz  1  Satz  2.
 Im  beschleunigten  Verfahren  soll  auf  die  Durchführung  der
 –  europarechtlich  begründeten  –  förmlichen  Umweltprüfung
 im  Sinne  des  §  2  Abs.  4  verzichtet  werden  können.  Die  Be-
 stimmungen  der  Richtlinie  85/337/EWG  des  Rates  vom
 27.  Juni  1985  über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  bei
 bestimmten  öffentlichen  und  privaten  Projekten  (ABl.  EG
 Nr.  L  175  S.  40;  sog.  Projekt-UVP-Richtlinie),  geändert
 durch  die  Richtlinie  97/11/EG  vom  3.  März  1997  (ABl.  EG
 Nr.  L  73  S.  5)  sowie  durch  die  Richtlinie  2003/35/EG  vom
 26.  Mai  2003  (ABl.  EU  Nr.  L  156  S.  17),  und  der  Richtlinie
 2001/42/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates
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vom  27.  Juni  2001  über  die  Prüfung  der  Umweltauswirkun-
 gen  bestimmter  Pläne  und  Programme  (ABl.  EU  Nr.  L  197
 S.  30,  sog.  Plan-UP-Richtlinie)  sind  dabei  zu  wahren.  Nur  so-
 weit  danach  keine  förmliche  Umweltprüfung  notwendig  ist,
 sollen  Bebauungspläne  im  beschleunigten  Verfahren  aufge-
 stellt  werden  können.
 In  Anlehnung  an  die  Abgrenzungskriterien  des  Gesetzes
 über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  im  Hinblick  auf
 UVP-pflichtige  Bebauungspläne  sollen  vor  allem  bestimmte
 Größenvorgaben  beachtet  werden.  Bei  der  Bestimmung  der
 UVP-Pflichtigkeit  oder  Vorprüfungspflichtigkeit  von  Bebau-
 ungsplänen,  die  für  den  Bau  einer  Industriezone  und  eines
 Städtebauprojekts  aufgestellt  werden  (vgl.  Nr.  18.5  und  Nr.
 18.7  der  Anlage  1  UVPG,  hat  sich  die  Anknüpfung  an  die
 festgesetzte  Größe  der  Grundfläche  bzw.  die  zulässige
 Grundfläche  im  Sinne  des  §  19  Abs.  2  BauNVO  bewährt.
 Dementsprechend  soll  Satz  2  zwei  Fallgruppen  unterschei-
 den:
 –  Bebauungspläne,  die  eine  Größe  der  Grundfläche  von  we-
 niger  als  20  000  Quadratmetern  festsetzen  (Nummer  1),
 und
 –  Bebauungspläne,  die  eine  Größe  der  Grundfläche  von
 20  000  Quadratmetern  bis  weniger  als  70  000  Quadratme-
 tern  festsetzen  (Nummer  2).
 Im  ersten  Fall  soll  das  beschleunigte  Verfahren  bei  Einhal-
 tung  der  Grenze  von  weniger  als  20  000  Quadratmetern  an-
 wendbar  sein.  Im  zweiten  Fall  soll  das  beschleunigte  Verfah-
 ren  anwendbar  sein,  wenn  eine  Vorprüfung  des  Einzelfalls  zu
 dem  Ergebnis  führt,  dass  keine  erheblichen  Umweltauswir-
 kungen  zu  erwarten  sind.  Die  Höhe  der  Schwellenwerte  be-
 rücksichtigt  die  spezifischen  Anforderungen  der  Plan-UP-
 Richtlinie.
 In  beiden  Fällen  soll  nach  Satz  3  das  beschleunigte  Verfahren
 ausgeschlossen  sein,  wenn  durch  den  Bebauungsplan  die  Zu-
 lässigkeit  von  Vorhaben  begründet  wird,  die  einer  Pflicht  zur
 Durchführung  einer  Umweltverträglichkeitsprüfung  nach
 dem  Gesetz  über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  oder
 nach  Landesrecht  unterliegen;  das  beschleunigte  Verfahren
 ist  nach  Satz  4  auch  ausgeschlossen,  wenn  Anhaltspunkte  für
 eine  Beeinträchtigung  der  in  §  1  Abs.  6  Nr.  7  Buchstabe  b  ge-
 nannten  Schutzgüter  bestehen.
 Die  Anforderungen  der  Plan-UP-Richtlinie  sind  aus  folgen-
 den  Gründen  gewahrt:
 Europarechtliche  Grundlage  der  vorgeschlagenen  Regelung
 ist  Artikel  3  Abs.  5  in  Verbindung  mit  Abs.  3  bzw.  4  der
 Plan-UP-Richtlinie:  Nach  Artikel  3  Abs.  5  Satz  1  der
 Plan-UP-Richtlinie  bestimmen  die  Mitgliedstaaten  für  Pläne
 im  Sinne  des  Artikels  3  Abs.  3  und  4  der  Plan-UP-Richtlinie
 durch  Einzelfallprüfung  oder  durch  Festlegung  von  Arten
 von  Plänen  und  Programmen  darüber,  ob  die  Pläne  voraus-
 sichtlich  erhebliche  Umweltauswirkungen  haben.  Bebau-
 ungspläne  nach  Absatz  1  Satz  2  sind  als  Pläne  im  Sinne  des
 Artikels  3  Abs.  3  bzw.  4  der  Plan-UP-Richtlinie  zu  qualifizie-
 ren.  Sofern  solche  Bebauungspläne  die  planungsrechtlichen
 Grundlagen  für  die  Genehmigung  der  in  den  Anhängen  I  und
 II  Projekt-UVP-Richtlinie  genannten  Vorhaben  schaffen
 oder  voraussichtlich  Auswirkungen  auf  den  Schutzzweck
 von  Gebieten  mit  gemeinschaftlicher  Bedeutung  oder  Euro-
 päische  Vogelschutzgebiete  haben,  handelt  es  sich  um  Pläne
 im  Sinne  des  Artikels  3  Abs.  2  der  Plan-UP-Richtlinie,  die
 zwar  grundsätzlich  einer  Pflicht  zur  Durchführung  einer
 Umweltprüfung  unterliegen;  dem  Artikel  3  Abs.  3  der
 Plan-UP-Richtlinie  unterfallen  jedoch  jedenfalls  solche
 Bebauungspläne,  die  eine  Grundfläche  von  weniger  als
 70  000  Quadratmetern  zulassen  und  damit  die  Nutzung  klei-
 ner  Gebiete  auf  lokaler  Ebene  festlegen.  Sofern  Bebauungs-
 pläne  keinen  Rahmen  für  UVP-  oder  vorprüfungspflichtige
 Projekte  setzen  oder  keine  Auswirkungen  auf  Schutzgebiete
 zu  erwarten  sind,  fallen  sie  unter  den  Artikel  3  Abs.  4  der
 Plan-UP-Richtlinie.
 Mit  Nummer  1  soll  –  wie  auch  durch  §  13  –  von  der  zweiten
 Variante  des  Artikels  3  Abs.  5  Satz  1,  Variante  2  der
 Plan-UP-Richtlinie,  der  abstrakt-generellen  Artfestlegung,
 Gebrauch  gemacht  werden.  Entsprechend  der  Vorgabe  des
 Artikels  3  Abs.  5  Satz  2  der  Plan-UP-Richtlinie  werden  die
 einschlägigen  Kriterien  des  Anhangs  II  der  Plan-UP-Richt-
 linie  bei  der  Ausgestaltung  der  Voraussetzungen  für  das  be-
 schleunigte  Verfahren  wie  folgt  berücksichtigt:
 –  Das  Ausmaß,  in  dem  der  Plan  für  spätere  Vorhaben  z.  B.
 in  Bezug  auf  Standort  und  Art  einen  Rahmen  setzt  (vgl.
 Anhang  II  Nr.  1,  1.  Spiegelstrich  der  Plan-UP-Richtlinie),
 ist  bei  der  Artfestlegung  u.  a.  in  der  Weise  berücksichtigt,
 dass  es  sich  um  Bebauungspläne  handelt,  die  der  Innen-
 entwicklung  dienen  müssen  und  zudem  einer  Größenbe-
 grenzung  in  Bezug  auf  die  Grundfläche  unterliegen.  Hin-
 zu  kommt,  dass  sie  nicht  die  Zulässigkeit  von  Vorhaben
 vorbereiten  oder  begründen  dürfen,  die  einer  Pflicht  zur
 Durchführung  einer  Umweltverträglichkeitsprüfung  nach
 dem  Gesetz  über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung  oder
 nach  Landesrecht  unterliegen,  und  dass  auch  keine  An-
 haltspunkte  für  eine  Beeinträchtigung  der  in  §  1  Abs.  6
 Nr.  7  Buchstabe  b  genannten  Schutzgüter  bestehen  dür-
 fen.
 –  Die  Beeinflussung  anderer  Pläne  und  Programme  (vgl.
 Anhang  II  Nr.  1,  2.  Spiegelstrich  der  Plan-UP-Richtlinie)
 ist  bei  Bebauungsplänen  auf  Grund  ihrer  Stellung  in  der
 Planhierarchie  begrenzt.
 –  Die  nachhaltige  Entwicklung  (Anhang  II  Nr.  1,  3.  Spie-
 gelstrich  der  Plan-UP-Richtlinie)  wird  gefördert,  indem
 entsprechende  Bebauungspläne  durch  Stärkung  der  In-
 nenentwicklung  eine  Flächeninanspruchnahme  im  bishe-
 rigen  Außenbereich  vermeiden  helfen.
 –  Die  für  den  Plan  relevanten  Umweltprobleme  (vgl.  An-
 hang  II  Nr.  1,  4.  Spiegelstrich  der  Plan-UP-Richtlinie)
 sind  im  beschleunigten  Verfahren,  wenn  überhaupt,  nur
 gering.  Denn  das  beschleunigte  Verfahren  kann  von  vorn-
 herein  nur  auf  Bebauungspläne  angewendet  werden,  die
 der  Innenentwicklung  dienen  und  die  nicht  die  Zulässig-
 keit  von  Vorhaben  vorbereiten  oder  begründen,  die  einer
 Pflicht  zur  Durchführung  einer  Umweltverträglichkeits-
 prüfung  unterliegen,  und  wenn  keine  Anhaltspunkte  für
 die  Beeinträchtigung  der  Schutzgüter  der  Gebiete  von  ge-
 meinschaftlicher  Bedeutung  und  der  Europäischen  Vo-
 gelschutzgebiete  bestehen.  Im  Übrigen  bleibt  die  Ver-
 pflichtung  zur  Berücksichtigung  von  etwaigen  Umwelt-
 auswirkungen  nach  §  1  Abs.  6  Nr.  7  unberührt.
 –  Die  Wahrscheinlichkeit,  Dauer,  Häufigkeit  und  Un-
 umkehrbarkeit  der  Auswirkungen  (vgl.  Anhang  II  Nr.  2,
 1.  Spiegelstrich  der  Plan-UP-Richtlinie)  werden  auf
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Grund  der  Konzeption  der  vorgeschlagenen  Regelung  als
 eher  gering  eingeschätzt  und  wären,  wenn  überhaupt  noch
 relevant,  im  Rahmen  der  Abwägung  zu  berücksichtigen.
 –  Dem  kumulativen  Charakter  von  Auswirkungen  (vgl.  An-
 hang  II  Nr.  2,  2.  Spiegelstrich  der  Plan-UP-Richtlinie)
 wird  durch  eine  Sonderregelung  zur  Kumulation  Rech-
 nung  getragen  (für  die  Fälle  der  Vorprüfung  ist  die  neue
 Anlage  2  Nr.  2.2  maßgeblich).
 –  Grenzüberschreitende  Auswirkungen  (vgl.  Anhang  II  Nr.
 2,  3.  Spiegelstrich  der  Plan-UP-Richtlinie)  sind  bei  Be-
 bauungsplänen  der  Innenentwicklung  nicht  ersichtlich
 und  wären,  wenn  relevant,  in  der  Abwägung  zu  berück-
 sichtigen.
 –  Etwaige  Risiken  für  die  menschliche  Gesundheit  oder  die
 Umwelt  (vgl.  Anhang  II  Nr.  2,  4.  Spiegelstrich  der
 Plan-UP-Richtlinie)  sind  durch  den  Anwendungsbereich
 grundsätzlich  ausgeschlossen  und  im  Übrigen  nicht  in  er-
 heblichem  Maße  zu  erwarten.
 –  Der  Umfang  und  die  räumliche  Ausdehnung  der  Aus-
 wirkungen  (vgl.  Anhang  II  Nr.  2,  5.  Spiegelstrich  der
 Plan-UP-Richtlinie)  werden  insbesondere  durch  die  Grö-
 ßenbegrenzung  in  Bezug  auf  die  Grundfläche  berücksich-
 tigt.
 –  Der  Bedeutung  und  Sensibilität  des  voraussichtlich  be-
 troffenen  Gebiets  (vgl.  Anhang  II  Nr.  2,  6.  Spiegelstrich
 der  Plan-UP-Richtlinie)  wird  dadurch  Rechnung  getra-
 gen,  dass  es  sich  um  Bebauungspläne  der  Innenentwick-
 lung  handelt.  Umweltbezogene  Auswirkungen  auf  Kul-
 turgüter  und  Sachgüter  sind  im  Rahmen  der  Abwägung  zu
 berücksichtigen  (§  1  Abs.  6  Nr.  7  Buchstabe  d).
 –  Die  Auswirkungen  auf  geschützte  Gebiete  oder  Land-
 schaften  (vgl.  Anhang  II  Nr.  2,  7.  Spiegelstrich  der
 Plan-UP-Richtlinie)  werden  insbesondere  durch  die  An-
 wendbarkeit  der  Ausschlussgründe  nach  §  13  Abs.  1  Nr.  2
 berücksichtigt.
 Die  Vorgabe  des  Artikels  3  Abs.  6  der  Plan-UP-Richtlinie
 hinsichtlich  der  Behördenbeteiligung  bei  der  Festlegung  der
 Arten  von  Plänen  und  Programmen,  die  keiner  Umweltprü-
 fung  bedürfen,  wird  durch  die  Beteiligung  im  Gesetzge-
 bungsverfahren  zu  diesem  Gesetz  erfüllt.
 Bei  Bebauungsplänen,  die  eine  Größe  der  Grundfläche  von
 20  000  Quadratmetern  bis  weniger  als  70  000  Quadratmetern
 festsetzen  (Nummer  2),  soll  das  beschleunigte  Verfahren  –
 sofern  im  Übrigen  die  Ausschlussgründe  der  Sätze  3  und  4
 nicht  vorliegen  –  nur  anwendbar  sein,  wenn  eine  Vorprüfung
 des  Einzelfalls  zu  dem  Ergebnis  führt,  dass  der  Bebauungs-
 plan  voraussichtlich  keine  erheblichen  Umweltauswirkun-
 gen  hat.  Die  Vorschrift  und  die  von  ihr  in  Bezug  genommene
 Anlage  2  ist  §  14b  Abs.  4  i.  V.  m.  Anlage  4  UVPG  nachgebil-
 det.  Die  Gemeinde  hat  bei  der  Vorprüfung  des  Einzelfalls  le-
 diglich  überschlägig  abzuschätzen,  ob  der  Bebauungsplan  er-
 hebliche  Umweltauswirkungen  haben  kann.  Dies  kann  gera-
 de  bei  Bebauungsplänen,  die  der  Innenentwicklung  dienen,
 unaufwändig  und  rasch  mit  Blick  auf  Anlage  2  geschehen.
 Die  Vorprüfung  hat  dagegen  nicht  das  Ziel,  mit  einer  in  Ein-
 zelheiten  gehenden  Untersuchung  das  Vorliegen  erheblicher
 Umweltauswirkungen  abschließend  festzustellen.  Auch  sind
 nur  solche  Umweltauswirkungen  zu  berücksichtigen,  die
 nach  §  2  Abs.  4  Satz  4  im  weiteren  Aufstellungsverfahren  zu
 berücksichtigen  wären.  Die  Behörden,  deren  Aufgabenberei-
 che  durch  die  Planung  berührt  werden  können,  sind  an  der
 Vorprüfung  des  Einzelfalls  zu  beteiligen,  soweit  sie  etwas  zur
 Klärung  der  Frage,  ob  voraussichtlich  keine  erheblichen  Um-
 weltauswirkungen  zu  erwarten  sind,  beitragen  können.  Diese
 Regelung,  mit  der  Artikel  3  Abs.  6  der  Plan-UP-Richtlinie
 umgesetzt  wird,  soll  sicherstellen,  dass  die  Vorprüfung  unter
 Einbeziehung  aller  fachlichen  Aspekte  erfolgt.
 Zu  Absatz  2
 Der  vorgeschlagene  Absatz  2  soll  die  für  das  beschleunigte
 Verfahren  geltenden  besonderen  Maßgaben  enthalten:
 Nach  Nummer  1  sollen  die  Vorschriften  über  das  vereinfach-
 te  Verfahren  nach  §  13  Abs.  2  und  3  Satz  1  und  3  entspre-
 chend  gelten.  Somit  kann  im  beschleunigten  Verfahren,  wie
 auch  im  vereinfachten  Verfahren,  von  der  frühzeitigen  Unter-
 richtung  und  Erörterung  nach  §  3  Abs.  1  und  §  4  Abs.  1  abge-
 sehen  (§  13  Abs.  2  Nr.  1),  der  betroffenen  Öffentlichkeit  Ge-
 legenheit  zur  Stellungnahme  innerhalb  angemessener  Frist
 gegeben  oder  wahlweise  die  Auslegung  nach  §  3  Abs.  2
 durchgeführt  (§  13  Abs.  2  Nr.  2)  und  den  berührten  Behörden
 und  sonstigen  Trägern  öffentlicher  Belange  Gelegenheit  zur
 Stellungnahme  innerhalb  angemessener  Frist  gegeben  oder
 wahlweise  die  Beteiligung  nach  §  4  Abs.  2  durchgeführt  wer-
 den  (§  13  Abs.  2  Nr.  3).
 Des  Weiteren  soll  von  der  Umweltprüfung  nach  §  2  Abs.  4,
 von  dem  Umweltbericht  nach  §  2a,  von  der  zusammenfas-
 senden  Erklärung  nach  §  6  Abs.  5  Satz  3  und  §  10  Abs.  4  (vgl.
 Nummer  7  Buchstabe  b)  und  der  Angabe  nach  §  3  Abs.  2
 Satz  2,  welche  umweltbezogenen  Informationen  verfügbar
 sind,  abgesehen  werden  können.  Eine  Überwachung  nach
 §  4c  ist  nicht  durchzuführen  (§  13  Abs.  3  Satz  1).  Die  vorge-
 schlagene  Hinweispflicht  nach  §  13  Abs.  3  Satz  3  in  Verbin-
 dung  mit  §  3  Abs.  2  Satz  2  Halbsatz  2  soll  entsprechend  gel-
 ten.
 Nummer  2  soll  es  ermöglichen,  im  beschleunigten  Verfahren
 einen  Bebauungsplan,  der  von  den  Darstellungen  des  Flä-
 chennutzungsplans  abweicht,  auch  ohne  Änderung  und  Er-
 gänzung  des  Flächennutzungsplans  aufzustellen.  Die  geord-
 nete  städtebauliche  Entwicklung  des  Gemeindegebiets  darf
 nicht  beeinträchtigt  werden  (Halbsatz  2).  Der  Flächennut-
 zungsplan,  dessen  entgegenstehende  Darstellungen  mit  In-
 krafttreten  des  Bebauungsplans  insoweit  obsolet  werden,  soll
 im  Wege  der  Berichtigung  angepasst  werden  (Halbsatz  3);
 hierbei  handelt  es  sich  um  einen  redaktionellen  Vorgang,  auf
 den  die  Vorschriften  über  die  Aufstellung  von  Bauleitplänen
 keine  Anwendung  finden.  Eine  Genehmigung  des  Bebau-
 ungsplans  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde  ist  in  diesen
 Fällen  nicht  erforderlich  (vgl.  den  abschließenden  Katalog
 des  §  10  Abs.  2  Satz  1).
 Nach  Nummer  3  soll  einem  Investitionsbedarf  zur  Erhaltung,
 Sicherung  und  Schaffung  von  Arbeitsplätzen,  zur  Versor-
 gung  der  Bevölkerung  mit  Wohnraum  oder  zur  Verwirk-
 lichung  von  Infrastrukturvorhaben  in  der  Abwägung  mit  an-
 deren  Belangen  in  angemessener  Weise  Rechnung  getragen
 werden.  Damit  soll  der  durch  den  zumeist  hohen  Anpas-
 sungsbedarf  der  Städte  und  Gemeinden  ausgelöste  Investi-
 tionsbedarf  für  die  Bebauungspläne  der  Innenentwicklung
 als  Planungsgrundsatz  hervorgehoben  werden.  Es  handelt
 sich  nicht  um  eine  Anwendungsvoraussetzung  des  beschleu-
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nigten  Verfahrens;  die  Anwendungsvoraussetzungen  sind
 abschließend  in  Absatz  1  geregelt.
 Nach  der  vorgeschlagenen  Nummer  4  sind  in  den  Fällen,  in
 denen  der  Bebauungsplan  weniger  als  20  000  Quadratmeter
 Grundfläche  festsetzt  (Absatz  1  Satz  2  Nr.  1),  auf  seiner
 Grundlage  zu  erwartende  Eingriffe  als  im  Sinne  des  §  1a
 Abs.  3  Satz  5  nicht  ausgleichspflichtige  Eingriffe  anzusehen.
 Diese  Bestimmung  enthält  eine  gesetzliche  Feststellung,  die
 notwendig  ist,  um  die  Praktikabilität  der  beschleunigt  auf-
 zustellenden  kleinräumigen  Bebauungspläne  der  Innenent-
 wicklung  in  den  Fällen  des  Absatzes  1  Satz  2  Nr.  1  zu  errei-
 chen.  Sie  ist  im  Hinblick  auf  die  besonderen  Merkmale  dieser
 kleinräumigen  Bebauungspläne  der  Innenentwicklung  und
 das  mit  ihnen  verfolgte  Ziel  gerechtfertigt,  die  Flächeninan-
 spruchnahme  zu  begrenzen  und  Eingriffe  in  Natur  und  Land-
 schaft  zu  vermeiden.  Im  Übrigen  bleibt  §  1a  Abs.  3  Satz  5  un-
 berührt,  d.  h.  in  den  Fällen  des  §  13a  Abs.  1  Satz  2  Nr.  2  ist  die
 Frage,  ob  ein  Ausgleich  nach  §  1a  Abs.  3  Satz  5  nicht  erfor-
 derlich  ist,  einzelfallbezogen  zu  prüfen.  Darüber  hinaus
 bleibt  es  der  Gemeinde  unbenommen,  nach  allgemeinen
 Grundsätzen  einen  Ausgleich  zu  berücksichtigen  und  geeig-
 nete  Festsetzungen  zu  treffen.
 Zu  Absatz  3
 Der  vorgeschlagene  Absatz  3  trägt  dem  Umstand  Rechnung,
 dass  das  beschleunigte  Verfahren  Besonderheiten  zum  Be-
 bauungsplanverfahren  aufweist.  Darüber  soll  die  Öffentlich-
 keit  frühzeitig  informiert  werden.
 Nach  Satz  1  Nummer  1  soll  öffentlich  bekannt  zu  machen
 sein,  dass  von  einer  Umweltprüfung  nach  §  2  Abs.  4  abgese-
 hen  wird.  Hiermit  wird  den  Anforderungen  des  Artikels  3
 Abs.  7  der  Plan-UP-Richtlinie  Rechnung  getragen.  In  den
 Fällen  des  Absatzes  1  Satz  2  Nr.  2  ist  zudem  erforderlich,  die
 wesentlichen  Gründe,  weshalb  von  einer  Umweltprüfung  ab-
 gesehen  wird,  bekannt  zu  geben.
 Nach  Satz  1  Nummer  2  soll,  sofern  die  Gemeinde  von  der
 frühzeitigen  Unterrichtung  und  Erörterung  nach  §  3  Abs.  1
 absieht,  öffentlich  bekannt  zu  machen  sein,  wo  sich  die  Öf-
 fentlichkeit  über  die  allgemeinen  Ziele  und  Zwecke  sowie
 die  wesentlichen  Auswirkungen  der  Planung  unterrichten
 kann  und  dass  sich  die  Öffentlichkeit  zur  Planung  äußern
 kann.
 Satz  2  soll  es  ermöglichen,  dass  diese  öffentliche  Bekannt-
 machung  mit  der  Bekanntmachung  des  Beschlusses,  einen
 Bebauungsplan  aufzustellen  (§  2  Abs.  1  Satz  2),  verbunden
 werden  kann.
 Satz  3  sieht  vor,  dass,  sofern  eine  Vorprüfung  durchgeführt
 wird,  die  öffentliche  Bekanntmachung  nach  Satz  1  nach  Ab-
 schluss  der  Vorprüfung  des  Einzelfalls  erfolgt.  Denn  erst
 nach  Abschluss  der  Vorprüfung  des  Einzelfalls  besteht  Ge-
 wissheit  darüber,  dass  der  Bebauungsplan  im  beschleunigten
 Verfahren  aufgestellt  werden  kann.
 Zu  Absatz  4
 Nach  Absatz  4  sollen  die  Regelungen  der  Absätze  1  bis  3  ent-
 sprechend  für  die  Änderung  und  Ergänzung  eines  Bebau-
 ungsplans  gelten.  Dies  gilt  insbesondere  auch  für  die  Kumu-
 lationsregelung  des  Absatzes  1  Satz  2  Nr.  1.
 Zu  Absatz  5
 Nach  Satz  1  soll  im  Geltungsbereich  eines  Bebauungsplans,
 der  im  beschleunigten  Verfahren  aufgestellt,  geändert  oder
 ergänzt  wurde,  die  planungsrechtliche  Zulässigkeit  eines
 Vorhabens  nicht  nach  §  30  versagt  werden  dürfen,  wenn  ein
 Bauantrag  oder  Antrag  auf  Erteilung  eines  Bauvorbescheids
 nicht  innerhalb  eines  Monats  nach  Eingang  des  Antrags  bei
 der  Genehmigungsbehörde  abgelehnt  wurde.  Eine  Verlänge-
 rung  der  Frist  ist  nicht  vorgesehen.  Der  Beginn  der  Monats-
 frist  setzt  voraus,  dass  der  Bauantrag  den  nach  Landesrecht
 erforderlichen  Anforderungen  genügt.
 Nach  Satz  2  soll  bei  Anwendung  des  §  31  (Ausnahmen  und
 Befreiungen)  §  36  Abs.  2  Satz  2  mit  der  Maßgabe  gelten,  dass
 das  Einvernehmen  nach  einem  Monat  als  erteilt  gilt.
 Zu  Nummer  9  (§  33  Abs.  3  Satz  1)
 Die  vorgeschlagene  Änderung  zieht  die  Folgerungen  aus
 dem  neuen  §  13a;  sie  erweitert  den  Anwendungsbereich  des
 §  33  Abs.  3  auf  die  Fälle  des  beschleunigten  Verfahrens.
 Zu  Nummer  10  (§  34  Abs.  3a  Satz  1  Nr.  1)
 Die  vorgeschlagene  Änderung  des  Absatzes  3a  Satz  1  Nr.  1
 sieht  vor,  dass  –  ähnlich  wie  bei  entsprechenden  Vorhaben  im
 Zusammenhang  mit  vorhandenen  Gewerbe-  und  Hand-
 werksbetrieben  –  auch  bei  Erweiterung,  Änderung  oder  Er-
 neuerung  von  zulässigerweise  errichteten  baulichen  Anlagen
 zu  Wohnzwecken  vom  Erfordernis  des  Einfügens  in  die
 Eigenart  der  näheren  Umgebung  nach  Absatz  1  Satz  1  abge-
 sehen  werden  kann.  Hiermit  soll  einem  Bedürfnis  der  Praxis
 nach  erweiterten  Zulassungsmöglichkeiten  auch  bei  Wohn-
 zwecken  dienenden  Vorhaben  Rechnung  getragen  werden.
 Auf  diese  Weise  kann  beispielsweise  für  ein  Ausbauvorha-
 ben,  bei  dem  durch  An-  und  Aufbauten  das  Maß  der  in  der
 näheren  Umgebung  vorhandenen  Bebauung  an  sich  über-
 schritten  wird,  gleichwohl  im  Einzelfall  auf  Grund  einer  Er-
 messensentscheidung  eine  Genehmigung  erteilt  werden.  Die
 Voraussetzungen  hierfür  (insbesondere  städtebauliche  Ver-
 tretbarkeit,  Berücksichtigung  der  Nachbarbelange)  stellen
 die  Wahrung  der  städtebaulichen  Ordnung  sicher.
 Zu  Nummer  11  (§  142  Abs.  3)
 Auf  den  Allgemeinen  Teil  der  Begründung  (A.III.5)  wird  Be-
 zug  genommen.
 Die  Vorschriften  des  Baugesetzbuchs  zur  städtebaulichen  Sa-
 nierung  sollen  durch  Regelungen  zur  Beschleunigung  von
 Sanierungsverfahren  ergänzt  werden,  um  überlange  Verfah-
 rensdauern  und  die  damit  verbundenen  Belastungen  der  be-
 troffenen  Bürger  sowie  der  Verwaltungen  zu  vermeiden.  Die
 Praxis  hat  gezeigt,  dass  die  bereits  bestehenden  Regelungen,
 wonach  städtebauliche  Sanierungsmaßnahmen  im  öffent-
 lichen  Interesse  zügig  (§  136  Abs.  1)  und  innerhalb  eines  ab-
 sehbaren  Zeitraums  (§  149  Abs.  4  Satz  2)  durchzuführen
 sind,  nicht  immer  ausreichen,  damit  die  Verfahren  entspre-
 chend  zügig  abgeschlossen  werden.
 Nach  dem  neuen  §  142  Abs.  3  Satz  4  und  5  soll  anlässlich  des
 Beschlusses  über  die  Sanierungssatzung  eine  Frist  festgelegt
 werden,  in  der  die  Sanierung  durchgeführt  werden  soll.  Die
 Frist  kann  durch  Beschluss  verlängert  werden,  wenn  die  Sa-
 nierung  nicht  innerhalb  der  in  der  Sanierungssatzung  festge-
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setzten  Frist  durchgeführt  werden  kann.  Damit  wird  ein  In-
 strument  zur  Verfügung  gestellt,  um  das  Zügigkeitsgebot  von
 §  136  Abs.  1  und  §  149  Abs.  4  Satz  2  praktisch  umzusetzen;
 mit  der  Verlängerungsmöglichkeit  wird  zugleich  die  erfor-
 derliche  Flexibilität  gewährleistet.
 Zu  Nummer  12  (§  154)
 Auf  den  Allgemeinen  Teil  der  Begründung  (A.III.5)  wird  Be-
 zug  genommen.  Nach  §  169  Abs.  1  Nr.  7  ist  §  154  auch  im
 städtebaulichen  Entwicklungsbereich  anzuwenden.
 Zu  Buchstabe  a  (Absatz  1)
 Die  Änderung  des  Absatzes  1  ist  durch  die  vorgeschlagene
 Änderung  von  Absatz  2  veranlasst,  wonach  die  sanierungs-
 bedingten  Ausgleichsbeträge  künftig  ggf.  in  Höhe  der  an-
 sonsten  zu  entrichtenden  Beiträge  für  die  Herstellung,  Erwei-
 terung  oder  Verbesserung  von  Erschließungsanlagen  sowie
 den  ansonsten  zu  entrichtenden  Kostenerstattungsbeträgen
 nach  §  135a  Abs.  3  erhoben  werden.  Denn  hieraus  ergibt  sich
 das  Erfordernis  einer  Harmonisierung  der  Rechtsgrundlagen
 des  Ausgleichsbetragsrechts  mit  dem  Erschließungsbeitrags-
 recht.
 Mit  dem  vorgeschlagenen  Absatz  1  Satz  2  wird  geregelt,  dass
 Miteigentümer  bei  der  Ausgleichsbetragserhebung  als  Ge-
 samtschuldner  haften.  Dies  entspricht  der  erschließungsbei-
 tragsrechtlichen  Regelung  des  §  134  Abs.  1  Satz  4.  Nach  der
 geltenden  Regelung  des  Absatzes  1  werden  Miteigentümer
 bei  der  Ausgleichsbetragserhebung  im  Verhältnis  ihrer  An-
 teile  am  Eigentum  (Bruchteilseigentum,  vgl.  §  1008  BGB)
 herangezogen,  während  im  Erschließungsbeitragsrecht  nach
 §  134  Abs.  1  Satz  4  mehrere  Beitragspflichtige  auch  in  diesen
 Fällen  als  Gesamtschuldner  haften.  Bei  Wohnungs-  und
 Teileigentum  soll  es,  ebenfalls  in  Entsprechung  zur  erschlie-
 ßungsbeitragsrechtlichen  Regelung  in  §  134  Abs.  1  Satz  4
 dabei  bleiben,  dass  die  einzelnen  Wohnungs-  und  Teileigen-
 tümer  nur  entsprechend  ihrem  Miteigentumsanteil  heranzu-
 ziehen  sind,  da  in  diesen  Fällen  –  wie  im  Erschließungsbei-
 tragsrecht  –  eine  gesamtschuldnerische  Haftung  nicht  ver-
 tretbar  ist.
 Zu  Buchstabe  b  (Absatz  2)
 Durch  die  Änderung  des  Absatzes  2  soll  der  Abschluss  von
 Sanierungsverfahren  in  Bezug  auf  die  Erhebung  von  Aus-
 gleichsbeträgen  erleichtert  und  damit  dazu  beigetragen  wer-
 den,  dass  der  Abschluss  von  Sanierungsverfahren  nicht  un-
 nötig  hinausgezögert  wird.
 Dies  soll  wie  folgt  erreicht  werden:
 Der  Ermittlung  der  sanierungsbedingten  Bodenwerterhö-
 hung  soll  die  Höhe  des  ansonsten  zu  zahlenden  Erschlie-
 ßungsbeitrags  und  der  sonstigen  Beiträge,  wie  vor  allem  für
 den  Ausbau  von  Erschließungsanlagen  nach  Kommunalab-
 gabenrecht,  zu  Grunde  gelegt  werden  können.  Diese  Verfah-
 rensweise  erstreckt  sich  dann  auf  alle  Grundstücke  im  jewei-
 ligen  Sanierungsgebiet,  für  die  entsprechende  Beiträge  erho-
 ben  werden  könnten.  Auch  nach  geltendem  Recht  kann  die
 Höhe  der  kommunalen  Aufwendungen  für  die  Infrastruktur
 als  Anhaltspunkt  bei  der  Ermittlung  der  sanierungsbedingten
 Bodenwerterhöhung  herangezogen  werden  (BVerwG,  Be-
 schluss  vom  21.  Januar  2005  –  4  B  1/05).  Gleichwohl  ist  da-
 mit  eine  konkrete,  Einzelfall  bezogene  Ermittlung  der
 sanierungsbedingten  Bodenwerterhöhung  nicht  entbehrlich.
 Um  in  solchen  Fällen,  in  denen  überschlägig  zumindest  keine
 weitergehende  Bodenwerterhöhung  festgestellt  werden
 kann,  die  Ausgleichsbetragserhebung  zu  vereinfachen,  soll
 insoweit  ausschließlich  die  Höhe  der  ansonsten  zu  entrich-
 tenden  Beiträge  auch  für  die  Ausgleichbetragserhebung
 maßgeblich  sein  können.  Denn  auch  dem  geltenden  Recht
 liegt  die  begründete  Annahme  zu  Grunde,  dass  der  mit  der
 Herstellung,  Erweiterung  oder  Verbesserung  von  Erschlie-
 ßungsanlagen  im  Sanierungsgebiet  verbundene  Vorteil  sich
 regelmäßig  im  Bodenwert  niederschlägt  (vgl.  BVerwG,
 a.  a.  O.).
 Diese  Verfahrensweise  soll  möglich  sein,  wenn  keine  An-
 haltspunkte  dafür  bestehen,  dass  die  sanierungsbedingte
 Bodenwerterhöhung  wesentlich  über  den  Beiträgen  für  In-
 frastrukturmaßnahmen  und  den  Kostenerstattungsbeträgen
 nach  §  135a  Abs.  3  liegt.  Hierzu  reicht  eine  summarische
 Prüfung  aus.  Eine  spitze  Ermittlung  der  sanierungsbedingten
 Bodenwerterhöhung  wird  damit  insbesondere  in  Fällen  einer
 rückläufigen  oder  stagnierenden  Bodenwertentwicklung  zu-
 meist  nicht  mehr  erforderlich  sein.
 Insgesamt  kann  die  vorgeschlagene  Regelung  neben  der  Be-
 schleunigung  und  Erleichterung  des  Abschlusses  von  Sanie-
 rungsverfahren  auch  der  Abgabengerechtigkeit  dienen,  weil
 sie  es  ermöglicht,  dass  auch  die  Grundstückseigentümer  in
 Sanierungsgebieten  zumindest  in  Höhe  der  ansonsten  zu  ent-
 richtenden  Beiträge  herangezogen  werden.
 Zu  Nummer  13  (§  162  Abs.  1  Satz  1)
 Bei  der  Änderung  des  §  162  Abs.  1  Satz  1  handelt  es  sich  um
 eine  Folgeänderung  zu  der  Änderung  des  §  142  Abs.  3.  Da-
 nach  soll  die  Sanierungssatzung  regelmäßig  dann  aufge-
 hoben  werden,  wenn  die  für  die  Durchführung  der  Sanierung
 –  ggf.  nach  Verlängerung  –  festgesetzte  Frist  abgelaufen  ist.
 Zu  Nummer  14  (§  164  Abs.  1)
 Die  Änderung  des  §  164  Abs.  1  stellt  eine  Folgeänderung  zu
 der  Ergänzung  des  §  162  Abs.  1  Satz  1  um  die  neue  Nummer
 4  dar.  In  der  bisherigen  Fassung  von  §  164  Abs.  1  wird  für
 den  Anspruch  des  Eigentümers  auf  Rückübertragung  seines
 früheren  Grundstücks  nur  auf  die  Aufhebungsgründe  des
 §  162  Abs.  1  Satz  1  Nr.  2  (Undurchführbarkeit  der  Sanierung)
 und  Nr.  3  (Aufgabe  der  Sanierungsabsicht)  verwiesen.  Der
 mit  dem  neuen  §  162  Abs.  1  Satz  1  Nr.  4  geregelte  Aufhe-
 bungsgrund,  dass  die  für  die  Durchführung  der  Sanierung
 festgesetzte  Frist  abgelaufen  ist  und  die  Sanierung  nicht
 durchgeführt  wurde,  regelt  einen  hiermit  vergleichbaren  Fall,
 so  dass  der  Anspruch  des  früheren  Grundstückseigentümers
 auf  Rückübertragung  des  Eigentumsrechts  auf  diesen  Aufhe-
 bungsgrund  auszuweiten  ist.
 Zu  Nummer  15  (§  214)
 Zu  Buchstabe  a  (Absatz  1  Nr.  2)
 Zu  Doppelbuchstabe  aa
 Die  vorgeschlagene  Änderung  ist  eine  Folgeänderung  zu
 Nummer  8,  die  die  Planerhaltungsregelungen  für  das  verein-
 fachte  Verfahren,  soweit  sie  nach  dem  vorgeschlagenen  §  13a
 Abs.  2  Nr.  1  im  beschleunigten  Verfahren  entsprechend  an-
 wendbar  sind,  auf  das  beschleunigte  Verfahren  ausweitet.
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Zu  Doppelbuchstabe  bb
 Durch  die  vorgeschlagene  Ergänzung  soll  ein  Unterlassen
 des  Hinweises  nach  §  3  Abs.  2  Satz  2  Halbsatz  2  (vgl.  Arti-
 kel  1  Nr.  3)  unbeachtlich  sein.  Dies  soll  auch  gelten,  soweit
 §  13  Abs.  3  Satz  3  (Artikel  1  Nr.  7)  und  §  13a  Abs.  2  Nr.  1  in
 Verbindung  mit  §  13  Abs.  3  Satz  3  (Artikel  1  Nr.  8)  auf  §  3
 Abs.  2  Satz  2  Halbsatz  2  verweisen.
 Zu  Buchstabe  b  (Absatz  2a)
 Der  vorgeschlagene  Absatz  2a  enthält  spezielle  Planerhal-
 tungsregelungen  aus  Anlass  der  Einführung  des  beschleunig-
 ten  Verfahrens.  Bei  einer  Verletzung  der  Vorschriften  über
 die  Beteiligung  von  Öffentlichkeit  und  Behörden  geht  Ab-
 satz  1  Nr.  2  als  Spezialregelung  dem  Absatz  2a  vor.
 Die  vorgeschlagene  Unbeachtlichkeitsregelung  in  Satz  1
 Nr.  1  ist  anwendbar,  wenn  die  Gemeinde  das  Vorliegen  der
 Voraussetzung,  dass  der  Bebauungsplan  der  Innenentwick-
 lung  dient  (§  13a  Abs.  1  Satz  1),  zu  Unrecht  angenommen
 hat.  Eine  gezielte  Inanspruchnahme  von  Flächen  außerhalb
 von  Ortslagen  stellt  hingegen  einen  beachtlichen  Fehler  dar.
 Nach  dem  vorgeschlagenen  Satz  1  Nr.  2  ist  unbeachtlich,
 wenn  bei  Anwendung  des  §  13a  Abs.  2  Nr.  2  die  Vorausset-
 zung  der  Vorschrift  nicht  erfüllt  ist.
 Nach  dem  vorgeschlagenen  Satz  1  Nr.  3  soll  die  Verletzung
 der  Hinweispflichten  nach  §  13a  Abs.  3  unbeachtlich  sein.
 Unbeachtlich  ist  demnach  sowohl  das  vollständige  als  auch
 das  teilweise  Unterbleiben  der  Hinweise  sowie  das  Unterlas-
 sen  der  öffentlichen  Bekanntmachung  dieser  Hinweise.
 Nach  dem  vorgeschlagenen  Satz  3  gilt  eine  Vorprüfung  nach
 §  13a  Abs.  1  Satz  2  Nr.  2  als  ordnungsgemäß  durchgeführt,
 wenn  die  Vorprüfung  entsprechend  den  Vorgaben  von  §  13a
 Abs.  1  Satz  2  Nr.  2  durchgeführt  worden  ist  und  das  Ergebnis
 nachvollziehbar  ist.  Die  Regelung  lehnt  sich  an  die  Wertung
 des  §  3a  Satz  4  UVPG  (in  der  Fassung  des  Entwurfs  eines
 Öffentlichkeitsbeteiligungsgesetzes)  an  (Halbsatz  1).  Wird
 eine  Vorprüfung  des  Einzelfalls  unterlassen,  nicht  entspre-
 chend  den  Vorgaben  des  §  13a  Abs.  1  Satz  2  Nr.  2  durchge-
 führt  oder  ist  ihr  Ergebnis  nicht  nachvollziehbar,  besteht  ein
 für  die  Rechtswirksamkeit  des  Bebauungsplans  beachtlicher
 Mangel  (Halbsatz  2).  In  diesen  Fällen  ist  ein  ergänzendes
 Verfahren  nach  §  214  Abs.  4  möglich.
 Die  Beurteilung,  dass  der  Ausschlussgrund  nach  §  13a  Abs.  1
 Satz  3  nicht  vorliegt,  gilt  nach  dem  vorgeschlagenen  Satz  3
 als  zutreffend,  wenn  das  Ergebnis  nachvollziehbar  ist;  an-
 dernfalls  besteht  ein  für  die  Rechtswirksamkeit  des  Bebau-
 ungsplans  beachtlicher  Mangel.  Diese  Regelung  gilt  aller-
 dings  nur,  wenn  durch  den  Bebauungsplan  nicht  die  Zuläs-
 sigkeit  von  Vorhaben  begründet  wird,  die  den  in  Spalte  1  der
 Anlage  1  zum  Gesetz  über  die  Umweltverträglichkeitsprü-
 fung  genannten  Größenwert  erreichen  oder  überschreiten
 und  somit  einer  Regel-UVP-Pflicht  unterliegen.
 Im  Falle  einer  Verletzung  des  vorgeschlagenen  §  13a  Abs.  2
 Nr.  3,  wonach  einem  dringenden  Investitionsbedarf  in  der
 Abwägung  in  angemessener  Weise  Rechnung  getragen  wer-
 den  soll,  sind  die  allgemeinen  Regeln  des  §  214  anwendbar;
 einer  speziellen  Regelung  bedarf  es  nicht.
 Zu  Nummer  16  (§  215  Abs.  1)
 Mit  der  vorgeschlagenen  Änderung  wird  die  Frist,  innerhalb
 der  Mängel  eines  Bauleitplans  gegenüber  der  Gemeinde  gel-
 tend  gemacht  werden  können,  an  die  Jahresfrist  für  Normen-
 kontrollanträge  angepasst  (Artikel  3  Nr.  1).  Für  Bebauungs-
 pläne,  die  vor  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  bekannt  gemacht
 worden  sind,  gilt  §  233  Abs.  2  Satz  3.
 Zu  Nummer  17  (§  235  Abs.  4)
 Bei  der  vorgeschlagenen  Regelung  handelt  es  sich  um  das
 erforderliche  Überleitungsrecht  zu  der  Änderung  des  §  142
 Abs.  3,  um  auch  für  bereits  laufende  Verfahren,  soweit  sie
 zwölf  oder  mehr  Jahre  andauern,  eine  Beschleunigung  ihres
 Abschlusses  zu  erreichen.
 Zu  Nummer  18  (Überschrift  der  Anlage  1  (zu  §  2  Abs.  4,
 §§  2a  und  4c))
 Es  handelt  sich  um  eine  redaktionelle  Anpassung  an  die  vor-
 geschlagene  Anfügung  einer  zweiten  Anlage  zum  Bauge-
 setzbuch.
 Zu  Nummer  19  (Anlage  2  (zu  §  13a  Abs.  1  Satz  2  Nr.  2))
 Die  vorgeschlagene  Anlage  2  ist  der  Anlage  4  UVPG  nach-
 gebildet  und  setzt  die  Vorgaben  des  Anhangs  II  der  Plan-UP-
 Richtlinie  um.
 Zu  Artikel  2  (Änderung  des  Gesetzes  über  die  Um-
 weltverträglichkeitsprüfung)
 Die  vorgeschlagene  Neufassung  des  §  14d  Abs.  1  Satz  2  stellt
 klar,  dass  neben  §  13  BauGB  auch  der  vorgeschlagene  §  13a
 BauGB  als  Spezialregelung  dem  §  14d  Abs.  1  vorgeht.
 Zu  Artikel  3  (Änderung  der  Verwaltungsgerichts-
 ordnung)
 Auf  den  Allgemeinen  Teil  der  Begründung  (A.III.6)  wird  Be-
 zug  genommen.
 Zu  Nummer  1  (§  47  Abs.  2)
 Die  vorgeschlagene  Regelung  verkürzt  die  Antragsfrist  für
 Normenkontrollverfahren  von  bisher  zwei  Jahren  auf  ein
 Jahr.  Die  bisherige  zweijährige  Antragsfrist  wurde  durch
 das  6.  VwGO-Änderungsgesetz  vom  1.  November  1996
 (BGBl.  I  S.  1626)  mit  Wirkung  vom  1.  Januar  1997  einge-
 führt.  Ziel  der  Regelung  war  es,  die  insbesondere  im  Bereich
 des  Bauplanungsrechts  und  des  Abgabenrechts  bedeutsame
 Rechtssicherheit  zu  erhöhen.  Denn  wenn  Normen,  auf  deren
 Rechtsgültigkeit  sowohl  die  zuständigen  Behörden  als  auch
 die  berührte  Öffentlichkeit  vertraut  haben,  auf  Antrag  eines
 Betroffenen  für  unwirksam  erklärt  werden,  kann  damit  nicht
 nur  die  Rechtsgrundlage  für  künftige  behördliche  Entschei-
 dungen  (z.  B.  Baugenehmigungen),  sondern  auch  für  solche
 Verwaltungsakte  entfallen,  die  bereits  erlassen  sind,  jedoch
 noch  nicht  bestandskräftig  oder  –  im  Falle  der  verwaltungs-
 gerichtlichen  Klage  –  noch  nicht  durch  rechtskräftige  ge-
 richtliche  Entscheidung  unanfechtbar  geworden  sind  (vgl.
 Bundestagsdrucksache  13/3993,  S.  10).  Die  Einführung  der
 Frist  hat  sich  bewährt,  erweist  sich  jedoch  mit  zwei  Jahren  als
 zu  lang.  Denn  sowohl  für  die  Verwaltung  als  auch  für  Inves-
 toren,  Bürger  und  sonstige  Betroffene  ist  angesichts  der  drän-
Drucksache 16/2496 – 18 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
genden  Herausforderungen,  die  die  wirtschaftliche  und
 demografische  Entwicklung  in  allen  Bereichen  verursacht,
 eine  zügige  Herstellung  von  Rechtssicherheit  geboten.  Die
 Ein-Jahres-Frist  wird  diesem  Anliegen  gerecht  und  erweist
 sich  unter  den  Gesichtspunkten  des  effektiven  Rechtsschut-
 zes  im  Rahmen  von  Normenkontrollverfahren  auch  als  aus-
 reichend.  Sie  entspricht  zudem  der  Frist  für  die  Einlegung
 von  Verfassungsbeschwerden  gegen  ein  Gesetz  beim  Bun-
 desverfassungsgericht  (§  93  Abs.  3  des  Bundesverfassungs-
 gerichtsgesetzes).
 Zu  Nummer  2  (§  47  Abs.  2a)
 Nach  dem  vorgeschlagenen  Absatz  2a  soll  der  Antrag  einer
 natürlichen  oder  juristischen  Person,  der  einen  Bebauungs-
 plan  zum  Gegenstand  hat,  unzulässig  sein,  soweit  die  den
 Antrag  stellende  Person  Einwendungen  geltend  macht,  die
 sie  im  Rahmen  der  öffentlichen  Auslegung  (§  3  Abs.  2
 BauGB)  oder  im  Rahmen  der  Beteiligung  der  betroffenen  Öf-
 fentlichkeit  (§  13  Abs.  2  Nr.  2  und  §  13a  Abs.  2  Nr.  1  BauGB)
 nicht  oder  verspätet  geltend  gemacht  hat,  aber  hätte  geltend
 machen  können.  Die  Regelung  ist  eine  Konkretisierung  des
 allgemeinen  Rechtsschutzbedürfnisses  und  trägt  dem  Um-
 stand  Rechnung,  dass  bereits  im  Aufstellungsverfahren  Mit-
 wirkungsbefugnisse  bestehen,  die  dem  Ziel  dienen,  die  je-
 weiligen  Interessen  rechtzeitig  dem  Abwägungsmaterial  zu-
 zufügen.  Dem  und  der  grundsätzlichen  Aufgabenverteilung
 zwischen  Plangeber  und  Verwaltungsgerichten  würde  es  wi-
 dersprechen,  wenn  sachliche  Einwendungen  ohne  Not  erst
 im  gerichtlichen  Verfahren  geltend  gemacht  würden.  Die
 Hinweispflichten  nach  den  vorgeschlagenen  Änderungen
 des  §  3  Abs.  2  BauGB  (Artikel  1  Nr.  3)  und  §  13  Abs.  3
 BauGB  (Artikel  1  Nr.  7  Buchstabe  b)  sowie  §  13a  Abs.  2
 Nr.  1  (Artikel  1  Nr.  8)  in  Verbindung  mit  dem  neuen  §  13
 Abs.  3  Satz  3  BauGB  stellen  insoweit  sicher,  dass  die  Betrof-
 fenen  über  ihre  Obliegenheit,  Einwände  –  auch  im  Hinblick
 auf  die  Zulässigkeit  von  Normenkontrollverfahren  –  früh-
 zeitig  geltend  zu  machen,  ausreichend  informiert  sind;  unter-
 bleibt  ein  entsprechender  Hinweis,  tritt  die  Rechtsfolge  des
 Absatzes  2a  nicht  ein.  Die  vorgeschlagene  Regelung  lässt  un-
 ter  diesen  Voraussetzungen  die  Zulässigkeit  eines  Normen-
 kontrollantrags  entfallen.
 Zu  Nummer  3  (§  195  Abs.  7)
 Die  vorgeschlagene  Überleitungsvorschrift  sieht  vor,  dass
 die  einjährige  Antragsfrist  nur  für  Rechtsnormen  gilt,  die
 nach  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  in  Kraft  treten.
 Zu  Artikel  4  (Inkrafttreten)
 Artikel  4  regelt  das  Inkrafttreten  des  Gesetzes.
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 Gesetzentwurf
 der Bundesregierung
 Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und
 Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts
 A.  Problem und Ziel
 Der  Koalitionsvertrag  zwischen  CDU,  CSU  und  FDP  vom  26.  Oktober  2009  sieht
 vor,  den  Klimaschutz  und  die  Innenentwicklung  im  Bauplanungsrecht  zu  stär-
 ken. Des Weiteren soll die Baunutzungsverordnung umfassend geprüft werden.
 Zur  Beschleunigung  der  Energiewende  ist  der  energie-  und  klimapolitische  Teil
 der  Bauplanungsrechtsnovelle  vorgezogen  worden  und  bereits  am  30.  Juli  2011
 als  Gesetz  zur  Förderung  des  Klimaschutzes  bei  der  Entwicklung  in  den  Städten
 und  Gemeinden  vom  22.  Juli  2011  (BGBl.  I  S.  1509)  in  Kraft  getreten.  Mit  dem
 vorliegenden  Entwurf  soll  in  einem  zweiten  Schritt  die  Innenentwicklung  ge-
 stärkt und die Baunutzungsverordnung angepasst werden.
 Innenstädte  und  Ortskerne  sind  Schlüsselfaktoren  für  die  Stadtentwicklung;  sie
 sind  für  die  Identifikation  der  Bürger  mit  ihren  Städten  und  Gemeinden  unver-
 zichtbar.  Umstrukturierungsprozesse  können  jedoch  die  Funktionsfähigkeit  die-
 ser  Zentren  zunehmend  gefährden.  Es  ist  daher  ein  Ziel  der  Städtebaupolitik  des
 Bundes,  die  Innenentwicklung  in  den  Städten  und  Gemeinden  zu  stärken.  Dabei
 geht  es  zum  einen  darum,  die  Neuinanspruchnahme  von  Flächen  auf  der  „Grü-
 nen  Wiese“  weitestgehend  zu  vermeiden.  Die  Innenentwicklung  hat  zum  ande-
 ren  eine  qualitative  Dimension,  die  darauf  zielt,  die  Urbanität  und  die  Attrakti-
 vität  von  Städten  und  Gemeinden,  auch  in  baukultureller  Hinsicht,  zu  wahren
 und  zu  stärken.  Mit  dem  Gesetz  zur  Erleichterung  von  Planungsvorhaben  für  die
 Innenentwicklung  der  Städte  vom  21.  Dezember  2006  (BGBl.  I  S.  3316)  sind
 bereits  wirksame  Instrumente  für  die  Stärkung  der  Innenentwicklung  eingeführt
 worden.  Mit  dieser  Novelle  sollen  fortführende  und  weitere  wesentliche  Rege-
 lungen für die Innenentwicklung getroffen werden.
 Die  Baunutzungsverordnung  ist  zuletzt  im  Jahr  1990  umfassend  novelliert  wor-
 den.  Entsprechend  dem  Auftrag  des  Koalitionsvertrages  wurde  der  Änderungs-
 bedarf  –  mit  wissenschaftlicher  Beratung  –  geprüft.  Diese  Ergebnisse  gilt  es  nun
 umzusetzen.
 B.  Lösung
 Um  die  Innenentwicklung  zu  stärken,  werden  u.  a.  die  Steuerungsmöglichkeiten
 für  die  Ansiedlung  von  Vergnügungsstätten  präzisiert  und  wird  die  Möglichkeit
 zur  Darstellung  zentraler  Versorgungsbereiche  im  Flächennutzungsplan  aus-
 drücklich  benannt.  In  der  Baunutzungsverordnung  sollen  flexiblere  Regelungen
 zur  weiteren  Stärkung  der  Innenentwicklung  von  Städten  und  Gemeinden  einge-
Anlage 7
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führt  werden.  Kindertagesstätten  sollen  in  reinen  Wohngebieten  in  einer  den  Be-
 dürfnissen  der  Bewohner  des  Gebiets  angemessenen  Größenordnung  künftig
 allgemein zulässig sein.
 Die  Ziele  des  Gesetzentwurfs  erfordern  sowohl  im  Baugesetzbuch  (BauGB)  als
 auch  in  der  Baunutzungsverordnung  neue  Regelungen.  Um  eine  widerspruchs-
 freie  Rechtsetzung  sicherzustellen,  werden  die  Änderungen  des  Baugesetzbuchs
 und der Baunutzungsverordnung in einem Artikelgesetz zusammengefasst.
 Darüber  hinaus  soll  eine  Regelung  für  gewerbliche  Tierhaltungsanlagen  (§  35
 Absatz  1  Nummer  4  BauGB)  aufgenommen  und  soll  der  Begünstigungstat-
 bestand  (§  35  Absatz  4  BauGB)  zur  Unterstützung  des  Strukturwandels  in  der
 Landwirtschaft maßvoll erweitert werden.
 C.  Alternativen
 Keine.
 D.  Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand
 Bund,  Ländern  und  Gemeinden  entstehen  durch  das  Gesetz  keine  Haushaltsaus-
 gaben.
 E.  Erfüllungsaufwand
 E.1 und E.2
 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger und für die Wirtschaft
 Da  sich  die  Regelungen  an  Länder  und  Gemeinden  richten,  entstehen  weder  für
 Bürgerinnen  und  Bürger  noch  für  die  Wirtschaft  Informationspflichten.  Es  ent-
 steht auch kein sonstiger Erfüllungsaufwand.
 E.3  Erfüllungsaufwand der Verwaltung
 Dem  Bund  entstehen  keine  Kosten,  da  mit  dem  Vollzug  des  Gesetzes  in  erster
 Linie  die  Länder  und  Gemeinden  betraut  sind.  Aufgrund  der  erweiterten  Aus-
 kunftspflicht  der  Finanzbehörden  gegenüber  den  Gutachterausschüssen  (§  197
 BauGB)  ist  bei  den  Steuerverwaltungen  der  Länder  mit  einem  jährlichen  Erfül-
 lungsmehraufwand von etwa 600 000 Euro zu rechnen.
 F.  Weitere Kosten
 Es  ist  zu  erwarten,  dass  durch  das  Gesetz  für  die  Wirtschaft  keine  Kosten  entste-
 hen.  Es  sind  auch  keine  negativen  Auswirkungen  auf  die  Einzelpreise  und  das
 Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, zu erwarten.
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Anlage 1
 Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und
 Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts
 Vom …
 Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:
 Artikel 1
 Änderung des Baugesetzbuchs
 Das  Baugesetzbuch  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung
 vom  23.  September  2004  (BGBl.  I  S.  2414),  das  zuletzt
 durch  Artikel  1  des  Gesetzes  vom  22.  Juli  2011  (BGBl.  I
 S.  1509) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
 a)  Die Angabe zu § 124 wird wie folgt gefasst:
 „§  124  Erschließungspflicht  nach  abgelehntem  Ver-
 tragsangebot“.
 b)  Die Angabe zu § 245a wird wie folgt gefasst:
 „§ 245a  Überleitungsvorschriften  aus  Anlass  des  Ge-
 setzes  zur  Stärkung  der  Innenentwicklung  in
 den  Städten  und  Gemeinden  und  weiteren
 Fortentwicklung des Städtebaurechts“.
 2.  § 1 wird wie folgt geändert:
 a)  Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:
 „Hierzu  soll  die  städtebauliche  Entwicklung  vorrangig
 durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen.“
 b)  Absatz 6 wird wie folgt geändert:
 aa)  In  Nummer  7  Buchstabe  h  werden  die  Wörter
 „bindenden  Beschlüssen  der  Europäischen  Ge-
 meinschaften“  durch  die  Wörter  „Rechtsakten
 der Europäischen Union“ ersetzt.
 bb)  In  Nummer  8  Buchstabe  e  wird  nach  dem  Wort
 „Wasser“  ein  Komma  und  werden  die  Wörter  „ein-
 schließlich  der  Versorgungssicherheit“  eingefügt.
 3.  § 1a wird wie folgt geändert:
 a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:
 aa)  In  Satz  3  werden  die  Wörter  „nach  §  1  Abs.  7  in
 der  Abwägung“  durch  die  Wörter  „in  der  Abwä-
 gung nach § 1 Absatz 7“ ersetzt.
 bb)  Folgender Satz wird angefügt:
 „Die  Notwendigkeit  der  Umwandlung  landwirt-
 schaftlich  oder  als  Wald  genutzter  Flächen  soll
 begründet  werden;  dabei  sollen  Ermittlungen  zu
 den  Möglichkeiten  der  Innenentwicklung  zu-
 grunde  gelegt  werden,  zu  denen  insbesondere
 Brachflächen,  Gebäudeleerstand,  Baulücken  und
 andere  Nachverdichtungsmöglichkeiten  zählen
 können.“
 b)  Nach Absatz 3 Satz 4 wird folgender Satz eingefügt:
 „§  15  Absatz  3  des  Bundesnaturschutzgesetzes  gilt
 entsprechend.“
 c)  In  Absatz  4  wird  vor  dem  Wort  „Kommission“  das
 Wort „Europäischen“ eingefügt.
 4.  In  §  3  Absatz  2  Satz  2  zweiter  Halbsatz  werden  die  Wör-
 ter  „soweit  mit  ihm“  durch  die  Wörter  „wenn  mit  ihm
 nur“ ersetzt.
 5.  In  §  4a  Absatz  1  werden  nach  dem  Wort  „Belange“  die
 Wörter  „und  der  Information  der  Öffentlichkeit“  einge-
 fügt.
 6.  Dem § 4b wird folgender Satz angefügt:
 „Sie  kann  einem  Dritten  auch  die  Durchführung  einer
 Mediation  oder  eines  anderen  Verfahrens  der  außerge-
 richtlichen Konfliktbeilegung übertragen.“
 7.  § 5 Absatz 2 Nummer 2 wird wie folgt geändert:
 a)  In  Buchstabe  c  wird  das  Semikolon  durch  ein  Komma
 ersetzt.
 b)  Folgender Buchstabe d wird angefügt:
 „d) mit zentralen Versorgungsbereichen;“.
 8.  Nach § 9 Absatz 2a wird folgender Absatz 2b eingefügt:
 „(2b)  Für  im  Zusammenhang  bebaute  Ortsteile  (§  34)
 kann  in  einem  Bebauungsplan,  auch  für  Teile  des  räumli-
 chen  Geltungsbereichs  des  Bebauungsplans,  festgesetzt
 werden,  dass  Vergnügungsstätten  oder  bestimmte  Arten
 von  Vergnügungsstätten  zulässig  oder  nicht  zulässig  sind
 oder  nur  ausnahmsweise  zugelassen  werden  können,  um
 1.  eine  Beeinträchtigung  von  Wohnnutzungen  oder  an-
 deren  schutzbedürftigen  Anlagen  wie  Kirchen,  Schu-
 len und Kindertagesstätten oder
 2.  eine  Beeinträchtigung  der  sich  aus  der  vorhandenen
 Nutzung  ergebenden  städtebaulichen  Funktion  des
 Gebiets,  insbesondere  durch  eine  städtebaulich  nach-
 teilige Häufung von Vergnügungsstätten,
 zu verhindern.“
 9.  § 11 wird wie folgt geändert:
 a)  Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:
 aa)  In  Nummer  1  wird  nach  den  Wörtern  „sonstige  vor-
 bereitende  Maßnahmen“  ein  Komma  und  werden
 die  Wörter  „die  Erschließung  durch  nach  Bundes-
 oder  nach  Landesrecht  beitragsfähige  sowie  nicht
 beitragsfähige Erschließungsanlagen“ eingefügt.
 bb)  In  Nummer  2  wird  die  Angabe  „§  1a  Abs.  3“
 durch  die  Wörter  „§  1a  Absatz  3,  die  Berücksich-
 tigung baukultureller Belange“ ersetzt.
 b)  Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
 „Trägt  oder  übernimmt  der  Vertragspartner  Kosten
 oder  sonstige  Aufwendungen,  ist  unbeschadet  des
 Satzes  1  eine  Eigenbeteiligung  der  Gemeinde  nicht
 erforderlich.“
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10.  In  §  13  Absatz  1  Satz  1  wird  im  Satzteil  vor  Nummer  1
 die  Angabe  „§  9  Abs.  2a“  durch  die  Wörter  „§  9  Ab-
 satz 2a oder Absatz 2b“ ersetzt.
 11.  In  §  13a  Absatz  2  Nummer  4  wird  die  Angabe  „Satz  5“
 durch die Angabe „Satz 6“ ersetzt.
 12.  § 22 Absatz 8 Satz 4 wird wie folgt gefasst:
 „Sobald  die  Mitteilung  über  die  Aufhebung  des  Geneh-
 migungsvorbehalts  beim  Grundbuchamt  eingegangen
 ist, ist Absatz 6 Satz 1 nicht mehr anzuwenden.“
 13.  § 27a wird wie folgt geändert:
 a)  Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
 „1.  ihr  Vorkaufsrecht  zugunsten  eines  Dritten  aus-
 üben,  wenn  der  Dritte  zu  der  mit  der  Ausübung
 des  Vorkaufsrechts  bezweckten  Verwendung
 des  Grundstücks  innerhalb  angemessener  Frist
 in  der  Lage  ist  und  sich  hierzu  verpflichtet,
 oder“.
 b)  Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
 „Kommt  der  Begünstigte  seiner  Verpflichtung  nach
 Absatz  1  Satz  1  Nummer  1  nicht  nach,  soll  die  Ge-
 meinde  in  entsprechender  Anwendung  des  §  102  die
 Übertragung  des  Grundstücks  zu  ihren  Gunsten  oder
 zugunsten  eines  Übernahmewilligen  verlangen,  der
 zur  Verwirklichung  des  Verwendungszwecks  inner-
 halb  angemessener  Frist  in  der  Lage  ist  und  sich
 hierzu verpflichtet.“
 14.  § 34 wird wie folgt geändert:
 a)  Absatz 3a Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
 „1.  der  Erweiterung,  Änderung,  Nutzungsänderung
 oder  Erneuerung  eines  zulässigerweise  errichte-
 ten  Gewerbe-  oder  Handwerksbetriebs,  ein-
 schließlich  der  Nutzungsänderung  zu  Wohn-
 zwecken,  oder  der  Erweiterung,  Änderung  oder
 Erneuerung  einer  zulässigerweise  errichteten,
 Wohnzwecken  dienenden  baulichen  Anlage
 dient,“.
 b)  Absatz 5 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
 „§  9  Absatz  6  und  §  31  sind  entsprechend  anzuwen-
 den.“
 15.  § 35 wird wie folgt geändert:
 a)  In  Absatz  1  Nummer  4  wird  nach  dem  Wort  „soll“
 ein  Komma  und  werden  die  Wörter  „es  sei  denn,  es
 handelt  sich  um  die  Errichtung,  Änderung  oder  Er-
 weiterung  einer  baulichen  Anlage  zur  Tierhaltung,
 die  nicht  dem  Anwendungsbereich  der  Nummer  1
 unterfällt  und  einer  Pflicht  zur  Durchführung  einer
 Umweltverträglichkeitsprüfung  nach  Anlage  1  des
 Gesetzes  über  die  Umweltverträglichkeitsprüfung
 unterliegt,  wobei  bei  kumulierenden  Vorhaben  für
 die  Annahme  eines  engen  Zusammenhangs  diejeni-
 gen  Tierhaltungsanlagen  zu  berücksichtigen  sind,
 die  auf  demselben  Betriebs-  oder  Baugelände  liegen
 und  mit  gemeinsamen  betrieblichen  oder  baulichen
 Einrichtungen verbunden sind“ eingefügt.
 b)  Absatz 4 wird wie folgt geändert:
 aa)  Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:
 „In  begründeten  Einzelfällen  gilt  die  Rechts-
 folge  des  Satzes  1  auch  für  die  Neuerrichtung
 eines  Gebäudes  im  Sinne  des  Absatzes  1  Num-
 mer  1,  dem  eine  andere  Nutzung  zugewiesen
 werden  soll,  wenn  das  ursprüngliche  Gebäude
 vom  äußeren  Erscheinungsbild  auch  zur  Wah-
 rung  der  Kulturlandschaft  erhaltenswert  ist,
 keine  stärkere  Belastung  des  Außenbereichs  zu
 erwarten  ist  als  in  Fällen  des  Satzes  1  und  die
 Neuerrichtung  auch  mit  nachbarlichen  Interes-
 sen  vereinbar  ist;  Satz  1  Nummer  1  Buchstabe  b
 bis g gilt entsprechend.“
 bb)  Im  neuen  Satz  3  werden  die  Wörter  „Satzes  1
 Nr.  2  und  3“  durch  die  Wörter  „Satzes  1  Num-
 mer 2 und 3 sowie des Satzes 2“ ersetzt.
 16.  In  §  122  Absatz  2  Satz  2  werden  die  Wörter  „§§  731,
 767  bis  770,  785,  786  und  791  der  Zivilprozessord-
 nung“  durch  die  Wörter  „§§  731,  767  bis  770,  785  und
 786 der Zivilprozessordnung“ ersetzt.
 17.  § 124 wird wie folgt gefasst:
 „§ 124
 Erschließungspflicht
 nach abgelehntem Vertragsangebot
 Hat  die  Gemeinde  einen  Bebauungsplan  im  Sinne
 des  §  30  Absatz  1  erlassen  und  lehnt  sie  das  zumutbare
 Angebot  zum  Abschluss  eines  städtebaulichen  Vertrags
 über  die  Erschließung  ab,  ist  sie  verpflichtet,  die  Er-
 schließung selbst durchzuführen.“
 18.  In  §  133  Absatz  3  Satz  4  und  §  135  Absatz  3  Satz  3  wer-
 den  jeweils  die  Wörter  „Diskontsatz  der  Deutschen
 Bundesbank“  durch  die  Wörter  „Basiszinssatz  nach
 §  247 des Bürgerlichen Gesetzbuchs“ ersetzt.
 19.  § 136 wird wie folgt geändert:
 a)  In  Absatz  2  Satz  2  Nummer  1  werden  nach  dem
 Wort  „Menschen“  die  Wörter  „auch  unter  Berück-
 sichtigung  der  Belange  des  Klimaschutzes  und  der
 Klimaanpassung“ eingefügt.
 b)  Absatz 3 Nummer 1 wird wie folgt geändert:
 aa)  In  Buchstabe  g  wird  das  Semikolon  am  Ende
 durch ein Komma ersetzt.
 bb)  Folgender Buchstabe h wird angefügt:
 „h)  die  energetische  Beschaffenheit,  die  Ge-
 samtenergieeffizienz  der  vorhandenen  Be-
 bauung  und  der  Versorgungseinrichtungen
 des  Gebiets  unter  Berücksichtigung  der  all-
 gemeinen  Anforderungen  an  den  Klima-
 schutz und die Klimaanpassung;“.
 c)  In  Absatz  4  Satz  2  Nummer  1  werden  nach  dem
 Wort  „Bundesgebiets“  die  Wörter  „nach  den  allge-
 meinen  Anforderungen  an  den  Klimaschutz  und  die
 Klimaanpassung sowie“ eingefügt.
 20.  In  §  171a  Absatz  3  Satz  2  Nummer  6  werden  die  Wörter
 „oder  einer  mit  diesen“  durch  die  Wörter  „städtebau-
 lichen Entwicklung oder einer mit dieser“ ersetzt.
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21.  Dem § 171d Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
 „Auf  die  Satzung  ist  §  16  Absatz  2  entsprechend  anzu-
 wenden.“
 22.  § 179 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
 a)  Im  Satzteil  vor  Nummer  1  werden  die  Wörter  „im
 Geltungsbereich  eines  Bebauungsplans“  gestrichen.
 b)  In  Nummer  1  werden  die  Wörter  „des  Bebauungs-
 plans“  durch  die  Wörter  „eines  Bebauungsplans“  er-
 setzt.
 23.  § 192 wird wie folgt geändert:
 a)  In  Absatz  2  werden  nach  dem  Wort  „Gutachtern“  die
 Wörter  „einschließlich  eines  Bediensteten  der  zu-
 ständigen  Finanzbehörde  mit  Erfahrung  in  der  steu-
 erlichen Bewertung von Grundstücken“ eingefügt.
 b)  In  Absatz  3  Satz  2  werden  die  Wörter  „ein  Bediens-
 teter  der  zuständigen  Finanzbehörde  mit  Erfahrung
 in  der  steuerlichen  Bewertung  von  Grundstücken“
 durch  die  Wörter  „der  Bedienstete  der  zuständigen
 Finanzbehörde“ ersetzt.
 24.  In  §  195  Absatz  1  Satz  1  werden  die  Wörter  „zu  begrün-
 den“  durch  die  Wörter  „erstmals  oder  erneut  zu  bestel-
 len“ ersetzt.
 25.  § 197 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
 „(2)  Alle  Gerichte  und  Behörden  haben  dem  Gutach-
 terausschuss  Rechts-  und  Amtshilfe  zu  leisten.  Die
 Finanzbehörden  erteilen  dem  Gutachterausschuss  auf
 Ersuchen  Auskünfte  über  Grundstücke,  soweit  ihnen
 die  Verhältnisse  der  Grundstücke  bekannt  sind  und  dies
 zur  Ermittlung  von  Ausgleichsbeträgen  und  Enteig-
 nungsentschädigungen  sowie  zur  Ermittlung  von  Ver-
 kehrswerten  und  der  für  die  Wertermittlung  erforder-
 lichen  Daten  einschließlich  der  Bodenrichtwerte  erfor-
 derlich  ist.  Die  Auskunftspflicht  besteht  nicht,  soweit
 deren  Erfüllung  mit  einem  unverhältnismäßigen  Auf-
 wand verbunden wäre.“
 26.  § 199 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
 a)  In  Nummer  1  werden  nach  den  Wörtern  „Oberen
 Gutachterausschüsse“  die  Wörter  „sowie  der  Zen-
 tralen Geschäftsstellen“ eingefügt.
 b)  In  Nummer  4  wird  nach  den  Wörtern  „Auswertung
 der  Kaufpreissammlung“  ein  Komma  und  werden
 die  Wörter  „die  Häufigkeit  der  Bodenrichtwert-
 ermittlung“ eingefügt.
 27.  In  §  242  Absatz  8  Satz  1  wird  die  Angabe  „§  124  Abs.  2
 Satz  2“  durch  die  Wörter  „§  124  Absatz  2  Satz  2  in  der
 bis  zum  …  [einsetzen:  Datum  des  Inkrafttretens  nach
 Artikel  3  Absatz  1  dieses  Gesetzes]  geltenden  Fassung“
 ersetzt.
 28.  § 245a wird wie folgt gefasst:
 „§ 245a
 Überleitungsvorschriften aus Anlass des Gesetzes
 zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten
 und  Gemeinden und weiteren
 Fortentwicklung des Städtebaurechts
 (1)  Die  Regelungen  zur  Zulässigkeit  von  Anlagen
 zur  Kinderbetreuung  sowie  von  Anlagen  zur  Nutzung
 solarer  Strahlungsenergie  und  Kraft-Wärme-Kopp-
 lungsanlagen  in  §  3  Absatz  2  Nummer  2  und  §  14  Ab-
 satz  3  der  Baunutzungsverordnung  in  der  ab  dem  …
 [einsetzen:  Datum  des  Inkrafttretens  nach  Artikel  3  Ab-
 satz  1  dieses  Gesetzes]  geltenden  Fassung  gelten  vorbe-
 haltlich  des  Satzes  2  und  des  Absatzes  2  auch  für  Be-
 bauungspläne,  die  auf  der  Grundlage  der  Baunutzungs-
 verordnung  in  einer  Fassung  vor  dem  …  [einsetzen:
 Datum  des  Inkrafttretens  nach  Artikel  3  Absatz  1  dieses
 Gesetzes]  in  Kraft  getreten  sind.  Satz  1  gilt  nicht  in  Be-
 zug  auf  Anlagen  zur  Kinderbetreuung,  wenn  vor  dem
 …  [einsetzen:  Datum  des  Inkrafttretens  nach  Artikel  3
 Absatz  1  dieses  Gesetzes]  die  ausnahmsweise  Zulässig-
 keit  dieser  Anlagen  nach  §  3  Absatz  3  Nummer  2  der
 Baunutzungsverordnung  in  der  vom  27.  Januar  1990  bis
 zum  …  [einsetzen:  Datum  des  Inkrafttretens  nach  Arti-
 kel  3  Absatz  1  dieses  Gesetzes]  geltenden  Fassung
 durch  Festsetzungen  nach  §  1  Absatz  6  Nummer  1,  Ab-
 satz  8  und  9  der  Baunutzungsverordnung  ausgeschlos-
 sen worden ist.
 (2)  Die  sich  aus  §  3  Absatz  2  Nummer  2  und  §  14  Ab-
 satz  3  der  Baunutzungsverordnung  in  der  ab  dem  …
 [einsetzen:  Datum  des  Inkrafttretens  nach  Artikel  3  Ab-
 satz  1  dieses  Gesetzes]  geltenden  Fassung  in  Verbin-
 dung  mit  Absatz  1  Satz  1  ergebende  Zulässigkeit  von
 Anlagen  zur  Kinderbetreuung  sowie  von  Anlagen  zur
 Nutzung  solarer  Strahlungsenergie  und  von
 Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen  kann  durch  Änderung
 der  Bebauungspläne  unter  Anwendung  des  §  1  Absatz  5,
 8  und  9  oder  des  §  14  Absatz  1  Satz  2  der  Baunutzungs-
 verordnung  eingeschränkt  oder  ausgeschlossen  werden;
 hierauf  sind  die  Vorschriften  dieses  Gesetzbuchs  über
 die  Aufstellung  der  Bauleitpläne,  einschließlich  der
 §§  14  bis  18,  anzuwenden.  Das  Verfahren  für  die  Ände-
 rung  von  Bebauungsplänen  nach  Satz  1  kann  vor  dem
 …  [einsetzen:  Datum  des  Inkrafttretens  nach  Artikel  3
 Absatz 1 dieses Gesetzes] eingeleitet werden.
 (3)  Darstellungen  in  Flächennutzungsplänen,  die  vor
 dem  …  [einsetzen:  Datum  des  Inkrafttretens  nach  Arti-
 kel  3  Absatz  1  dieses  Gesetzes]  in  Bezug  auf  bauliche
 Anlagen  zur  Tierhaltung  im  Sinne  des  §  35  Absatz  1
 Nummer  4  die  Rechtswirkungen  des  §  35  Absatz  3
 Satz  3  erzielt  haben,  haben  diese  Rechtswirkungen
 auch  in  Bezug  auf  bauliche  Anlagen  zur  Tierhaltung  im
 Sinne  der  ab  dem  …  [einsetzen:  Datum  des  Inkrafttre-
 tens  nach  Artikel  3  Absatz  1  dieses  Gesetzes]  geltenden
 Fassung  des  §  35  Absatz  1  Nummer  4.  Wenn  ein  Fort-
 gelten  der  Rechtswirkungen  nach  Satz  1  der  ursprüng-
 lichen  planerischen  Zielsetzung  widerspricht,  stellt  die
 Gemeinde  dies  in  einem  Beschluss  fest,  der  ortsüblich
 bekannt  zu  machen  ist.  Mit  der  ortsüblichen  Bekannt-
 machung  des  Beschlusses  gelten  die  entsprechenden
 Darstellungen  als  aufgehoben;  der  Flächennutzungs-
 plan ist im Wege der Berichtigung anzupassen.“
 29.  In  Nummer  2.6.7  der  Anlage  2  werden  die  Wörter  „den
 Gemeinschaftsvorschriften“  durch  die  Wörter  „Rechts-
 akten der Europäischen Union“ ersetzt.
 Artikel 2
 Änderung der Baunutzungsverordnung
 Die  Baunutzungsverordnung  in  der  Fassung  der  Bekannt-
 machung  vom  23.  Januar  1990  (BGBl.  I  S.  132),  die  zuletzt
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durch  Artikel  3  des  Gesetzes  vom  22.  April  1993  (BGBl.  I
 S.  466) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
 a)  Die Angabe zu § 14 wird wie folgt gefasst:
 „§ 14  Nebenanlagen;  Anlagen  zur  Nutzung  solarer
 Strahlungsenergie  und  Kraft-Wärme-Kopp-
 lungsanlagen“.
 b)  Nach  der  Angabe  zu  §  25c  wird  folgende  Angabe  ein-
 gefügt:
 „§  25d  Überleitungsvorschrift  aus  Anlass  des  Ge-
 setzes  zur  Stärkung  der  Innenentwicklung  in
 den  Städten  und  Gemeinden  und  weiteren
 Fortentwicklung des Städtebaurechts“.
 2.  In  §  1  Absatz  5  werden  die  Wörter  „§§  2,  4  bis  9  und  13“
 durch die Wörter „§§ 2  bis 9 und 13“ ersetzt.
 3.  § 3 wird wie folgt geändert:
 a)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
 „(2) Zulässig sind
 1.  Wohngebäude,
 2.  Anlagen  zur  Kinderbetreuung,  die  den  Bedürfnis-
 sen der Bewohner des Gebiets dienen.“
 b)  In  Absatz  3  Nummer  2  werden  die  Wörter  „Anlagen
 für  soziale  Zwecke“  durch  die  Wörter  „sonstige  Anla-
 gen für soziale Zwecke“ ersetzt.
 4.  § 14 wird wie folgt geändert:
 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
 „§ 14
 Nebenanlagen; Anlagen zur Nutzung
 solarer Strahlungsenergie und
 Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen“.
 b)  In  Absatz  1  Satz  2  wird  nach  dem  Wort  „Tierhaltung“
 ein  Komma  und  werden  die  Wörter  „einschließlich
 der Kleintiererhaltungszucht,“ eingefügt.
 c)  Folgender Absatz 3 wird angefügt:
 „(3)  Soweit  baulich  untergeordnete  Anlagen  zur
 Nutzung  solarer  Strahlungsenergie  in,  an  oder  auf
 Dach-  und  Außenwandflächen  oder  Kraft-Wärme-
 Kopplungsanlagen  innerhalb  von  Gebäuden  nicht  be-
 reits  nach  den  §§  2  bis  13  zulässig  sind,  gelten  sie
 auch  dann  als  Anlagen  im  Sinne  des  Absatzes  1
 Satz  1,  wenn  die  erzeugte  Energie  vollständig  oder
 überwiegend  in  das  öffentliche  Netz  eingespeist
 wird.“
 5.  § 17 wird wie folgt geändert:
 a)  Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
 „Die  Obergrenzen  des  Absatzes  1  können  aus
 städtebaulichen  Gründen  überschritten  werden,  wenn
 die  Überschreitung  durch  Umstände  ausgeglichen  ist
 oder  durch  Maßnahmen  ausgeglichen  wird,  durch  die
 sichergestellt  ist,  dass  die  allgemeinen  Anforderungen
 an  gesunde  Wohn-  und  Arbeitsverhältnisse  nicht  be-
 einträchtigt  werden  und  nachteilige  Auswirkungen
 auf die Umwelt vermieden werden.“
 b)  Absatz 3 wird aufgehoben.
 6.  Nach § 25c wird folgender § 25d eingefügt:
 „§ 25d
 Überleitungsvorschrift aus Anlass des Gesetzes
 zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten
 und Gemeinden und weiteren
 Fortentwicklung des Städtebaurechts
 Ist  der  Entwurf  eines  Bauleitplans  vor  dem  …  [ein-
 setzen:  Datum  des  Inkrafttretens  nach  Artikel  3  Absatz  1
 dieses  Gesetzes]  nach  §  3  Absatz  2  des  Baugesetzbuchs
 öffentlich  ausgelegt  worden,  ist  auf  ihn  diese  Verordnung
 in  der  bis  zum  …  [einsetzen:  Datum  des  Inkrafttretens
 nach  Artikel  3  Absatz  1  dieses  Gesetzes]  geltenden  Fas-
 sung  anzuwenden.  Das  Recht  der  Gemeinde,  das  Verfah-
 ren  zur  Aufstellung  des  Bauleitplans  erneut  einzuleiten,
 bleibt unberührt.“
 7.  § 26a wird wie folgt geändert:
 a)  Absatz 1 wird aufgehoben.
 b)  Die Absatzbezeichnung „(2)“ wird gestrichen.
 Artikel 3
 Inkrafttreten
 (1)  Dieses  Gesetz  tritt  vorbehaltlich  des  Absatzes  2  am  …
 [einsetzen:  Datum  desjenigen  Tages  des  dritten  auf  den  Mo-
 nat  der  Verkündung  folgenden  Kalendermonats,  dessen  Zahl
 mit  der  des  Tages  der  Verkündung  übereinstimmt,  oder,
 wenn  es  einen  solchen  Kalendertag  nicht  gibt,  Datum  des
 ersten Tages des darauf folgenden Monats] in Kraft.
 (2)  In  Artikel  1  Nummer  28  tritt  §  245a  Absatz  2  des  Bau-
 gesetzbuchs am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung
 A. Allgemeines
 I. Ausgangslage und Zielsetzung
 1.  Ausgangslage
 Der  Koalitionsvertrag  zwischen  CDU,  CSU  und  FDP  vom
 26.  Oktober  2009  sieht  vor,  den  Klimaschutz  und  die  Innen-
 entwicklung  im  Bauplanungsrecht  zu  stärken.  Des  Weiteren
 soll  die  Baunutzungsverordnung  (BauNVO)  umfassend  ge-
 prüft werden.
 Zur  Beschleunigung  der  Energiewende  ist  der  energie-  und
 klimapolitische  Teil  der  Bauplanungsrechtsnovelle  vorgezo-
 gen  worden  und  bereits  am  30.  Juli  2011  als  Gesetz  zur  För-
 derung  des  Klimaschutzes  bei  der  Entwicklung  in  den  Städ-
 ten  und  Gemeinden  vom  22.  Juli  2011  (BGBl.  I  S.  1509)  in
 Kraft  getreten.  Mit  dem  vorliegenden  Entwurf  soll  in  einem
 zweiten  Schritt  entsprechend  dem  Auftrag  des  Koalitions-
 vertrages  die  Innenentwicklung  gestärkt  und  die  Baunut-
 zungsverordnung angepasst werden.
 Innenstädte  und  Ortskerne  sind  Schlüsselfaktoren  für  die
 Stadtentwicklung;  sie  sind  für  die  Identifikation  der  Bürger
 mit  ihren  Städten  und  Gemeinden  unverzichtbar.  Umstruktu-
 rierungsprozesse  können  jedoch  die  Funktionsfähigkeit  die-
 ser  Zentren  zunehmend  gefährden.  Es  ist  daher  ein  Ziel  der
 Städtebaupolitik  des  Bundes,  die  Innenentwicklung  in  den
 Städten  und  Gemeinden  zu  stärken.  Dabei  geht  es  zum  einen
 darum,  die  Neuinanspruchnahme  von  Flächen  auf  der  „Grü-
 nen  Wiese“  weitestgehend  zu  vermeiden.  Die  Innenentwick-
 lung  hat  zum  anderen  eine  qualitative  Dimension,  die  darauf
 zielt,  die  Urbanität  und  Attraktivität  von  Städten  und  Ge-
 meinden  zu  wahren  und  zu  stärken,  wobei  auch  baukulturelle
 Aspekte  zu  beachten  sind.  Im  Einzelfall  sind  auch  Kultur-,
 Bau-  und  Bodendenkmäler  sowie  historische  Kulturland-
 schaften  und  -landschaftsteile  von  besonders  charakteristi-
 scher  Eigenart,  insbesondere  die  auf  der  Grundlage  des
 Übereinkommens  vom  16.  November  1972  zum  Schutz  des
 Kultur-  und  Naturerbes  der  Welt  (BGBl.  1977  II  S.  213,  215)
 als Weltkulturerbe geschützten Stätten, zu erhalten.
 Mit  dem  Gesetz  zur  Erleichterung  von  Planungsvorhaben  für
 die  Innenentwicklung  der  Städte  vom  21.  Dezember  2006
 (BGBl.  I  S.  3316)  sind  bereits  wirksame  Instrumente  für  die
 Stärkung  der  Innenentwicklung  eingeführt  worden.  Mit  die-
 ser  Novelle  sollen  fortführende  und  weitere  wesentliche
 Regelungen  für  die  Innenentwicklung  getroffen  werden,  die
 sich  insbesondere  aus  dem  Zusammenspiel  mit  entsprechen-
 den Änderungen der BauNVO ergeben.
 Die  BauNVO  ist  zuletzt  im  Jahr  1990  umfassend  novelliert
 worden.  Entsprechend  dem  Auftrag  des  Koalitionsvertrages
 wurde  der  Änderungsbedarf  –  mit  wissenschaftlicher  Bera-
 tung – geprüft. Diese Ergebnisse gilt es nun umzusetzen.
 2.  Zielsetzung und Konzeption
 Mit  dem  vorliegenden  Gesetzentwurf  soll  die  Innenentwick-
 lung  im  Anschluss  an  das  Gesetz  zur  Erleichterung  von
 Planungsvorhaben  für  die  Innenentwicklung  der  Städte  vom
 21.  Dezember  2006  (BGBl.  I  S.  3316)  durch  weitere  Maß-
 nahmen gestärkt werden (s. hierzu Abschnitt III.1).
 Nach  dem  Koalitionsvertrag  war  die  Baunutzungsverord-
 nung  umfassend  zu  prüfen.  Im  Ergebnis  dieser  Prüfung  er-
 gibt  sich  ein  maßvoller  Änderungsbedarf  (siehe  hierzu  Ab-
 schnitt III.2).
 Darüber  hinaus  sollen  die  Regelungen  zum  Außenbereich
 (§  35  des  Baugesetzbuchs  –  BauGB)  aktuellen  Erfordernis-
 sen angepasst werden (siehe hierzu Abschnitt III.3).
 Der  vorliegende  Gesetzentwurf  stützt  sich  insbesondere  auf
 die  Ergebnisse  der  „Berliner  Gespräche  zum  Städtebau-
 recht“.  Die  Gesprächsreihe,  in  der  von  Juni  bis  November
 2010  ca.  25  Baurechtsexperten  den  Änderungsbedarf  im
 Baugesetzbuch  und  in  der  Baunutzungsverordnung  disku-
 tiert  haben,  wurde  zur  Vorbereitung  der  Novellierung  im
 Auftrag  des  Bundesinstituts  für  Bau-,  Stadt-  und  Raumfor-
 schung  (BBSR)  vom  Deutschen  Institut  für  Urbanistik
 (Difu)  durchgeführt.  Der  Ergebnisbericht  zu  den  „Berliner
 Gesprächen  zum  Städtebaurecht“  (nachfolgend:  Bericht)
 kann  von  der  Internetseite  des  Difu  heruntergeladen
 werden1.  Darüber  hinaus  wurde  von  den  Professoren  Battis,
 Mitschang,  Otto  ein  rechtsvergleichendes  Forschungsvorha-
 ben  zum  Einfluss  des  EU-Rechts  auf  das  Städtebaurecht  der
 Mitgliedstaaten  durchgeführt  (Erfahrungsaustausch  Europä-
 isches Städtebaurecht)2.
 II. Gesetzgebungskompetenz
 Für  die  Novellierung  des  Baugesetzbuchs  in  Artikel  1  (mit
 Ausnahme  des  Artikels  1  Nummer  18)  und  der  Baunutzungs-
 verordnung  in  Artikel  2  ist  der  Bund  im  Rahmen  seiner  kon-
 kurrierenden  Gesetzgebungskompetenz  für  das  Bodenrecht
 (Artikel  74  Absatz  1  Nummer  18  des  Grundgesetzes  –  GG)
 zuständig.
 Im  Erschließungsbeitragsrecht  (Artikel  1  Nummer  18),  wel-
 ches  nach  der  Übergangsregelung  des  Artikels  125a  Absatz  1
 GG  als  Bundesrecht  fort  gilt,  soweit  es  nicht  durch  Landes-
 recht  ersetzt  wird,  ist  der  Bundesgesetzgeber  zu  den  erfor-
 derlichen  redaktionellen  Anpassungen  auf  den  Basiszins-
 satz,  der  den  Diskontsatz  der  Deutschen  Bundesbank  ersetzt
 hat, befugt.
 III. Wesentliche Regelungen im Überblick
 1.  Wesentliche  Regelungen  zur  Stärkung  der  Innenentwick-
 lung
 a)  Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme
 Zur  Unterstützung  des  Ziels  der  nationalen  Nachhaltigkeits-
 strategie,  die  Flächenneuinanspruchnahme  auf  30  Hektar  pro
 Tag  zu  reduzieren,  und  vor  dem  Hintergrund  des  demografi-
 schen  Wandels  hat  auch  die  Bauleitplanung  einen  Beitrag  zu
 leisten.  Zu  diesem  Zweck  soll  ausdrücklich  geregelt  werden,
 dass  die  städtebauliche  Entwicklung  vorrangig  durch  Maß-
 nahmen  der  Innenentwicklung  erfolgen  soll.  Des  Weiteren
 1  Internetadresse: www.difu.de/publikationen/2010/berliner-
 gespraeche-zum-staedtebaurecht.html.
 2  Der  Ergebnisbericht  kann  von  der  Internetseite  des  Bundesinstituts
 für  Bau-,  Stadt-  und  Raumforschung  (BBSR)  heruntergeladen  wer-
 den: www.bbsr.bund.de.
Drucksache 17/11468 – 10 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
soll  künftig  die  Notwendigkeit  der  Umwandlung  landwirt-
 schaftlich  oder  als  Wald  genutzter  Flächen  begründet  wer-
 den.
 b)  Darstellung  zentraler  Versorgungsbereiche  im  Flächen-
 nutzungsplan
 Im  Baugesetzbuch  ist  der  Begriff  „zentraler  Versorgungsbe-
 reich“  (vgl.  §  2  Absatz  2  Satz  2,  §  34  Absatz  3,  §  1  Absatz  6
 Nummer  4  und  §  9  Absatz  2a  BauGB)  in  den  letzten  Novel-
 lierungen  zu  einem  Schlüsselbegriff  der  geordneten  städte-
 baulichen  Entwicklung  geworden.  Die  Erhaltung  und  die
 Entwicklung  zentraler  Versorgungsbereiche  in  den  Städten
 und  Gemeinden  ist  von  hoher  Bedeutung  für  die  Stärkung
 der  Innenentwicklung  und  Urbanität  der  Städte  sowie  beson-
 ders  auch  für  die  Sicherstellung  einer  wohnortnahen  Versor-
 gung,  die  angesichts  der  demografischen  Entwicklung  be-
 sonderen  Schutzes  bedarf,  namentlich  auch  wegen  der  gerin-
 geren  Mobilität  älterer  Menschen.  Die  Erhaltung  und  die
 Entwicklung  zentraler  Versorgungsbereiche  soll  daher  durch
 eine  ausdrückliche  Darstellungsmöglichkeit  in  §  5  Absatz  2
 Nummer  2  BauGB  weiter  gestärkt  werden  (vgl.  Bericht,
 S.  52 f.).
 c)  Steuerung der Ansiedlung von Vergnügungsstätten
 Die  Anzahl  von  Spielhallen,  die  dem  bauplanungsrechtlichen
 Begriff  der  Vergnügungsstätten  zuzurechnen  sind,  hat  in  den
 vergangenen  Jahren  zugenommen.  Im  Rahmen  der  „Berliner
 Gespräche  zum  Städtebaurecht“  wurde  festgestellt,  dass  das
 Steuerungsinstrumentarium  der  Baunutzungsverordnung
 sich  insoweit  als  grundsätzlich  ausreichend  erweist.  Im  nicht
 beplanten  Innenbereich  kann  §  9  Absatz  2a  BauGB  genutzt
 werden,  wenn  zentrale  Versorgungsbereiche  geschützt  wer-
 den  sollen.  Zur  Unterstützung  der  gemeindlichen  Planungs-
 hoheit  soll  hier  insbesondere  klarstellend  eine  gezielte  Rege-
 lung  für  die  städtebaulichen  Aspekte  dieser  im  Übrigen  ge-
 sellschaftlichen  Problematik  eingefügt  werden  (vgl.  Bericht,
 S. 40).
 d)  Abweichen vom Gebot des Einfügens
 Die  Vorschrift  des  §  34  Absatz  3a  BauGB,  die  im  Wege  einer
 Ermessensentscheidung  zusätzliche  bauliche  Maßnahmen
 im  Zusammenhang  mit  vorhandenen  Gewerbe-  und  Hand-
 werksbetrieben  und  –  seit  der  Novellierung  von  2007  –  auch
 für  Wohnbauvorhaben  im  nicht  beplanten  Innenbereich  er-
 möglicht,  soll  erweitert  werden  um  die  Möglichkeit  einer
 Nutzungsänderung  von  einem  Gewerbe-  und  Handwerksbe-
 trieb zu einem Wohnzwecken dienenden Gebäude.
 e)  Vereinfachung des gesetzlichen Vorkaufsrechts
 Die  Ausübung  des  gesetzlichen  Vorkaufsrechts  der  Ge-
 meinde  zugunsten  Dritter  (§  27a  BauGB)  soll  angemessen
 erweitert  werden.  Der  Direkterwerb  Dritter  verringert  ge-
 genüber  dem  sonst  häufigen  Durchgangserwerb  der  Ge-
 meinde  den  verwaltungsmäßigen,  zeitlichen  und  finanziellen
 Aufwand  und  entlastet  damit  insbesondere  Gemeinden  und
 Investoren.
 f)  Neuregelung des Erschließungsvertrags
 Der  Erschließungsvertrag  nach  §  124  BauGB  betrifft  eine
 städtebauliche  Maßnahme  und  kann  daher  auch  als  städte-
 baulicher  Vertrag  nach  §  11  BauGB  angesehen  werden.
 Durch  ein  Urteil  des  Bundesverwaltungsgericht  vom  1.  De-
 zember  2010  (Az.:  9  C  8.09)  sind  in  der  kommunalen  Praxis
 Fragen  zum  Verhältnis  des  §  124  BauGB  zu  §  11  BauGB  auf-
 getreten.  Um  den  Handlungsspielraum  der  Kommunen  zu  er-
 weitern,  sollen  Verträge  über  die  Erschließung  –  seien  es  Er-
 schließungsverträge  im  Sinne  des  bisherigen  §  124  BauGB,
 seien  es  Folgekostenverträge  oder  sonstige  Vertragsgestal-
 tungen  –  künftig  generell  als  Verträge  im  Sinne  des  §  11  Ab-
 satz  1  Satz  2  Nummer  1  BauGB  bzw.  §  11  Absatz  1  Satz  2
 Nummer 3 BauGB zu behandeln sein.
 g) Rückbaugebot
 Verwahrloste,  nicht  mehr  wirtschaftlich  nutzbare  Gebäude
 (sog.  Schrottimmobilien)  sind  aufgrund  ihrer  negativen  Aus-
 strahlung  auf  die  Umgebung  ein  ernstes  stadtentwicklungs-
 politisches  Problem,  das  dem  Ziel  einer  qualitätsvollen  In-
 nenentwicklung  der  Städte  und  Gemeinden  widerspricht.
 Betroffen  sind  insbesondere  Kommunen  in  strukturschwa-
 chen  Regionen.  Aus  der  Strukturschwäche  der  jeweiligen
 Region  folgt  häufig,  dass  eine  Modernisierung  oder  Instand-
 setzung  der  Gebäude  unrentabel  wäre.  Einem  solchen  städte-
 baulichen  Missstand  kann  dann,  wenn  sonstige  Belange
 (z.  B.  Denkmalschutz)  nicht  entgegenstehen,  ggf.  nur  durch
 seine  Beseitigung  abgeholfen  werden.  Das  Rückbaugebot
 (§  179  BauGB)  kann  in  seiner  geltenden  Fassung  aber  nur  in
 Bebauungsplangebieten  angewendet  werden,  nicht  hingegen
 im  nicht  beplanten  Innenbereich,  wo  sich  die  Schrottimmo-
 bilienproblematik  zumeist  stellt.  Ohnehin  hängt  die  städte-
 bauliche  Bedeutung  der  Schrottimmobilienproblematik
 nicht  davon  ab,  ob  ein  Bebauungsplan  aufgestellt  worden  ist
 oder  nicht.  Das  Vorhandensein  eines  Bebauungsplans  soll
 daher  in  den  Schrottimmobilienfällen  nicht  mehr  Vorausset-
 zung für die Anordnung eines Rückbaugebots sein.
 2.  Wesentliche  Änderungen  in  der  Baunutzungsverordnung
 a)  Anlagen zur Kinderbetreuung in reinen Wohngebieten
 Der  Koalitionsvertrag  sieht  vor,  dass  Kinderlärm  „keinen
 Anlass  für  gerichtliche  Auseinandersetzungen  geben“  darf.
 Hierzu  wurde  bereits  das  Lärmschutzrecht  geändert  (vgl.
 Zehntes  Gesetz  zur  Änderung  des  Bundes-Immissions-
 schutzgesetzes  –  Privilegierung  des  von  Kindertageseinrich-
 tungen  und  Kinderspielplätzen  ausgehenden  Kinderlärms
 vom  20.  Juli  2011  [BGBl.  I  S.  1474]).  Um  die  Rechtsstellung
 von  Anlagen  zur  Kinderbetreuung  darüber  hinaus  auch  bau-
 planungsrechtlich  zu  verbessern,  sollen  diese  in  reinen
 Wohngebieten  künftig  allgemein  zulässig  sein,  wenn  deren
 Größe  den  Bedürfnissen  der  Bewohner  des  Gebiets  ange-
 messen  ist.  Sonstige  Anlagen  zur  Kinderbetreuung  können
 auch  künftig  als  Anlagen  für  soziale  Zwecke  nach  §  3  Ab-
 satz  3  Nummer  2  BauNVO  ausnahmsweise  zulässig  sein.
 Durch  eine  Überleitungsregelung  (§  245a  Absatz  1  BauGB)
 soll  die  Geltung  dieser  Rechtsänderung  auf  geltende  Bebau-
 ungspläne erstreckt werden (vgl. Bericht, S. 36 f.).
 b)  Anlagen  zur  Nutzung  solarer  Strahlungsenergie  und
 Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen
 Vor  dem  Hintergrund  des  Energiekonzepts  der  Bundesregie-
 rung  und  in  Ergänzung  zum  Gesetz  zur  Förderung  des  Kli-
 maschutzes  bei  der  Entwicklung  in  den  Städten  und  Gemein-
 den  vom  22.  Juli  2011  (BGBl.  I  S.  1509),  mit  dem  die  Privi-
 legierung  von  Anlagen  zur  Nutzung  solarer  Strahlungsener-
 gie  in,  an  oder  auf  Dach-  oder  Außenwandflächen  in  §  35
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Absatz  1  Nummer  8  BauGB  eingeführt  worden  ist,  soll  die
 Zulässigkeit  solcher  Anlagen  auch  in  Baugebieten  erleichtert
 werden.  Zudem  hat  ein  Beschluss  des  Oberverwaltungs-
 gerichts  Münster  vom  20.  September  2010  (Az.  7  B  985/10)
 –  obwohl  bezogen  auf  den  Außenbereich  und  das  landes-
 rechtliche  Bauordnungsrecht  –  auch  für  zahlreiche  in  Betrieb
 befindliche  Photovoltaikanlagen  privater  Hauseigentümer,
 insbesondere  in  reinen  Wohngebieten,  grundsätzliche  Fra-
 gen  in  der  Praxis  aufgeworfen,  die  durch  eine  Änderung  des
 §  14  BauNVO  beseitigt  werden  sollen.  Darüber  hinaus  soll
 entsprechendes  für  Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen  inner-
 halb  von  Gebäuden  geregelt  werden.  Diese  Änderungen  des
 §  14  BauNVO  sollen  ebenfalls  auf  geltende  Bebauungspläne
 Anwendung finden (vgl. Bericht, S. 41).
 c) Flexibilisierung beim Maß der baulichen Nutzung
 Einem  Bedürfnis  der  Praxis  entsprechend,  soll  es  erleichtert
 werden,  bei  entsprechenden  städtebaulichen  Gründen  eine
 größere  bauliche  Dichte  vorzusehen.  Dazu  soll  die  Möglich-
 keit  zur  Überschreitung  der  Obergrenzen  für  die  Bestim-
 mung  des  Maßes  der  baulichen  Nutzung  ausgeweitet  werden
 (vgl. Bericht, S. 42 f.).
 3.  Aktualisierung  einzelner  Vorschriften  zum  Außenbereich
 §  35  Absatz  1  Nummer  4  BauGB  soll  im  Hinblick  auf  ge-
 werbliche  Tierhaltungsanlagen  in  der  Weise  modifiziert  wer-
 den,  dass  entsprechende  Anlagen  dann  privilegiert  sind,
 wenn  sie  keiner  Pflicht  zur  Durchführung  einer  Umweltver-
 träglichkeitsprüfung  nach  dem  Gesetz  über  die  Umweltver-
 träglichkeitsprüfung  unterliegen.  Des  Weiteren  soll  der  Be-
 günstigungstatbestand  (§  35  Absatz  4  BauGB)  zur  Unterstüt-
 zung  des  Strukturwandels  in  der  Landwirtschaft  maßvoll  er-
 weitert werden.
 IV. Gesetzesfolgen
 1.  Allgemeine Gesetzesfolgen
 Es  wird  auf  die  Ausführungen  zur  Ausgangslage  und  Zielset-
 zung  (s.  o.  Abschnitt  A.I)  und  zu  den  wesentlichen  Regelun-
 gen im Überblick (s.  o. Abschnitt A.III) verwiesen.
 2.  Geschlechterdifferenzierte Gesetzesfolgenabschätzung
 Die  vorgesehenen  Änderungen  haben  keine  geschlechtsspe-
 zifischen Auswirkungen.
 3.  Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte
 a)  Auswirkungen ohne Erfüllungsaufwand
 Weder  für  den  Bund  noch  für  die  Länder  und  Kommunen  hat
 das Gesetz Auswirkungen auf den Haushalt.
 b)  Erfüllungsaufwand der öffentlichen Verwaltung
 aa)  Bund
 Dem Bund entsteht kein finanzieller Aufwand.
 bb)  Länder und Kommunen
 Aufgrund  der  erweiterten  Auskunftspflicht  der  Finanzbehör-
 den  gegenüber  den  Gutachterausschüssen  (§  197  BauGB)  ist
 bei  den  Steuerverwaltungen  der  Länder  mit  einem  jährlichen
 Erfüllungsmehraufwand  von  etwa  600  000  Euro  zu  rechnen.
 Der  erwartete  jährliche  Erfüllungsmehraufwand  beruht  auf
 der  Einschätzung  der  Länder.  Bei  dieser  Einschätzung  wurde
 berücksichtigt,  dass  die  Gutachterausschüsse  nach  §  197  Ab-
 satz  1  BauGB  bereits  eigenständige  Befugnisse  besitzen,  um
 die  zur  Führung  der  Kaufpreissammlung  und  zur  Begutach-
 tung  erforderlichen  Unterlagen,  insbesondere  vom  Eigentü-
 mer  des  Grundstücks,  anzufordern.  Unter  der  Annahme  von
 ca.  50  000  –  teilweise  mehrere  Grundstücke  umfassende  –
 Anfragen  der  Gutachterausschüsse  ergibt  sich  ein  jährlicher
 Erfüllungsaufwand,  insbesondere  an  Personalkosten,  in
 Höhe von etwa 600 000 Euro.
 4.  Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft
 Für  die  Wirtschaft  entsteht  kein  zusätzlicher  Erfüllungsauf-
 wand.
 5.  Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger
 Für  die  Bürgerinnen  und  Bürger  entsteht  kein  zusätzlicher
 Erfüllungsaufwand.
 6.  Weitere Kosten
 Kostenüberwälzungen,  die  zu  einer  Erhöhung  von  Einzel-
 preisen  führen  und  Auswirkungen  auf  das  allgemeine  Preis-
 niveau,  insbesondere  auf  das  Verbraucherpreisniveau,  ha-
 ben, sind nicht zu erwarten.
 7.  Nachhaltigkeit
 Das  Vorhaben  trägt  zu  einer  nachhaltigen  Entwicklung  bei.
 Die  Managementregeln  und  Indikatoren  der  Nationalen
 Nachhaltigkeitsstrategie  wurden  geprüft.  Betroffen  sind  die
 Managementregeln  (1)  „Grundregel“  und  (2)  „Erneuerbare
 Naturgüter“  sowie  insbesondere  der  Nachhaltigkeitsindika-
 tor  (4)  „Flächeninanspruchnahme“,  darüber  hinaus  auch  die
 Nachhaltigkeitsindikatoren  (1a)  „Ressourcenschonung“,  (2)
 „Klimaschutz“  und  (3a)  „Erneuerbare  Energien“.  Das  Ge-
 setz  dient  –  neben  anderen  Zielsetzungen  –  der  Reduzierung
 der  Flächeninanspruchnahme  (Indikator  4);  ergänzend  zum
 energie-  und  klimapolitischen  Teil  der  Bauplanungsrechts-
 novelle  von  2011  wird  die  Nutzung  erneuerbarer  Energien
 (Managementregel  2  und  Indikator  3)  begünstigt,  was  zu-
 gleich  Rohstoffe  und  Ressourcen  spart  (Indikator  1a)  und  die
 schnellere  Erreichung  der  Klimaschutzziele  Deutschlands
 unterstützt  (Indikator  2).  Erneuerbare  Energien  reduzieren
 den  Verbrauch  fossiler  Brennstoffe  und  tragen  damit  zur  Ver-
 besserung  der  Luftqualität  bei  (Indikator  13).  Die  Reduzie-
 rung  der  Flächeninanspruchnahme  und  die  Nutzung  erneuer-
 barer  Energien  tragen  dazu  bei,  dass  diese  Generation  ihre
 Aufgaben  selbst  löst  und  sie  nicht  kommenden  Generationen
 aufbürdet (Management-Grundregel 1).
 8. Evaluierung
 Eine  zeitlich  festgelegte  Überprüfung  der  mit  dem  Gesetz
 beabsichtigten  Wirkungen  ist  nicht  vorgesehen,  da  das  Ge-
 setz  keine  neuen  verpflichtenden  Aufgaben  regelt  und  die  in
 dem Gesetz getroffenen Regelungen kostenneutral sind.
 V. Befristung
 Das  Gesetz  stärkt  die  Innenentwicklung,  erweitert  den  Hand-
 lungsspielraum  von  Behörden  und  Gemeinden  und  erhöht
 die  Rechtssicherheit.  Eine  Befristung  des  Gesetzes  würde
 seinem Anliegen nicht gerecht.
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B. Zu den einzelnen Vorschriften
 Zu Artikel 1  (Änderung des Baugesetzbuchs)
 Zu Nummer 1  (Inhaltsübersicht)
 Es  handelt  sich  um  redaktionelle  Anpassungen  der  Inhalts-
 übersicht an die vorgeschlagenen Änderungen.
 Zu Nummer 2  (§ 1)
 Zu Buchstabe a
 Auf  den  allgemeinen  Teil  der  Begründung  (Abschnitt
 A.III.1.a) wird hingewiesen.
 Um  das  Ziel  einer  Reduzierung  der  Flächenneuinanspruch-
 nahme  zu  unterstützen,  soll  schon  in  §  1  Absatz  5  ausdrück-
 lich  geregelt  werden,  dass  die  städtebauliche  Entwicklung
 vorrangig  durch  Maßnahmen  der  Innenentwicklung  (vgl.
 §  1a  Absatz  2  Satz  1)  erfolgen  soll.  Die  Regelung  steht  auch
 im  Zusammenhang  mit  der  in  Nummer  3  Buchstabe  a  Dop-
 pelbuchstabe bb vorgeschlagenen Änderung.
 Zu Buchstabe b
 Zu Doppelbuchstabe aa
 Es  handelt  sich  um  eine  redaktionelle  Anpassung  an  den  Ver-
 trag  von  Lissabon  zur  Änderung  des  Vertrags  über  die  Euro-
 päische  Union  und  des  Vertrags  zur  Gründung  der  Europäi-
 schen  Gemeinschaft,  der  am  1.  Dezember  2009  in  Kraft  ge-
 treten ist.
 Zu Doppelbuchstabe bb
 Infolge  der  im  Sommer  2011  beschlossenen  beschleunigten
 Energiewende  gewinnt  der  Aspekt  der  Versorgungssicher-
 heit  als  notwendiger  Bestandteil  der  Energieversorgung  zu-
 nehmend  an  Bedeutung.  Dies  gilt  insbesondere  auch  im  Hin-
 blick  auf  den  notwendigen  Zubau  konventioneller  Kraft-
 werke  (auch  Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen),  die  zum
 Ausgleich  der  fluktuierenden  Einspeisung  erneuerbarer
 Energien  und  der  Systemstabilität  benötigt  werden.  Eine  ge-
 sicherte  Versorgung  mit  Elektrizität  kann  dabei  naturgemäß
 nur  überörtlich  gewährleistet  werden.  Mit  der  ausdrück-
 lichen  Betonung  des  Aspekts  der  Versorgungssicherheit  im
 sogenannten  Belangekatalog  (§  1  Absatz  6)  soll  herausge-
 stellt  werden,  dass  die  Kommunen  diesen  Aspekt  bei  der
 Aufstellung  von  Flächennutzungsplänen  und  Bebauungsplä-
 nen zu berücksichtigen haben.
 Zu Nummer 3  (§ 1a)
 Zu Buchstabe a
 Zu Doppelbuchstabe aa
 Mit  der  Änderung  soll  der  Wortlaut  an  Absatz  3  Satz  1  ange-
 glichen werden.
 Zu Doppelbuchstabe bb
 In  Ergänzung  zu  Nummer  2  Buchstabe  a  soll  ausdrücklich
 geregelt  werden,  dass  sich  zur  Umwandlung  landwirtschaft-
 lich  oder  als  Wald  genutzter  Flächen  Ausführungen  in  der
 Begründung  nach  §  2a  sowie  §  6  Absatz  5  und  9  Absatz  8
 finden  sollen.  Hierbei  sollen  Ermittlungen  zu  den  Möglich-
 keiten  der  Innenentwicklung,  d.  h.  den  Innenentwicklungs-
 potenzialen,  zugrunde  gelegt  werden,  zu  denen  insbesondere
 Brachflächen,  Gebäudeleerstand,  Baulücken  und  andere
 Nachverdichtungsmöglichkeiten  bzw.  -potenziale  zählen
 können.  Hierzu  bieten  sich  in  größeren  Gemeinden  Flächen-
 kataster  an.  Des  Weiteren  bietet  sich  eine  valide  Ermittlung
 des  Neubaubedarfs,  basierend  auf  aktuellen  Prognosen  der
 Bevölkerungs- und Wirtschaftsentwicklung, an.
 Zu Buchstabe b
 §  15  Absatz  3  des  Bundesnaturschutzgesetzes  soll  beim  Aus-
 gleich  voraussichtlich  erheblicher  Beeinträchtigungen  des
 Landschaftsbildes  sowie  der  Leistungs-  und  Funktionsfähig-
 keit des Naturhaushalts entsprechende Anwendung finden.
 Zu Buchstabe c
 Es  handelt  sich  um  eine  redaktionelle  Anpassung  an  den  Ver-
 trag von Lissabon.
 Zu Nummer 4  (§ 3)
 Mit  der  vorgeschlagenen  Änderung  wird  im  Interesse  der
 Rechtsklarheit  der  Wortlaut  der  Hinweispflicht  nach  §  3  Ab-
 satz  2  Satz  2  Halbsatz  2  an  den  Wortlaut  des  §  47  Absatz  2a
 der  Verwaltungsgerichtsordnung  angepasst  (vgl.  auch
 BVerwG, Urteil vom 27. Oktober 2010 – 4 CN 4.09).
 Zu Nummer 5  (§ 4a)
 Es  entspricht  schon  heute  –  mit  unterschiedlicher  Intensität  –
 der  Praxis,  dass  die  Vorschriften  über  die  Öffentlichkeitsbe-
 teiligung  zur  allgemeinen  und  eingehenden  Information  der
 Öffentlichkeit  und  damit  auch  der  Beteiligung  an  der  Vorbe-
 reitung  der  Entscheidung  über  den  Bebauungsplan  genutzt
 werden.  Diese  Funktion  der  Öffentlichkeitsbeteiligung  soll
 ausdrücklich im Gesetz betont werden.
 Zu Nummer 6  (§ 4b)
 Bereits  nach  geltendem  Recht  lässt  sich  die  Einschaltung  ei-
 nes  Mediators  oder  eines  Vermittlers  für  die  Durchführung
 eines  anderen  Verfahrens  zur  außergerichtlichen  Konflikt-
 beilegung  auf  §  4b  BauGB  stützen.  Um  die  Nutzung  dieser
 in  vielen  Lebensbereichen  bewährten  oder  sich  neu  entwi-
 ckelnden  Konfliktlösungsverfahren  in  der  Praxis  zu  stärken,
 sollen  sie  durch  ihre  ausdrückliche  Nennung  besonders  her-
 vorgehoben  werden.  Die  förmliche  Mediation  ist  dabei  ge-
 mäß  §  1  Absatz  1  des  vom  Bundestag  bereits  verabschiede-
 ten  Mediationsgesetzes  (Bundestagsdrucksachen  17/5335
 und  17/8058)  definiert  als  ein  vertrauliches  und  strukturier-
 tes  Verfahren,  bei  dem  die  Parteien  mit  Hilfe  eines  oder  meh-
 rerer  Mediatoren  freiwillig  und  eigenverantwortlich  eine
 einvernehmliche  Beilegung  ihres  Konfliktes  anstreben.  Für
 die  danach  beauftragten  Mediatoren  gelten  die  Vorschriften
 des  Mediationsgesetzes.  Danach  müssen  sie  unabhängig  und
 neutral  sein  und  sind  grundsätzlich  zur  Verschwiegenheit
 verpflichtet.  Eine  Person  scheidet  zum  Beispiel  gemäß  §  3
 Absatz  2  des  Mediationsgesetzes  als  förmlicher  Mediator  im
 Sinne  dieses  Gesetzes  aus,  wenn  sie  als  Bauplaner  im  Zu-
 sammenhang  mit  dem  Bauleitplanverfahren  oder  einem
 nachfolgenden  Bauvorhaben  bereits  für  eine  Partei  tätig  ge-
 wesen  ist  oder  beabsichtigt,  nach  der  Mediation  für  eine  Par-
 tei insoweit tätig zu werden.
 Erfasst  werden  aber  auch  andere  Verfahren  der  außergericht-
 lichen  Konfliktbeilegung.  Dies  können  zum  Beispiel  Verfah-
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ren  unter  Einschaltung  von  Ombudsleuten  oder  Clearingstel-
 len  oder  andere  Verfahren  sein,  die  sich  erst  neu  oder  fortent-
 wickeln.
 Die  Einschaltung  eines  Mediators  oder  eines  Vermittlers  für
 die  Durchführung  eines  anderen  Verfahrens  zur  außerge-
 richtlichen  Konfliktbeilegung  kann  grundsätzlich  auch  auf
 Grundlage  eines  städtebaulichen  Vertrages  nach  §  11  Ab-
 satz 1 Satz 2 Nummer 1 erfolgen.
 Zu Nummer 7  (§ 5)
 Auf  den  Allgemeinen  Teil  der  Begründung  (Abschnitt
 A.III.1.b) wird Bezug genommen.
 Der  neue  §  5  Absatz  2  Nummer  2  Buchstabe  d  soll  ausdrück-
 lich  vorsehen,  dass  im  Flächennutzungsplan  auch  die  Aus-
 stattung  des  Gemeindegebiets  mit  zentralen  Versorgungs-
 bereichen  dargestellt  werden  kann.  Damit  soll  insbesondere
 erreicht  werden,  dass  Gemeinden  ihren  informellen  Einzel-
 handels-  und  Zentrenkonzepten  ein  stärkeres  rechtliches  Ge-
 wicht  geben  und  dabei  zugleich  die  Koordinierungs-  und
 Steuerungsfunktion  des  Flächennutzungsplans  nutzen.  Die
 Darstellung  ist  nicht  auf  bereits  bestehende  zentrale  Versor-
 gungsbereiche  beschränkt,  sondern  erfasst  auch  die  noch  zu
 entwickelnden  Zentren.  Die  Regelung  unterstützt  die  Bebau-
 ungspläne  der  Gemeinden,  mit  der  die  planungsrechtlichen
 Voraussetzungen  für  zentrale  Versorgungsbereiche  geschaf-
 fen  werden,  und  Bebauungspläne,  mit  denen  im  Sinne  der
 sog.  planerischen  Feinsteuerung  zur  Erhaltung  und  Entwick-
 lung  zentraler  Versorgungsbereiche  beigetragen  wird.  Auch
 kann  die  Darstellung  zentraler  Versorgungsbereiche  im  Flä-
 chennutzungsplan  die  Prüfung  des  Vorhandenseins  von  zen-
 tralen  Versorgungsbereichen  erleichtern,  auch  bei  Anwen-
 dung des § 34 Absatz 3.
 Zu Nummer 8  (§ 9)
 Auf  den  Allgemeinen  Teil  der  Begründung  (Abschnitt
 A.III.1.c) wird Bezug genommen.
 Der  vorgeschlagene  §  9  Absatz  2b,  mit  dem  die  Ansiedlung
 von  Vergnügungsstätten  gesteuert  werden  kann,  lehnt  sich  an
 §  9  Absatz  2a  an  und  ist  zugleich  dem  früheren  §  2a  des  Maß-
 nahmengesetzes  zum  Baugesetzbuch  (in  der  Fassung  vom
 28.  April  1993  [BGBl.  I  S.  622])  nachgebildet.  Auch  diese
 Vorschrift  gestattete  die  Aufstellung  eines  einfachen  Bebau-
 ungsplans  (§  30  Absatz  3),  in  dem  nur  oder  im  Wesentlichen
 die  Festsetzung  getroffen  wird,  dass  Vergnügungsstätten
 oder  bestimmte  Arten  von  Vergnügungsstätten  nicht  oder  nur
 ausnahmsweise zulässig sind.
 Die  vorgeschlagene  Regelung  dient  dazu,  städtebaulichen
 Fehlentwicklungen  entgegenzuwirken.  Insbesondere  bei  der
 vermehrten  Ansiedlung  von  Spielhallen  kann  es  zu  einem
 sogenannten  trading  down  effect  für  das  betreffende  Quartier
 kommen.  Ein  entsprechender  Bebauungsplan  kann  nur  aus
 städtebaulichen  Gründen  aufgestellt  werden  und  muss  daher
 entweder  dem  Schutz  schutzwürdiger  Nutzungen  (Num-
 mer  1)  oder  dem  Erhalt  der  städtebaulichen  Funktion  eines
 Gebietes  (Nummer  2)  dienen.  Abweichend  vom  damaligen
 §  2a  des  Maßnahmengesetzes  zum  Baugesetzbuch  kann  ein
 Bebauungsplan  nach  dem  vorgeschlagenen  §  9  Absatz  2b
 nicht  nur  für  Gebiete  nach  §  34  Absatz  1,  sondern  auch  für
 Gebiete  nach  §  34  Absatz  2  aufgestellt  werden  (vgl.  Bericht,
 S.  40).
 Zu Nummer 9  (§ 11)
 Zu Buchstabe a
 Zu Doppelbuchstabe aa
 Auf  den  Allgemeinen  Teil  der  Begründung  (Abschnitt
 A.III.1.f) wird hingewiesen.
 Durch  die  vorgeschlagene  Ergänzung  des  §  11  Absatz  1
 Satz  2  Nummer  1  soll  ausdrücklich  geregelt  werden,  dass  zu
 den  städtebaulichen  Maßnahmen,  über  deren  Vorbereitung
 und  Durchführung  städtebauliche  Verträge  geschlossen  wer-
 den  können,  auch  die  Erschließung  durch  nach  Bundes-  oder
 Landesrecht  beitragsfähige  oder  nicht  beitragsfähige  Er-
 schließungsanlagen  gehören.  Möglich  ist  auch  der  Ab-
 schluss  entsprechender  Verträge  mit  ganz  oder  teilweise  von
 der  Gemeinde  beherrschten  Unternehmen,  sog.  Eigengesell-
 schaften.  Für  den  Abschluss  entsprechender  Verträge  über
 die  Übertragung  der  Erschließung  gelten  die  allgemeinen
 Regeln.  Im  Gegenzug  entfällt  die  bisherige  Regelung  in
 §  124  (s.  Nummer  17).  Mit  der  vorgeschlagenen  Änderung
 in  §  11  Absatz  1  Satz  2  Nummer  1  wird  zugleich  klargestellt,
 dass  auch  Folgekostenverträge  (§  11  Absatz  1  Satz  2  Num-
 mer  3)  über  die  Erschließung  geschlossen  werden  können,  da
 der  Begriff  der  städtebaulichen  Maßnahmen  in  beiden  Rege-
 lungen im gleichen Sinne zu verstehen ist.
 Zu Doppelbuchstabe bb
 Mit  der  Ergänzung  des  §  11  Absatz  1  Satz  2  Nummer  2  soll
 klarstellend  geregelt  werden,  dass  auch  Belange  der  Baukul-
 tur  Gegenstand  eines  städtebaulichen  Vertrages  sein  können
 (vgl. auch § 1 Absatz 5 Satz 2 und Absatz 6 Nummer 5).
 Zu Buchstabe b
 Durch  den  vorgeschlagenen  Satz  3  soll  ausdrücklich  geregelt
 werden,  dass  eine  Eigenbeteiligung  der  Gemeinde  nicht  er-
 forderlich  ist,  wenn  der  Vertragspartner  Kosten  oder  sonstige
 Aufwendungen  trägt  oder  übernimmt  (vgl.  den  bisherigen
 §  124  Absatz  2  Satz  3).  Dabei  ist  das  Angemessenheitsgebot
 des  Satzes  1  zu  beachten.  Danach  müssen  die  vereinbarten
 Leistungen  „den  gesamten  Umständen  nach“  angemessen
 sein.  Dies  bedeutet  nach  der  Rechtsprechung  des  Bundesver-
 waltungsgerichts,  dass  die  vereinbarten  Leistungen  im  Ver-
 hältnis  zum  Vertragszweck  und  im  Verhältnis  untereinander
 ausgewogen  sein  müssen,  wobei  eine  wirtschaftliche  Be-
 trachtungsweise  des  Gesamtvorgangs  geboten  ist  (vgl.
 BVerwG, Urteil vom 10. August 2011 – 9 C 6.10).
 Zu Nummer 10  (§ 13)
 Durch  die  Einbeziehung  des  in  §  9  Absatz  2b  neu  vorgesehe-
 nen  Bebauungsplans  in  die  Regelung  des  §  13  soll  sicherge-
 stellt  werden,  dass  auch  dieser  Bebauungsplan  wie  der  nach
 §  9  Absatz  2a  im  vereinfachten  Verfahren  aufgestellt  werden
 kann.  Das  vereinfachte  Verfahren  ist  nach  §  13  Absatz  1
 Nummer  1  nicht  anwendbar,  wenn  die  Zulässigkeit  von  Vor-
 haben  begründet  wird,  die  der  Pflicht  zur  Durchführung
 einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen.
 Zu Nummer 11  (§ 13a)
 Es  handelt  sich  um  redaktionelle  Folgeänderung  zu  Num-
 mer 3 Buchstabe b (§ 1a).
Drucksache 17/11468 – 14 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
Zu Nummer 12  (§ 22)
 Der  Genehmigungsvorbehalt  nach  §  22  Absatz  1  in  Gebieten
 mit  Fremdenverkehrsfunktionen  erlischt  mit  der  Aufhebung
 der  Satzung.  Im  Widerspruch  dazu  soll  nach  dem  bisherigen
 Wortlaut  des  §  22  Absatz  8  Satz  4  der  Genehmigungsvorbe-
 halt  erlöschen,  wenn  die  Mitteilung  über  seine  Aufhebung
 beim  Grundbuchamt  eingegangen  ist.  Mit  der  vorgeschlage-
 nen  Änderung  wird  daher  nicht  mehr  auf  das  Erlöschen  des
 Genehmigungsvorbehalts  als  solchen,  sondern  auf  die  kon-
 kret  zu  regelnde  Rechtsfolge  des  Wegfalls  der  Grundbuch-
 sperre nach § 22 Absatz 6 Satz 1 abgestellt.
 Zu Nummer 13  (§ 27a)
 Mit  den  Änderungen  des  §  27a  soll  die  Möglichkeit  der  Aus-
 übung  des  gemeindlichen  Vorkaufsrechts  zugunsten  Dritter
 angemessen  erweitert  werden.  Ziel  dieser  Erweiterung  sind
 Verfahrensvereinfachungen,  mit  denen  insbesondere  Ge-
 meinden und Investoren entlastet werden.
 Zu Buchstabe a
 Im  neuen  Absatz  1  Satz  1  Nummer  1  soll  die  Beschränkung
 der  Befugnis  zur  Ausübung  des  Vorkaufsrechts  zugunsten
 Dritter  auf  Fälle  der  sozialen  Wohnraumförderung  oder  der
 Wohnbebauung  für  Personengruppen  mit  besonderem
 Wohnbedarf  aufgehoben  werden.  Damit  wird  dem  Umstand
 Rechnung  getragen,  dass  das  Vorkaufsrecht  auch  in  vielen
 anderen  Fällen  auf  die  Veräußerung  des  Grundstücks  an
 Dritte  angelegt  ist,  der  Durchgangserwerb  der  Gemeinde
 aber  zu  zusätzlichen  Belastungen  führt  (vgl.  Abschnitt
 A.III.1.e).
 Als  Folge  der  Aufhebung  der  Beschränkung  der  Ausübung
 des  gemeindlichen  Vorkaufsrechts  zugunsten  Dritter  auf  spe-
 zielle  Bebauungsfälle  soll  nun  als  Voraussetzung  der  Aus-
 übung  zugunsten  eines  Dritten  (allgemeiner)  bestimmt  wer-
 den,  dass  der  Dritte  zu  der  mit  der  Ausübung  des  Vorkaufs-
 rechts  bezweckten  Verwendung  des  Grundstücks  innerhalb
 angemessener  Frist  in  der  Lage  ist  und  sich  hierzu  verpflich-
 tet.
 Zu Buchstabe b
 In  Absatz  3  Satz  2  soll  zunächst  die  Bezugnahme  auf  die  Ver-
 pflichtung  des  Begünstigten  nach  Absatz  1  Satz  2  gestrichen
 werden.  Sie  geht  bereits  nach  der  bestehenden  Rechtslage  ins
 Leere,  da  in  Absatz  1  Satz  2  nur  Pflichten  der  Gemeinde  ge-
 regelt  sind,  Begünstigter  aber  der  Dritte  ist,  dessen  Pflichten
 allein in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bestimmt sind.
 Darüber  hinaus  soll  in  Absatz  3  Satz  2  als  Folge  der  Aufhe-
 bung  der  Beschränkung  der  Ausübung  des  gemeindlichen
 Vorkaufsrechts  zugunsten  Dritter  auf  spezielle  Bebauungs-
 fälle  in  Absatz  1  Satz  1  Nummer  1  die  Rückübertragung  des
 Grundstücks  von  dem  seine  Pflichten  nicht  erfüllenden  ur-
 sprünglichen  Begünstigten  an  einen  „Übernahmewilligen“
 (alternativ  zur  Rückübertragung  an  die  Gemeinde)  statt  –  wie
 bisher  –  an  einen  „Bauwilligen“  geregelt  werden.  Dement-
 sprechend  wird  das  bisherige  Erfordernis  der  Fähigkeit  und
 Verpflichtung  zur  Durchführung  von  „Baumaßnahmen
 innerhalb  angemessener  Frist“  durch  das  Erfordernis  der
 Fähigkeit  und  Verpflichtung  zur  „Verwirklichung  des  Ver-
 wendungszwecks innerhalb angemessener Frist“ ersetzt.
 Zu Nummer 14  (§ 34)
 Zu Buchstabe a
 Durch  das  Gesetz  zur  Erleichterung  von  Planungsvorhaben
 für  die  Innenentwicklung  der  Städte  vom  21.  Dezember  2006
 (BGBl.  I  S.  3316)  wurde  §  34  Absatz  3a  Satz  1  Nummer  1
 dahingehend  erweitert,  dass  –  ähnlich  wie  bei  entsprechen-
 den  Vorhaben  im  Zusammenhang  mit  vorhandenen  Ge-
 werbe-  und  Handwerksbetrieben  –  auch  bei  Erweiterung,
 Änderung  oder  Erneuerung  von  zulässigerweise  errichteten
 baulichen  Anlagen  zu  Wohnzwecken  vom  Erfordernis  des
 Einfügens  in  die  Eigenart  der  näheren  Umgebung  nach  §  34
 Absatz  1  Satz  1  abgesehen  werden  kann.  Mit  der  Neufassung
 soll  darüber  hinaus  auch  die  Nutzungsänderung  eines  Ge-
 werbe-  oder  Handwerksbetriebs  zu  Wohnzwecken  mit  er-
 fasst  werden,  wie  es  bereits  teilweise  anlässlich  des  seiner-
 zeitigen  Praxistests  („BauGB-Novelle  2006  im  Praxistest“,
 S.  12  3)  gefordert  wurde;  der  umgekehrte  Fall,  also  eine  Än-
 derung  der  Wohnnutzung  zur  Gewerbe-  bzw.  Handwerksnut-
 zung, soll demgegenüber nicht erfasst sein.
 Zu Buchstabe b
 Mit  der  Änderung  wird  einem  Bedürfnis  der  Praxis  nachge-
 kommen  und  §  31  für  Satzungen  im  Sinne  des  §  34  Absatz  4
 Nummer  2  und  3  für  entsprechend  anwendbar  erklärt.  Dies
 ist  bedeutsam,  wenn  in  entsprechenden  Satzungen  Festset-
 zungen nach § 34 Absatz 5 Satz 2 getroffen werden.
 Zu Nummer 15  (§ 35)
 Zu Buchstabe a
 Tierhaltungsbetriebe  im  Außenbereich  werden  auch  als
 Großanlagen  errichtet,  die  wiederum  nicht  landwirtschaft-
 lich,  sondern  gewerblich  bzw.  industriell  betrieben  werden.
 Sie  können  grundsätzlich  nach  §  35  Absatz  1  Nummer  4  im
 Außenbereich  als  gewerbliche  Tierhaltungsanlagen  zulässig
 sein.  Die  Anzahl  der  errichteten  und  beantragten  Betriebe  hat
 in  den  letzten  Jahren  stark  zugenommen.  Die  Privilegierung
 soll  künftig  auf  solche  Tierhaltungsbetriebe  begrenzt  wer-
 den,  die  keiner  Pflicht  zur  Durchführung  einer  Umweltver-
 träglichkeitsprüfung  (UVP)  nach  dem  Gesetz  über  die  Um-
 weltverträglichkeitsprüfung  (UVPG)  unterliegen.  Die  Rege-
 lung  erfasst  die  Errichtung,  Änderung  oder  Erweiterung  ent-
 sprechender  Anlagen,  nicht  aber  Nutzungsänderungen.
 UVP-pflichtige  Anlagen  können  nach  der  vorgeschlagenen
 Regelung  künftig  nur  nach  Aufstellung  eines  entsprechen-
 den Bebauungsplans errichtet werden.
 Maßgeblich  für  das  Bestehen  einer  UVP-Pflicht  sind  grund-
 sätzlich die §§ 3a bis 3f UVPG.
 Hängt  nach  diesen  Vorschriften  die  Durchführung  einer  UVP
 von  dem  Ergebnis  einer  allgemeinen  Vorprüfung  des  Einzel-
 falls  ab,  ist  nach  §  3c  Satz  1  UVPG  darauf  abzustellen,  ob  das
 Vorhaben  nach  Einschätzung  der  zuständigen  Behörde  auf-
 grund  einer  überschlägigen  Prüfung  erhebliche  nachteilige
 Umweltauswirkungen  haben  kann,  die  nach  §  12  UVPG  zu
 berücksichtigen  wären.  Die  entsprechenden  Prüfkriterien
 3  Der  Bericht  kann  von  folgender  Internetadresse  heruntergeladen
 werden:  www.difu.de/publikationen/2006/baugb-novelle-2006-im-
 praxistest.html.
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sind  ausdrücklich  gesetzlich  geregelt  in  der  Anlage  2  zum
 UVPG.  Sofern  eine  standortbezogene  Vorprüfung  vorgese-
 hen  ist,  gilt  nach  §  3c  Satz  2  UVPG  Entsprechendes,  wenn
 aufgrund  besonderer  örtlicher  Gegebenheiten  gemäß  den  in
 Nummer  2  der  Anlage  2  zum  UVPG  aufgeführten  Schutzkri-
 terien  erhebliche  nachteilige  Umweltauswirkungen  zu  er-
 warten  sind.  Bereits  im  Rahmen  der  Vorprüfung  ist  nach  §  3c
 Satz  3  UVPG  zu  berücksichtigen,  inwieweit  Umweltauswir-
 kungen  durch  die  vom  Vorhabenträger  vorgesehenen  Ver-
 meidungs-  und  Verminderungsmaßnahmen  offensichtlich
 ausgeschlossen  werden.  Bei  der  allgemeinen  Vorprüfung  ist
 nach  §  3c  Satz  4  UVPG  auch  zu  berücksichtigen,  inwieweit
 die  Prüfwerte,  die  die  Vorprüfung  eröffnen,  überschritten
 werden.  Zur  Durchführung  der  Vorprüfung  wird  auf  den
 „Leitfaden  zur  Vorprüfung  des  Einzelfalls  im  Rahmen  der
 Feststellung  der  UVP-Pflicht  von  Projekten“  vom  14.  Au-
 gust 2003 (nachfolgend: Leitfaden) hingewiesen4.
 Hinsichtlich  kumulierender  Vorhaben  besteht  nach  §  3b  Ab-
 satz  2  UVPG  der  erforderliche  enge  Zusammenhang  bei
 technischen  oder  sonstigen  Anlagen  unter  den  Voraussetzun-
 gen  des  §  3b  Absatz  2  Satz  2  Nummer  1  UVPG.  Aus  Grün-
 den  der  Klarstellung  soll  dies  in  §  35  Absatz  1  Nummer  4  für
 Tierhaltungsanlagen  ausdrücklich  geregelt  werden.  Die  vor-
 geschlagene  Formulierung  stellt  daher  klar,  dass  solche  Tier-
 haltungsanlagen  zu  berücksichtigen  sind,  die  auf  demselben
 Betriebs-  oder  Baugelände  liegen  und  mit  gemeinsamen  be-
 trieblichen oder baulichen Einrichtungen verbunden sind.
 Erforderlich  für  die  Annahme  einer  UVP-Pflicht  bei  einer
 Vorprüfung  ist  die  plausible  Erwartung,  dass  eine  Realisie-
 rung  des  Vorhabens  zu  erheblichen  nachteiligen  Umweltaus-
 wirkungen führen kann (vgl. Leitfaden, S. 2).
 Die  bisherigen  Steuerungsmöglichkeiten  für  die  Standorte
 gewerblicher  Tierhaltungsbetriebe,  einschließlich  der
 Rechtswirkungen  von  Bebauungsplänen,  werden  durch  die
 Änderung  des  §  35  Absatz  1  Nummer  4  nicht  in  Frage  ge-
 stellt.  Zum  Überleitungsrecht  zur  Steuerung  der  Standorte
 durch  Darstellungen  mit  den  Rechtswirkungen  des  §  35  Ab-
 satz  3  Satz  3  siehe  den  vorgeschlagenen  Artikel  1  Nummer  28
 (§ 245a Absatz 3).
 Zu Buchstabe b
 §  35  Absatz  4  Satz  1  Nummer  1  Buchstabe  a  begünstigt  nur
 Nutzungsänderungen  bei  Vorliegen  einer  erhaltenswerten
 Bausubstanz.  Oft  jedoch  ist  die  optisch  intakte  Bausubstanz
 marode,  sodass  nur  eine  Neuerrichtung  in  Betracht  kommt.
 Um  den  Strukturwandel  in  der  Landwirtschaft  zu  unterstüt-
 zen,  soll  im  Einzelfall  auch  eine  Neuerrichtung  von  Gebäu-
 den  begünstigt  werden.  Grundvoraussetzung  hierfür  soll
 sein,  dass  das  ursprüngliche  Gebäude  vom  äußeren  Erschei-
 nungsbild  zur  Wahrung  der  Kulturlandschaft  erhaltenswert
 erscheint  und  bei  der  Neuerrichtung  der  Außenbereichs-
 schutz  und  nachbarliche  Interessen  gewahrt  bleiben.  Durch
 die  vorgesehene  entsprechende  Anwendbarkeit  der  Voraus-
 setzungen  für  die  Nutzungsänderung  bei  Beibehaltung  des
 Gebäudes  (§  35  Absatz  4  Satz  1  Nummer  1  Buchstabe  b  bis
 g)  wird  zudem  insbesondere  verlangt,  dass  sich  der  Neubau
 im  Wesentlichen  an  der  äußeren  Gestalt  des  bisherigen  Ge-
 bäudes,  einschließlich  der  Kubatur,  orientiert.  Unwesent-
 liche  Veränderungen  der  Gestalt  des  ursprünglichen  Gebäu-
 des  können  indes  möglich  sein.  Dies  bezieht  sich  auch  auf
 nach  außen  sichtbare  Veränderungen  am  Gebäude,  wie  etwa
 den  Einbau  von  für  das  Wohnen  erforderlichen  Fenstern,
 eines  für  ein  Wohngebäude  geeigneten  Eingangsbereichs
 oder  nach  außen  sichtbare  Maßnahmen  zur  Einhaltung  ge-
 setzlicher Anforderungen an die Einsparung von Energie.
 Zu Nummer 16  (§ 122)
 Der  Verweis  in  §  122  Absatz  2  Satz  2  auf  §  791  der  Zivilpro-
 zessordnung  (ZPO)  ist  unrichtig  geworden  und  soll  daher
 entfallen,  da  §  791  ZPO  (Zwangsvollstreckung  im  Ausland)
 durch  Artikel  1  des  EG-Vollstreckungstitel-Durchführungs-
 gesetzes  vom  18.  August  2005  (BGBl.  I  S.  2477)  aufgehoben
 worden  ist  (vgl.  Gesetzesbegründung  in  Bundesratsdruck-
 sache 88/05, S.  22).
 Zu Nummer 17  (§ 124)
 Die  vorgeschlagene  Neufassung  des  §  124  übernimmt  den
 Regelungsgehalt  des  bisherigen  §  124  Absatz  3  Satz  2.  Im
 Übrigen  treten  die  in  Nummer  9  Buchstabe  a  Doppelbuch-
 stabe  b  und  Buchstabe  b  vorgeschlagenen  Änderungen  an
 die Stelle des bisherigen § 124.
 Zu Nummer 18  (§§ 133 und 135)
 In  §  133  Absatz  3  Satz  4  und  §  135  Absatz  3  Satz  3  sollen  die
 erforderlichen  redaktionellen  Änderungen  auf  den  Basis-
 zinssatz,  der  den  Diskontsatz  der  Deutschen  Bundesbank  er-
 setzt  hat,  vorgenommen  werden  (vgl.  zur  Gesetzgebungs-
 kompetenz Abschnitt A.II).
 Zu Nummer 19  (§ 136)
 Mit  den  Änderungsvorschlägen  zu  §  136  soll  einer  Prüfbitte
 aus  dem  vorangegangen  Gesetzgebungsverfahren  zum  Ge-
 setz  zur  Förderung  des  Klimaschutzes  bei  der  Entwicklung
 in  den  Städten  und  Gemeinden  nachgekommen  werden.  In
 diesem  Gesetzgebungsverfahren  wurden  Änderungen  des
 §  136  zunächst  zurückgestellt,  um  sie  im  Weiteren  zu  über-
 prüfen  (Beschlussempfehlung  und  Bericht,  Bundestags-
 drucksache  17/6357,  S.  10  linke  Spalte).  Im  Ergebnis  dieser
 Prüfung  wird  ein  modifizierter  Änderungsvorschlag  ge-
 macht,  der  die  gegen  die  ursprüngliche  Fassung  erhobenen
 Bedenken aufgreift.
 Zu Buchstabe a
 Mit  der  Ergänzung  in  Absatz  2  Satz  2  Nummer  1  um  die  zu
 berücksichtigenden  Belange  des  Klimaschutzes  und  der  Kli-
 maanpassung  bei  der  Beurteilung,  ob  in  einem  Gebiet  städ-
 tebauliche  Missstände  vorliegen,  wird  auf  die  Regelung  des
 §  1a  Absatz  5  Bezug  genommen  und  damit  der  zunehmenden
 Bedeutung  dieser  Belange  für  die  Qualität  eines  Gebiets
 Rechnung  getragen.  Mit  der  Änderung  soll  verdeutlicht  wer-
 den,  dass  Klimaschutz  und  Klimaanpassung  auch  im  Rah-
 men  der  städtebaulichen  Sanierung  –  als  ein  Bestandteil  der
 städtebaulichen  Gesamtmaßnahme  –  Berücksichtigung  fin-
 den,  z.  B.  durch  gebietsbezogene  energetische  Maßnahmen
 wie  die  Versorgung  durch  Blockheizkraftwerke,  Solaranla-
 gen  oder  Fernheizung.  Die  bereits  praktizierten  kommunalen
 4  Der  Leitfaden  kann  von  folgender  Internetadresse  heruntergeladen
 werden:  http://www.bmu.de/umweltvertraeglichkeitspruefung/doc/
 6380.php.
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Aktivitäten  einer  „klimagerechten  Stadterneuerung“  finden
 damit  auch  im  Gesetzeswortlaut  ihre  Stütze.  Ob  und  wie  die
 Gemeinden  hiervon  Gebrauch  machen,  insbesondere  auch,
 ob  sie  in  bestehenden  Sanierungsgebieten  entsprechend  ini-
 tiativ  werden,  liegt  in  ihrem  planerischen  Ermessen.  Hierbei
 sind  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  und  die  jeweiligen
 örtlichen Verhältnisse zu berücksichtigen.
 Zu Buchstabe b
 In  Absatz  3  Nummer  1  sollen  als  zusätzliche  Kriterien  für  die
 Sanierungsbedürftigkeit  eines  Gebiets  die  energetische  Be-
 schaffenheit,  die  Gesamtenergieeffizienz  der  vorhandenen
 Bebauung  und  der  Versorgungseinrichtungen  benannt  wer-
 den.  Die  beispielhaft  aufgeführten  Kriterien  sind  nach  der
 vorgeschlagenen  Formulierung  unter  Berücksichtigung  der
 allgemeinen  Anforderungen  an  den  Klimaschutz  und  die
 Anpassung  an  den  Klimawandel  zusammen  mit  den  schon
 bislang  in  Absatz  3  Nummer  1  aufgeführten  Kriterien  für  die
 Beurteilung  der  Sanierungsbedürftigkeit  eines  Gebiets  zu
 gewichten.  Dabei  sind  Art  und  Gewicht  der  anhand  der  Kri-
 terien  ermittelten  Mängel  zu  beurteilen  sowie  in  einer  Ge-
 samtschau  auf  Grundlage  objektiver  Kriterien  und  recht-
 licher  Vorgaben  zu  würdigen  (vgl.  Krautzberger,  in:  Ernst/
 Zinkahn/  Bielenberg/Krautzberger,  BauGB,  §  136  Rn.  95).
 Mit  der  Bezugnahme  auf  die  „allgemeinen  Anforderungen“
 wird  verdeutlicht,  dass  insoweit  allgemein  anerkannte  oder
 mit  den  einschlägigen  Vorschriften  (z.  B.  des  Energiefach-
 rechts)  vereinbarte  Standards  zu  Grunde  zu  legen  sind,  die
 die Grundsätze des Verhältnismäßigkeitsgebots beachten.
 Zu Buchstabe c
 Mit  der  Änderung  in  Absatz  4  Satz  2  Nummer  1  sollen  die
 Zielsetzungen  der  städtebaulichen  Sanierungsmaßnahmen
 um  die  Anpassung  der  baulichen  Struktur  an  die  Erforder-
 nisse  des  Klimaschutzes  und  der  Klimaanpassung  ergänzt
 werden.  Städtebauliche  Sanierungsmaßnahmen  sollen  da-
 nach  auch  einen  Beitrag  dazu  leisten,  dem  Klimawandel  ent-
 gegenzuwirken  und  außerdem  der  Klimaanpassung  dienen.
 Hierzu  kommt  insbesondere  eine  bessere  Ausstattung  der
 baulichen  Anlagen  mit  nachhaltigen  Versorgungseinrichtun-
 gen,  wie  Erneuerbare-Energien-Anlagen  und  Kraft-Wärme-
 Kopplungsanlagen,  und  eine  verbesserte  Wärmedämmung
 in Betracht.
 Zu Nummer 20  (§ 171a)
 §  171a  Absatz  3  Satz  2  Nummer  6  soll  redaktionell  um  die
 Wörter  „städtebauliche  Entwicklung“  als  Bezugspunkt  der
 geforderten Nachhaltigkeit ergänzt werden.
 Zu Nummer 21  (§ 171d)
 Die  vorgeschlagene  Änderung  ergänzt  die  Vorschrift  um  die
 auch  ansonsten  bei  Satzungen  des  Baugesetzbuchs  übliche
 Bekanntmachungsregelung.
 Zu Nummer 22  (§ 179)
 Zu den Buchstaben a und b
 Auf  den  Allgemeinen  Teil  der  Begründung  wird  Bezug  ge-
 nommen (Abschnitt A.III.1.g).
 In  §  179  Absatz  1  Satz  1  wird  die  Beschränkung  des  Anwen-
 dungsbereichs  des  Rückbaugebots  auf  Bebauungsplange-
 biete  für  die  Fälle  der  Nummer  2  aufgehoben.  Für  die
 Feststellung  der  in  Nummer  2  genannten  nicht  behebbaren
 Missstände  oder  Mängel  im  Sinne  des  §  177  Absatz  2  und  3
 Satz  1  bedarf  es  keines  Bebauungsplans,  da  die  maßgeb-
 lichen Kriterien bereits in diesen Regelungen definiert sind.
 Mit  dem  Verzicht  auf  das  formale  Erfordernis  der  Aufstel-
 lung  eines  Bebauungsplans  soll  das  Rückbaugebot  zu  einem
 Rechtsinstrument  fortentwickelt  werden,  mit  dem  mit  weni-
 ger  Verwaltungsaufwand  gegen  missstands-  oder  mängel-
 behaftete  Gebäude  (sog.  Schrottimmobilien)  vorgegangen
 werden  kann,  die  eine  städtebaulich  nachteilige  Ausstrah-
 lung  auf  die  Umgebung  haben.  In  zahlreichen  Kommunen
 besteht  das  Problem,  dass  Eigentümer  aus  unterschiedlichen,
 oft  wirtschaftlichen  Gründen  nicht  bereit  oder  in  der  Lage
 sind,  solche  Gebäude  zu  erneuern.  Dabei  ist  von  Bedeutung,
 dass  die  betroffenen  Kommunen  oft  in  strukturschwachen
 Regionen  liegen.  Aus  der  Strukturschwäche  der  jeweiligen
 Region  folgt  häufig  zugleich,  dass  eine  Modernisierung  oder
 Instandsetzung  der  betroffenen  Gebäude  unrentabel  wäre.
 Wenn  diese  Voraussetzung  erfüllt  ist  und  sonstige  Belange
 (z.  B.  Denkmalschutz)  nicht  entgegenstehen,  kann  Abhilfe
 gegen  die  negativen  Ausstrahlungseffekte  solcher  Gebäude
 i.  d.  R.  nur  noch  durch  ihre  Beseitigung  geschaffen  werden.
 Konsensuale  Strategien,  auf  derartigen  Flächen  wenigstens
 städtebaulich  hinnehmbare  Zustände  zu  schaffen,  sind  dann
 alleine  nicht  immer  erfolgversprechend.  Es  bedarf  daher
 unterstützender  Instrumente  der  Eingriffsverwaltung,  um
 effektive  Handlungsmöglichkeiten  in  den  Schrottimmobi-
 lienfällen  zu  geben.  Die  bisherige  Beschränkung  des  An-
 wendungsbereichs  des  Rückbaugebots  auf  Bebauungsplan-
 gebiete  ist  insoweit  hinderlich,  denn  die  Schrottimmobilien-
 problematik  stellt  sich  zumeist  im  nicht  beplanten  Innenbe-
 reich  (§  34);  ihre  jeweilige  städtebauliche  Bedeutung  ist
 ferner  unabhängig  davon,  ob  ein  Bebauungsplan  aufgestellt
 ist.  Mit  den  in  Nummer  2  in  Bezug  genommenen  nicht  be-
 hebbaren  Missständen  oder  Mängeln  im  Sinne  des  §  177  Ab-
 satz  2  und  3  Satz  1  sind  bereits  die  geeigneten  (bebauungs-
 planunabhängigen)  Maßstäbe  für  die  Erfassung  der  Schrott-
 immobilienproblematik  gegeben,  wobei  die  Anordnung  des
 Rückbaugebots  im  Übrigen  insbesondere  erfordert,  dass  eine
 alsbaldige  Durchführung  der  Maßnahme  aus  städtebaulichen
 Gründen  erforderlich  ist  (§  175  Absatz  2)  und  der  Verhältnis-
 mäßigkeitsgrundsatz gewahrt bleibt.
 Zu Nummer 23  (§ 192)
 Zu Buchstabe a
 Mit  dem  Erbschaftsteuerreformgesetz  hat  die  Wertermitt-
 lung  für  die  steuerrechtliche  Bewertung  stark  an  Bedeutung
 gewonnen.  Es  ist  daher  sachgerecht,  dass  der  Bedienstete  der
 Finanzbehörde  nicht  nur  im  Rahmen  der  Bodenrichtwerter-
 mittlung im Gutachterausschuss mitwirkt.
 Zu Buchstabe b
 Absatz  3  soll  im  Hinblick  auf  die  Änderung  in  Buchstabe  a
 redaktionell angepasst werden.
 Zu Nummer 24  (§ 195)
 Mit  der  vorgeschlagenen  Änderung  soll  klargestellt  werden,
 dass  nicht  nur  im  Fall  der  erstmaligen  Begründung  bzw.  Be-
 stellung,  sondern  auch  in  den  Fällen  der  erneuten  Bestellung
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des  Erbbaurechts  die  Gutachterausschüsse  Vertragsabschrif-
 ten erhalten.
 Zu Nummer 25  (§ 197)
 Die  Änderung  in  Absatz  2  Satz  2  erweitert  die  Möglichkeiten
 der  Auskunftserteilung  der  Finanzbehörden  an  die  Gutach-
 terausschüsse.
 Bodenrichtwerte  und  die  sonstigen  zur  Wertermittlung  erfor-
 derlichen  Daten  werden  steuerartenübergreifend,  insbeson-
 dere  für  die  Grundbesitzbewertung  für  Zwecke  der  Erb-
 schaftsteuer, benötigt.
 Bodenrichtwerte  fließen  in  die  Bemessungsgrundlagen  meh-
 rerer  Steuerarten  ein.  Namentlich  bei  einheitlichen  Kaufver-
 trägen  kommt  es  mangels  wirtschaftlicher  Kaufpreisauftei-
 lung  zu  Fehlern  in  der  Führung  und  Auswertung  der  Kauf-
 preissammlung  und  infolgedessen  bei  der  Ermittlung  der
 Bodenrichtwerte.  Soweit  die  Finanzverwaltung  beispiels-
 weise  im  Bereich  der  Land-  und  Forstwirtschaft  unter  wirt-
 schaftlichen  Gesichtspunkten  Kaufpreisaufteilungen  vor-
 nimmt,  kann  sie  ihre  Ermittlungsergebnisse  künftig  den  Gut-
 achterausschüssen  zur  Verfügung  stellen.  Dadurch  wird  der
 Gleichmäßigkeit  der  Besteuerung  in  angemessener  Weise
 Rechnung getragen.
 Es  wird  gewährleistet,  dass  die  Finanzverwaltung  Auskünfte
 nur  zum  Zwecke  der  Erfüllung  der  im  neu  gefassten  Absatz  2
 Satz  2  genannten  gesetzlichen  Aufgaben  der  Gutachteraus-
 schüsse  erteilt  und  soweit  dies  nicht  mit  einem  unverhältnis-
 mäßigen  Aufwand  verbunden  ist.  Ein  ständiger  Zugriff  der
 Gutachterausschüsse  auf  die  Daten  der  Finanzverwaltung  ist
 ausgeschlossen.
 Zu Nummer 26  (§ 199)
 Zu Buchstabe a
 In  Absatz  2  Nummer  1  soll  ausdrücklich  die  Befugnis  der
 Landesregierungen  bestimmt  werden,  die  Bildung  und  das
 Tätigwerden  der  Zentralen  Geschäftsstellen  (vgl.  §  198
 BauGB) zu regeln.
 Zu Buchstabe b
 Mit  der  Änderung  in  Absatz  2  Nummer  4  soll  eine  redaktio-
 nelle  Klarstellung  erfolgen,  dass  die  Länder  eine  häufigere
 Ermittlung  der  Bodenrichtwerte  als  den  zweijährigen  Turnus
 nach  §  196  Absatz  1  Satz  5  BauGB  bestimmen  können.  Eine
 solche  Klarstellung  ist  erforderlich,  da  unterschiedliche  Auf-
 fassungen  darüber  bestehen,  ob  eine  häufigere  Ermittlung
 der  Bodenrichtwerte  im  Bundesrecht  oder  im  Landesrecht
 geregelt  werden  müsste.  Die  häufigere  Ermittlung  kann  aber
 sinnvoller  Weise  nur  im  Landesrecht  angeordnet  werden,  da
 bundesrechtlich  die  Ermittlungshäufigkeit  bereits  in  §  196
 Absatz 1 Satz 5 BauGB bestimmt ist.
 Zu Nummer 27  (§ 242)
 Es  handelt  sich  um  eine  Folgeänderung  zu  Nummer  17
 (§  124).
 Zu Nummer 28  (§ 245a)
 Änderungen  der  Baugebietsvorschriften  der  Baunutzungs-
 verordnung  gelten  grundsätzlich  nur  für  künftige  Bebau-
 ungspläne  und  gegebenenfalls  unmittelbar  dann,  wenn  es
 sich  im  Einzelfall  um  ein  faktisches  Baugebiet  handelt  (vgl.
 §  34  Absatz  2).  Mit  dem  vorgeschlagenen  §  245a  Absatz  1
 Satz  1  sollen  die  in  Artikel  2  Nummer  3  und  4  vorgeschlage-
 nen  Änderungen  zur  allgemeinen  Zulässigkeit  von  Kinder-
 tagesstätten  in  reinen  Wohngebieten  sowie  von  Anlagen  zur
 Nutzung  solarer  Strahlungsenergie  und  von  Kraft-Wärme-
 Kopplungsanlagen  kraft  Gesetzes  auch  auf  bereits  in  Kraft
 befindliche  Bebauungspläne  Anwendung  finden.  Dies  er-
 klärt  sich  zum  einen  aus  dem  auch  klarstellenden  Charakter
 dieser  speziellen  Änderungen,  zum  anderen  aus  der  grund-
 sätzlichen  Bedeutung  der  mit  ihnen  verfolgten  Anliegen:  Die
 Bundesregierung  hat  sich  zum  Ziel  gesetzt,  die  Vereinbarkeit
 von  Familie  und  Beruf  zu  verbessern  und  dafür  auch  die  Zahl
 der  Kindertagesstätten  zu  erhöhen.  In  bauplanungsrecht-
 licher  Hinsicht  soll  dem  durch  eine  eindeutige  Stärkung  der
 wohnortnahen  Kinderbetreuung  in  reinen  Wohngebieten
 Rechnung  getragen  werden,  die  unmittelbar  und  nicht  erst
 nach  Aufstellung  oder  Änderung  eines  entsprechenden  Be-
 bauungsplans  erreicht  werden  soll.  Ferner  soll  die  im  Koali-
 tionsvertrag  vorgesehene  rechtliche  Besserstellung  des  sog.
 Kinderlärms,  soweit  diese  das  Bauplanungsrecht  betrifft  (zur
 Änderung  des  Lärmschutzrechts  vgl.  Bundesratsdrucksache
 128/11  und  das  Gesetz  vom  20.  Juli  2011  [BGBl.  I  S.  1474]),
 umgehend  vollzogen  werden.  Zu  Photovoltaikanlagen  in,  an
 oder  auf  Dach-  oder  Außenwandflächen  und  in  vergleich-
 barer  Art  zu  Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen  in  Gebäuden
 haben  sich  Fragen  in  der  Praxis  ergeben,  die  im  Interesse  der
 Rechtssicherheit durch ein förmliches Gesetz zu lösen sind.
 Soweit  in  Bebauungsplänen  die  bisherige  ausnahmsweise
 Zulässigkeit  von  Kindertagesstätten  (Anlagen  für  soziale
 Zwecke;  §  3  Absatz  3  Nummer  2  der  Baunutzungsverord-
 nung  in  der  bisherigen  Fassung)  durch  Festsetzungen  nach
 §  1  Absatz  6  Nummer  1,  Absatz  8  und  9  vor  dem  Inkrafttre-
 ten  dieses  Gesetzes  ausgeschlossen  worden  ist,  soll  nach
 §  245a  Absatz  1  Satz  2  die  Rückwirkung  nach  Satz  1  nicht
 eintreten.  Denn  in  diesem  Fall  haben  die  Gemeinden  mit
 einer  entsprechenden  Festsetzung  einen  anders  lautenden
 planerischen  Willen  bekundet,  der  gesetzlich  nicht  ignoriert
 werden soll.
 §  245  Absatz  2  Satz  1  stellt  klar,  dass  auch  die  sich  aus  dem
 neuen  §  3  Absatz  2  Nummer  2  und  dem  neuen  §  14  Absatz  3
 der  Baunutzungsverordnung  in  Verbindung  mit  §  245a
 Absatz  1  ergebende  Zulässigkeit  von  Anlagen  zur  Kinderbe-
 treuung  und  von  Anlagen  zur  Nutzung  erneuerbarer  Ener-
 gien  im  Geltungsbereich  bestehender  Bebauungspläne  unter
 Anwendung  des  §  1  Absatz  5,  8  und  9  oder  des  §  14  Absatz  1
 Satz  2  der  Baunutzungsverordnung  eingeschränkt  oder  aus-
 geschlossen  werden  kann.  Hierauf  sind  die  Vorschriften  die-
 ses  Gesetzbuchs  über  die  Aufstellung  von  Bebauungsplänen,
 einschließlich  der  Vorschriften  über  die  Veränderungssperre
 und  die  Zurückstellung  von  Baugesuchen  nach  den  §§  14
 bis  18,  anwendbar.  In  der  Praxis  dürfte  hier  im  Regelfall  ein
 vereinfachtes Verfahren nach § 13 in Betracht kommen.
 Um  den  Bedürfnissen  der  kommunalen  Planungshoheit
 Rechnung  zu  tragen,  sieht  §  245a  Absatz  2  Satz  2,  der  nach
 Artikel  3  Absatz  2  bereits  am  Tag  nach  der  Verkündung  die-
 ses  Gesetzes  in  Kraft  tritt,  vor,  dass  entsprechende  Ände-
 rungsverfahren  bereits  vor  dem  Inkrafttreten  der  übrigen
 Vorschriften  dieses  Gesetzes  eingeleitet  werden  können.  Ins-
 besondere  können  auch  entsprechende  Veränderungssperren
 beschlossen werden.
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Entfalten  Darstellungen  zu  Tierhaltungsanlagen  in  Flächen-
 nutzungsplänen,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  in
 Kraft  getreten  sind,  Rechtswirkungen  nach  §  35  Absatz  3
 Satz  3,  dürfte  es  im  Regelfall  dem  planerischen  Willen  der
 Gemeinden  entsprechen,  dass  diese  Rechtswirkungen  auch
 weiterhin  für  diejenigen  Tierhaltungsanlagen  gelten,  die
 nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  im  Außenbereich  pri-
 vilegiert  bleiben.  Dies  soll  in  §  245a  Absatz  3  Satz  1  daher
 ausdrücklich  geregelt  werden.  Im  Einzelfall  kann  sich  je-
 doch  die  Situation  ergeben,  dass  unter  Geltung  des  geänder-
 ten  §  35  die  Rechtsfolge  des  §  245a  Absatz  3  Satz  1  im  Wi-
 derspruch  zum  planerischen  Willen  der  Gemeinde  steht.  Zur
 Wahrung  der  kommunalen  Planungshoheit  soll  in  diesen  Fäl-
 len  §  245a  Absatz  3  Satz  1  keine  Anwendung  finden.  Dies
 stellt  die  Gemeinde  nach  dem  vorgeschlagenen  Absatz  3
 Satz  2  in  einem  Beschluss  fest,  der  ortsüblich  bekannt  zu  ma-
 chen  ist.  Mit  der  ortsüblichen  Bekanntmachung  des  Be-
 schlusses  gelten  die  entsprechenden  Darstellungen  des  Flä-
 chennutzungsplans  als  aufgehoben;  der  Flächennutzungs-
 plan  ist  im  Wege  der  Berichtigung  anzupassen  (§  245a  Ab-
 satz 3 Satz 3).
 Zu Nummer 29  (Anlage)
 Es  handelt  sich  um  eine  redaktionelle  Anpassung  an  den  Ver-
 trag von Lissabon.
 Zu Artikel 2  (Änderung der Baunutzungs-
 verordnung)
 Zu Nummer 1  (Inhaltsübersicht)
 Es  handelt  sich  um  eine  redaktionelle  Anpassung  an  die  Än-
 derung  der  Überschrift  zu  §  14  und  die  Einfügung  des  vorge-
 schlagenen §  25d.
 Zu Nummer 2  (§ 1)
 Es  handelt  sich  um  eine  Folgeänderung  zu  Nummer  3  (§  3).
 Die  sog.  Feinsteuerung  bei  Baugebietsfestsetzungen  (Modi-
 fizierung  der  nach  den  Baugebieten  zulässigen  Nutzungen)
 nach  §  1  Absatz  5  bis  9  ist  bisher  nicht  für  reine  Wohngebiete
 geregelt,  weil  dort  nach  §  3  bisher  nur  Wohngebäude  allge-
 mein  zulässig  sind.  Künftig  sollen  in  reinen  Wohngebieten
 auch  Anlagen  zur  Kinderbetreuung,  die  den  Bedürfnissen
 der  Bewohner  des  Gebietes  dienen,  allgemein  zulässig  sein.
 Auch  für  deren  planerische  Feinsteuerung  kann  daher  künf-
 tig ein Bedarf bestehen.
 Zu Nummer 3  (§ 3)
 Auf  den  Allgemeinen  Teil  der  Begründung  (Abschnitt
 A.III.2.a) wird Bezug genommen.
 Die  Regelung  soll  verdeutlichen,  dass  Anlagen  zur  Kinder-
 betreuung,  die  den  Bedürfnissen  der  Bewohner  des  Gebiets
 dienen,  in  reinen  Wohngebieten  allgemein  zulässig  sind;  bis-
 lang  waren  alle  Kindertagesstätten  etc.  unabhängig  von  ihrer
 Größe  nach  Absatz  3  Nummer  2  nur  ausnahmsweise  zuläs-
 sig.
 Die  größenmäßige  Beschränkung  trägt  dem  Umstand  Rech-
 nung,  dass  Kinderbetreuungseinrichtungen  in  reinen  Wohn-
 gebieten  ihren  Zweck  vor  allem  darin  haben,  Kindern  und
 Eltern  eine  wohnortnahe  Einrichtung  zu  ermöglichen.  Die
 Genehmigung  sonstiger  Kindertagesstätten  bleibt  weiterhin
 nach  Absatz  3  („sonstige  Anlagen  für  soziale  Zwecke“)  aus-
 nahmsweise möglich.
 Zu Nummer 4  (§ 14)
 Zu Buchstabe a
 Die  Änderung  der  Überschrift  dient  der  Präzisierung  im  Hin-
 blick auf den vorgeschlagenen Absatz 3 (Buchstabe c).
 Zu Buchstabe b
 Mit  der  Änderung  soll  ausdrücklich  klargestellt  werden,  dass
 auch  Anlagen  der  Kleintiererhaltungszucht  als  Nebenanlage
 zu qualifizieren sind.
 Zu Buchstabe c
 Auf  den  Allgemeinen  Teil  der  Begründung  (Abschnitt
 A.III.2.b) wird Bezug genommen.
 Baulich  untergeordnete  Anlagen  zur  Nutzung  solarer  Strah-
 lungsenergie  in,  an  oder  auf  Dach-  oder  Außenwandflächen
 (Solarthermieanlagen  und  Photovoltaikanlagen)  sollen,  so-
 weit  ihnen  eine  bodenrechtliche  Relevanz  zukommt  und  sie
 nicht  bereits  nach  den  §§  2  bis  13  als  gewerbliche  Nutzung
 zulässig  sind,  auch  dann  –  unabhängig  davon,  ob  sie  im  Ein-
 zelfall  als  Bestandteil  des  Gebäude  zu  werten  sein  sollten  –
 als  Nebenanlage  im  Sinne  des  §  14  Absatz  1  Satz  1  zulässig
 sein,  wenn  die  erzeugte  Energie  vollständig  oder  überwie-
 gend  in  das  öffentliche  Netz  eingespeist  wird.  Anders  als  bei
 sonstigen  Nebenanlagen  wird  also  auf  das  Merkmal  der
 funktionellen  Unterordnung  verzichtet.  Es  bleibt  jedoch
 beim  Erfordernis  der  baulichen  bzw.  räumlich-gegenständ-
 lichen  Unterordnung.  Grundsätzlich  nicht  erfasst  sind  daher
 z.  B.  Anlagen,  deren  Fläche  über  die  Größe  der  Dachfläche
 bzw.  die  Wandfläche  des  Gebäudes  hinausgeht.  Für  Anlagen
 nach  dem  vorgeschlagenen  Absatz  3  gilt  –  wie  auch  für  sons-
 tige  Nebenanlagen  im  Sinne  des  §  14  Absatz  1  Satz  1  –  die
 Ausschlussmöglichkeit  nach  §  14  Absatz  1  Satz  3.  Für  an-
 dere  Anlagen  zur  Nutzung  erneuerbarer  Energien  bleibt  es
 bei  Vorliegen  der  jeweiligen  Voraussetzungen  bei  der  An-
 wendung  der  Absätze  1  und  2;  die  insoweit  erforderliche
 funktionelle  Unterordnung  im  Sinne  der  Absätze  1  und  2
 dürfte  grundsätzlich  gegeben  sein,  wenn  ein  wesentlicher
 Teil  der  durch  die  Anlage  jährlich  erzeugten  Energie  auf  dem
 Grundstück  oder  in  dem  Baugebiet  (Absatz  1)  bzw.  den  Bau-
 gebieten (Absatz 2) genutzt wird.
 Für  Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen  (KWK-Anlagen)  heu-
 tigen  Standards  besteht  grundsätzlich  kein  Regelungsbedarf:
 Werden  KWK-Anlagen  in  einer  planungsrechtlich  zulässi-
 gen  baulichen  Hauptanlage  installiert,  sind  solche  Anlagen
 –  vergleichbar  einer  herkömmlichen  Heizungsanlage  –  als
 bloßer  Bestandteil  des  Gebäudes  zu  werten,  soweit  ein
 wesentlicher  Teil  der  erzeugten  Energie  (Wärme  und  Strom)
 im  Gebäude  genutzt  wird.  Andere  KWK-Anlagen  sind  –  bei
 räumlich-gegenständlicher  Unterordnung  und  bestehender
 Baugebietsverträglichkeit  –  jedenfalls  dann  als  grundstücks-
 oder  baugebietsbezogene  Nebenanlagen  nach  §  14  Absatz  1
 allgemein  zulässig,  soweit  ein  wesentlicher  Teil  der  erzeug-
 ten  Energie  auf  dem  Grundstück  oder  in  dem  Baugebiet  ge-
 nutzt  wird.  Zur  Vermeidung  von  Rechtsunsicherheiten  sollen
 KWK-Anlagen  innerhalb  von  Gebäuden  gleichwohl  –  wie
 Solaranlagen  –  grundsätzlich  als  Nebenanlagen  behandelt
 werden.
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Zu Nummer 5  (§ 17)
 Mit  der  vorgeschlagenen  Regelung  soll  der  Spielraum  der
 Gemeinden  im  Interesse  der  Innenentwicklung  erweitert
 werden,  im  Bebauungsplan  von  den  Obergrenzen  für  die  Be-
 stimmung  des  Maßes  der  baulichen  Nutzung  (§  17  Absatz  1)
 abweichen  zu  können.  Dies  gilt  insbesondere  für  die  einen-
 gende  Voraussetzung,  dass  „besondere  städtebauliche
 Gründe  dies  [d.  h.  die  Abweichung]  erfordern“  (§  17  Absatz
 2  Satz  1  Nummer  1).  Die  Abweichung  soll  künftig  „aus  städ-
 tebaulichen  Gründen“  erfolgen  können.  Dies  umfasst  auch
 die  Berücksichtigung  sonstiger  öffentlicher  Belange,  die
 daher  nicht  mehr  ausdrücklich  benannt  werden  sollen.  Im
 Übrigen  soll  es  dabei  bleiben,  dass  die  durch  eine  Über-
 schreitung  der  Obergrenzen  im  jeweiligen  Planungsfall  zu
 erwartenden  Auswirkungen  auf  gesunde  Wohn-  und  Arbeits-
 verhältnisse  und  gegebenenfalls  nachteilige  Auswirkungen
 auf  die  Umwelt  durch  vorliegende  Umstände  oder  zu  tref-
 fende Maßnahmen ausgeglichen werden.
 Eine  Überschreitung  der  nach  Gebietstypus  gestaffelten
 Obergrenzen  soll  dabei  grundsätzlich  –  wie  auch  nach  bis-
 heriger  Rechtslage  (vgl.  BVerwG,  Urteil  vom  6.  Juni  2002  –
 4  CN  4.01)  –  nicht  automatisch  zu  einer  Beeinträchtigung
 der  allgemeinen  Anforderungen  an  gesunde  Wohn-  und  Ar-
 beitsverhältnisse  führen.  Umstände  oder  Maßnahmen  kön-
 nen  im  Übrigen  wie  nach  bisheriger  Rechtslage  grundsätz-
 lich  auch  außerhalb  des  Geltungsbereichs  des  Bebauungs-
 plans  gegeben  sein  bzw.  vorgesehen  werden.  Die  Bedürf-
 nisse  des  Verkehrs  sollen  im  Hinblick  auf  §  1  Absatz  6
 Nummer 9 nicht mehr gesondert erwähnt werden.
 Verzichtet  werden  soll  auf  die  im  geltenden  Recht  enthaltene
 Regelung  des  §  17  Absatz  3  über  die  Überschreitungsmög-
 lichkeit  in  den  am  1.  August  1962,  dem  erstmaligen  Inkraft-
 treten  der  Baunutzungsverordnung,  überwiegend  bebauten
 Gebieten.  Denn  die  in  dieser  Regelung  enthaltene  erleich-
 terte  Überschreitungsmöglichkeit  geht  in  der  neuen  Rege-
 lung des § 17 Absatz 2 Satz 1 auf.
 Die  neue  Überschreitungsregelung  trägt  insgesamt  dazu  bei,
 dass  in  den  in  Betracht  kommenden  Fällen  den  Erfordernis-
 sen  der  Innenentwicklung  und  den  unterschiedlichen  städte-
 baulichen  Situationen  besser  Rechnung  getragen  werden
 kann.
 Zu Nummer 6  (§ 25d – neu)
 Die  vorgeschlagene  Vorschrift  enthält  die  erforderliche
 Überleitungsregelung  (für  in  Kraft  befindliche  Bebauungs-
 pläne vgl. Artikel 1 Nummer 28).
 Zu Nummer 7  (§ 26a)
 Die  vorgeschlagene  Aufhebung  von  §  26a  Absatz  1  ergibt
 sich  als  Folgeänderung  aus  den  Änderungen  des  §  17  (Num-
 mer 5).
 Zu Artikel 3  (Inkrafttreten)
 Die  Vorschrift  regelt  das  Inkrafttreten  (siehe  hierzu  auch  Ar-
 tikel 1 Nummer 28).
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Anlage 2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  den  Entwurf  des  Ge-
 setzes geprüft.
 Das  Ressort  hat  die  Auswirkungen  auf  den  Erfüllungsauf-
 wand  dargestellt.  Auch  wenn  die  Änderungen  von  den  Be-
 teiligten  mehrheitlich  begrüßt  werden,  ist  der  Rat  davon
 überzeugt,  dass  insbesondere  durch  Ergänzungen  der  vor-
 handenen  Regelungen  im  Bereich  der  Bauleitpläne  (§  1a
 BauGB)  und  der  städtebaulichen  Sanierungsmaßnahmen
 (§  136  BauGB)  teilweise  größerer  Planungsaufwand  der
 Verwaltung  bei  den  Städten  und  Gemeinden  entstehen  wird.
 Auf  Grund  der  Komplexität  kann  jedoch  hier  der  Auffassung
 des  Ressorts  gefolgt  werden,  dass  der  entsprechende  Mehr-
 aufwand  nicht  prognostizierbar  sei.  Durch  Änderung  des
 §  197  Absatz  2  des  Baugesetzbuches  wird  die  Auskunftser-
 teilung  der  Finanzbehörden  an  die  Gutachterausschüsse  er-
 weitert.  Durch  die  vorgesehene  Regelung  entsteht  im  Be-
 reich  der  Länderverwaltung  ein  jährlicher  Erfüllungsauf-
 wand in Höhe von rd. 600  000 Euro.
 Für  Bürgerinnen  und  Bürger  sowie  für  die  Wirtschaft  ent-
 steht kein Erfüllungsaufwand.
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  im  Rahmen  seines  ge-
 setzlichen  Prüfauftrages  keine  Bedenken  gegen  das  Rege-
 lungsvorhaben.
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Anlage 3
 Stellungnahme des Bundesrates
 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  900.  Sitzung  am  21.  September
 2012  beschlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76
 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:
 1.  Zu  Artikel  1  Nummer  2  Buchstabe  a  (§  1  Absatz  5
 Satz  3  BauGB)
 In  Artikel  1  Nummer  2  Buchstabe  a  ist  §  1  Absatz  5
 Satz  3 wie folgt zu fassen:
 „Hierzu  haben  die  Bauleitpläne  vorrangig  Maßnahmen
 zur Innenentwicklung vorzusehen.“
 B e g r ü n d u n g
 Das  Regelungsziel  einer  nachhaltigen  städtebaulichen
 Entwicklung  durch  Stärkung  der  Innenentwicklung  und
 damit  eine  konsequente  Vermeidung  der  Inanspruch-
 nahme  von  neuen  Flächen  im  Außenbereich  mit  den  vor-
 gesehenen  Änderungen  wird  unterstützt.  Es  ist  allerdings
 unzureichend  gefasst  und  muss  in  der  Regelungstiefe
 eine Soll-Vorgabe übersteigen.
 2.  Zu  Artikel  1  Nummer  6  (§  4b  Satz  2  BauGB)
 Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Verlauf  des  Gesetzge-
 bungsverfahrens  eine  ausdrückliche  Klarstellung  im
 Baugesetzbuch  zu  prüfen,  ob  und,  wenn  ja,  welche  Bin-
 dungswirkungen  das  Ergebnis  einer  nach  §  4b  Satz  2
 BauGB  auf  Veranlassung  der  Gemeinde  durchgeführten
 Mediation  für  die  nach  §  1  Absatz  7  und  §  2  Absatz  3
 BauGB  von  der  Gemeinde  vorzunehmende  Abwägung
 entfaltet.
 B e g r ü n d u n g
 Es  ist  absehbar,  dass  sich  in  der  Gerichtspraxis  die  Frage
 stellen  wird,  ob  ein  zur  Überprüfung  stehender  Bauleit-
 plan  an  Abwägungsmängeln  leidet,  wenn  die  Gemeinde
 ein  Mediationsergebnis  übernimmt,  ohne  bei  der  Abwä-
 gungsentscheidung  noch  gesondert  eigene  Erwägungen
 anzustellen.
 3.  Zu  Artikel  1  Nummer  7  Buchstabe  b  –  neu  –
 (§  5  Absatz  6  –  neu  –  BauGB)
 In Artikel 1 ist Nummer 7 wie folgt zu fassen:
 ,7.  § 5 wird wie folgt geändert:
 a)  Absatz 2 Nummer 2 wird wie folgt geändert:
 aa)  In  Buchstabe  c  …  <  weiter  wie  Gesetzent-
 wurf >.
 bb)  Folgender  Buchstabe  d  …  <  weiter  wie  Ge-
 setzentwurf >.
 b)  Folgender Absatz 6 wird angefügt:
 „(6)  Vor  Ausweisung  neuer  Bauflächen  sind
 die  Infrastrukturfolgekosten  dem  Stand  der  Pla-
 nung  entsprechend  zu  ermitteln  und  zu  bewerten.
 Das  Bewertungsergebnis  ist  in  die  Begründung
 aufzunehmen.“‘
 B e g r ü n d u n g
 Die  demographische  Entwicklung  mit  der  tendenziell  ab-
 nehmenden  Bevölkerung  macht  es  erforderlich,  vor  der
 Ausweisung  neuer  Bauflächen  zu  prüfen,  welche  Infra-
 strukturfolgekosten  durch  die  Planung  für  die  Kommu-
 nen  hervorgerufen  werden  und  ob  insofern  die  Planung
 überhaupt sinnvoll ist.
 4.  Zu  Artikel  1  Nummer  11a  –  neu  –  (§  15  Absatz  3  Satz  4
 –  neu  –  BauGB)
 In  Artikel  1  ist  nach  Nummer  11  folgende  Nummer  11a
 einzufügen:
 ,11a.  Dem § 15 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:
 „Wenn  besondere  Umstände  es  erfordern,  kann  die
 Baugenehmigungsbehörde  auf  Antrag  der  Ge-
 meinde die Frist um ein Jahr verlängern.“‘
 B e g r ü n d u n g
 Eine  Konzentrationsflächenausweisung  erfordert  in  der
 Regel  ein  transparentes  und  komplexes  Verfahren  mit
 entsprechender  Öffentlichkeits-  und  Behördenbeteili-
 gung  sowie  die  Einholung  von  (Wind-)Gutachten  und
 Standortanalysen,  um  den  Ansprüchen  der  aktuellen
 Rechtsprechung  zu  genügen  („dem  Wind  substantiell
 Raum verschaffen“).
 Ein  Jahr  kann  für  eine  gründliche,  abgewogene  Planung
 oft zu kurz sein.
 5.  Zu  Artikel  1  Nummer  12a  –  neu  –  (§  24  Absatz  2
 BauGB)
 In  Artikel  1  ist  nach  Nummer  12  folgende  Nummer  12a
 einzufügen:
 ,12a.  § 24 wird wie folgt geändert:
 a)  Absatz 2 wird aufgehoben.
 b)  Die  Absatzbezeichnung  „(3)“  wird  durch  die
 Absatzbezeichnung „(2)“ ersetzt.‘
 B e g r ü n d u n g
 Mit  dem  Schutz  der  Mieter  vor  Verdrängung  und
 Umwandlungsspekulation  hat  sich  unter  anderem  der
 Bayerische  Landtag  wiederholt  befasst  (vgl.  Berichte
 vom  17.  Juli  2008  –  Drucksache  15/11244  –  und  vom
 20.  September  2011  –  Drucksache  16/6707).  Als  wirk-
 sames  Schutzinstrumentarium  bietet  sich  nach  einmüti-
 ger  Auffassung  die  Ausübung  des  gemeindlichen  Vor-
 kaufsrechts  in  Erhaltungssatzungsgebieten  an.  Da  aber
 gerade  im  Bereich  von  Milieuschutzsatzungen  häufig
 Wohnhäuser  zuerst  in  Eigentumswohnungen  aufgeteilt
 und  erst  diese  veräußert  werden,  steht  einem  wirksamen
 Schutz  die  Regelung  des  §  24  Absatz  2  BauGB  (Aus-
 schluss  des  Vorkaufrechts  bei  Aufteilung  in  Wohneigen-
 tum)  entgegen.  Eine  Aufhebung  dieser  Regelung  ist  da-
 her angezeigt.
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6.  Zu  Artikel  1  Nummer  15  Buchstabe  a
 (§  35  Absatz  1  Nummer  7  BauGB)
 In  Artikel  1  Nummer  15  ist  Buchstabe  a  wie  folgt  zu  fas-
 sen:
 ,a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:
 aa)  In Nummer 4 … <weiter wie Gesetzentwurf>.
 bb)  Nummer 7 wird wie folgt gefasst:
 „7.  der  Nutzung  der  Kernenergie  zu  friedlichen
 Zwecken,  der  Erforschung  für  Sicherheit,
 Endlagerung  und  Rückbau  oder  der  Entsor-
 gung  radioaktiver  Abfälle  dient,  mit  Aus-
 nahme  der  Neuerrichtung  von  Anlagen  zur
 Spaltung  von  Kernbrennstoffen  zur  gewerb-
 lichen  Erzeugung  von  Elektrizität  sowie  der
 Neuerrichtung  oder  Erweiterung  von  Anla-
 gen,  die  an  der  Erzeugung  oder  Aufarbeitung
 von Kernbrennstoffen beteiligt sind, oder“‘
 B e g r ü n d u n g
 Nach  den  Vorfällen  in  Fukushima  Daiichi  ist  durch  die
 Dreizehnte  Novelle  des  Atomgesetzes  aus  dem  Sommer
 2011  nunmehr  der  endgültige  Ausstieg  aus  der  gewerb-
 lichen  Nutzung  der  Kernenergie  zur  Elektrizitätserzeu-
 gung  bis  Ende  2022  –  im  parteiübergreifenden  politi-
 schen Konsens – beschlossen worden.
 Nach  der  aktuellen  Fassung  des  §  35  Absatz  1  Nummer  7
 BauGB  erfährt  die  Neuerrichtung  von  Kernenergieanla-
 gen,  die  der  Erforschung,  Entwicklung  und  Nutzung  von
 Kernenergie  dienen,  eine  Privilegierung.  Diese  Privile-
 gierung  wird  bisher  lediglich  dahin  gehend  einge-
 schränkt,  dass  hiervon  die  Neuerrichtung  von  Anlagen
 zur  Spaltung  von  Kernbrennstoffen  zur  gewerblichen  Er-
 zeugung von Elektrizität ausgeschlossen ist.
 Mit  dem  Ende  der  gewerblichen  Nutzung  von  Kernener-
 gie  zur  Elektrizitätserzeugung  entfällt  der  Bedarf  an
 Kernbrennstoffen  und  damit  die  Notwendigkeit,  Anlagen
 zur  Erforschung  oder  Entwicklung  von  Kernenergietech-
 nik  oder  zur  Erzeugung  oder  Aufarbeitung  von  Kern-
 brennstoffen  zu  betreiben  (davon  unberührt  bleibt  die
 weitere  Erforschung  für  die  Sicherheit,  die  Endlagerung
 und  den  Rückbau).  Ein  weitergehendes  gesamtgesell-
 schaftliches  Interesse  daran  besteht  nicht.  Der  Weiter-
 betrieb  solcher  Anlagen  mit  erheblichem  Gefährdungs-
 potential  lediglich  für  Exportzwecke  ist  abzulehnen.  In
 diesem  Zusammenhang  sollten  auch  Anlagen  zur  Wie-
 deraufarbeitung  von  Kernbrennstoffen  von  der  baurecht-
 lichen  Privilegierung  ausgenommen  werden,  da  diese
 nach  dem  Atomgesetz  bereits  zum  gegenwärtigen  Zeit-
 punkt nicht mehr genehmigungsfähig sind.
 7.  Zu  Artikel  1  Nummer  15  Buchstabe  a
 (§  35  Absatz  1  Nummer  8  BauGB)
 In  Artikel  1  Nummer  15  ist  Buchstabe  a  wie  folgt  zu  fas-
 sen:
 ,a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:
 aa)  In Nummer 4 …< weiter wie Gesetzentwurf >.
 bb)  In  Nummer  8  werden  vor  dem  Punkt  am  Ende
 folgende Wörter eingefügt:
 „,  oder  auf  Halden,  Deponien,  sanierten  Altlas-
 tenflächen  oder  befestigten  Flächen  im  Bereich
 von Konversionsflächen“‘.
 B e g r ü n d u n g
 Der  Ergänzungsvorschlag  dient  dem  beschleunigten  Um-
 stieg  auf  eine  dezentrale  und  erneuerbare  Energieversor-
 gung  in  Deutschland.  Mit  der  Ergänzung  wird  die  Zu-
 lassung  von  Photovoltaikanlagen  im  Außenbereich  er-
 leichtert  und  die  Flächen  werden  einer  sinnvollen  und  mit
 ihrem  Ursprungszweck  verträglichen  weiteren  Nutzung
 zugeführt.
 Der  Änderungsvorschlag  bezweckt  darüber  hinaus  einen
 Lenkungseffekt, um unbefestigte Flächen zu schonen.
 8.  Zu  Artikel  1  Nummer  15  Buchstabe  a
 (§  35  Absatz  1  Satz  2  –  neu  –  BauGB)
 In  Artikel  1  Nummer  15  ist  Buchstabe  a  wie  folgt  zu  fas-
 sen:
 ,a)  Dem § 35 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
 „Satz  1  Nummer  4  gilt  nicht  für  die  Errichtung,  Än-
 derung  oder  Erweiterung  einer  baulichen  Anlage  zur
 Tierhaltung,  die  dem  Anwendungsbereich  des  Sat-
 zes  1  Nummer  1  nicht  unterfällt  und  einer  Pflicht
 zur  Durchführung  einer  Umweltverträglichkeitsprü-
 fung  nach  Anlage  1  des  Gesetzes  über  die  Umwelt-
 verträglichkeitsprüfung  unterliegt,  wobei  bei  kumu-
 lierenden  Vorhaben  für  die  Annahme  eines  engen
 Zusammenhangs  diejenigen  Tierhaltungsanlagen  zu
 berücksichtigen  sind,  die  auf  demselben  Betriebs-
 oder  Baugelände  liegen  und  mit  gemeinsamen  be-
 trieblichen  oder  baulichen  Einrichtungen  verbunden
 sind.“‘
 B e g r ü n d u n g
 Die  Änderung  dient  der  besseren  Lesbarkeit  des  Gesetzes
 und  entspricht  der  sonstigen  Gestaltung  von  Ausnahme-
 vorschriften  zu  Vorschriften  im  Baugesetzbuch,  die  in
 Aufzählungen eingebettet sind.
 Die  beabsichtigte  Regelung  ist  außerdem  sprachlich  nicht
 gelungen,  weil  sie  dahin  gehend  missverstanden  werden
 könnte,  dass  sich  das  Wort  „nicht“  auch  auf  den  zweiten
 Halbsatz  des  Relativsatzes  bezieht.  Damit  wären  solche
 Tierhaltungsanlagen  von  der  Privilegierung  ausgeschlos-
 sen,  die  einer  Umweltverträglichkeitsprüfungspflicht
 unterliegen.  Dies  ist  aber  nach  der  Begründung  nicht
 gewollt.
 9.  Zu  Artikel  1  Nummer  15  Buchstabe  b
 (§  35  Absatz  4  Satz  2  und  3  BauGB)
 In Artikel 1 Nummer 15 ist Buchstabe b zu streichen.
 B e g r ü n d u n g
 Die  in  Artikel  1  Nummer  15  Buchstabe  b  vorgesehene
 Einfügung  in  §  35  Absatz  4  BauGB  wird  abgelehnt,  da
 diese  die  Entstehung  von  Splittersiedlungen  begünstigt
 und  damit  dem  landesplanerischen  Ziel  der  Ausweisung
 neuer  Wohnbauflächen  sowie  gemischter  Bauflächen
 ausschließlich  in  räumlicher  und  funktionaler  Anbindung
 an bereits bestehende Siedlungseinheiten entgegenwirkt.
 Die  vorgeschlagene  Regelung  widerspricht  der  erklärten
 Zielsetzung  des  Gesetzentwurfs  –  Stärkung  der  Innen-
Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 23 – Drucksache 17/11468
entwicklung  von  Städten  und  Gemeinden  –,  da  sie  zu
 einer  Intensivierung  und  Verfestigung  der  Nutzung  des
 Außenbereichs  durch  nicht  privilegierte  Nutzungen
 beiträgt.
 Mit  der  Formulierung  „In  begründeten  Einzelfällen“  in
 Verbindung  mit  den  sonstigen  Tatbestandsmerkmalen
 des  §  35  Absatz  4  Satz  2  BauGB  wird  eine  nicht  fass-
 bare  Ausweitung  der  Vorhaben,  bei  denen  bestimmte
 öffentliche  Belange  ausgeblendet  werden,  und  die  so-
 mit  im  Außenbereich  ohne  eine  zugrunde  liegende  Pla-
 nung errichtet werden können, ermöglicht.
 Die  beabsichtigte  Neuregelung  begünstigt  eine  weitere
 Zersiedelung  der  Landschaft  und  belastet  die  verkehrli-
 che Infrastruktur.
 Die  Regelung  ermöglicht  über  die  bereits  bislang  mög-
 liche  Nutzungsänderung  und  zweckmäßige  Verwen-
 dung  erhaltenswerter  Bausubstanz  von  Gebäuden  im
 Sinne  des  §  35  Absatz  1  Nummer  1  BauGB  oder  sonsti-
 ger  erhaltenswerter  Gebäude  nach  §  35  Absatz  4  Satz  1
 Nummer  4  BauGB,  die  das  Bild  der  Kulturlandschaft
 prägen,  hinaus  die  Neuerrichtung  und  nicht  privile-
 gierte  Nutzung  von  Gebäuden  im  Außenbereich,  von
 denen  lediglich  die  Vorgängerbauten  „auch  zur  Wah-
 rung  der  Kulturlandschaft  erhaltenswert“  gewesen  sein
 müssen.  Das  ursprünglich  erhaltenswerte  Gebäude  ist
 jedoch  nicht  mehr  vorhanden  beziehungsweise  der  Be-
 stand  soll  nicht  erhalten  werden.  Der  Anknüpfungs-
 punkt  an  Kulturlandschaft  ist  damit  entfallen,  so  dass
 nicht  ersichtlich  ist,  wieso  ein  Neubau  an  dessen  Stelle
 ermöglicht werden soll.
 Bereits  die  derzeit  gültige  Fassung  des  §  35  Absatz  4
 BauGB  bietet  ausreichend  Möglichkeiten,  nicht  mehr
 für  die  Landwirtschaft  genutzte  (Bestands-)Gebäude
 einer  anderen  sinnvollen  Nutzung  zuzuführen.  Soweit
 in  begründeten  Ausnahmefällen  ein  bisher  erhaltens-
 würdiges  Gebäude  mit  zumutbaren  Mitteln  nicht  mehr
 reparabel  erscheint,  und  somit  eine  Neuerrichtung  er-
 forderlich  wäre  (zum  Beispiel  Hausschwammfälle),  be-
 steht  bereits  nach  derzeitiger  Rechtslage  die  Möglich-
 keit,  ein  solches  Vorhaben  gemäß  §  35  Absatz  2  BauGB
 „im  Einzelfall“  zuzulassen.  Für  die  vorgeschlagene
 Neuregelung  besteht  somit  auch  unter  diesem  Gesichts-
 punkt kein Bedarf.
 Die  mögliche  Neuerrichtung  und  Nutzungsänderung
 jeder  Landarbeiterkate  oder  jedes  Viehunterstandes
 könnte  sonst  zu  erheblichen  Beschränkungen  für  die
 eigentliche  Zweckbestimmung  des  Außenbereichs
 führen.  Insbesondere  sind  hier  Abstandswahrungen  zu
 Windkraftanlagen,  Tierhaltungsbetrieben  oder  inten-
 siverer  Gülleausbringung  auf  landwirtschaftlichen  Flä-
 chen zu nennen.
 10.  Zu Artikel 1 Nummer 19
 (§ 136Absatz 2 Satz 2 Nummer 1,
 Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe c und d – neu –,
 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 BauGB)
 Artikel 1 Nummer 19 ist wie folgt zu fassen:
 ,19.  §  136 wird wie folgt geändert:
 a)  Absatz  2  Satz  2  Nummer  1  wird  wie  folgt  ge-
 ändert:
 aa)  Nach  dem  Wort  „Arbeitsverhältnisse“  wird
 das Wort „oder“ durch ein Komma ersetzt.
 bb)  Nach  dem  Wort  „Menschen“  werden  die
 Wörter  „oder  den  Erfordernissen  des  Kli-
 maschutzes  bei  der  Entwicklung  in  den
 Städten und Gemeinden“ eingefügt.
 b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:
 aa)  In  Nummer  2  Buchstabe  c  wird  der  Punkt
 am Satzende durch ein Komma ersetzt.
 bb)  Folgender Buchstabe d wird angefügt:
 „d)  die  energetische  Beschaffenheit,  die
 Gesamtenergieeffizienz  der  vorhande-
 nen  Bebauung  und  der  Versorgungs-
 einrichtung  des  Gebiets,  insbesondere
 im  Hinblick  auf  die  Erfordernisse  des
 Klimaschutzes  bei  der  Entwicklung  in
 den Städten und Gemeinden.“
 c)  In  Absatz  4  Satz  2  Nummer  1  werden  nach
 dem  Wort  „Bundesgebiets“  die  Wörter  „nach
 den  Erfordernissen  des  Klimaschutzes  bei  der
 Entwicklung  in  den  Städten  und  Gemeinden
 sowie“ eingefügt.‘
 B e g r ü n d u n g
 Eine  der  Zwecksetzungen  des  Gesetzentwurfs,  den  Kli-
 maschutz  bei  der  Entwicklung  in  den  Städten  und
 Gemeinden  voranzubringen,  bildet  einen  wichtigen
 Eckpfeiler  der  Novelle,  die  insoweit  vorangegangene
 Novellen  des  Baurechts  fortsetzt.  Allerdings  bestehen
 erhebliche  Bedenken,  dass  die  jetzt  vorgesehenen  Re-
 gelungen  für  Sanierungsmaßnahmen  dieses  Ziel  errei-
 chen  können.  Es  sind  kaum  Anwendungsfälle  denkbar,
 für  die  danach  eine  städtebauliche  Sanierung  aus  den
 Erfordernissen  des  Klimaschutzes  gerechtfertigt  wäre.
 Insoweit  sollten  den  betroffenen  öffentlichen  Stellen
 klare  Kriterien  an  die  Hand  gegeben  werden,  damit  sie
 das  Anliegen  des  Klimaschutzes  bei  der  Entwicklung  in
 den  Städten  und  Gemeinden  konsequent  vorantreiben
 können.
 11.  Zu  Artikel  1  Nummer  22  Buchstabe  a  und  b
 (§  179  Absatz  1  Satz  1  und  Satz  2  bis  4  –  neu  –,
 Absatz  3  Satz  1  und  Satz  1a  –  neu  –  BauGB)
 In Artikel 1 ist Nummer 22 wie folgt zu fassen:
 ,22.  § 179 wird wie folgt geändert:
 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:
 aa)  Satz 1 wird durch folgende Sätze ersetzt:
 „Die  Gemeinde  kann  den  Eigentümer  ver-
 pflichten  zu  dulden,  dass  eine  bauliche  An-
 lage  ganz  oder  teilweise  beseitigt  wird,
 wenn  sie  den  Festsetzungen  eines  Bebau-
 ungsplans  nicht  entspricht  und  ihnen  nicht
 angepasst  werden  kann.  Weist  eine  bau-
 liche  Anlage  Missstände  oder  Mängel  im
 Sinne  des  §  177  Absatz  2  und  3  Satz  1  auf,
 die  auch  durch  eine  Modernisierung  oder
 Instandsetzung  nicht  behoben  werden  kön-
 nen,  kann  die  Gemeinde  die  Beseitigung
 der  Missstände  durch  Rückbau  auf  Kosten
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des  Eigentümers  anordnen.  Dies  gilt  auch,
 soweit  die  Kosten  einer  Modernisierung
 oder  Instandsetzung  von  dem  Eigentümer
 nach  §  177  Absatz  4  Satz  1  nicht  zu  tragen
 wären.“
 bb)  In  dem  neuen  Satz  4  werden  die  Wörter
 „Satz  1  Nr.  1  gilt“  durch  die  Wörter  „Die
 Sätze 1 bis 3 gelten“ ersetzt.
 b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:
 aa)  Satz 1 wird wie folgt gefasst:
 „Entstehen  dem  Eigentümer,  Mieter,  Päch-
 ter oder sonstigen Nutzungsberechtigten
 1.  durch  die  Beseitigung  nach  Absatz  1
 Satz  1  Vermögensnachteile,  hat  die  Ge-
 meinde  angemessene  Entschädigung  in
 Geld zu leisten;
 2.  durch  die  Anordnung  nach  Absatz  1
 Satz  2  Vermögensnachteile,  hat  die
 Gemeinde  nach  Maßgabe  des  §  177  Ab-
 satz  4  eine  angemessene  Entschädigung
 in  Geld  insoweit  zu  leisten,  wie  nachge-
 wiesen  wird,  dass  die  Vornahme  der  an-
 geordneten  Maßnahmen  oder  die  damit
 verbundenen  Auswirkungen  wirtschaft-
 lich nicht mehr zumutbar sind.“
 bb)  Nach  Satz  1  wird  folgender  Satz  eingefügt:
 „Satz  1  gilt  entsprechend  für  die  Besei-
 tigung  oder  Anordnung  nach  Absatz  1
 Satz  4.“
 B e g r ü n d u n g
 Nach  §  179  BauGB  (Rückbau-  und  Entsiegelungsge-
 bot)  kann  der  Eigentümer  verpflichtet  werden  zu  dul-
 den,  dass  eine  bauliche  Anlage  im  Geltungsbereich  ei-
 nes  Bebauungsplans  ganz  oder  teilweise  beseitigt  wird,
 wenn  sie  den  Festsetzungen  des  Bebauungsplans  nicht
 entspricht  oder  Missstände  oder  Mängel  im  Sinne  des
 §  177  Absatz  2  und  3  Satz  1  BauGB  aufweist.  Das  gilt
 entsprechend  für  die  sonstige  Wiedernutzbarmachung
 von  dauerhaft  nicht  mehr  genutzten  Flächen.  Die  Besei-
 tigung  erfolgt  auf  Kosten  der  Gemeinde.  Weitere  durch
 die  Beseitigung  eintretende  Vermögensnachteile  sind
 dem  Eigentümer  oder  auch  Dritten  nach  Maßgabe  des
 §  179 Absatz 3 BauGB auszugleichen.
 Das  Rückbau-  und  Entsiegelungsgebot  in  §  179  BauGB
 wird  den  aktuellen  städtebaulichen  Anforderungen
 nicht  mehr  gerecht.  Gerade  die  in  vielen  städtebauli-
 chen  Problembereichen  erforderliche  Beseitigung  von
 Schrottimmobilien  muss  unter  angemessener  finanziel-
 ler  Beteiligung  des  Eigentümers  erfolgen,  von  der  er  ge-
 genwärtig  im  Falle  des  Rückbau-  oder  Entsiegelungs-
 gebotes  völlig  freigestellt  ist.  Die  gesetzliche  Regelung
 ist  daher  im  Interesse  eines  ausgewogenen  Verhältnis-
 ses  von  Privatnützigkeit  und  Sozialpflichtigkeit  des  Ei-
 gentums  fortzuentwickeln.  Dies  schließt  eine  angemes-
 sene  finanzielle  Beteiligung  des  Eigentümers  an  den
 durch  die  Beseitigung  von  Anlagen  in  städtebaulichen
 Problembereichen entstehenden Kosten ein.
 Die  bereits  vorhandenen  Instrumente  des  besonderen
 Städtebaurechts  (städtebauliche  Sanierungsmaßnah-
 men  in  §§  136  ff.  BauGB,  Stadtumbaumaßnahmen  in
 §§  171a  ff.  BauGB)  reichen  zur  Lösung  der  aktuellen
 städtebaulichen  Anforderungen  nicht  aus.  Sie  können
 nur  bei  großflächigen  Ausmaßen  eingesetzt  werden  und
 setzen  eine  Kooperationsbereitschaft  seitens  des  Eigen-
 tümers  voraus,  die  eben  meistens  bei  Schrottimmobi-
 lien nicht vorhanden ist.
 Die  Beschränkung  der  gesetzlichen  Maßnahmen  in
 §  179  Absatz  1  BauGB  auf  den  Geltungsbereich  eines
 Bebauungsplans  hat  sich,  soweit  Missstände  oder  Män-
 gel  im  Sinne  des  §  177  Absatz  2  und  Absatz  3  Satz  1
 BauGB  vorliegen,  nicht  bewährt  und  sollte  daher  er-
 satzlos gestrichen werden.
 Vielmehr  sollte  das  Rückbau-  und  Entsiegelungsgebot
 in  derartigen  Fällen  auch  außerhalb  eines  Bebauungs-
 plans angewendet werden können.
 Liegen  keine  städtebaulichen  Missstände  oder  Mängel
 vor,  kann  das  Rückbau-  und  Entsiegelungsgebot  wie
 bisher  erlassen  werden,  wenn  die  bauliche  Anlage  den
 Festsetzungen  eines  Bebauungsplans  nicht  entspricht.
 Das  Gebot  besteht  in  einer  Duldungspflicht  und  erfolgt
 auf  Kosten  der  Gemeinde.  Zugleich  werden  wie  bisher
 Entschädigungsansprüche  gewährt.  Diese  können  nicht
 nur  dem  Eigentümer  bei  entsprechenden  Vermögens-
 verlusten  zustehen.  Auch  Mieter,  Pächter  oder  sonstige
 Nutzungsberechtigte  erhalten  nach  Maßgabe  des  inso-
 weit  unveränderten  §  179  Absatz  3  BauGB  eine  ange-
 messene  Entschädigung  in  Geld.  Auch  die  Übernahme-
 ansprüche  nach  §  179  Absatz  3  Satz  2  und  3  BauGB
 bleiben  bestehen.  Die  Regelungen  sind  Ausdruck  der
 Eigentumsgarantie,  die  eine  Enteignung  nur  bei  Ge-
 währung  einer  Entschädigung  zulässt  (Artikel  14  Ab-
 satz  3  Satz  2  und  3  GG).  Hinsichtlich  der  Beseitigungs-
 maßnahmen  bei  einem  Widerspruch  zu  den  Festsetzun-
 gen  des  Bebauungsplans  bleibt  die  bisherige  gesetz-
 liche Regelung daher unverändert.
 Im  Falle  städtebaulicher  Missstände  kann  die  Ge-
 meinde  demgegenüber  nach  der  vorgeschlagenen  Neu-
 regelung  die  Beseitigung  der  Missstände  durch  Rück-
 bau  auf  Kosten  des  Eigentümers  anordnen.  Die  Lage
 der  baulichen  Anlage  im  Geltungsbereich  eines  Bebau-
 ungsplans  ist  dazu  nicht  erforderlich.  Entsprechendes
 gilt  für  die  sonstige  Wiedernutzbarmachung  von  dauer-
 haft  nicht  mehr  genutzten  Flächen.  Bezieht  sich  das
 Rückbau-  und  Entsiegelungsgebot  auf  Wohn-  oder
 Geschäftsraum,  so  müssen  wie  bisher  die  in  §  179  Ab-
 satz  2  BauGB  enthaltenen  Voraussetzungen  gegeben
 sein.
 Mit  der  Umwandlung  des  Duldungsgebotes  in  eine  Be-
 seitigungsverpflichtung  geht  zugleich  die  hierdurch
 entstehende  Kostenlast  von  der  Gemeinde  auf  den  ver-
 pflichteten  Eigentümer  über.  Die  Gemeinde  wird  daher
 von  den  Kosten  der  Beseitigung  freigestellt.  Hierin  liegt
 der  eigentliche  Kern  der  Neuregelung,  der  es  ermög-
 licht,  bei  Vorliegen  städtebaulicher  Missstände  die  Kos-
 tenlast  auf  den  Eigentümer  abzuwälzen.  Allerdings  soll
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durch  eine  etwas  modifizierte  Regelung  in  §  179  Ab-
 satz  3  BauGB  eine  Entschädigung  in  den  Fällen  ge-
 währt  werden,  in  denen  sich  die  Beseitigungsverpflich-
 tung  für  den  Eigentümer  als  unzumutbar  erweist.  Dies
 hat  der  Eigentümer  allerdings  darzulegen.  Eine  entspre-
 chende  Entschädigungspflicht  besteht  auch  für  die  Ver-
 mögensnachteile,  die  dem  Eigentümer,  Mieter,  Pächter
 oder  sonstigen  Nutzungsberechtigten  als  Folge  der  Be-
 seitigung  entstehen.  Durch  den  vorgeschlagenen  §  179
 Absatz  1  Satz  3  BauGB  wird  klargestellt,  dass  ein
 Rückbaugebot  auch  dann  erlassen  werden  kann,  wenn
 die  Kosten  einer  Modernisierung  oder  Instandsetzung
 von  dem  Eigentümer  nach  §  177  Absatz  4  Satz  1
 BauGB nicht zu tragen wären.
 Der  Neuregelungsvorschlag  sieht  dabei  keine  Vollent-
 schädigung  in  voller  Höhe  des  durch  die  Beseitigungs-
 anordnung  gegebenenfalls  eintretenden  Vermögensver-
 lustes  vor.  Vielmehr  wird  die  Entschädigung  auf  dieje-
 nigen  Vermögensverluste  begrenzt,  die  dem  Eigentü-
 mer  auch  angesichts  der  in  diesen  Fällen  bestehenden
 besonderen  Sozialpflichtigkeit  nicht  mehr  zumutbar
 sind.  Bereits  die  geltende  Regelung  in  §  179  Absatz  3
 BauGB  begrenzt  Entschädigungsansprüche  für  weitere
 Vermögensnachteile  auf  den  im  Blick  auf  die  Eigen-
 tumsgarantie  erforderlichen  Umfang.  Diese  Regelung
 wird  in  §  179  Absatz  3  BauGB  lediglich  präzisiert  und
 zugleich  auch  auf  die  Beseitigungspflicht  bezogen,  die
 bisher  lediglich  eine  Duldungspflicht  des  Eigentümers
 ist  und  ihn  bisher  kostenmäßig  nicht  belastet.  Die  vor-
 geschlagene  Neuregelung  bezieht  die  Beseitigung  der
 Anlage  in  die  grundsätzliche  Kostentragungspflicht  des
 Eigentümers  ein  und  gewährt  nach  Maßgabe  des  §  179
 Absatz  3  BauGB  nur  insoweit  eine  Entschädigung,  als
 die  durch  die  Beseitigung  entstehenden  Kosten  den  Ei-
 gentümer  unzumutbar  belasten.  Das  wird  insbesondere
 dann  der  Fall  sein,  wenn  die  Beseitigungskosten  über
 den  Wert  des  Grundstücks  hinausgehen.  Die  vorge-
 schlagene  gesetzliche  Regelung  stellt  durch  §  179  Ab-
 satz  3  BauGB  damit  eine  Parallele  zu  den  Altlastensa-
 nierungsfällen  her,  bei  denen  das  Bundesverfassungs-
 gericht  die  Heranziehungsmöglichkeiten  des  Eigentü-
 mers  ebenfalls  auf  den  Wert  des  Grundstücks  begrenzt
 hat.  Durch  diese  vorgeschlagenen  Regelungen  ist  daher
 zugleich  sichergestellt,  dass  die  verfassungsrechtlichen
 Anforderungen in Artikel 14 Absatz 3 GG erfüllt sind.
 Der  engere  Gefahrenbegriff  des  Bauordnungs-  oder
 Polizeirechts  wird  dabei  durch  weiter  gefasste  städte-
 bauliche  Gründe  ergänzt,  wodurch  zugleich  wichtigen
 städtebaulichen  Anliegen  entsprochen  werden  kann.
 Mit  dem  Kriterium  der  "Zumutbarkeit"  wird  ein  Begriff
 gewählt,  der  sich  in  vergleichbaren  Fällen  auf  der
 Grundlage  einer  umfangreichen  Rechtsprechung  als
 sachgerechtes  Abgrenzungskriterium  von  Privatnützig-
 keit  und  Sozialpflichtigkeit  des  Eigentums  nach  Arti-
 kel 14 GG bewährt hat.
 Trotz  der  Umwandlung  des  Duldungsgebots  in  eine  Be-
 seitigungsverpflichtung  ist  im  Übrigen  aufgrund  der
 allgemeinen  Grundsätze  einer  Ersatzvornahme  nach
 dem  Verwaltungsvollstreckungsgesetz  der  Eigentümer
 –  insbesondere  im  Fall  der  Zahlungsunfähigkeit  –  auch
 weiterhin  (subsidiär)  zur  Duldung  der  Beseitigung  ver-
 pflichtet,  wenn  er  im  Fall  städtebaulicher  Missstände
 aufgrund  mangelnder  Unterhaltung  auf  Beseitigung  in
 Anspruch genommen werden soll.
 12.  Zu  Artikel  1  Nummer  23  (§  192  Absatz  2  und  Ab-
 satz  3  Satz  2  BauGB)
 Artikel 1 Nummer 23 ist wie folgt zu fassen:
 ,23.  In  §  192  Absatz  3  Satz  2  werden  nach  dem  Wort
 „Bodenrichtwerte“  die  Wörter  „sowie  sonstiger  für
 die  Wertermittlung  erforderlicher  Daten“  einge-
 fügt.'
 B e g r ü n d u n g
 Mit  dem  Erbschaftsteuerreformgesetz  2009  hat  die  Wert-
 ermittlung  für  die  steuerrechtliche  Bewertung  –  ins-
 besondere  im  Bereich  des  Erbschaft-  und  Schenkung-
 steuerrechts  –  erheblich  an  Bedeutung  gewonnen.  Es  ist
 daher  sachgerecht,  dass  der  Bedienstete  der  Finanz-
 behörde  nicht  nur  im  Rahmen  der  Bodenrichtwerter-
 mittlung  im  Gutachterausschuss  mitwirkt,  sondern  auch
 bei  der  Ermittlung  sonstiger  für  die  Wertermittlung  er-
 forderlicher  Daten  (zum  Beispeil  Umrechnungskoeffi-
 zienten,  Liegenschaftszinssätze,  Sachwertfaktoren,  Ver-
 gleichsfaktoren).  Die  regelmäßige  Mitwirkung  bei  der
 Erstattung  von  Gutachten  ist  dagegen  nicht  vorgesehen.
 Die  Mitwirkung  des  Bediensteten  der  zuständigen  Fi-
 nanzbehörden  bei  Gutachten  kann  in  Verbindung  mit
 §  199  Absatz  2  Nummer  1  BauGB  durch  die  Landesver-
 ordnung geregelt werden.
 Das  Regelungsziel  wird  durch  die  Ergänzung  des  §  192
 Absatz  3  Satz  2  BauGB  erreicht.  Die  zusätzliche  Nen-
 nung  des  Bediensteten  der  zuständigen  Finanzbehörde
 in  §  192  Absatz  2  BauGB  ist  hierzu  nicht  erforderlich.
 Sie  würde  auch  nicht  der  Systematik  der  Vorschrift  ent-
 sprechen,  denn  andernfalls  müssten  auch  die  übrigen
 Mitglieder  des  Gutachterausschusses  in  Absatz  2  aufge-
 zählt  werden.  Auf  die  §§  183,  188  und  191  des  Bewer-
 tungsgesetzes wird hingewiesen.
 13.  Zu Artikel 1  Nummer 23a – neu –
 (§ 193 Absatz 5 Satz 3 und Absatz 6 – neu – BauGB)
 und  Nummer 24a – neu –  (§ 196 Absatz 3
 BauGB)
 Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:
 a)  Nach  Nummer  23  ist  folgende  Nummer  23a  einzu-
 fügen:
 ,23a.  § 193 wird wie folgt geändert:
 a)  In Absatz 5 wird Satz 3 aufgehoben.
 b)  Folgender Absatz 6 wird angefügt:
 „(6)  Die  ermittelten  Bodenrichtwerte
 und  sonstigen  zur  Wertermittlung  erfor-
 derlichen  Daten  im  Sinne  des  Absatzes  5
 sind  zu  veröffentlichen  und  den  zuständi-
 gen  Finanzämtern  mitzuteilen.  Jedermann
 kann  von  der  Geschäftsstelle  Auskunft
 über diese Daten verlangen.“  ‘
 b)  Nach  Nummer  24  ist  folgende  Nummer  24a  einzu-
 fügen:
 „24a.  § 196 Absatz 3 wird aufgehoben.“
Drucksache 17/11468 – 26 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
B e g r ü n d u n g
 Für  die  Weitergabe  der  zur  Wertermittlung  erforderli-
 chen  Daten  kann  sinnvollerweise  nichts  anderes  gelten
 als  für  die  Bodenrichtwerte.  Daher  wird  die  Regelung
 des  §  196  Absatz  3  BauGB  auf  die  sonstigen  zur  Wert-
 ermittlung  erforderlichen  Daten  übertragen  und  an  die-
 ser  Stelle  zusammengefasst.  Nähere  Regelungen  treffen
 die  Länder  auf  der  Grundlage  des  §  199  Absatz  2  Num-
 mer 4 BauGB.
 14.  Zu  Artikel  1  Nummer  24  (§  195  Absatz  1  Satz  1
 BauGB)
 In  Artikel  1  Nummer  24  sind  in  §  195  Absatz  1  Satz  1
 die  Wörter  „erstmals  oder  erneut  zu  bestellen“  durch
 die  Wörter  „zu  bestellen  oder  seinen  vertragsmäßigen
 Inhalt zu ändern“ zu ersetzen.
 B e g r ü n d u n g
 Gegenstand  der  vorgesehenen  Gesetzesänderung  soll
 eine  Klarstellung  hinsichtlich  der  den  Gutachteraus-
 schüssen  für  Grundstückswerte  zur  Führung  der  Kauf-
 preissammlung  vorzulegenden  Verträge  über  Erbbau-
 rechte sein.
 Die  beabsichtige  Änderung  ist  grundsätzlich  erforder-
 lich,  um  sicherzustellen,  dass  alle  Vertragsabschriften
 vorgelegt  werden,  die  zur  Ableitung  der  für  die  Wert-
 ermittlung  erforderlichen  Daten  nach  §  193  Absatz  5
 BauGB  notwendig  sind.  Die  bisher  verwendete  Formu-
 lierung  „begründen“  ist  gesetzlich  nicht  verankert.  Erb-
 baurechte werden nach § 9 ErbbauRG „bestellt“.
 Der  Zusatz  „erstmalig  oder  erneut“  wird  für  nicht  not-
 wendig  erachtet,  da  die  Erneuerung  eines  Erbbaurechts
 (§ 31 ErbbauRG) ebenfalls eine Bestellung darstellt.
 Zur  Führung  der  Kaufpreissammlung  ist  es  unerläss-
 lich,  auch  Kenntnis  von  Änderungen  wesentlicher  ver-
 tragsmäßiger  Inhalte  des  Erbbaurechts  (Verwendung
 des  Bauwerks,  Verlängerung  des  Erbbaurechts  vor  des-
 sen  Ablauf)  zu  erhalten.  Hierzu  sehen  sich  die  beurkun-
 denden  Stellen  nach  §  195  Absatz  1  Satz  1  BauGB  der-
 zeit nicht verpflichtet.
 15.  Zu  Artikel  1  Nummer  24  (§  195  Absatz  1  Satz  1  und  2
 BauGB)
 In Artikel 1 ist Nummer 24 wie folgt zu fassen:
 ,24.  § 195 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
 a)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  …<  weiter  wie  Ge-
 setzentwurf >.
 b)  In  Satz  2  werden  nach  den  Wörtern  „gilt  auch
 für“  die  Wörter  „Anlagen  zum  Vertrag  und  wei-
 tere  Urkunden  mit  Informationen  über  das
 Grundstück  oder  das  Erbbaurecht,  auf  die  sich
 Verträge beziehen,“ eingefügt.‘
 B e g r ü n d u n g
 Gegenstand  der  vorgesehenen  Gesetzesänderung  soll
 eine  Klarstellung  dahin  gehend  sein,  dass  auch  weitere
 Urkunden,  auf  die  sich  der  Kaufvertrag  oder  das  Erb-
 baurecht  beziehen,  vorzulegen  sind,  weil  diese  auf-
 grund  der  dort  enthaltenen  Informationen  über  das
 Grundstück  oder  das  Erbbaurecht  für  die  sachgerechte
 Auswertung  von  erheblicher  Bedeutung  sein  können.
 Das  Gleiche  gilt  für  Informationen  in  Anlagen  zum
 Kaufvertrag.
 16.  Zu  Artikel  1  Nummer  25  (§  197  Absatz  1  Satz  1  und
 Absatz  2  BauGB)
 In Artikel 1 ist Nummer 25 ist wie folgt zu fassen:
 ,25.  § 197 wird wie folgt geändert:
 a)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
 „Der  Gutachterausschuss  kann  mündliche
 oder  schriftliche  Auskünfte  von  Sachverständi-
 gen  und  von  Personen  einholen,  die  Angaben
 über  das  betroffene  Grundstück  oder  über  ein
 Grundstück,  das  zum  Vergleich  herangezogen
 werden  soll,  machen  können,  wenn  das  zur  Er-
 mittlung  von  Geldleistungen  im  Umlegungs-
 verfahren,  von  Ausgleichsbeträgen  und  von
 Enteignungsentschädigungen  sowie  zur  Ermitt-
 lung  von  Verkehrswerten  und  der  für  die  Wer-
 termittlung  erforderlichen  Daten  einschließlich
 der Bodenrichtwerte erforderlich ist.“
 b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
 „(2)  Alle  Gerichte  und  Behörden  …<  weiter
 wie Gesetzentwurf >.“‘
 B e g r ü n d u n g
 Die  bisherige  Regelung  sieht  vor,  dass  ein  Recht,  Aus-
 künfte  zu  Vergleichsgrundstücken  einzuholen,  nur  bei
 bestimmten  Wertermittlungsanlässen  (Ermittlung  von
 Geldleistungen  im  Umlegungsverfahren,  Ausgleichs-
 beträgen  und  Enteignungsentschädigungen)  besteht.
 Zur  Erfüllung  der  gestiegenen  Anforderungen  an  die
 Ermittlung  von  Bodenrichtwerten  und  anderer  für  die
 Wertermittlung  erforderlicher  Daten  reicht  dieses  ein-
 geschränkte Auskunftsrecht nicht mehr aus.
 Das  Auskunftsbedürfnis  entsteht  nicht  erst,  wenn  ein
 konkreter  Gutachtenauftrag  zur  Ermittlung  von  Enteig-
 nungsentschädigungen  und  anderem  vorliegt,  sondern
 bereits  bei  der  Ermittlung  der  Bodenrichtwerte  und  der
 für  die  Wertermittlung  erforderlichen  Daten,  auf  die
 sich  die  Gutachten  und  die  steuerlichen  Bewertungen
 stützen  müssen,  und  sogar  bereits  bei  der  Auswertung
 von  Kaufverträgen  für  die  Kaufpreissammlung,  aus  der
 die  Bodenrichtwerte  und  die  anderen  Daten  abzuleiten
 sind.
 Besondere  Beachtung  verdienen  auch  das  Ertragswert-
 verfahren,  das  Vergleichswertverfahren  auf  der  Grund-
 lage  von  Erträgen  (Ertragsfaktoren)  und  die  Boden-
 richtwertermittlung  in  kaufpreisarmen  Innenstadtlagen
 nach  dem  Mietsäulenverfahren.  Alle  diese  Verfahren
 benötigen  gesicherte  Erkenntnisse  über  ortsübliche
 marktkonforme  Mieten.  Die  Erkenntnisse  aus  Kauffäl-
 len  und  aus  wenig  spezifizierten  Mietangeboten  in  In-
 ternetportalen  reichen  vielfach  nicht  aus.  Um  gesicherte
 Erkenntnisse  zu  gewinnen,  sind  teilweise  spezielle
 Mieterhebungen  erforderlich.  Um  diese  Mieterhebun-
 gen  auf  einer  einwandfreien  rechtlichen  Grundlage
 durchführen  zu  können,  bedarf  es  eines  entsprechenden
 Auskunftsrechts.
 Das  Auskunftsrecht  ist  daher  entsprechend  weiter  zu
 fassen,  wenn  es  nicht  ins  Leere  laufen  soll.  Die  Formu-
Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 27 – Drucksache 17/11468
lierung  lehnt  sich  daher  an  die  des  geplanten  §  197  Ab-
 satz 2 BauGB an.
 17.  Zu  Artikel  1  Nummer  25a  –  neu  –
 (§  198  Absatz  2  Satz  1  und  1a  –  neu  –  BauGB)
 In  Artikel  1  ist  nach  Nummer  25  folgende  Nummer  25a
 einzufügen:
 ,25a.  § 198 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
 a)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  „zu  erstellen.“
 durch  die  Wörter  „zu  erstellen  sowie  eine
 bundesweite  Grundstücksmarkttransparenz  zu
 fördern.“ ersetzt.
 b)  Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
 „Ist  nach  Absatz  1  kein  Oberer  Gutachteraus-
 schuss  oder  keine  Zentrale  Geschäftsstelle  zu
 bilden,  ist  die  Aufgabe  nach  Satz  1  durch  den
 Gutachterausschuss wahrzunehmen.“‘
 B e g r ü n d u n g
 Allgemein  zugängliche  und  verlässliche  Informationen
 über  das  Preisniveau  und  das  Marktverhalten  sind  we-
 sentliche  Voraussetzungen  für  einen  transparenten  und
 funktionierenden  Immobilienmarkt.  Zur  Schaffung  die-
 ser  Transparenz  führen  die  Gutachterausschüsse  nach
 §  193  Absatz  5  BauGB  die  Kaufpreissammlung,  werten
 sie  aus  und  ermitteln  Bodenrichtwerte  und  sonstige  für
 die  Wertermittlung  erforderliche  Daten.  Die  Boden-
 richtwerte  sind  für  jedermann  öffentlich  zugänglich.
 Die  sonstigen  für  die  Wertermittlung  erforderlichen  Da-
 ten  werden  in  der  Regel  in  Grundstücksmarktberichten
 von  den  örtlich  zuständigen  Gutachterausschüssen  ver-
 öffentlicht.  Auf  Landesebene  werden  die  Daten  der
 Gutachterausschüsse  durch  Obere  Gutachterausschüsse
 oder  Zentrale  Geschäftsstellen  aggregiert  und  die  Er-
 gebnisse  in  landesweiten  Grundstücksmarktberichten
 bekanntgegeben.  Die  Grundstücksmarktberichte  sind
 eine  unverzichtbare  Entscheidungsgrundlage  für  eine
 große  Zahl  von  Akteuren  aus  Wirtschaft,  Politik  und
 Verwaltung.  Sie  dienen  auch  den  Gutachterausschüssen
 selbst  als  Arbeitsgrundlage  für  die  amtliche  Grund-
 stückswertermittlung.
 Darüber  hinaus  besteht  ein  großes  Interesse  an  zentral
 zugänglichen  und  bundesweit  zusammengefassten  amt-
 lichen  Informationen  über  den  deutschen  Grundstücks-
 markt.  Deshalb  soll  den  in  §  198  Absatz  1  BauGB  ge-
 nannten  Stellen  sowie  den  Gutachterausschüssen  der
 Stadtstaaten  mit  der  Ergänzung  des  §  198  Absatz  2
 BauGB  „die  Förderung  der  bundesweiten  Grundstücks-
 markttransparenz“  als  weitere  Aufgabe  übertragen  wer-
 den.  Ergänzend  können  die  Länder  in  eigener  Zustän-
 digkeit  aufgrund  der  Ermächtigung  nach  §  199  Absatz  2
 Nummer  1  und  6  BauGB  die  diesbezüglichen  Aufgaben
 dieser Stellen konkretisieren.
 18.  Zu  Artikel  1  Nummer  28  (§  245a  Absatz  2  Satz  1
 BauGB)
 In  Artikel  1  Nummer  28  ist  in  §  245a  Absatz  2  Satz  1
 die  Angabe  „§  14  Absatz  1  Satz  2“  durch  die  Angabe
 „§  14 Absatz 1 Satz 3“ zu ersetzen.
 B e g r ü n d u n g
 Die  Rechtsgrundlage  für  abweichende  Bestimmungen
 zu  der  Zulässigkeit  von  Nebenanlagen  im  Bebauungs-
 plan  enthält  nicht  §  14  Absatz  1  Satz  2,  sondern  §  14
 Absatz  1  Satz  3  BauNVO.  Es  handelt  sich  um  eine  re-
 daktionelle Änderung.
 19.  Zu  Artikel  1  Nummer  28  (§  245a  Absatz  3  BauGB)
 In  Artikel  1  Nummer  28  sind  in  §  245a  Absatz  3  die
 Sätze 2 und 3 zu streichen.
 B e g r ü n d u n g
 Gegen  die  beabsichtige  Regelung,  bestehende  Flächen-
 nutzungspläne  durch  einen  gemeindlichen  Beschluss  zu
 berichtigen,  anstatt  ein  förmliches  Änderungsverfahren
 durchzuführen,  bestehen  erhebliche  Bedenken,  da  die
 Aufhebung  der  Darstellungen  im  Sinne  des  §  35  Ab-
 satz  3  Satz  3  BauGB  faktisch  eine  Änderung  der  boden-
 rechtlichen  Zulässigkeit  der  betreffenden  Vorhaben  dar-
 stellt.
 Zudem  ist  für  die  im  Gesetzentwurf  beschriebene  Ver-
 fahrensweise  ein  fachlicher  Bedarf  weder  erkennbar
 noch  dargelegt.  Infolge  der  bisher  im  Baugesetzbuch
 nicht  enthaltenen  Differenzierung  von  baulichen  Anla-
 gen  zur  gewerblichen  Tierhaltung  werden  von  den  be-
 stehenden  Konzentrationsplanungen  mit  Ausschluss-
 wirkung  nach  §  35  Absatz  3  Satz  3  BauGB  grundsätz-
 lich  sämtliche  baulichen  Anlagen  zur  gewerblichen
 Tierhaltung  erfasst,  unabhängig  von  ihrer  Größe  oder
 von  der  Pflicht  zur  Durchführung  einer  Umweltverträg-
 lichkeitsprüfung.  Für  diejenigen  baulichen  Anlagen  zur
 gewerblichen  Tierhaltung,  die  aufgrund  ihrer  Größe  der
 Pflicht  zur  Durchführung  einer  Umweltverträglich-
 keitsprüfung  unterliegen  und  daher  künftig  „entprivile-
 giert“  sind,  gilt  die  Rechtswirkung  des  Ausschlusses
 nach  §  35  Absatz  3  Satz  3  BauGB  nicht  fort,  da  eine  ent-
 sprechende  Steuerungsplanung  mit  Konzentrations-
 und  Ausschlussflächen  nur  für  die  nach  §  35  Absatz  1
 BauGB  privilegierten  Vorhaben  möglich  ist.  Für  den
 Eintritt  dieser  Rechtsfolge  bedarf  es  keines  weiteren
 Verfahrens.
 Für  diejenigen  baulichen  Anlagen  zur  gewerblichen
 Tierhaltung,  die  aufgrund  ihrer  (geringeren)  Größe  nicht
 der  Pflicht  zur  Durchführung  einer  Umweltverträglich-
 keitsprüfung  unterliegen,  gelten  die  Darstellungen  der
 Flächennutzungspläne  nach  §  35  Absatz  3  Satz  3
 BauGB  unverändert  weiter;  einen  entsprechenden  klar-
 stellenden  Hinweis  enthält  §  245a  Absatz  3  Satz  1
 BauGB.  Für  einen  eventuell  bestehenden  Änderungsbe-
 darf  dieser  Darstellungen  ist  insofern  jedenfalls  nicht
 die  im  Gesetzentwurf  vorgesehene  Änderung  des  §  35
 Absatz  1  Nummer  4  BauGB  als  ursächlich  anzusehen.
 Die  Annahme,  ein  Fortgelten  der  Rechtswirkung  des
 §  35  Absatz  3  Satz  3  BauGB  für  die  verbleibenden  pri-
 vilegierten  gewerblichen  Tierhaltungsanlagen  könne
 schon  deswegen  nicht  mehr  mit  der  planerischen  Ziel-
 setzung  der  Gemeinde  vereinbar  sein,  weil  die  Anlagen,
 die  der  Pflicht  zur  Durchführung  einer  Umweltverträg-
 lichkeitsprüfung  unterliegen,  durch  die  Gesetzesände-
 rung  „entprivilegiert“  worden  sind,  ist  nicht  näher  dar-
 gelegt.
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Im  Falle  eines  tatsächlichen  Änderungsbedarfs  der  Ge-
 meinde  hinsichtlich  der  planerischen  Steuerung  der
 baulichen  Anlagen  zur  gewerblichen  Tierhaltung,  die
 nicht  der  Pflicht  zur  Durchführung  einer  Umweltver-
 träglichkeitsprüfung  unterliegen,  ist  dafür  das  im  Bau-
 gesetzbuch  vorgeschriebene  förmliche  Verfahren
 durchzuführen;  dies  gilt  umso  mehr  angesichts  der  Be-
 deutung  einer  solchen  Planung  für  das  gesamte  Ge-
 meindegebiet.
 20.  Zu  Artikel  1  Nummer  28a  –  neu  –
 (§  249  Absatz  1  Satz  1a  –  neu  –  und
 Absatz  3  –  neu  –  BauGB)
 In  Artikel  1  wird  nach  Nummer  28  folgende  Num-
 mer  28a  eingefügt:
 ,28a.  § 249 wird wie folgt geändert:
 a)  Nach  Absatz  1  Satz  1  wird  folgender  Satz
 eingefügt:
 „Bei  der  Darstellung  neuer  Flächen  nach
 Satz  1  kann  die  Abwägung  auf  geänderte  und
 zusätzlich  berührte  Belange  beschränkt  wer-
 den.“
 b)  Folgender Absatz 3 wird angefügt:
 „(3)  Eine  Verletzung  von  Verfahrens-  und
 Formvorschriften  bei  der  Darstellung  zusätzli-
 cher  Flächen  für  die  Nutzung  der  Windenergie
 im  Flächennutzungsplan  nach  §  35  Absatz  3
 Satz  3  ist  nur  beachtlich,  wenn  dadurch  in  die
 Gesamtkonzeption  zur  Steuerung  der  Wind-
 energie  wesentlich  eingriffen  wird.  §§  214
 und 215 bleiben unberührt.“‘
 B e g r ü n d u n g
 Zu Buchstabe a
 Die  Kommunen  sollen  Rechtssicherheit  bei  der  Aus-
 weisung  neuer  Flächen  für  die  Windenergie  erhalten.
 Daher  wird  festgestellt,  dass  die  Abwägung  nach  §  1
 Absatz  7  BauGB  in  den  hier  beschriebenen  Fällen  auf
 geänderte  oder  zusätzlich  berührte  Belange  beschränkt
 werden kann.
 Zu Buchstabe b
 Um  den  Ausbau  der  Windenergie  –  auch  vor  dem  Hin-
 tergrund  der  Energiewende  –  zu  fördern,  wird  es  erfor-
 derlich  sein,  dass  die  Gemeinden  weitere  Konzentra-
 tionszonen  für  die  Windenergie  gemäß  §  35  Absatz  3
 Satz  3  BauGB  ausweisen.  Stellt  eine  Gemeinde  weitere
 Konzentrationszonen  im  Flächennutzungsplan  dar,  be-
 darf es einer erneuten Abwägung.
 Mit  §  249  Absatz  3  BauGB  soll  eine  windspezifische
 Planerhaltungsvorschrift  angefügt  werden,  die  sowohl
 die  von  der  Rechtsprechung  gezogene  Grenze  des
 „schlüssigen  Gesamtkonzepts“  respektiert  als  auch  dem
 Ausbau  der  regenerativen  Energie  Rechnung  trägt.  Feh-
 ler  bei  der  Neuplanung  weiterer  Konzentrationszonen
 sind  nur  dann  beachtlich,  wenn  dabei  wesentlich  in  die
 Gesamtkonzeption  eingegriffen  wird.  Fehler  unterhalb
 dieser Schwelle bleiben unbeachtlich.
 21.  Zu  Artikel  1  (Änderung  des  Baugesetzbuchs)
 Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Gesetzgebungsver-
 fahren  zu  prüfen,  ob  für  die  Erreichung  des  Ziels  der
 Städtebaupolitik  des  Bundes,  die  Innenentwicklung  in
 den  Städten  und  Gemeinden  zu  stärken,  noch  weitere
 wirksame  Instrumente  für  die  Stärkung  der  Innenent-
 wicklung  in  das  Städtebaurecht  einzuführen  sind,  um
 die  Neuinanspruchnahme  von  Flächen  auf  der  „Grünen
 Wiese“  unter  Wahrung  der  Attraktivität  von  Städten
 und Gemeinden weitestgehend vermeiden zu können.
 B e g r ü n d u n g
 Angesichts  des  hohen  Anteils  der  Siedlungsentwick-
 lung  an  der  Neuinanspruchnahme  von  Flächen  im  Au-
 ßenbereich  ist  eine  wirksame  Stärkung  der  Innenent-
 wicklung  von  besonderer  Bedeutung  für  die  angestrebte
 Reduzierung  der  Flächenneuinanspruchnahme  im  Au-
 ßenbereich.  Die  im  Gesetzentwurf  zu  Artikel  1  vorgese-
 henen  Novellierungen  des  Städtebaurechts  dürften  noch
 keinen  hinreichend  wirksamen  Beitrag  dieses  bedeut-
 samen  Rechtsbereichs  zur  Erreichung  der  Reduktions-
 ziele leisten.
 22.  Zu  Artikel  2  Nummer  3  Buchstabe  a
 (§  3  Absatz  2  Nummer  2  BauNVO)
 In  Artikel  2  Nummer  3  Buchstabe  a  sind  in  §  3  Absatz  2
 Nummer  2  nach  dem  Wort  „Kinderbetreuung“  die  Wör-
 ter  „,  die  den  Bedürfnissen  der  Bewohner  des  Gebiets
 dienen“ zu streichen.
 B e g r ü n d u n g
 Mit  dem  Gesetzentwurf  soll  die  Rechtsstellung  von  An-
 lagen  zur  Kinderbetreuung  in  „Reinen  Wohngebieten“
 auch  bauplanungsrechtlich  verbessert  werden.  Dies  ist
 im  Hinblick  auf  den  Rechtsanspruch  auf  Kindertages-
 betreuung ab 2013 auch notwendig.
 Die  im  Gesetzentwurf  vorgesehene  Beschränkung  der
 allgemeinen  Zulässigkeit  von  Anlagen  zur  Kinderbe-
 treuung  auf  solche,  die  dem  Bedarf  des  Gebiets  dienen,
 ist  vor  dem  Hintergrund  dieser  Situation  allerdings  zu
 eng.  Die  mit  dem  Gesetzentwurf  vorgenommene  Ein-
 schränkung  wird  den  heutigen  Realitäten  bei  der  Ver-
 sorgung  mit  Plätzen  in  Kindertageseinrichtungen  nicht
 gerecht.  Vielfach  sind  die  in  Bebauungsplänen  festge-
 setzten  „Reinen  Wohngebiete“  nur  sehr  klein.  Ein  Be-
 darf  an  Plätzen  in  einer  Kindertageseinrichtung  ist  da-
 bei  nicht  nur  auf  die  Bewohner  des  Gebiets  beschränkt,
 sondern  auch  bei  den  Bewohnern  benachbarter  Bauge-
 biete  (zum  Beispiel  angrenzender  „Allgemeiner  oder
 Reiner Wohngebiete“) gegeben.
 Einrichtungen  zur  Kinderbetreuung  lassen  sich  über-
 dies  nur  ab  einer  bestimmten  Größe  wirtschaftlich  be-
 treiben.  Schon  deshalb  muss  es  städtebaulich  und  im
 Interesse  der  wohnungsnahen  Versorgung  des  betref-
 fenden  Wohngebiets  prinzipiell  möglich  sein,  wirt-
 schaftlich  zu  betreibende  Kindertageseinrichtungen
 auch  in  einem  im  Verhältnis  zur  Größe  der  Betreuungs-
 einrichtung kleinen „Reinen Wohngebiet“ zu errichten.
 Aus  diesem  Grund  müssen  Anlagen  zur  Kindertages-
 betreuung  auch  in  „Reinen  Wohngebieten“  planungs-
 rechtlich  allgemein  zulässig  sein.  Die  Einzelfallsteue-
 rung,  insbesondere  hinsichtlich  der  Größe  der  Einrich-
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tung  und  deren  Störungsgrad,  erfolgt  über  §  15
 BauNVO.  Im  Übrigen  wird  die  mögliche  Größe  einer
 Einrichtung  auch  von  der  im  Bebauungsplan  festzuset-
 zenden Ausnutzung der Grundstücke begrenzt.
 23.  Zu  Artikel  2  Nummer  3a  –  neu  –  (§  11  Absatz  3
 BauNVO)
 In  Artikel  2  ist  nach  Nummer  3  folgende  Nummer  3a
 einzufügen:
 ,3a.  In  §  11  Absatz  3  Satz  1  Nummer  2  werden  nach  den
 Wörtern  „großflächige  Einzelhandelsbetriebe“  die
 Wörter  „sowie  Ansammlungen  von  mehreren  Ein-
 zelhandelsbetrieben  in  räumlich-funktionalem  Zu-
 sammenhang“ eingefügt.‘
 B e g r ü n d u n g
 Von  der  Agglomeration  nicht-großflächiger  Einzelhan-
 delsbetriebe  oder  nicht-großflächiger  Handelsbetriebe
 in  Kombination  mit  großflächigen  Handelsbetrieben  an
 einem  Standort  in  enger  Nachbarschaft  zueinander  ge-
 hen  in  vielen  Fällen  dieselben  städtebaulichen  und
 raumordnerischen  Wirkungen  aus  wie  von  einem  Ein-
 zelhandelsgroßprojekt.  Zudem  steht  die  kommunale
 Praxis  in  diesen  Fällen  immer  wieder  vor  der  Fragestel-
 lung,  ob  unter  Zugrundelegung  der  in  der  Rechtspre-
 chung  hierzu  allgemein  entwickelten  Kriterien  gegebe-
 nenfalls  ein  Einkaufszentrum  vorliegt  oder  nicht.  Es  be-
 steht somit eigenständiger Regelungsbedarf.
 24.  Zu  Artikel  2  (§§  4a  und  7  BauNVO)
 Der  Bundesrat  nimmt  mit  Sorge  zur  Kenntnis,  dass  in
 innerstädtischen  Bereichen  immer  häufiger  Quartiere
 entstehen,  die  vollständig  der  gewerblichen  Nutzung
 dienen.  Die  Wohnnutzung  wird  zurückgedrängt,  Innen-
 städte veröden.
 Der  Bundesrat  bittet  die  Bundesregierung  deshalb,  im
 weiteren  Gesetzgebungsverfahren  zu  prüfen,  ob  die
 entsprechenden  Vorschriften  der  Baunutzungsverord-
 nung  (insbesondere  §§  4a  und  7  BauNVO)  dahin
 gehend  geändert  werden  können,  dass  grundsätzlich  ab
 einer  bestimmten  Geschosshöhe  das  Gebäude  oder  ge-
 nerell  ein  bestimmter  prozentualer  Anteil  eines  Gebäu-
 des  oder  eines  Quartiers  der  Wohnnutzung  dienen
 muss.  Weiterhin  bittet  der  Bundesrat  um  Prüfung,  in-
 wieweit  die  Umwandlung  von  Gewerbeflächen  in
 Wohnraum erleichtert werden kann und sollte.
 B e g r ü n d u n g
 Die  zunehmende  Umnutzung  innerstädtischer  Quar-
 tiere  mit  gewerblicher  Absicht  ist  bereits  in  einigen
 Städten  und  Gemeinden  als  Problem  erkannt  worden.
 Da  dieser  Trend  bundesweit  zu  beobachten  ist,  gilt  es  zu
 prüfen,  ob  geeignete  Regelungen  in  der  Baunutzungs-
 verordnung  verankert  werden  können,  um  auf  diese
 Weise  in  ganz  Deutschland  sicherzustellen,  dass  Innen-
 städte  weiterhin  als  Wohnraum  genutzt  werden  und
 nicht zu veröden drohen.
 25.  Zu  Artikel  2  Nummer  4  Buchstabe  b
 (§  14  Absatz  1  Satz  2  BauNVO)
 In Artikel 2 Nummer 4 ist Buchstabe b zu streichen.
 B e g r ü n d u n g
 Die  Erweiterung  der  Zulässigkeit  von  Anlagen  für  die
 Tierhaltung  um  die  Kleintiererhaltungszucht  wird  abge-
 lehnt.
 Insbesondere  gegen  Anlagen  für  die  Zucht  von  Rasse-
 geflügel  bestehen  aus  städtebaulicher  und  immissions-
 schutzrechtlicher  Sicht  erhebliche  Bedenken,  da  mit  der
 hierfür  insbesondere  erforderlichen  Haltung  von  Häh-
 nen  regelmäßig  in  hohem  Maße  Lärmimmissionen  ein-
 hergehen.  Wie  die  ständige  Rechtsprechung  hierzu
 zeigt,  sind  Nachbarschaftskonflikte  vorprogrammiert;
 dies  gilt  umso  mehr  in  zukünftig  stärker  verdichteten
 Wohngebieten,  auf  die  der  Gesetzentwurf  ebenfalls  ab-
 zielt.  An  dieser  Stelle  sei  außerdem  angemerkt,  dass  in
 der  diesbezüglichen  Rechtsprechung  nicht  etwa  eine
 fehlende  Rechtsgrundlage  eine  Begründung  für  die  ne-
 gativen Entscheidungen war.
 Die  Aufnahme  der  Kleintiererhaltungszucht  lässt  zwar
 die  Unzulässigkeit  der  betreffenden  Anlagen  aus  Grün-
 den  des  Verstoßes  gegen  immissionsschutzrechtliche
 Vorschriften  und  das  Rücksichtnahmegebot  unberührt,
 so  dass  auch  die  ausdrückliche  Nennung  von  Anlagen
 für  die  Kleintiererhaltungszucht  in  der  Baunutzungs-
 verordnung  keine  Veränderung  in  der  gewünschten
 Weise  bewirken  würde.  Gleichwohl  wird  die  Berück-
 sichtigung  in  der  Baunutzungsverordnung,  insbeson-
 dere  aus  Gründen  der  Vermeidung  von  an  sich  überflüs-
 sigen  Rechtsstreitigkeiten  der  Bewohner  der  betreffen-
 den  Gebiete,  mit  denen  durch  die  positive  Signalwir-
 kung  für  die  Zulässigkeit  dieser  Anlagen  vermehrt  zu
 rechnen  wäre,  abgelehnt.  Dies  bedeutet  zudem  einen  er-
 höhten  Arbeitsaufwand  für  die  Bauaufsichtsbehörden
 im  repressiven  Bereich,  wobei  die  Beseitigung  bau-
 rechtswidriger  Zustände  bekanntlich  wesentlich  perso-
 nal-  und  kostenintensiver  ist,  als  die  präventive  Prü-
 fung.
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Anlage 4
 Gegenäußerung der Bundesregierung
 Die  Bundesregierung  nimmt  zu  den  Vorschlägen  des  Bun-
 desrates wie folgt Stellung:
 Zu Nummer 1  (Zu Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe a –
 § 1 Absatz 5 Satz 3 BauGB)
 Der Vorschlag wird abgelehnt.
 Mit  der  im  Regierungsentwurf  vorgeschlagenen  Regelung
 wird  der  Vorrang  der  Innenentwicklung  in  die  Planungsleit-
 linien  des  §  1  Absatz  5  des  Baugesetzbuchs  (BauGB)  aufge-
 nommen.  Planungsleitlinien  umschreiben  die  allgemeinen
 Aufgaben  und  Ziele  der  Bauleitplanung.  Ihnen  ist  gemein-
 sam,  dass  sie  erreicht  werden  „sollen“.  Dem  Innenentwick-
 lungsvorrang  durch  eine  verpflichtende  Ausgestaltung  bei-
 spielsweise  gegenüber  den  erst  durch  die  Novelle  von  2011
 in  §  1  Absatz  5  Satz  2  BauGB  aufgenommenen  Zielen  des
 Klimaschutzes  und  der  Klimaanpassung  einen  höheren  Wert
 einzuräumen,  würde  ein  Rangverhältnis  herstellen,  das  dem
 Zweck  der  Regelungen  des  §  1  Absatz  5  widersprechen
 würde und zudem nicht sachgerecht wäre.
 Zu Nummer 2  (Zu Artikel 1 Nummer 6 –
 § 4b Satz 2 BauGB)
 Die Prüfbitte wird wie folgt beantwortet:
 Bereits  nach  geltendem  Recht  ist  eine  Mediation  im  Aufstel-
 lungsverfahren  für  einen  Bauleitplan  zulässig.  Dabei  wird  die
 das  Verfahren  abschließende  Abwägungsentscheidung  im
 Sinne  des  §  1  Absatz  7  BauGB,  die  von  der  Gemeinde  getrof-
 fen  wird,  nicht  gebunden.  Dies  entspricht  allgemeiner  Auffas-
 sung  (vgl.  z.  B.  Krautzberger  in  Ernst/Zinkahn/Bielenberg/
 Krautzberger,  BauGB,  §  4b  [Stand:  Juni  2008]  Rn  43).  Einer
 gesetzlichen Klarstellung bedarf es daher auch künftig nicht.
 Zu Nummer 3  (Zu Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe b
 – neu –
 § 5 Absatz 6 – neu – BauGB)
 Der Vorschlag wird abgelehnt.
 Die  Gemeinden  sind  nach  §  1  Absatz  7  BauGB  verpflichtet,
 alle  berührten  Belange  gegeneinander  und  untereinander
 gerecht  abzuwägen.  Dazu  gehören  nach  §  1  Absatz  6  Num-
 mer  8  Buchstabe  e  und  Nummer  9  BauGB  unter  anderem  die
 Belange  der  Versorgung  und  des  Verkehrs.  Eine  verpflich-
 tende  Regelung  zur  Infrastrukturfolgekostenermittlung  würde
 ein  Aufstellungsverfahren  gegebenenfalls  mit  unnötigen  Kos-
 ten  und  zusätzlicher  Bürokratie  belasten.  Darüber  hinaus
 könnte  die  Regelung  zu  Rechtsunsicherheit  führen,  da  insbe-
 sondere  offen  bleibt,  nach  welchen  Berechnungsmodellen
 Infrastrukturfolgekosten  rechtssicher  ermittelt  werden  können.
 Zu Nummer 4  (Zu Artikel 1 Nummer 11a – neu –
 §  15 Absatz 3 Satz 4 – neu – BauGB)
 Der  Vorschlag  wird  im  weiteren  Gesetzgebungsverfahren
 geprüft.
 Zu Nummer 5  (Zu Artikel 1 Nummer 12a – neu –
 § 24 Absatz 2 BauGB)
 Der Vorschlag wird abgelehnt.
 Die  Erweiterung  des  gesetzlichen  Vorkaufsrechts  auf  Eigen-
 tumswohnungen  würde  bedeuten,  dass  bei  jedem  Verkauf
 einer  Eigentumswohnung  (bundesweit  im  Jahr  2010
 ca.  220  000  Kauffälle)  eine  gebührenpflichtige  Negativbe-
 scheinigung  der  jeweiligen  Gemeinde  erforderlich  wäre.  Da-
 bei  ist  das  gesetzliche  Vorkaufsrecht  ein  städtebaurecht-
 liches,  nicht  ein  mietrechtliches  Instrument.  Der  mit  dem
 Vorschlag  verbundene  erhebliche  bürokratische  Aufwand
 wäre  daher  nach  Auffassung  der  Bundesregierung  nicht
 sachgerecht.
 Zu Nummer 6  (Zu Artikel 1 Nummer 15 Buchstabe a
 Doppelbuchstabe bb – neu –
 § 35 Absatz  1 Nummer 7 BauGB)
 Der Vorschlag wird abgelehnt.
 Aus  Anlass  des  Ausstiegs  aus  der  Nutzung  der  Kernenergie
 zur  gewerblichen  Erzeugung  von  Elektrizität  wurde  mit  dem
 Gesetz  zur  Förderung  des  Klimaschutzes  bei  der  Entwick-
 lung  in  den  Städten  und  Gemeinden  vom  22.  Juli  2011
 (BGBl.  I  S.  1509)  die  Privilegierung  in  §  35  Absatz  1  Num-
 mer  7  BauGB  entsprechend  angepasst.  Für  weitere  Anpas-
 sungen besteht kein Bedarf.
 Zu Nummer 7  (Zu Artikel 1 Nummer 15 Buchstabe a
 Doppelbuchstabe bb – neu –
 §  35 Absatz  1 Nummer 8 BauGB)
 Der Vorschlag wird abgelehnt.
 Mit  dem  Gesetz  zur  Förderung  des  Klimaschutzes  bei  der
 Entwicklung  in  den  Städten  und  Gemeinden  vom  22.  Juli
 2011  (BGBl.  I  S.  1509)  wurde  die  Privilegierung  von  Anla-
 gen  zur  Nutzung  solarer  Strahlungsenergie  im  Außenbereich
 abschließend  geregelt.  Für  den  Regelungsvorschlag  besteht
 daher  kein  Bedarf.  Für  die  im  Vorschlag  des  Bundesrats  ge-
 nannten  Flächen  dürfte  zudem  angesichts  ihres  Charakters
 vielfach  eine  Planung  bereits  erfolgt  oder  erforderlich  sein,
 so  dass  es  sich  vielfach  um  keine  Außenbereichsflächen
 mehr  handelt.  In  den  verbleibenden  Fällen  wäre  angesichts
 der  Größenordnung  der  betroffenen  Anlagen  eine  Privilegie-
 rung  städtebaulich  nicht  vertretbar.  Sie  stünde  zudem  im
 Wertungswiderspruch  zu  §  32  Absatz  1  Nummer  3  Buch-
 stabe  c  Doppelbuchstabe  cc  des  Erneuerbare-Energien-Ge-
 setzes,  wonach  eine  Vergütungspflicht  auch  bei  Konver-
 sionsflächen  die  Aufstellung  eines  Bebauungsplans  voraus-
 setzt.
 Zu Nummer 8  (Zu Artikel 1 Nummer 15 Buchstabe a –
 §  35 Absatz 1 Satz  2 – neu – BauGB)
 Dem Vorschlag wird teilweise zugestimmt.
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Der  vom  Bundesrat  vorgeschlagenen  Umformulierung  im
 Regelungstext  wird  mit  der  Maßgabe  zugestimmt,  dass  wie
 folgt formuliert wird:
 „die  dem  Anwendungsbereich  des  Satzes  1  Nummer  1  nicht
 unterfällt und die“.
 Abgelehnt  wird  indes  die  Einfügung  eines  zweiten  Satzes  in
 die  zentrale  Norm  des  §  35  Absatz  1  BauGB.  Denn  dies
 führte  ohne  Not  dazu,  dass  eine  seit  über  50  Jahren  beste-
 hende  und  in  der  Verwaltungs-  und  Gerichtspraxis  einge-
 führte  „Norm-Adresse“  für  die  Privilegierungstatbestände
 des § 35 Absatz 1 BauGB geändert werden müsste.
 Zu Nummer 9  (Zu Artikel 1 Nummer 15 Buchstabe b –
 §  35 Absatz 4 Satz 2 und 3 BauGB)
 Der Vorschlag wird abgelehnt.
 Die  im  Regierungsentwurf  vorgeschlagene  Regelung  trägt
 einem  Bedürfnis  der  Praxis  Rechnung  und  ist  an  enge  Vo-
 raussetzungen  gebunden,  so  dass  eine  zusätzliche  Belastung
 des Außenbereichs vermieden wird.
 Zu Nummer 10  (Zu  Artikel  1  Nummer  19  –  §  136  Absatz  2
 Satz 2 Nummer 1, Absatz 3 Nummer 2
 Buchstabe  c  und  d  –  neu  –,  Absatz  4  Satz  2
 Nummer 1 BauGB)
 Der Vorschlag wird abgelehnt.
 Bei  der  städtebaulichen  Sanierungsmaßnahme  handelt  es
 sich  um  eine  Gesamtmaßnahme,  deren  einheitliche  und  zü-
 gige  Durchführung  im  öffentlichen  Interesse  liegen  muss
 (§  136  Absatz  1  BauGB).  Für  die  Ausweisung  des  Sanie-
 rungsgebiets  muss  danach  das  Erfordernis  einer  Vielzahl
 städtebaulicher  Maßnahmen  gegeben  sein,  die  insgesamt
 eine  städtebauliche  Aufwertung  des  Gebiets  bewirken.  Da-
 bei  sind  die  öffentlichen  und  privaten  Belange  gerecht  ge-
 geneinander abzuwägen (§ 136 Absatz 4 Satz 3 BauGB).
 Diesem  Charakter  der  Sanierungsmaßnahme  als  integrier-
 ter  städtebaulicher  Gesamtmaßnahme  entspricht  es  nach
 Auffassung  der  Bundesregierung  besser,  den  Klimaschutz
 und  die  Klimaanpassung  –  wie  im  Regierungsentwurf  ge-
 schehen  –  als  zu  berücksichtigenden  Belang  zu  regeln  und
 nicht  auf  die  „Erfordernisse“,  sondern  auf  die  „allgemeinen
 Anforderungen“ des Klimaschutzes Bezug zu nehmen.
 Zu Nummer 11  (Zu Artikel 1 Nummer 22 Buchstabe a
 und b –
 § 179 Absatz 1 Satz 1 und Satz 2
 bis 4 – neu –
 Absatz 3 Satz 1 und Satz 1a – neu –
 BauGB)
 Der Vorschlag wird abgelehnt.
 Die  Bundesregierung  ist  der  Auffassung,  dass  der  Vorschlag
 entgegen  seinem  Zweck  nicht  geeignet  ist,  das  städtebau-
 liche  Rückbaugebot  über  den  Regierungsentwurf  hinaus-
 gehend  zu  stärken.  Nach  dem  Regierungsentwurf  soll  das
 städtebauliche  Rückbaugebot  durch  den  Verzicht  auf  das
 Erfordernis  der  Aufstellung  eines  Bebauungsplans  so  fort-
 entwickelt  werden,  dass  mit  weniger  Verwaltungsaufwand
 gegen  missstands-  oder  mängelbehaftete  Gebäude  (sog.
 Schrottimmobilien)  vorgegangen  werden  kann,  die  einer
 qualitätsvollen  städtebaulichen  (Innen-)Entwicklung  entge-
 genstehen.  Der  Vorschlag  des  Bundesrates  zielt  darüber  hi-
 naus  im  Kern  darauf  ab,  den  betroffenen  Eigentümer  durch
 die  Auferlegung  einer  Beseitigungspflicht  mit  den  Rückbau-
 kosten  zu  belasten  (Absatz  1  Satz  2),  wobei  der  Eigentümer
 für  wirtschaftlich  nicht  zumutbare  Beseitigungskosten  ent-
 schädigt  werden  soll  (Absatz  3  Satz  1  Nummer  2).  Eine  sol-
 che  Regelung  wäre  sehr  streitanfällig,  denn  es  ist  zu  erwar-
 ten,  dass  die  Eigentümer  regelmäßig  nicht  bereit  wären,  die
 Kosten  eines  ihnen  zwangsweise  auferlegten  Rückbaus  zu
 tragen.  Wegen  der  Unbestimmtheit  des  maßgeblichen  Krite-
 riums  der  wirtschaftlichen  Unzumutbarkeit  wären  langwie-
 rige  und  im  Ausgang  oft  ungewisse  Rechtsstreitigkeiten  zu
 erwarten.  Es  ist  daher  zu  befürchten,  dass  der  Vorschlag  im
 Vergleich  zum  Regierungsentwurf  nicht  zu  einer  Stärkung,
 sondern  mangels  Praktikabilität  und  Akzeptanz  zu  einer
 Schwächung des Rückbaugebots führen würde.
 Zu Nummer 12  (Zu  Artikel  1  Nummer  23  –  §  192  Absatz  2
 und Absatz 3 Satz 2 BauGB)
 Dem  Vorschlag  wird  mit  der  Maßgabe  zugestimmt,  dass
 §  192 Absatz 3 Satz 2 BauGB wie folgt formuliert wird:
 „Zur  Ermittlung  der  Bodenrichtwerte  sowie  der  in  §  193  Ab-
 satz  5  Satz  2  genannten  sonstigen  für  die  Wertermittlung
 erforderlichen  Daten  ist  ein  Bediensteter  der  zuständigen
 Finanzbehörde  mit  Erfahrung  in  der  steuerlichen  Bewertung
 von Grundstücken als Gutachter hinzuzuziehen.“
 Die Maßgabe dient der Präzisierung des Gemeinten.
 Zu Nummer 13  (Zu Artikel 1 Nummer 23a – neu –
 §  193  Absatz  5  Satz  3  und  Absatz  6  –  neu  –
 BauGB und Nummer 24a – neu –
 § 196 Absatz 3 BauGB)
 Der Vorschlag wird abgelehnt.
 Nach  Auffassung  der  Bundesregierung  besteht  kein  Bedürf-
 nis  für  die  vorgeschlagene  Vorschrift,  da  die  Landesregierun-
 gen  nach  §  199  Absatz  2  Nummer  4  BauGB  die  Veröffent-
 lichung  der  erforderlichen  Daten  durch  Rechtsverordnung
 regeln können.
 Zu Nummer 14  (Zu Artikel 1 Nummer 24 –
 § 195 Absatz 1 Satz 1 BauGB)
 Der Vorschlag wird abgelehnt.
 Nach  Auffassung  der  Bundesregierung  wäre  es  nicht  ausrei-
 chend  praktikabel,  die  Übersendungspflicht  der  beurkunden-
 den  Stelle  an  die  Änderung  des  vertragsmäßigen  Inhalts  des
 Erbbaurechts  zu  knüpfen.  Es  ist  im  Einzelnen  umstritten,  in
 welchen  Fällen  eine  vertraglichen  Inhaltsänderung  gegeben
 und ob diese beurkundungspflichtig ist.
 Zu Nummer 15  (Zu Artikel 1 Nummer 24 –
 § 195 Absatz 1 Satz 1 und 2 BauGB)
 Der Vorschlag wird abgelehnt.
 Nach  Auffassung  der  Bundesregierung  bestehen  bereits  nach
 der  bisherigen  Fassung  des  §  195  Absatz  1  BauGB  umfas-
 sende  Übersendungspflichten.  Etwaige  Vollzugsdefizite
 sollen  nach  dem  Regierungsentwurf  durch  die  in  §  197  Ab-
 satz  2  BauGB  erweiterten  Auskunftsrechte  gegenüber  den
 Finanzbehörden ausgeglichen werden.
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Zu Nummer 16  (Zu Artikel 1 Nummer 25 –
 §  197  Absatz  1  Satz  1  und  Absatz  2  BauGB)
 Der Vorschlag wird abgelehnt.
 Die  im  vorgeschlagenen  §  197  Absatz  1  BauGB  erweiterten
 Informationspflichten  der  Sachverständigen  und  auskunfts-
 fähigen  Personen  gegenüber  den  Gutachterausschüssen
 widersprechen  dem  Ziel  des  Bürokratieabbaus,  gerade  die
 Bürger  und  die  Wirtschaft  zu  entlasten.  Nach  Auffassung  der
 Bundesregierung  sind  die  im  Regierungsentwurf  in  §  197
 Absatz  2  BauGB  vorgesehenen  erweiterten  Auskunftsrechte
 der  Gutachterausschüsse  gegenüber  den  Finanzbehörden
 ausreichend.
 Zu Nummer 17  (Zu Artikel 1 Nummer 25a – neu –
 § 198 Absatz 2 Satz 1 und 1a – neu –
 BauGB)
 Der  Vorschlag  wird  im  weiteren  Gesetzgebungsverfahren
 geprüft.
 Zu Nummer 18  (Zu Artikel 1 Nummer 28 –
 § 245a Absatz 2 Satz 1 BauGB)
 Dem Vorschlag wird zugestimmt.
 Zu Nummer 19  (Zu Artikel 1 Nummer 28 –
 § 245a Absatz 3 BauGB)
 Der Vorschlag wird abgelehnt.
 Die  Regelungen  zielen  mit  Rücksicht  auf  Artikel  28  Ab-
 satz  2  GG  darauf,  den  planerischen  Willen  der  Gemeinden
 zu  schützen.  Es  ist  nicht  vollständig  auszuschließen,  dass  die
 beabsichtigte  Neuregelung  in  §  35  Absatz  1  Nummer  4
 BauGB  zu  dem  Ergebnis  führt,  dass  bereits  bestehende  Dar-
 stellungen  in  Flächennutzungsplänen  mit  den  Wirkungen  des
 §  35  Absatz  3  Satz  3  BauGB  auch  für  die  künftig  noch  privi-
 legierten  Tierhaltungsanlagen  Geltung  beanspruchen,  ob-
 wohl  etwa  aus  der  Begründung  zum  Flächennutzungsplan
 erkennbar  ist,  dass  die  Gemeinde  unter  Geltung  der  Neure-
 gelung  keine  derartigen  Darstellungen  getroffen  hätte.  Hier
 kann  der  Regelungsvorschlag  der  Bundesregierung  hilfreich
 sein.
 Zu Nummer 20  (Zu Artikel 1 Nummer 28a – neu –
 § 249 Absatz 1 Satz 1a – neu – und 3
 – neu – BauGB)
 Die Vorschläge werden abgelehnt.
 §  249  Absatz  1  BauGB  wurde  durch  das  Gesetz  zur  Förde-
 rung  des  Klimaschutzes  bei  der  Entwicklung  in  den  Städten
 und  Gemeinden  vom  22.  Juli  2011  (BGBl.  I  S.  1509)  einge-
 führt  und  im  Gesetzgebungsverfahren  abschließend  beraten.
 Die  Vorschrift  zielt,  wie  auch  der  Muster-Erlass  zum
 BauGB-Änderungsgesetz  2011  der  Fachkommission  Städte-
 bau  der  Bauministerkonferenz  feststellt,  auf  Fallkonstella-
 tionen,  in  denen  eine  Gemeinde  nicht  die  Standorte  für
 Windenergie  insgesamt  neu  ordnen  will,  sondern  diese  Aus-
 weisungen  unter  Rückgriff  auf  das  bereits  vorhandene  und
 noch  aktuelle  Abwägungsmaterial  ergänzen  will.  Für  eine
 weitergehende  Regelung  durch  einen  neuen  §  249  Absatz  1
 Satz  2  besteht  kein  Bedarf,  zumal  insoweit  rechtliche  Beden-
 ken bestehen könnten.
 Die  vorgeschlagene  Planerhaltungsvorschrift  ist  aufgrund
 ihrer  Unbestimmtheit  unpraktikabel,  mit  rechtlichen  Risiken
 behaftet  und  dürfte  im  Übrigen  den  Zielen  einer  breiten  Ak-
 zeptanz  der  Energiewende  und  des  Ausbaus  der  Windenergie
 entgegenstehen.
 Zu Nummer 21  (Zu Artikel 1 –
 Änderung des Baugesetzbuchs)
 Die Prüfbitte wird wie folgt beantwortet:
 Mit  dem  Gesetz  zur  Erleichterung  von  Planungsvorhaben  für
 die  Innenentwicklung  der  Städte  vom  21.  Dezember  2006
 (BGBl.  I  S.  3316)  sind  bereits  zusätzliche  wirksame  Instru-
 mente  für  die  Stärkung  der  Innenentwicklung  eingeführt
 worden.  Im  Rahmen  der  vorliegenden  Novellierung  werden
 weitere  und  fortführende  Regelungen  zur  Stärkung  der  In-
 nenentwicklung  getroffen.  Die  Bundesregierung  wird  sich
 aber  weiteren  konstruktiven  Vorschlägen  zur  Stärkung  der
 Innenentwicklung  im  weiteren  Gesetzgebungsverfahren
 nicht verschließen.
 Zu Nummer 22  (Zu Artikel 2 Nummer 3 Buchstabe a –
 § 3 Absatz 2 Nummer 2 BauNVO)
 Der Vorschlag wird abgelehnt.
 Der  Regelungsvorschlag  im  Regierungsentwurf  zielt  auch
 klarstellend  auf  die  Unterstützung  der  wohnungsnahen,  fuß-
 läufig  erreichbaren  Kinderbetreuung.  In  Verbindung  mit
 dem  vorgeschlagenen  §  245a  Absatz  1  BauGB  soll  sie  auch
 rückwirkend  auf  geltende  Bebauungspläne  Anwendung  fin-
 den  und  hätte  somit  Auswirkungen  auf  jeden  bestehenden
 Bebauungsplan, der ein reines Wohngebiet festsetzt.
 Es  würde  erheblichen  Bedenken  begegnen,  diese  in  §  245a
 Absatz  1  BauGB  des  Regierungsentwurfs  vorgesehene  sog.
 Rückwirkung  auch  für  den  Regelungsvorschlag  des  Bundes-
 rates  anzuordnen.  Namentlich  bestünde  die  Gefahr,  dass  in
 zu  weitgehender  Weise  in  die  verfassungsrechtlich  ge-
 schützte  kommunale  Planungshoheit  der  Gemeinden  aus  Ar-
 tikel  28  Absatz  2  des  Grundgesetzes  eingegriffen  wird  und
 dadurch  die  Abwägungsentscheidung  nachträglich  in  Frage
 gestellt wird.
 Eine  Regelung  im  Sinne  des  Vorschlags  des  Bundesrates
 könnte  daher  rechtssicher  nur  für  zukünftige  Bebauungs-
 pläne  getroffen  werden,  in  denen  ein  reines  Wohngebiet  aus-
 gewiesen wird.
 In  der  Planungspraxis  ist  jedoch  die  Ausweisung  der  Ge-
 bietskategorie  „reines  Wohngebiet“  insbesondere  wegen  der
 damit  verbundenen  Lärmschutzanforderungen  eher  rückläu-
 fig.  Auf  geltende  Bebauungspläne  hingegen  hätte  der  Rege-
 lungsvorschlag  des  Bundesrates  mangels  Rückwirkung
 keine unmittelbaren Auswirkungen.
 Zu Nummer 23  (Zu Artikel 2 Nummer 3a – neu –
 § 11 Absatz 3 BauNVO)
 Der Vorschlag wird abgelehnt.
 In  den  „Berliner  Gesprächen  zum  Städtebaurecht“  wurde  mit
 Blick  auf  die  in  Entwicklung  befindliche  Rechtsprechung
 kein  Bedarf  zur  ausdrücklichen  Benennung  der  Ansamm-
 lung  von  Einzelhandelsbetrieben  in  §  11  BauNVO  gesehen.
 Im  Übrigen  würde  die  vorgeschlagene  Regelung  keine  ge-
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genüber  der  bisherigen  Rechtslage  hinausgehende  Präzisie-
 rung bewirken.
 Zu Nummer 24  (Zu Artikel 2 – §§ 4a und 7 BauNVO)
 Die Prüfbitte wird wie folgt beantwortet:
 Besondere  Wohngebiete  dienen  vorwiegend  dem  Wohnen.
 In  Kerngebieten  kann  die  Gemeinde  unter  Berücksichtigung
 der  dort  vorgesehenen  Unterbringung  von  Handelsbetrieben
 und  zentralen  Einrichtungen  der  Wirtschaft,  Verwaltung  und
 Kultur  Wohnnutzungen  vorsehen.  Darüber  hinaus  können  im
 Bebauungsplan  entsprechend  §  9  Absatz  3  BauGB  gemäß
 §  4a  Absatz  4  und  §  7  Absatz  4  BauNVO  Festsetzungen  für
 die  Wohnnutzung  in  bestimmten  Geschossen  der  Gebäude
 gesondert  getroffen  werden.  Dies  geschieht  zudem  in  einer
 für  den  Vollzug  notwendigen  Bestimmtheit,  die  mit  Festset-
 zungen  eines  prozentualen  Anteils  für  die  Wohnnutzung
 nicht  erreicht  werden  könnte.  Für  eine  Änderung  der  §§  4a
 und  7  BauNVO  im  Sinne  der  Prüfbitte  des  Bundesrates  wird
 daher kein Bedarf gesehen.
 Im  Hinblick  auf  die  Erleichterung  der  Umwandlung  von  Ge-
 werbeflächen  in  Wohnraum  sieht  die  Bundesregierung  kei-
 nen  über  Artikel  1  Nummer  14  Buchstabe  a  des  Regierungs-
 entwurf hinausgehenden Bedarf.
 Zu Nummer 25  (Zu Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe b –
 § 14 Absatz 1 Satz 2 BauNVO)
 Der Vorschlag wird abgelehnt.
 Der  Regelungsvorschlag  im  Regierungsentwurf  entspricht
 einem Bedürfnis der Praxis.
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Ergebnisse des Erfahrungsaustauschs 
mit Workshops am 22.07.2011 zum 
Programm  
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Hintergrund und Vorgeschichte 
 
Im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie Baden-Württemberg hat bei der Bear-
beitung des Themenfelds „Zukunftsfähige Entwicklung von Städten und Regio-
nen“ das Land gemeinsam mit den kommunalen Landesverbänden 2008/2009 
das Pilotprojekt „Flächen gewinnen in Baden-Württemberg – Flächenmobilisie-
rung in der Innenentwicklung“ bearbeitet. Ein wesentliches Ergebnis war der 
Vorschlag eines neuen Förderprogramms für nicht-investive kommunale Vorha-
ben. Allerdings war es nicht leicht, einen Weg zur Finanzierung zu finden. Ein 
Start gelang aus Mitteln der Nachhaltigkeitsstrategie für die finanzielle Unter-
stützung für kommunale Vorhaben, die in besonderem Maße den Zielen der In-
nenentwicklung, dem Flächen gewinnen sowie der Schaffung attraktiver, kom-
pakter Siedlungsstrukturen dienen. 
An der Förderphase mit Pilotprojekten 2009 nahmen 20 Gemeinden teil. 2010 
und 2011 konnte die Förderung als Förderprogramm “Flächen gewinnen durch 
Innenentwicklung“ im Staatshaushaltsplan etatisiert werden, mit insgesamt 2 
Mio. €. Über 70 weitere Städte und Gemeinden sowie drei Landkreise und ein 
Nachbarschaftsverband nahmen und nehmen an dem Förderprogramm teil.  
Innenentwicklung ist neben der inhaltlichen Vielfalt der Aufgabe für die einzelne 
Kommune auch ein ständiger Lern- und Verbesserungsprozess; bei diesem 
kommt dem Erfahrungsaustausch mit Institutionen, die vor ähnlichen Herausfor-
derungen stehen, zentrale Bedeutung zu.  Auch für die Ministerien ist die Kennt-
nis der kommunalen Aufgabenstellungen und Wünsche im Rahmen der Innen-
entwicklung unverzichtbar. 
Am 22. Oktober 2010 fand daher ein erster Erfahrungsaustausch für die 20 am 
Pilotprojekt teilnehmenden Kommunen statt. Eingeladen waren und teilgenom-
men haben auch einige der im Juli 2010 in der ersten Förderrunde des regulären 
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Förderprogramms ausgewählten 9 Kommunen, sowie die damals 2 am Förder-
programm teilnehmenden Landkreise (Ostalbkreis und Heidenheim).  
 
Wesentliche Punkte der Diskussion am 22.Oktober 2010 waren: 
 
 Wachsende Probleme durch den demografischen Wandel, insbesondere in 
Neubausiedlungen der 1950er und 1960er Jahre 
 Nutzung moderner Kommunikationsmittel, wie z. B. die Veröffentlichung leer 
stehender Gebäude (mit Zustimmung des Eigentümers) im Internet durch die 
Kommune 
 Die Herausforderungen wechselnder wirtschaftlicher Entwicklung, vor allem 
für kleinere Gemeinden und starke Schwankungen der Wohnlandnachfrage 
 „Ästhetische“ Probleme einer nicht sorgfältig geplanten, zu massiven Nach-
verdichtung lösen oft Abwehrhaltungen aus. 
 Allgemein das Bedürfnis, von und mit anderen Gemeinden zu lernen und das 
Signal zu erhalten (für die Diskussion im Gemeinderat), dass Innenentwick-
lung qualitätsvoll sein kann und auch von der Landesregierung befürwortet 
und deshalb gefördert wird, auch über die mit engerer räumlicher Begrenzung 
versehenen Programme der Stadt- und Dorfentwicklung.  
 Leerstände landwirtschaftlicher Gebäude, Althofstellen 
 Altersgerechte Ausstattung von Gebäuden; staatliche Finanzhilfen hierfür 
wurden als sehr wünschenswert bezeichnet 
 Beendigung des Konkurrenzdenkens zwischen den Gemeinden; hier werden 
die Regionalverbände als wichtige Partner eingeschätzt 
 Bedeutung der Bewusstseinsbildung in Gemeinderäten 
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 Überwindung der „passiven Haltung“ vieler Grundstückseigentümer, der bau-
lichen Nutzung von Baulückengrundstücken näher zu treten. Von Gemeinde 
zu Gemeinde werden insoweit aber sehr unterschiedliche Entwicklungen beo-
bachtet 
 Wegzug junger Leute aus dem ländlichen Raum, wenn keine attraktiven Bau-
möglichkeiten bestehen 
 Bedeutung von Kosten/Nutzen-Abschätzungen bei Neubaugebieten. Hier hilft 
der Folgekostenrechner Baden-Württemberg (fokos bw ). 
Übereinstimmend wurden Nutzen und Notwendigkeit eines weiteren Erfah-





Der zweite Erfahrungsaustausch fand am 22. Juli 2011 statt. Geladen waren die 
über 90 teilnehmenden Gemeinden, die 3 Landkreise, der teilnehmende Nach-
barschaftsverband und die kommunalen Landesverbände. Als politische Vertre-
terin des nunmehr für das Flächenmanagement federführenden Ressorts Ministe-
rium für Verkehr und Infrastruktur begrüßte Frau Staatssekretärin Dr. Gisela 
Splett MdL die Vertreter/innen der Förderkommunen. Sie bekräftigte  das bereits 
von Ministerpräsident Oettinger ausgegebene langfristige Ziel einer Netto-Null 
beim Flächenverbrauch, bei dem die neue Landesregierung bis 2016 deutliche 
Erfolge erzielen wolle und hob die Bedeutung der Kooperation zwischen Land 
und Kommunen hervor. Die Landesregierung ist fest entschlossen, das Förder-
programm weiterzuführen und bemüht sich um Bereitstellung entsprechender 
Mittel.  
 
Angesichts der vielfältigen Verknüpfung des Themas „Flächen gewinnen durch 
Innenentwicklung“ mit anderen Umwelt- und Nachhaltigkeitszielen wurde der 
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Ablauf des Erfahrungsaustauschs so gewählt, dass - nach der  Einführung durch 
Frau Staatssekretärin Dr. Splett und fachlichen Erläuterungen zum Förderpro-
gramm und zum Erfahrungsaustausch durch Ministerialrat Stefan Gloger und Dr. 
Karl Noé vom projektbegleitenden Büro ARCADIS GmbH  -  vier Gruppen in 
Workshops folgende Themenkreise und Handlungsfelder der Innenentwicklung 
erörterten: 
 
 Ökonomie – Handlungsfelder „Aktivierung des Innenentwicklungspotenzials“ 
und „Rechtliche und finanzielle Unterstützung“ 
 Soziale Ziele  
 Ökologische Ziele 
 Fragen der Organisation, Moderation und Kommunikation 
 
Auftakt und Moderation der Arbeit in Workshops 
Bei der Innenentwicklung stehen Städte und Gemeinden aller Größenklassen vor 
teils unterschiedlichen, in vielen Fällen  aber schwierigen Herausforderungen, 
auch wegen der widerstreitenden Interessen der unmittelbar Beteiligten, der 
Grundstücksnachbarn, der örtlichen Wirtschaft und der kommunalwirtschaftli-
chen Bedürfnisse.  
Vor Aufteilung der Teilnehmer auf die vier Gruppen berichtete als Beispiel für 
die Herangehensweise im ländlichen Raum in einer kleineren Stadt  Herr Bür-
germeister Karl-Josef Sprenger, Schömberg (Zollernalbkreis) aus den Erfahrun-
gen in seiner Kommune. 
Die  Moderation der vier Gruppen übernahmen  sowohl Vertreter von Kommu-
nen (Bürgermeisterin, Bürgermeister, Stadtplaner) als auch Beschäftigte der 




Die Ergebnisstichworte der vier  Workshops sind nachstehend  
wiedergegeben:  
 
Hinweis: Die Ergebnisse des Workshops Soziale Ziele und die Ergebnisse des 
Workshops Ökologische Ziele haben wir dabei Workshop-übergreifend in einem 
Systemzusammenhang dargestellt. Dies kann die Anwendung der Erkenntnisse 
erleichtern. Die Ergebnisse auch dieser beiden Workshops möchten wir gleich-
wohl auch unverändert dokumentieren und haben sie deshalb, so wie sie vorge-
tragen wurden, in einem Anhang dargestellt (Ziffern 6 und 7). 
 
 
1 Workshop Ökonomie 
1.1 Handlungsfeld „Aktivierung des Innenentwicklungspotenzials“ 
 Rahmenbedingungen zur Aktivierung des Innenentwicklungspotenzials 
verbessern, auch hinsichtlich Überzeugungsarbeit bei Privaten, Investoren und 
im Gemeinderat 
 Organisation und Finanzierung von Innenentwicklungsvorhaben, auch im 
Blick auf sinnvolle Abwicklung in den Gemeindehaushalten 
 Nachfrage auf den Immobilienbestand lenken, Leerstände aufwerten/sanieren 
 Wie geht man mit der Preisdifferenz / mit dem ungünstigen Preisgefüge zwi-
schen Innenentwicklungsflächen und Außenentwicklungsflächen um? 
 Kosten-/ Nutzenverhältnis von Innen- und Außenentwicklung im Vergleich 
als Argumentationshilfe; beim Vergleich werden leider nicht immer alle Ge-
sichtspunkte einbezogen. 
 Aufgabenverteilung zwischen Gemeinden, Immobilienwirtschaft und Eigen-
tümer; keine Überschneidung von Kompetenzen herstellen  
 Bestandsgebiete insbesondere der 1950er und 1960er Jahre aufwerten; in die-
sem Zusammenhang auch die Personengruppe 60+ ansprechen und aktivieren 
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 Als Hemmnis wird die überhöhte Immobilienpreiserwartung gesehen, die 
durch Inflationsangst noch verstärkt wird (insbesondere sinkende Verkaufsbe-
reitschaft, da Grundstücke noch als sichere Vermögensanlage gelten, auch an-
gesichts der Euro-Entwicklung); hier ist noch mehr Überzeugungsarbeit hin-
sichtlich der Demografie zu leisten. 
 Nachhaltigkeit zahlt sich aus, insbesondere im Hinblick auf ökonomische As-
pekte bis hin zu Versicherungsprämien für Gemeinden 
1.2 Handlungsfeld „rechtliche und finanzielle Unterstützung“ 
 Anschlussfinanzierung, auch durch Fortführung des Förderprogramms „Flä-
chen gewinnen durch Innenentwicklung“ 
 Förderprogramm für investive Maßnahmen auflegen 
 Im gesamten Abgabenrecht Anreize für die Innenentwicklung prüfen und ge-
gebenenfalls einführen (z.B. auch gezielt flächenumwidmungsbezogene Maß-
nahmen wie eine Baulandausweisungsumlage „BLAU“ prüfen). Auch über 
das Abgabenrecht hinaus gibt es ein Regelungsgeflecht und ein weit verbreite-
tes Denken und Strukturen, die die Innentwicklung derzeit noch nicht begüns-
tigen. 
 Politische Unterstützung ist auch überörtlich notwendig (durch Land und Re-
gion/ regionalplanerische Vorgaben; Land und Regionalverbände sollten un-
guter Konkurrenz zwischen Gemeinden entgegenwirken) 
 Die oft erheblichen Unterschiede der Genehmigungspraxis für Flächennut-
zungspläne zwischen Regierungspräsidien und Landratsämtern sollten redu-
ziert werden. Geplante Bündelung der Genehmigungszuständigkeit bei den 
Mittelbehörden wird grundsätzlich befürwortet. Offene Frage, ob eine Volks-
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wahl des Landrats zu stringenteren Verschärfung der Genehmigungspraxis der 
Landratsämter führen könnte. 
 Anreize zentral bündeln (Stichwort „Förderdschungel“) 
 Möglichkeiten schaffen, die Mittel flexibel und situativ einsetzen zu können 
 Unterhaltung/ Finanzierung der Grünflächen/ Freiräume? 
 
2 Workshop Soziale Ziele 
2.1 Hemmnisse für die Innenentwicklung: 
 Kein Zugriff auf Grundstücke, geringe Verkaufsbereitschaft häufig wegen 
„Vorhalten“ der Flächen für kommende Generationen („Enkelesgrundstücke“) 
 Keine preiswerten Angebote für junge Familien; zu hohe Grundpreise / Mo-
dernisierungskosten 
 Imageproblem (von Teilen des Siedlungsbestands) als Hemmnis für Zuzüge 
insbes. junger Familien 
 Häufig scheitern fertige Konzepte an der Investorensuche; Planungshoheit bei 
Stadt und Bürgerschaft wahren oder Auftrag zur Konzepterstellung direkt an 
Investor erteilen?  
2.2 Lösungsansätze im ländlichen Raum  
 Wohnumfeldverbesserung in Ortsteilen mit hohem Verkehrsaufkommen: Bau-
en in der zweiten Reihe (Vierkanthöfe)  ruhige Innenhöfe 
 Mobilisierung von Leerständen durch Nießbrauch für ältere Eigentümer 
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 Schrumpfung im ländlichen Raum aktiv gestalten, vorausschauend planen/ 
„Rückbau ist der neue Ausbau“  je nach Größe und Demographie der Ge-
meinde früher oder später zutreffend 
 barrierefreies Wohnen als Zukunftskonzept 
 Qualitätsdiskussion, Identität der Gemeinde stärken 
 Erbpacht/ vertragliche Regelung zur Aktivierung vorgehaltener Flächen 
 Innerörtliches seniorengerechtes Wohnen anbieten, um Grundstücke außerhalb 
für junge Generationen freizugeben 
 Innenentwicklung muss heute anfangen, um in 20 Jahren attraktiv sein zu 
können 
 Rückbau mit „Mut zur Lücke“? Finanzierbarkeit gegen gesteigerte Attraktivi-
tät abwägen 
 Innenentwicklung als ein Baustein einer Gesamtentwicklung betrachten, Orts-
entwicklungskonzept etablieren. 
2.3 Lösungsansätze für städtische Bereiche 
2.3.1. Gesamtrahmen definieren/entwickeln 
 
 Gesamtrahmen definieren/entwickeln 
 
 Wiederverwendung gewerblicher Flächen  ökonomische Frage 
 Gesamtkonzept für Stadtentwicklung erforderlich  „Ziele aufzeigen“ 
 Vision von generationenübergreifendem Wohnen: Nachbarschaftshilfe, z.B. 
beim Einkaufen  
 Bei Mischnutzungen auf ausgewogene räumliche Zuordnung achten. 
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2.3.2.  Nachverdichtung 
 Baulücken gelegentlich auch mal nicht baulich nachverdichten, dafür Grünflä-
chen, attraktiven Außenraum schaffen: „Mut zur Lücke“ / Muss jede Baulücke 
immer bebaut werden? 
 Definieren von Bereichen, in denen auf Nachverdichtung verzichtet werden 
sollte  optimale, nicht maximale Nachverdichtung (z.B. nicht auf Streu-
obstwiesen) 
 Mischnutzungen etablieren 
 Bei Werteverfall bestehender Gebiete Nutzungsmöglichkeiten aufzeigen und 
zu Umdenken motivieren; proaktives Vorgehen 
2.3.3 Mögliche Instrumente 
 Strafsteuer für nicht genutzte Infrastruktur? 
 Gesplittete Grundsteuer als Lösung? (Anm.: ist in Arbeit; Bundesgesetz not-
wendig) 
 Gute Kommunikation, Menschen auf gedankliche Reise mitnehmen; aufzei-
gen, welche Ebenen berücksichtigt werden müssen 
 Finanzielle Mittel für Aufkauf von Bereichen, die nicht verdichtet werden sol-
len sind nötig  ELR, Städtebauförderung auf Innenentwicklung konzentrie-





3 Workshop Ökologische Ziele 
3.1 Landschaftspläne und innerörtliche (Grün-)Gestaltung 
 Landschaftsplan für den Innenbereich erstellen zur Stärkung der Identität der 
Gemeinde 
o gibt jedem Bedürfnis im Ort einen Ort im Innenbereich  Umfunk-
tionierung der Innenbereiche/ „Funktionalisierung“, 
o steigert die Lebensqualität und damit auch Wert der Flächen/ Ge-
bäude  ökonomisch  vorteilhaft 
 Zu viel Nachverdichtung kann im Gegenzug zu Mietpreisabfall oder Abwan-
derung „ins Grüne“ führen 
 Verständnis dafür schaffen, dass Einzelgrundstücke nur einen Wert durch Inf-
rastruktur und Qualität im Umfeld haben 
 Bei Baulückenmanagement auch auf „Ästhetik“ achten (Gebäudegröße, auch 
Schaffung von Grün- und Erholungsflächen) 
 
4 Workshop Organisation, Moderation, Kommunikation 
4.1 Organisation: 
 Flut von Sichtweisen macht ein strukturiertes Vorgehen notwendig 
 Wenn Bürgerbeteiligung gewollt ist, müssen Bürgermeister und Gemeinderat 
voll dahinterstehen  
 Haltbarkeit der Ergebnisse ist begrenzt, im Zweifel müssen Abfrage- und Ab-




 Von Anfang an informieren  
o Rechtzeitig zu Ziel, Aufgabenstellung etc. informieren, z.B. über Presse, 
persönliches Anschreiben, Facebook, … 
o Themen zwar schon umreißen, aber noch Spielraum lassen; wirkliche Of-
fenheit für Beteiligung muss erkennbar sein 
o Konkrete Vorstellung über Ablauf kommunizieren (Dauer, Zeitplan) 
 Dauerhafte Kommunikations- und Informationsstrategie entwickeln 
 Direkter Kontakt sollte im Mittelpunkt stehen (z.B. Infoveranstaltungen) 
 Verbindlichkeiten festlegen (Planung muss auch Konsequenzen nach sich zie-
hen!) 
Beispiele: 
 Eigentümereinzelgespräche wirken bzw. verlaufen oft positiv, Information 
aller Eigentümer zusammen/gleichzeitig jedoch eher negativ: vorgestellter 
Plan / Vision hat Unsicherheiten geschürt und Blockadehaltung hervorgerufen 
 Stadtplanung soll Vorgaben machen 
 Dem Gemeinderat den Spiegel vorhalten (überholte Denkansätze durchbre-
chen), damit Weiterentwicklung möglich wird 
4.3 Moderation 
 Bürger mitnehmen und ihnen die Betroffenheit klar machen, z.B. über Grund-




 Ausreichendes Vertrauen in die Fähigkeiten der Menschen setzen! 
 Auswahl externer Berater gut überdenken; Aufgabenbereiche und benötigte 




5 Diskussion im Plenum  
Im Anschluss an die vier Workshops wurden deren Ergebnisse im Plenum vorge-
tragen und diskutiert.  
Folgende Aspekte und Wünsche wurden in der Diskussion genannt: 
 Der Innenentwicklung dienende Fördermöglichkeiten, wie im vorliegenden 
Programm oder solchen vergleichbarer Art, müssen schnell entwickelt, sie 
müssen aber auch verstetigt werden. 
 Die Förderung sollte möglichst aus einer Hand gewährt werden. Nachhaltig-
keitsziele können auch durch übergeordnete bzw. übergreifende Förderpro-
gramme unterstützt werden. 
 Innenentwicklung muss von der Regierung als Daueraufgabe mit Einsatz von 
Fördermitteln gesehen werden. 
  Es sind umfassend Rahmenbedingungen zu schaffen, die der Innentwicklung 
förderlich sind (Planung, Planungsrecht; ein durchgängiges Grundprinzip ins-
besondere der Förderprogramme muss die Begünstigung der Innenentwick-
lung sein). 
 Das Flächenmanagement-Tool „FLOO“ wird voraussichtlich ab Anfang 2013 
vom Land als technische Hilfestellung für die Gemeinden zur Verfügung ge-
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stellt; mit diesem Instrument können Innenentwicklungspotenziale systema-
tisch erfasst, dargestellt und bewertet werden. 
 Es ist beabsichtigt, einen kommunalen Flächenfonds aufzubauen, mit dessen 
Hilfe Innenentwicklungspotenziale mobilisiert werden können, auch durch 
Bereitstellung von Tauschflächen und Ausweichflächen bei Umsiedlungsbe-
darf.  
 Synergieeffekte und Vorteile des Mehrfachnutzens der Innenentwicklung sind 
öffentlichkeitswirksam darzustellen, zu vermitteln und zu realisieren. Beispiel: 
Verknüpfung kompakter Siedlungsstrukturen mit Verkehrsvermeidung, dezen-
traler effizienter Energienutzung (z. B. Nahwärmenetze), kostengünstiger 
ÖPNV- Erschließung, kurzen Wegen für Fußgänger, Radfahrer und die ältere 
Generation, gute Nahversorgung, auch mit sozialen Kontaktmöglichkeiten, 
Durchgrünung (Nutzen für Kleinklima), attraktive urbane Räume und lebendi-
ge Ortskerne  
 
 
Die Abbildung 1 bis 6 geben  einige Impressionen des Erfahrungsaustauschs und 
aus den Workshops wieder  





Abbildung 1: Empfang der 84 anwesenden Projektbeteiligten beim Kaffee 
 




Abbildung 3: Workshop "Ökonomie" 
 




Abbildung 5: Workshop "Organisation, Moderation, Kommunikation" 
 
Abbildung 6: Workshop „Organisation, Moderation, Kommunikation“ – auch hier noch 








Ergebnisse des Workshops Soziale Ziele und des Workshops Ökologische Ziele in der in die-




6 Workshop Soziale Ziele 
6.1 Hemmnisse für die Innenentwicklung: 
 Kein Zugriff auf Grundstücke, geringe Verkaufsbereitschaft häufig wegen 
„Vorhalten“ der Flächen für kommende Generationen („Enkelesgrundstücke“) 
 Keine preiswerten Angebote für junge Familien; zu hohe Grundpreise / Mo-
dernisierungskosten 
 Imageproblem (von Teilen des Siedlungsbestands) als Hemmnis für Zuzüge 
insbes. junger Familien 
 Häufig scheitern fertige Konzepte an der Investorensuche; Planungshoheit bei 
Stadt und Bürgerschaft wahren oder Auftrag zur Konzepterstellung direkt an 
Investor erteilen?  
6.2 Lösungsansätze im ländlichen Raum  
 Wohnumfeldverbesserung in Ortsteilen mit hohem Verkehrsaufkommen: Bau-
en in der zweiten Reihe (Vierkanthöfe)  ruhige Innenhöfe 
 Mobilisierung von Leerständen durch Nießbrauch für ältere Eigentümer 
 Schrumpfung im ländlichen Raum aktiv gestalten, vorausschauend planen/ 
„Rückbau ist der neue Ausbau“  Je nach Größe und Demographie der Ge-
meinde früher oder später zutreffend 
 barrierefreies Wohnen als Zukunftskonzept 
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 Qualitätsdiskussion, Identität der Gemeinde stärken 
 Erbpacht/ vertragliche Regelung zur Aktivierung vorgehaltener Flächen 
 Innerörtliches seniorengerechtes Wohnen anbieten, um Grundstücke außerhalb 
für junge Generationen freizugeben 
 Innenentwicklung muss heute anfangen, um in 20 Jahren attraktiv sein zu 
können 
 Rückbau mit „Mut zur Lücke“? Finanzierbarkeit gegen gesteigerte Attraktivi-
tät abwägen 
 Innenentwicklung als ein Baustein einer Gesamtentwicklung betrachten, Orts-
entwicklungskonzept etablieren. 
6.3 Lösungsansätze für städtische Bereiche 
6.3.1. Gesamtrahmen definieren/entwickeln 
 
 Gesamtrahmen definieren/entwickeln 
 
 Wiederverwendung gewerblicher Flächen  ökonomische Frage 
 Gesamtkonzept für Stadtentwicklung erforderlich  „Ziele aufzeigen“ 
 Vision von generationenübergreifendem Wohnen: Nachbarschaftshilfe, z.B. 
beim Einkaufen  
 Bei Mischnutzungen auf ausgewogene räumliche Zuordnung achten. 
 
 
6.3.2.  Nachverdichtung 
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 Baulücken gelegentlich auch mal nicht baulich nachverdichten, dafür Grünflä-
chen, attraktiven Außenraum schaffen: „Mut zur Lücke“ / Muss jede Baulücke 
immer bebaut werden? 
 Definieren von Bereichen, in denen auf Nachverdichtung verzichtet werden 
sollte  optimale, nicht maximale Nachverdichtung (z.B. nicht auf Streu-
obstwiesen) 
 Mischnutzungen etablieren 
 Bei Werteverfall bestehender Gebiete Nutzungsmöglichkeiten aufzeigen und 
zu Umdenken motivieren; proaktives Vorgehen 
6.3.3 Mögliche Instrumente 
 Strafsteuer für nicht genutzte Infrastruktur? 
 Gesplittete Grundsteuer als Lösung? (Anm.: ist in Arbeit, Bundesgesetz ist 
notwendig) 
 Gute Kommunikation, Menschen auf gedankliche Reise mitnehmen; Aufzei-
gen, welche Ebenen berücksichtigt werden müssen 
 Finanzielle Mittel für Aufkauf von Bereichen, die nicht verdichtet werden sol-
len sind nötig  ELR, Städtebauförderung auf Innenentwicklung konzentrie-





7 Workshop Ökologische Ziele 
7.1 Landschaftspläne und innerörtliche (grün-)Gestaltung 
 Landschaftsplan für den Innenbereich erstellen zur Stärkung der Identität der 
Gemeinde 
o gibt jedem Bedürfnis im Ort einen Ort im Innenbereich  Umfunk-
tionierung der Innenbereiche/ „Funktionalisierung“, 
o steigert die Lebensqualität und damit auch Wert der Flächen/ Ge-
bäude  ökonomisch  vorteilhaft 
 Zu viel Nachverdichtung kann im Gegenzug zu Mietpreisabfall oder Abwan-
derung „ins Grüne“ führen 
 Verständnis dafür schaffen, dass Einzelgrundstücke nur einen Wert durch Inf-
rastruktur und Qualität im Umfeld haben 
 Bei Baulückenmanagement auch auf „Ästhetik“ achten (Gebäudegröße, auch 




Zusammengestellt November 2011 
Umweltministerium, Ref. 24, Stefan Frey 




Förderprogramm "Flächen gewinnen durch Innenentwicklung"
Sie sind hier: Flaechen gewinnen > Förderprogramme > Förderprogramme > Förderprogramm Flächen gewinnen
 
Das Förderprogramm „Flächen gewinnen durch Innenentwicklung“ wurde gemeinsam mit den kommunalen
Landesverbänden entwickelt. Das Programm bietet Städten, Gemeinden, Landkreisen und
Nachbarschaftsverbänden flächendeckend im Land - also ohne Beschränkung auf eine Gebietskulisse - eine
finanzielle Unterstützung an, um die innerörtlichen Entwicklungspotenziale (Wohnen und Gewerbe) im
Hinblick auf den sparsamen Umgang mit Fläche zu mobilisieren. Das Förderprogramm unterstützt Ideen,
Konzepte und Vorplanungen, die das Ziel einer kompakten, lebenswerten Siedlungsstruktur sowie attraktive
Ortskerne mit guter Nahversorgung und kurzen Wegen verfolgen. An diesen Planungsprozessen sollen nicht
nur den unmittelbar Betroffenen, sondern allen gesellschaftlichen Gruppen Informations- und
Mitwirkungsmöglichkeiten eröffnet werden. 
Die Ausschreibung des Förderprogramms für das Jahr 2014 wurde gestartet. Anträge können bis 25.04.2014
beim Ministerium für Verkehr und Infrastruktur Baden-Württemberg gestellt werden. 
Weitere Details zum Förderprogramm und zur Antragstellung können Sie den Ausschreibungsunterlagen
entnehmen: 
Ausschreibung 2014 (Ausschreibung_2014.pdf und im Infoblock) 
Antragsformular 2014 (Antragsvordruck_2014.doc und im Infoblock) 
Pressemitteilung vom 16.12.2013 (131216 Pressemitteilung 2014.pdf und im Infoblock) 
Am 24.04.2013 fand im Ministerium für Verkehr und Infrastruktur ein Erfahrungsaustausch der
Förderkommunen statt. Die Dokumentation zu dieser Veranstaltung finden Sie hier
(Doku_Erfahrungsaustausch_24042013.pdf). 
Den Abschlussbericht von ARCADIS Deutschland zur Evaluation der Projektberichte des Förderprogramms
„Flächen gewinnen durch Innenentwicklung“, Zeitraum 2009-2011 finden Sie hier (ARCADIS
Endbericht_15042013.pdf). 
Die Zusammenfassung der Ergebnisse des Erfahrungsaustauschs mit Workshops aus dem Jahr 2011 zum











„Flächen gewinnen durch Innenentwicklung“ 
2014 
 
Bekanntmachung des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur Baden-Württemberg 





1. Zuwendungsziel und Rechtsgrundlagen 
Politisches Ziel des Landes Baden-Württemberg ist, die Flächeninanspruchnahme (im 
Jahr 2012 6,7 ha pro Tag) deutlich zurückzuführen. Die Umsetzung dieses Ziels gelingt 
nur in enger Zusammenarbeit mit den Kommunen. Deshalb unterstützt das Land inno-
vative Projekte mit dem Förderprogramm „Flächen gewinnen durch Innenentwicklung“. 
 
Die Zuwendungen werden nach Maßgabe der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsord-
nung, der Verwaltungsvorschriften hierzu sowie der §§ 48, 49 und 49 a des Landesver-
waltungsverfahrensgesetzes gewährt. Über die Bewilligung wird im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel entschieden. Ein Rechtsanspruch auf die Gewäh-
rung einer Förderung besteht auch bei Erfüllung aller Fördervoraussetzungen nicht. 
 
2. Zuwendungszweck, Fördertatbestände 
Gegenstand der Förderung sind innovative Vorhaben, die in besonderem Maße den 
Zielen der Innenentwicklung und dem „Flächen gewinnen“ sowie der Schaffung attrakti-
ver, kompakter Siedlungsmuster mit zukunftsweisenden ressourceneffizienten Struktu-
ren Rechnung tragen. Anträge zum Gewerbeflächenmanagement sind für das Pro-
gramm 2014 besonders erwünscht. Erwünscht sind auch rasch umsetzbare Projekte, 







Fördergegenstände sind insbesondere  
 
a) Vorbereitende Untersuchungen, Planung 
- Qualitätsvolle Innenentwicklungskonzepte (auf Innenentwicklung ausgerichtete 
kommunale Gesamtkonzeptionen der städtebaulichen Entwicklung, insbesonde-
re als Bestandteil integrierter Stadtentwicklungsplanung) unter Berücksichtigung 
charakteristischer, ortsbildprägender Strukturen; 
- Quartierskonzepte mit flächensparender Ausrichtung; 
- Untersuchungen zur künftigen Bevölkerungsentwicklung (demographischer 
Wandel) zur künftig benötigten Infrastruktur; 
- Untersuchungen zu sachgerechter Nutzungsmischung mit dem Ziel der Aufwer-
tung innerörtlicher Bereiche;  
- Definition und Gestaltung von Ortseingängen und Siedlungsrändern. 
 
b) Konzepte zur Aktivierung und Aufwertung von Flächen  
- Aktivierung von Brachen und Baulücken, nachhaltige Steigerung der Attraktivität 
des vorhandenen Siedlungsbestands; 
- Schaffung kurzer Wege, räumliche Verknüpfung von Wohn- und Arbeitswelt, um-
weltgerechte Verkehrserschließung, Verkehrsvermeidung;  
- Schaffung von Mehrfachnutzen durch gut erreichbare Nah- und Grundversor-
gung, Verknüpfung mit effizienter Energieversorgung sowie Klimaschutz- und 
Klimaanpassungsstrategien;  
- Schaffung von Wohnwert für mehrere Generationen;  
- Qualifizierung des öffentlichen Raums, Durchgrünung, ökologische Aufwertung 
und Erhöhung der Aufenthaltsqualität im Siedlungsbereich;   
- neue und innovative Finanzierungs- und Beteiligungsmodelle für das Bauen in 
gemischt genutzten urbanen Quartieren; 
- Konzepte zur Entwicklung bestehender Gewerbegebiete unter dem Aspekt der 
Mobilisierung von Flächenpotenzialen ohne Flächeninanspruchnahme im Au-
ßenbereich (z. B. Konzepte, die untergenutzte oder teilweise fehlgenutzte Ge-
werbeflächen marktgängig machen sollen).  
 
c) Kommunikation und Beteiligung 
- Maßnahmen zur Aktivierung von Brachflächen und Baulücken;  
- Aufbau eines Leerstands- und Leerstandsrisikokatasters mit strategischen An-
sätzen zur Mobilisierung, zum Umgang und zur Nutzung von Leerstand;  
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- innovative Beteiligungsformen, Ansprache und Beratung der Eigentümerinnen 
und Eigentümer sowie der Interessentinnen und Interessenten an Grundstücken 
und Immobilien, Bewusstseinsbildung der Akteurinnen und Akteure; 
- innovative Methoden mit umsetzbaren Elementen. 
 
d) Bürgerbeteiligung bei Innenentwicklungsvorhaben 
- Frühzeitige und regelmäßige Beteiligung aller gesellschaftlichen Gruppen und 
Betroffenen, Eröffnung von Informations- und Mitwirkungsmöglichkeiten. 
 
e) Kooperation 
- Interkommunale Kooperation mit konkreten, auf kompakte Siedlungsstrukturen 
ausgerichteten Maßnahmen zum gemeinsamen Ziel sparsamer Flächeninan-
spruchnahme; 
- innerkommunale Kooperationsprojekte, z. B. Zusammenarbeit mit oder zwischen  
Vereinen, mit dem Ziel Infrastruktur gemeinsam zu nutzen und dadurch Flächen-
inanspruchnahme zu verringern. 
 
Es ist darzustellen, wie die Kommune durch Maßnahmen der Innenentwicklung ihre 
Flächenneuinanspruchnahme reduzieren will. Außerdem sollen bisherige Maßnahmen 
der Kommune zum Flächensparen kurz dargestellt werden. 
 
Während der Projektlaufzeit und der darauf folgenden drei Jahre soll auf Maßnahmen 
der Außenentwicklung im geförderten Ortsteil verzichtet werden (keine Erweiterung der 
Siedlungsflächen in Bauleitplänen; ein Verfahren gilt mit Auslegungsbeschluss als be-
gonnen). 
 
Die Begründung der Anträge muss den innovativen Charakter und die Eignung des 
Vorhabens zur Zielerreichung, d. h. zur konkreten Förderung der Innenentwicklung, 
deutlich machen.  
 
3. Zuwendungsempfänger 
Antragsberechtigt sind Städte, Gemeinden, Gemeindeverwaltungsverbände, Landkreise 
und Zweckverbände in Baden-Württemberg.  
 
4. Zuwendungsvoraussetzungen 
Eine Förderung kann nur gewährt werden, wenn vor der Bewilligung nicht mit der Maß-
nahme begonnen worden ist. Ein Vorhaben ist begonnen, sobald dafür entsprechende 
Lieferungs- oder Leistungsverträge bzw. Aufträge zur Planung abgeschlossen sind. So-
4 
 
fern bekannt wird, dass mit der Maßnahme vor dem Vorliegen des Zuwendungsbe-
scheids begonnen wurde, muss die Förderzusage zwingend widerrufen werden. 
 
Andere Fördermittel der öffentlichen Hand dürfen für dieselbe Maßnahme nicht in An-
spruch genommen werden (Kumulierungsverbot). 
 
Die Zuwendungsempfänger verpflichten sich, das Vorhaben anhand eines vom MVI zur 
Verfügung gestellten Gliederungsvorschlages zu dokumentieren sowie durch ein vom 
MVI zu beauftragendes Institut evaluieren zu lassen. 
 
5. Art und Höhe der Förderung 
Die Förderung wird nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel im 
Rahmen der Projektförderung als Anteilsfinanzierung in Form eines einmaligen Zu-
schusses gewährt.  
 
Der Zuschuss beträgt bis zu 50% der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben, höchstens 
jedoch 80.000 € (brutto). Die weiteren 50% sind seitens des Zuwendungsempfängers 
zu finanzieren.  
 
Bei besonders vorbildlichen Projekten der Innenentwicklung kann im Einzelfall ein höhe-
rer Fördersatz als 50% gewährt werden; der maximale Förderhöchstbetrag kann in die-
sen Fällen auf bis zu 100.000 € (brutto) angehoben werden.   
 
Zuwendungsfähig sind Ausgaben für 
- Darstellung, Bewertung und Aktivierung von Flächenpotenzialen und Leerständen; 
- Gegenüberstellung von Innenentwicklungspotenzial und Bauflächenbedarf; 
- Ansprache und Beratung von Grundstückseigentümern/innen  und Investoren/innen 
- Konzepte und Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung maßgeblicher Zielgruppen; 
diese Konzepte und Maßnahmen sollen mit konkreten Innenentwicklungsprojekten 
mit dem Ziel baldiger Umsetzung verbunden werden; 
- Erstellung von Konzepten und Testentwürfen für eine qualifizierte Innenentwicklung 
und zur Aufwertung innerörtlicher Siedlungsbereiche (vgl. Ziffer 2a); 
- Förderung der Kooperation, Koordination und Moderation bei Innenentwicklungs-
prozessen; 
- Kosten-Nutzen-Analysen für Investitions- und Betriebskosten bei der siedlungs-
strukturellen Entwicklung der Gemeinde; 
- Konkrete interkommunale Kooperationsvorhaben mit flächensparender Wirkung; 




Nicht zuwendungsfähig sind  
- Eigenleistungen des Antragstellers;  
- Kosten, die in festgelegten Gebieten nach den §§ 141, 142, 171 b und 171 e Bau-
gesetzbuch entstanden und nach den Städtebauförderungsrichtlinien förderfähig 
sind. 
 
Die Projektlaufzeit beträgt in der Regel 15 Monate. Kürzere Laufzeiten sind erwünscht 
längere Laufzeiten sind zu begründen.  
 
6. Antragsverfahren  
Termin für die Einreichung der Anträge ist 25.04.2014. Die Anträge sind unter Verwen-
dung des Antragsvordrucks in zweifacher Fertigung an das  
 
Ministerium für Verkehr und Infrastruktur Baden-Württemberg 
Abteilung 4 - Flächenmanagement 
Postfach 10 34 52 
70029 Stuttgart 
zu richten.  
Über die Förderung entscheidet ein Auswahlgremium. Im Falle einer Ablehnung des 
Antrags wird der Antragsteller schriftlich benachrichtigt. Eine Begründung der Ableh-
nung erfolgt grundsätzlich nicht. 
 
Informationen zur Antragstellung und der Antragsvordruck befinden sich auf den Inter-
netseiten des Ministeriums Verkehr und Infrastruktur Baden-Württemberg:  
 
http://www.mvi.baden-wuerttemberg.de > Planen & Bauen > Flächenmanagement > Förderprogramm 
„Flächen gewinnen durch Innenentwicklung“ 
 
7. Ansprechpartner/in 
Für Rückfragen stehen Ihnen Herr Stefan Frey und Frau Beate Schaubhut zur Verfü-
gung: 
Telefon: 0711 / 231 - 5875 (Herr Frey),  
0711 / 231 – 5877 (Frau Schaubhut) 
Fax:   0711 / 231 - 5899 
E-Mail: stefan.frey@mvi.bwl.de  
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 Startschuss für die Ausschreibung des Förderprogramms  
‚Flächen gewinnen durch Innenentwicklung‘ 2014 
Staatssekretärin Splett: „Ab sofort können Städte und Gemeinden 
wieder Förderanträge für das Jahr 2014 stellen“ 
 
Gisela Splett MdL, Staatssekretärin im Ministerium für Verkehr und Infrastruktur, gab 
heute (16. Dezember 2012) in Stuttgart den Startschuss für das Förderprogramm 
‚Flächen gewinnen durch Innenentwicklung‘ 2014: „Der Flächenverbrauch in Baden-
Württemberg ist mit 6,7 Hektar pro Tag nach wie vor zu hoch. Wir freuen uns daher 
sehr, dass wir das Förderprogramm 2014 fortsetzen können.“ 
 
„Flächen gewinnen durch Innenentwicklung“ richtet sich an alle Städte, Gemeinden, 
Landkreise, Nachbarschaftsverbände und Zweckverbände in Baden-Württemberg. 
Das Programm bietet den Kommunen eine finanzielle Unterstützung an, um innerört-
liche Entwicklungspotenziale zu untersuchen und zu aktivieren. Es bietet die Chance, 
attraktive Innenentwicklung in bestehenden Wohn- und Gewerbegebieten anzustoßen 
und lebendige Strukturen zu schaffen. 
 
Von Seiten des Ministeriums werden Ideen, Konzepte und nicht-investive Maßnah-
men unterstützt, die auf das Ziel kompakter, lebenswerter Siedlungsstrukturen mit 
attraktiven Ortskernen, guter Nahversorgung und kurzen Wegen gerichtet sind. Bei 
den Planungsprozessen soll dabei nicht nur den unmittelbar Betroffenen, sondern 
allen gesellschaftlichen Gruppen Informations- und Mitwirkungsmöglichkeiten eröffnet 
werden.  
 
Auch für gewerbliche Nutzungen sollen und können Flächenpotentiale mobilisiert 
werden, ohne zusätzliche Flächen im Außenbereich in Anspruch zu nehmen. Das 
Förderprogramm zielt insbesondere auf Konzepte zur Entwicklung bestehender, aber 
unzureichend genutzter Gewerbegebiete.  
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„Die Ressource Fläche ist endlich. Wir wollen nicht nur das Bewusstsein für diese 
Ressource schärfen, sondern Anreize zu maßvollem und nachhaltigem Umgang mit 
Grund und Boden schaffen“, so Gisela Splett. Das Förderprogramm leiste daher ei-
nen wichtigen Beitrag, um den Flächenverbrauch in Baden-Württemberg in eine zu-
kunftsfähige Richtung zu lenken sowie lebendige und attraktive Siedlungsstrukturen 
zu erhalten. 
 
Anträge können bis zum 25.04.2014 beim Ministerium für Verkehr und Infrastruktur 
eingereicht werden. Investive Vorhaben, wie Grunderwerb, Umbau- oder Sanie-
rungsmaßnahmen sowie bereits begonnene Projekte können nicht gefördert werden. 
 
Allgemeine Informationen zum Förderprogramm 
Das Förderprogramm „Flächen gewinnen durch Innenentwicklung“ gibt es seit 2010 
(nach einer Pilotphase 2009). Es wurde gemeinsam mit den kommunalen Landesver-
bänden entwickelt. Bisher konnten rund 150 Projekte in Baden-Württemberg gefördert 
werden. Weitere Details zum Förderprogramm können aus den Ausschreibungsunter-
lagen und dem Antragsformular entnommen werden, die auf den Internetseiten des 
Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur eingestellt sind: 
 
www.mvi.baden-wuerttemberg.de > Planen & Bauen > Flächenmanagement > Flä-
chen gewinnen  
 
4.8.2014 Baden-Württemberg.de: Ältere Menschen
http://www.baden-wuerttemberg.de/de/bw-gestalten/gerechtes-baden-wuerttemberg/aeltere-menschen/?type=98&print=1 1/2
»Wir müssen Hürden, die ältere
Menschen an einer Beteiligung
am gesellschaftlichen Leben




Potenziale des Alters nutzen
Wir werden immer älter. Deshalb müssen wir vor allem die Chancen und
Potenziale des Alters in den Blick nehmen. Ziel der Landesregierung ist es,
älteren Menschen ein selbstständiges und selbstbestimmtes Leben zu
ermöglichen.
Wir leben in einer älter werdenden Gesellschaft. Auch in Baden-Württemberg
macht sich der demographische Wandel bemerkbar: In 30 Jahren wird ein Drittel
unserer Bevölkerung über 60 Jahre alt sein. Gleichzeitig wird der Anteil der unter
20-Jährigen von gegenwärtig einem Fünftel auf weniger als ein Sechstel
zurückgehen. Diese Entwicklung ist eine große Herausforderung für uns alle – für
Politik und Gesellschaft.
Die deutlich gestiegene Lebenserwartung ist
eine erfreuliche Errungenschaft. An die Stelle
eines „Ruhestandes“ ist längst ein
eigenständiger, vierter Lebensabschnitt
getreten. Er eröffnet für einen großen Teil der
älteren Menschen neue Möglichkeiten für ihre
Lebensgestaltung.
Deshalb ist es an der Zeit für einen
Perspektivwechsel: Anstatt der Defizite müssen wir vor allem die Chancen und
Potentiale des Alters in den Blick nehmen. Ziel der Landesregierung ist es,
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älteren Menschen ein selbstständiges und selbstbestimmtes Leben zu
ermöglichen. Um die Erfahrungen und Potenziale der älteren Menschen besser für
unsere Gesellschaft zu nutzen, möchte die Landesregierung das bürgerschaftliche
Engagement der älteren Generation fördern und Altershürden in der
ehrenamtlichen Arbeit abbauen.
Angebote für ältere Arbeitnehmer
Die Landesregierung setzt sich für eine umfassende Teilhabe älterer Menschen
ein – auch und gerade auf dem Arbeitsmarkt. Auch ältere Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer sind zu hervorragenden Leistungen fähig und bereit. Wir wollen
Impulse setzen, um es älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeitsnehmern etwa
durch Fort- und Weiterbildungen zu ermöglichen, tatsächlich bis zum
Renteneintritt arbeiten zu können.
Hilfe am Wohnort
Eine bessere Unterstützung von hilfe- und pflegebedürftigen Menschen ist ein
zentrales Anliegen der Landesregierung. Ältere Menschen sollen so lange wie
möglich selbstbestimmt in ihrer gewohnten Umgebung leben können.
In den nächsten Jahren und Jahrzehnten wird die Zahl der pflegebedürftigen
Menschen erheblich zunehmen. Deshalb stärken wir mit dem neuen Wohn-,
Teilhabe- und Pflegegesetz dezentrale und wohnortnahe Wohnformen – etwa in
ambulant betreuten Wohngemeinschaften. Mit dem neuen Gesetz können
Menschen mit Pflege- oder Unterstützungsbedarf aus einer breiten Palette von
Wohn- und Betreuungsformen die für sie passende Alternative auswählen. Mit
dem Gesetz stärken wir auch die Informationsrechte von Menschen in
Pflegeeinrichtungen. Die Landesregierung hat außerdem die Mittel zur Förderung
von ambulanten Angeboten zur Betreuung von Pflegebedürftigen und
Demenzkranken erhöht.
Ein hilfreicher Baustein für ein unabhängiges und selbständiges Leben im Alter
können auch technische Hilfen sein – also etwa der klassische Hausnotruf,
einfach zu bedienende digitale Tagesablaufplaner oder in der Wohnung
installierte Warndienste. Die Landesregierung fördert deshalb Projekte zur





Lange Zeit wuchs die Bevölkerung in Baden-Württemberg. Heute resultiert
der Zuwachs fast ausschließlich auf Zuwanderung von außen. Trotz der
Zuwanderung steigt das Durchschnittsalter im Land. 
In Baden-Württemberg leben rund 10,6 Millionen Menschen (Stand: Ende 2012).
Damit ist die Bevölkerungszahl seit 1952 um knapp 60 Prozent gewachsen. Um
1900 lebten nur 4,1 Millionen Menschen im Südwesten. 2008 ging seit 1984 zum
ersten Mal die Bevölkerungszahl leicht zurück. 2009 sank die Zahl der Baden-
Württemberger um gut 4.500. Seitdem wächst die Bevölkerung wieder leicht.
Baden-Württemberg hat mehr Einwohner als viele andere europäischen Länder.
So leben etwa in Österreich knapp 8,5 Millionen und in Finnland sogar nur gut 5,4
Millionen Einwohner.
Zuwanderung
In der Vergangenheit stellten die Wanderungsbewegungen den „Hauptantrieb“ für
das Bevölkerungswachstum im Land dar. Seit 1952 erlebte das Land
zusammengenommen rund 15,7 Millionen Zuzüge über die Landesgrenzen. Dies
war zurückzuführen auf Flüchtlings- und Vertriebenenströme nach dem Zweiten
Weltkrieg, auf Gastarbeiterzuwanderung sowie Arbeitskräftezuwanderung aus
anderen Teilen Deutschlands, Bürgerkriegsflüchtlinge und die einigungsbedingte




knapp 12,7 Millionen Menschen aus Baden-Württemberg ab. Per saldo ergab sich
also ein Wanderungsgewinn von insgesamt fast 3,1 Millionen Menschen seit
Bestehen des Landes. Damit resultierten etwas mehr als 75 Prozent des
bisherigen Bevölkerungswachstums aus den Zuwanderungen, die übrigen knapp
25 Prozent aus Geburtenüberschüssen. Da die zuwandernden Personen im
Durchschnitt etwa 10 Jahre jünger sind als diejenigen, die bereits im Lande
leben, bewirken die Zuwanderungen einen gewissen, wenn auch begrenzten
„Verjüngungseffekt“. Dennoch haben die Zuwanderungen nicht verhindern können,
dass in den vergangenen fünf Jahrzehnten die baden-württembergische
Bevölkerung deutlich „gealtert“ ist.
Bevölkerungsbilanz
Die Differenz zwischen Geburten und Sterbefällen eines Jahres wird als natürliche
Bevölkerungsbilanz bezeichnet. Seit dem Jahr 2006 fällt diese – vor allem
aufgrund sinkender Geburtenzahlen – auch in Baden-Württemberg erstmals seit
1978 negativ aus. Betrug das Defizit 2006 noch 707, waren es 2012 schon 11.107
weniger Geburten als Sterbefälle. Ohne Zuwanderung würde bei diesem Trend die
Bevölkerungszahl wieder schrumpfen. Durch Zuwanderung im Jahr 2012 kamen
insgesamt 315.181 Menschen ins Land. Gleichzeitig verließen aber auch 249.375
Menschen Baden-Württemberg. So kamen per Saldo 65.806 Neu-Baden-
Württemberger hinzu. Aus den übrigen deutschen Ländern kamen 1.880
Neubürgerinnen und Neubürger. Der Löwenanteil des Zuwachses kam mit 50.853
Menschen jedoch aus den Ländern der Europäischen Union.
Der Anteil der weiblichen Bevölkerung betrug 2012 51 Prozent. In absoluten
Zahlen ausgedrückt: Es gab rund 95.000 Frauen mehr als Männer.
Altersstruktur
Seit 1970 ist die Zahl der über 65-jährigen im Land stark angestiegen. Seit 1960
hat sich der Anteil dieser Altersgruppe nahezu verdoppelt. Die größte Gruppe
waren 2011 die 40 bis 65-jährigen. Ihr Anteil lag bei 37 Prozent. Ein knappes
Drittel der Bevölkerung war zwischen 15 und 40 Jahren alt. Unter 15 Jahren waren
nur noch 14 Prozent. 1980 lag dieser Wert noch bei 19 Prozent. Aufgrund der
niedrigen Geburtenrate wird die Gesellschaft immer älter werden.
Baden-Württemberger mit Migrationshintergrund
Der wirtschaftliche Aufschwung, Änderungen in der Altersstruktur und längere
Ausbildungszeiten verursachten in den 1960er-Jahren in der Bundesrepublik
Deutschland einen Arbeitskräftemangel. Mit der verstärkten Beschäftigung
ausländischer Arbeitnehmer wurde versucht, dem entgegenzuwirken. Wegen der
Wirtschaftsstruktur und der guten Erwerbsmöglichkeiten kamen besonders viele
nach Baden-Württemberg. Derzeit leben rund 1,3 Millionen Menschen mit
ausländischem Pass im Land. Das sind rund 12 Prozent der Gesamtbevölkerung.
Baden-Württemberg hat damit den größten Migrantenanteil unter den deutschen
Flächenländern.




Staaten, vor allem aus Italien und Griechenland. Die größte Gruppe von
Migranten außerhalb der EU stammt aus der Türkei. Regional gesehen haben sich
die Migrantinnen und Migranten sehr unterschiedlich über das Land verteilt.
Während die eher ländlich geprägten Landkreise einen deutlich
unterdurchschnittlichen Anteil zeigen, üben die industriellen Ballungsräume des
Landes traditionell eine hohe Anziehungskraft auf die Migrantinnen und Migranten
aus. In Stuttgart, Mannheim und Heilbronn hat inzwischen bereits jeder vierte bis
fünfte Mitbürger eine ausländische Nationalität.
Die Zahl der Eibürgerungen steigt stetig an. Im Jahr 2012 haben 16.390
ausländische Staatsangehörige in Baden-Württemberg einen deutschen Pass
erhalten. Seit dem Inkrafttreten der neuen Regelungen des
Staatsangehörigkeitsrechts im Jahr 2000 haben sich rund 226.000 Migrantinnen
und Migranten im Land einbürgern lassen, darunter vor allem Menschen aus der
Türkei und dem ehemaligen Jugoslawien. Vor allem junge Einwanderer unter 35
Jahren entscheiden sich für die deutsche Staatsbürgerschaft.
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Durchschnittliche Kinderzahl pro Frau in Baden-Württemberg 1980 bis 2012
Nationalität Kinder pro Frau
1)
1980 1990 2000 2010 2012
1) Zusammengefasste Fruchtbarkeitsziffer - Lebendgeborene deutscher bzw. ausländischer Mütter, bezogen auf deutsche bzw. ausländische Frauen.
Deutsche 1,40 1,40 1,32 1,35 1,33
A us länder 2 ,44 2,14 1,80 1,57 1,53
Gesamt 1,51 1,49 1,42 1,38 1,36
© Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, Stuttgart, 2013
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Bevölkerungsentwicklung in den Regierungsbezirken, Baden-Württembergs und Deutschland
Tabelle Grafik 1
Bevölkerungsentwicklung in den Regierungsbezirken, Baden-Württembergs und Deutschland seit 1950
Jahr
Bevölkerungss tand
Regierungsbezirk1) Baden ​Württemberg1) Deutschland2)Stuttgart Karls ruhe Freiburg Tübingen
A nzahl 1 .000
1950 2.371.308 1.742.435 1.280.001 1.036.481 6.430.225 68.696
1951 · · · · 6 .587.405 69.076
1952 2.455.855 1.801.019 1.362.355 1.077.513 6.696.756 69.352
1953 2.518.207 1.836.946 1.402.504 1.105.541 6.863.212 69.752
1954 2.580.574 1.868.175 1.429.619 1.129.757 7.008.139 70.129
1955 2.649.933 1.906.498 1.453.053 1.147.160 7.156.658 70.530
1956 2.656.191 1.893.300 1.440.827 1.142.923 7.133.241 70.923
1957 2.728.981 1.934.850 1.473.773 1.164.307 7.301.925 71.405
1958 2.781.515 1.966.981 1.498.632 1.185.865 7.433.007 71.918
1959 2.837.998 1.998.271 1.522.139 1.202.276 7.560.698 72.409
1960 2.909.717 2.039.658 1.552.354 1.225.116 7.726.859 72.973
1961 2.924.034 2.047.718 1.557.498 1.229.904 7.759.154 73.668
1962 3.011.128 2.110.199 1.600.267 1.269.044 7.990.638 74.383
1963 3.053.419 2.141.642 1.624.726 1.288.548 8.108.335 75.046
1964 3.108.603 2.177.917 1.658.451 1.312.426 8.257.397 75.592
1965 3.172.138 2.219.293 1.693.239 1.341.532 8.426.202 76.337
1966 3.208.052 2.247.482 1.718.400 1.360.172 8.534.106 76.864
1967 3.213.600 2.250.584 1.732.973 1.368.314 8.565.471 77.039
1968 3.277.273 2.284.868 1.760.336 1.391.418 8.713.895 77.550
1969 3.359.921 2.330.716 1.797.277 1.421.785 8.909.699 78.270
1970 3.366.955 2.328.483 1.782.265 1.417.345 8.895.048 78.069
1971 3.424.795 2.363.008 1.818.368 1.448.943 9.055.114 78.557
1972 3.459.991 2.383.168 1.843.321 1.467.672 9.154.152 78.820
1973 3.493.040 2.400.336 1.863.465 1.482.535 9.239.376 79.052
1974 3.481.942 2.396.646 1.865.618 1.482.034 9.226.240 78.883
1975 3.443.890 2.379.443 1.852.477 1.476.938 9.152.748 78.465
1976 3.426.374 2.369.033 1.845.915 1.477.944 9.119.266 78.209
1977 3.428.351 2.367.928 1.843.404 1.480.770 9.120.453 78.111
1978 3.439.604 2.369.266 1.844.101 1.484.819 9.137.790 78.073
1979 3.459.542 2.380.613 1.853.148 1.496.749 9.190.052 78.179
1980 3.481.816 2.400.396 1.865.282 1.511.453 9.258.947 78.398
1981 3.489.731 2.409.600 1.870.739 1.517.851 9.287.921 78.419
1982 3.473.607 2.407.693 1.871.655 1.517.653 9.270.608 78.252
1983 3.459.739 2.397.987 1.869.341 1.516.234 9.243.301 78.016
1984 3.453.655 2.396.234 1.873.762 1.517.432 9.241.083 77.720
1985 3.467.081 2.400.024 1.880.475 1.523.790 9.271.370 77.676
1986 3.490.434 2.410.098 1.891.169 1.535.079 9.326.780 77.781
1987 3.491.787 2.395.523 1.869.032 1.530.045 9.286.387 77.899
1988 3.547.234 2.433.836 1.896.377 1.555.262 9.432.709 78.390
1989 3.609.981 2.484.022 1.934.784 1.589.909 9.618.696 79.113
1990 3.683.075 2.532.487 1.977.857 1.628.608 9.822.027 79.753
1991 3.751.157 2.577.270 2.012.915 1.660.498 10.001.840 80.275
1992 3.807.446 2.612.799 2.041.039 1.687.424 10.148.708 80.975
1993 3.832.118 2.636.941 2.058.634 1.706.333 10.234.026 81.338
1994 3.841.565 2.645.136 2.071.050 1.714.318 10.272.069 81.539
1995 3.862.311 2.644.430 2.087.042 1.725.584 10.319.367 81.818
1996 3.881.961 2.656.721 2.099.757 1.736.066 10.374.505 82.012
1997 3.888.668 2.660.608 2.106.615 1.740.719 10.396.610 82.057
1998 3.898.171 2.666.127 2.114.486 1.747.256 10.426.040 82.037
1999 3.917.305 2.676.257 2.125.364 1.757.006 10.475.932 82.164
2000 3.935.352 2.684.425 2.137.625 1.767.013 10.524.415 82.260
2001 3.964.162 2.701.376 2.156.851 1.778.517 10.600.906 82.440
2002 3.985.000 2.716.682 2.170.481 1.789.157 10.661.320 82.537
2003 3.994.612 2.722.550 2.178.813 1.796.581 10.692.556 82.532
2004 4.003.172 2.727.733 2.185.027 1.801.487 10.717.419 82.501
2005 4.007.373 2.732.455 2.190.727 1.805.146 10.735.701 82.438
2006 4.005.380 2.734.260 2.193.178 1.805.935 10.738.753 82.315
2007 4.007.095 2.739.274 2.196.410 1.806.976 10.749.755 82.218
2008 4.006.313 2.740.164 2.195.681 1.807.348 10.749.506 82.002
2009 4.000.848 2.740.503 2.196.018 1.807.552 10.744.921 81.802
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Anmerkung: Informieren Sie sich umfassend zu diesem Thema auch mit den »Statistischen Berichten« (PDF mit
Tabellenanhang XLS, Excel 97‑2003).
1) 1950, 1956, 1961, 1970 und 1987: Volkszählungsergebnisse; 2011 Zensusergebnis; ansonsten Ergebnisse der Bevölkerungsfortschreibung zum Jahresende;
angepasst an den Gemeindegebietsstand zum 31. 12. 2010; bei der Rückrechnung der Regierungsbezirke ist in den Jahren 1952 bis 1955 und 1957 bis 1960
die Gebietsabtretung an die Schweiz mit Wirkung vom 20. 7 .1967 (14 Personen) nicht enthalten. Dadurch ergibt sich eine Differenz zur Landessumme von 14
Personen.
2) Stand jeweils zum 31. 12.; die Daten können nicht zur Berechnung des Finanzausgleichs der Länder verwendet werden.
2009 4.000.848 2.740.503 2.196.018 1.807.552 10.744.921 81.802
2010 4.002.571 2.744.226 2.199.125 1.807.958 10.753.880 81.752
2011 3.914.359 2.664.437 2.145.325 1.762.539 10.486.660 80.220
2012 3.947.568 2.686.573 2.162.340 1.772.630 10.569.111 80.524
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Bevölkerungspyramide
Die Grafik zeigt die Bevölkerungsentwicklung und die Veränderung des Altersaufbaus in Baden‑Württemberg
zwischen 1952 und dem aktuellen Datenstand, sowie die Vorausrechnung bis 2060. In der
»Bevölkerungspyramide« ist entsprechend der Stärke des Jahrgangs ein Balken gesetzt: Für die Männer links
(blau), für die Frauen rechts (rot), für die Neugeborenen (0 bis 1 Jahre) ganz unten, für die 100‑Jährigen und
darüber ganz oben. Im Diagramm ist die Verschiebung des Altersaufbaus in die höheren Altersjahrgänge und die
Bevölkerungszunahme (längere Balken) zu sehen. Die Differenz Frauen/Männer und umgekehrt lässt sich durch
Klicken auf den Betrag (Werteleiste unten) grafisch anzeigen.
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Bevölkerungspyramiden für alle Gemeinden und sonstigen
Regionaleinheiten Baden-Württembergs als Ausdruck oder Bilddatei. .i
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